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A   Grundlagen und Rechts- 
quellen des Arbeitsrechts

Unter dem Begriff des Arbeitsrechts wird in der polnischen Rechtsordnung 
die Gesamtheit der Rechtsnormen verstanden, die die mit menschlicher Arbeit  
verbundenen Verhältnisse regeln. Unter Arbeit versteht man eine körperliche 
oder geistige Tätigkeit eines Menschen, die auf die Erzeugung materieller oder  
immaterieller Güter gerichtet ist. Das Arbeitsrecht regelt alle beruflichen Tätig- 
keiten, die entgeltlich und freiwillig geleistet werden. Die Verpflichtung zur 
Leistung einer bestimmten Arbeit muss also von dem Leistenden freiwillig 
übernommen werden; es ist unerheblich, ob er sich durch einen Vertrag oder 
ein einseitiges Rechtsgeschäft, z. B. durch Ernennung, Bestellung oder Wahl 
verpflichtet. Dementsprechend stellen solche Tätigkeiten keine Arbeit dar, die  
zwar freiwillig, aber unentgeltlich geleistet werden, wie ehrenamtliche Tätigkeiten.  
Die Verhältnisse, die bei dieser Gelegenheit entstehen, werden durch das Ge- 
setz über die gemeinnützige Tätigkeit und das Volontariat geregelt.

Das Merkmal der Entgeltlichkeit der Leistung bewirkt, dass sich die leistende  
Person in einer wirtschaftlich abhängigen Stellung gegenüber dem Arbeitgeber  
befindet. Es wird daher von einer „weisungsgebundenen Arbeit“ gesprochen,  
die unter Leitung und zugunsten des einstellenden Arbeitgebers ausgeführt wird,  
wobei die Weisungsgebundenheit das wesentliche Unterscheidungsmerkmal 
ist, das das Arbeitsverhältnis von anderen, ähnlichen Rechtsverhältnissen 
unterscheidet. Eine entgeltliche Arbeit, die auf eigenes Risiko und auf eigene 
Rechnung geleistet wird, wird von den arbeitsrechtlichen Regelungen nicht 
erfasst.

Zusammenfassend kann man feststellen, dass das polnische Arbeitsrecht jede  
menschliche Arbeit regelt, die freiwillig, weisungsabhängig, persönlich, entgelt- 
lich und in der Regel kooperativ geleistet wird. Die die Arbeit leistende Person  
wird Arbeitnehmer genannt, ihre Arbeit übt sie zugunsten und unter den Wei- 
sungen eines Arbeitgebers aus.

Eine Definition des Arbeitsrechts ist im polnischen Arbeitsgesetzbuch von 1974  
enthalten, das das polnische Arbeitsrecht insgesamt kodifiziert und das nach  
der Wende 1989 an die marktwirtschaftlichen Anforderungen angepasst wurde 1.  
Es definiert das Arbeitsrecht als „die Vorschriften, die die Rechte und Pflichten  
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern bestimmen sowie Bestimmungen von 
Tarifverträgen und anderen auf einem Gesetz gestützten Gruppenvereinba-
rungen, Ordnungen und Satzungen, welche Rechte und Pflichten der Parteien  
eines Arbeitsverhältnisses regeln“. 

Das Arbeitsrecht enthält eine Schutzfunktion, eine Organisationsfunktion und  
eine Erziehungsfunktion. Die Schutzfunktion kann man als grundlegend für das  
Arbeitsrecht bezeichnen. Sie ist darauf zurückzuführen, dass das Arbeitsrecht  
im 19. Jahrhundert zum Schutz von ausgenutzten Arbeitnehmern vor den früh- 
kapitalistischen Arbeitsbedingungen entwickelt wurde. Die Abhängigkeit des 
Arbeitnehmers vom Arbeitgeber ist auch heute noch für das Arbeitsverhältnis  
kennzeichnend. Ausdruck der Schutzfunktion des Arbeitsrechts sind z. B. der  
Schutz vor Überanstrengung, die Gewährleistung von angemessenen Arbeits- 
bedingungen, der Schutz vor einer unfairen Lohngestaltung. Dies wurde in 
verschiedenen Vorschriften des polnischen ArbGB konkret ausgestaltet. Das 
ArbGB enthält Mindeststandards zum Schutz der Arbeitnehmer. Gegenüber 
den Vorschriften des ArbGBs für die Arbeitnehmer ungünstigere Regelungen 
dürfen durch untergesetzliche Rechtsakte im Bereich des Arbeitsrechts nicht  
getroffen werden. 

Die Schutzfunktion stützt sich neben den Vorschriften des ArbGB auf ein Sys- 
tem staatlicher Institutionen. An erster Stelle ist hier die staatliche Arbeitsins-
pektion zu nennen. Weiter werden die Arbeitnehmerrechte durch bestimmte  
Mechanismen der gewerkschaftlichen Kontrolle geschützt. Für den gerichtlichen  
Schutz der Arbeitnehmer ist das Zivilverfahrensrecht anwendbar, das den An- 
forderungen an die Arbeitsgerichtsbarkeit entsprechende Abweichungen vom  
allgemeinen Zivilverfahren bereithält, wobei der Unterschied vor allem in der 
Gewährung besonderer Rechte für die Arbeitnehmer besteht. Die Arbeitsge- 
richtsbarkeit in Polen stützt sich auf eine Struktur von Abteilungen für Arbeits-  
und Sozialrecht bei den ordentlichen Gerichten, die für die Anwendung des 
Arbeitsrechts zuständig sind. 

1   Kodeks Pracy (Arbeitsgesetzbuch vom 26. Juni 1974, einheitliche Fassung in: Dz. U. (polnisches  
Gesetzblatt) 1998 Nr. 21, Pos. 94 (mit späteren Änderungen) nachfolgend abgekürzt: „ArbGB“.
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Die praktische Bedeutung der Schutznormen des Arbeitsrechts nimmt gegen- 
wärtig in Polen zu. Dies ist erkennbar an einem Wandel der Rechtskultur – die  
Arbeitnehmer werden sich ihrer Rechte bewusster und versuchen sie aktiver 
durchzusetzen. Dies wird auch getragen durch die positive wirtschaftliche Ent- 
wicklung in Polen, in der die sinkende Arbeitslosigkeit und die Abwanderung 
von qualifizierten Arbeitskräften ins EU-Ausland dazu beitragen, dass bereits  
in einigen Branchen ein Arbeitskräftemangel besteht. 

Mit der Organisationsfunktion werden im Rahmen des Arbeitsrechts die Inte- 
ressen des Arbeitgebers an der Erfüllung der Aufgaben seines Betriebs an- 
gesprochen. Im Rahmen der Organisationsfunktion des Arbeitsrechts geht 
es somit um eine gute Arbeitsorganisation im Betrieb und infolgedessen, um 
die Erhöhung der Effektivität der Arbeitsleistung, die zur Produktion konkurrenz- 
fähiger, qualitativ hochwertiger Produkte beiträgt. Das Arbeitsrecht stellt dem  
Arbeitgeber hierzu bestimmte Rechtsinstrumente zur Verfügung, die einen op- 
timalen Ablauf des Arbeitsprozesses gewährleisten sollen. Unter anderem das  
Recht auf freie Gestaltung der Betriebsbesetzung; das Recht zur Verteilung 
der einzelnen Aufgaben; die Anwendung von Mitteln zur Motivation, aber auch  
zur Disziplinierung. 

Bei der Erziehungsfunktion schließlich handelt es sich um die Rolle der Arbeit  
bei der Gestaltung der menschlichen Persönlichkeit. Es wird betont, dass die  
Arbeit und die dort erbrachten Leistungen Einfluss auf die Lebensqualität haben.  
Bestimmte Prinzipien des Arbeitsrechts, u. a. die Pflicht zur Achtung der Würde  
oder der Grundsatz der Gleichbehandlung in der Beschäftigung tragen zur Ent- 
wicklung von staatlicherseits gewünschten Verhaltensmustern bei, die auch 
außerhalb der Arbeit wirken. Die Erziehungsfunktion hatte ihren Ursprung in  
der früheren, sozialistischen Rechtslehre. Sie wird aber weiterhin für das pol- 
nische Arbeitsrecht konstatiert.

Die Rechtsquellen des polnischen Arbeitsrechts werden im polnischen ArbGB  
selbst erwähnt.

Art. 9 ArbGB

 
§ 1   Jedesmal wenn im Arbeitsgesetzbuch der Begriff Arbeitsrecht verwendet wird, so sind da- 

runter die Vorschriften des Arbeitsgesetzbuches sowie die Vorschriften anderer Gesetze 
und Ausführungsakte zu verstehen, die die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber bestimmen, sowie die Bestimmungen der Tarifverträge und anderen auf einem  
Gesetz gestützten Gruppenvereinbarungen, Ordnungen und Satzungen, die die Rechte  
und Pflichten der Parteien eines Arbeitsverhältnisses regeln.

§ 2   Die Bestimmungen der Tarifverträge und Gruppenvereinbarungen sowie der Ordnungen 
und Satzungen dürfen für die Arbeitnehmer nicht ungünstiger sein, als die Vorschriften des  
Arbeitsgesetzbuchs sowie anderer Gesetze und Ausführungsakte. 

§ 3   Die Bestimmungen der Ordnungen und Satzungen dürfen für Arbeitnehmer nicht ungünstiger  
sein, als Bestimmungen der Tarifverträge und Gruppenvereinbarungen.

§ 4   Die Bestimmungen der Tarifverträge und anderer auf einem Gesetz gestützter Gruppenver- 
einbarungen, Ordnungen und Satzungen, welche Rechte und Pflichten der Parteien eines 
Arbeitsverhältnisses regeln, die den Grundsatz der Gleichbehandlung beeinträchtigen, 
gelten nicht.

Die Rechtsquellen sind hiernach die Vorschriften des ArbGBs sowie Vorschrif-
ten anderer Gesetze und Ausführungsakte, die die Rechte und Pflichten der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber bestimmen sowie Bestimmungen von Tarif- 
verträgen und anderen auf einem Gesetz gestützten Gruppenvereinbarungen,  
Ordnungen und Satzungen, welche Rechte und Pflichten der Parteien eines 
Arbeitsverhältnisses regeln. 

Arbeitsrechtliche Vorschriften finden sich in der polnischen Rechtsordnung –  
entsprechend der Normpyramide – in der Verfassung, im EU-Recht und in 
den einfachen, nationalen Gesetzen, vor allem im bereits genannten ArbGB 
von 1974, das das wichtigste Gesetz zum individuellen Arbeitsrecht ist, aber 
auch eine Reihe von Bestimmungen zum kollektiven Arbeitsrecht enthält. 
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Daneben gelten noch fast 40 weitere Arbeits- und Sozialgesetze, die sich di- 
rekt mit dem Arbeitsverhältnis, der Sozialversicherungspflicht und weiteren 
Fragen der Beschäftigung der Arbeitnehmer befassen.

Im Bereich des individuellen Arbeitsrechts sind dies z. B. das Gesetz über 
die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern 2, das Gesetz über die besonderen 
Grundsätze der Auflösung von Arbeitsverhältnissen aus den von den Arbeit- 
nehmern unabhängigen Gründen 3, das Gesetz über die Sozialversicherung 
gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 4, das Gesetz über die staatliche 
Arbeitsinspektion5, das Gesetz über die soziale Arbeitsinspektion 6, das Gesetz  
über den betrieblichen Sozialfonds 7, das Gesetz über die berufliche und gesell- 
schaftliche Rehabilitation sowie die Beschäftigung von Behinderten 8, das Ge- 
setz über die Sozialversicherungen 9, die Gesetze über die Rentenversicherung,  
die Sozialversicherung bei Krankheit und Mutterschaft 10, bei Arbeitsunfällen  

 2   Ustawa o zatrudnianiu pracowników tymczasowych, Dz. U. 2003, Nr. 166, Pos. 1608 
(mit späteren Änderungen), nachfolgend: „LeiharbeiterG”.

 3   Ustawa o szczególnych zasadach rozwiązywania z pracownikami stosunków pracy z przyczyn  
niedotyczących pracowników, Dz. U. 2003 Nr. 90, Pos. 844 (mit späteren Änderungen), 
nachfolgend: „MassEntG”.

 4   Ustawa o ubezpieczeniu społecznym z tytułu wypadków przy pracy i chorób zawodowych,  
Dz. U. 2002, Nr. 199, Pos. 1673, (mit späteren Änderungen), nachfolgend: „UnfallG”.

 5   Ustawa o Państwowej Inspekcji Pracy, Dz. U. 2007, Nr. 89, Pos. 589 (mit späteren Ände- 
rungen).

 6   Ustawa o Społecznej Inspekcji Pracy, Dz. U. 1983, Nr. 35, Pos. 163 (mit späteren Ände- 
rungen).

 7   Ustawa o zakładowym funduszu świaczeń socjalnych, Dz. U. 1996, Nr. 70, Pos. 335 (mit 
späteren Änderungen).

 8   Ustawa o rehabilitacji zawodowej i społecznej oraz zatrudnianiu osób niepełnosprawnych,  
Dz. U. 1997, Nr. 123, Pos. 776 (mit späteren Änderungen).

 9   Ustawa z dnia 13 października 1998 r. o systemie ubezpieczeń społecznych (Gesetz über  
das Sozialversicherungssystem), einheitliche Fassung in: Dz. U. 2009, Nr. 205, Pos. 1585  
(mit späteren Änderungen).

10   Ustawa o świadczeniach pieniężnych z ubezpieczenia społecznego w razie choroby i 
macierzyństwa, einheitliche Fassung: Dz. U. 2010, Nr. 77, Pos. 512 (mit späteren Ände- 
rungen).

und Berufskrankheiten11, das Gesetz über die Kommerzialisierung und Privati- 
sierung12, das Gesetz über die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 13.

Im Bereich des Kollektivarbeitsrechts gelten zusätzlich zum Arbeitsgesetzbuch:  
Das Gesetz über die Arbeitgeberorganisationen 14, das Gesetz über die Gewerk- 
schaften 15, das Gesetz über die Lösung von Kollektivstreitigkeiten 16, das Gesetz  
über die Beschäftigungsförderung und über die Arbeitsmarktinstitutionen 17, das  
Gesetz über die Information und die Konsultation mit den Arbeitnehmern 18.

Außerdem gelten im Bereich des Arbeitsrechts Verordnungen wie z. B. die Ver- 
ordnung über die Bestimmung der Bedingungen und Ursachen von Arbeits- 
unfällen, die Verordnung über die Verfahrensweise bei der Beschäftigung von  
Ausländern u. a. 

Die Vorschriften des Zivilgesetzbuchs finden analog Anwendung, wenn im 
geltenden Arbeitsrecht zu einem bestimmten Sachverhalt keine Regelung vor- 
handen ist. Eine solche mögliche Regelungslücke im ArbGB kann durch die 
Vorschriften des ZGB geschlossen werden, allerdings nur soweit sie mit den 
Grundsätzen des Arbeitsrechts vereinbar sind. 

11   Ustawa z dnia 30 października 2002 r. o ubezpieczeniu społecznym z tytułu wypadków przy  
pracy i chorób zawodowych, Dz. U. 2002, Nr. 199, Pos. 1673 (mit späteren Änderungen).

12   Ustawa o komercjalizacji i prywatyzacj, Dz. U. 2009, Nr. 13, Pos. 70 (mit späteren Ände- 
rungen).

13   Ustawa o zwalczanie nieuczciwej konkurencj Dz. U. 2003, Nr. 153, Pos. 1503 (mit späteren  
Änderungen).

14   Ustawa o organizacjach pracodawców, Dz. U. 1991, Nr. 55, Pos. 235 (mit späteren Ände- 
rungen).

15   Ustawa o związkach zawodowych, einheitliche Fassung, Dz. U. 2001, Nr. 79, Pos. 854 
(mit späteren Änderungen).

16   Ustawa o rozwiązywaniu sporów zbiorowych, Dz. U. 1991, Nr. 55, Pos. 236 (mit späteren  
Änderungen).

17   Ustawa o promocji zatrudnienia i instytucjach rynku pracy, Dz. U. 2004, Nr. 99, Pos. 1001  
(mit späteren Änderungen).

18   Ustawa o informowaniu pracowników i przeprowadzaniu z nimi konsultacji, Dz. U. 2006, 
Nr. 79, Pos. 550 (mit späteren Änderungen).
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Schließlich gibt es Anordnungen, Beschlüsse, Instruktionen und Richtlinien, 
die von den zuständigen Ministerien erlassen werden, sie gelten aber nicht 
unmittelbar im Arbeitsrecht, sondern nur innerhalb einer bzw. zwischen den 
Behörden untereinander. 

Weiter gibt es Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen. Tarifverträge sind –  
ähnlich dem deutschen Recht – schriftliche Verträge, die Kraft der Tarifautono- 
mie der Vertragsparteien zwischen der Landesgewerkschaft (überbetriebliche  
Tarifverträge) bzw. der Betriebsgewerkschaft (betriebliche Tarifverträge) und 
einem einzelnen Arbeitgeber oder einem Arbeitgeberverband abgeschlossen 
werden. 

Betriebsvereinbarungen sind schriftliche Verträge zwischen dem Arbeitgeber 
eines bestimmten Betriebs und einer oder mehreren Betriebsgewerkschaft(en),  
die solche Angelegenheiten regeln, die nicht Gegenstand eines betrieblichen 
Tarifvertrages sind. 

Letztlich enthält auch der individuelle Arbeitsvertrag arbeitsrechtliche Vorschrif- 
ten für das konkrete Arbeitsverhältnis und schließlich gelten auch die konkreten  
Anweisungen des Arbeitgebers oder eine Arbeits- bzw. Entgeltordnung.

Aufgrund der Entstehungsgeschichte des Arbeitsrechts als einem selbststän- 
digen Rechtszweig, aufgrund des Gegenstands seiner Regelungen und dem 
engen Zusammenhang mit den sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen und  
dem technischen Fortschritt enthält das Arbeitsrecht Eigenschaften, die es 
von anderen Rechtszweigen unterscheiden – es haben sich im Arbeitsrecht 
bestimmte Methoden der Regelung ausdifferenziert. Zunächst ist der enge 
Zusammenhang des polnischen Arbeitsrechts mit dem Zivilrecht zu nennen. 
Das Arbeitsrecht ist als ein Teil des Zivilrechts entstanden. Dementsprechend  
weist es bestimmte Grundsätze auf, die dem Zivilrecht entstammen, wie (aller- 
dings mit einzelnen Modifikationen) den Grundsatz der Gleichordnung der 
Parteien. Andererseits weist das Arbeitsrecht im begrenzten Umfang auch 
Parallelen zu den verwaltungsrechtlichen Rechtsverhältnissen auf, insbeson-
dere bei den Sanktionen des Arbeitsrechts.

Dem Arbeitsrecht wohnt der Grundsatz der Arbeitnehmerbegünstigung inne. 
Der angestrebte Schutz von Arbeitnehmern hat zur Schaffung eines Mecha- 
nismus geführt, der es zwar ermöglicht, den Inhalt eines Arbeitsverhältnisses  
anders zu gestalten, als es die Vorschriften des ArbGBs vorsehen. Die Ände- 
rungen dürfen jedoch ausschließlich zugunsten des Arbeitnehmers durchgeführt 
werden; weder Arbeitsverträge noch andere Akte, welche die Grundlage für 

ein Arbeitsverhältnis bilden, dürfen weniger vorteilhaft für den Arbeitnehmer 
sein als die Vorschriften des ArbGBs. Dasselbe betrifft Tarifverträge und Grup- 
penvereinbarungen im Verhältnis zu höherrangigen Rechtsquellen. Das polni- 
sche ArbGB enthält somit in den meisten Vorschriften zwingendes Recht.

Die Beteiligung der Parteien des Arbeitsverhältnisses an der Rechtssetzung 
stellt eine weitere Besonderheit des Arbeitsrechts dar. Dies geschieht durch 
Tarifverträge und andere auf ein Gesetz gestützte Gruppenvereinbarungen, 
Ordnungen und Satzungen, die die Rechte und Pflichten der Parteien des Ar- 
beitsverhältnisses regeln. Dadurch wird den Parteien im Rahmen der rechtlich  
bestimmten Grenzen die Freiheit zur Gestaltung ihrer gegenseitigen Rechts- 
verhältnisse gewährt.
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Arbeitsverhältnisse auf Grundlage des Arbeitsrechts kommen zustande durch:

– Arbeitsvertrag
– Heimarbeitsvertrag
– genossenschaftlichen Arbeitsvertrag

Außerdem werden besondere Führungskräfte eingestellt durch: 

– Berufung
– Ernennung und durch
– Auswahl zum Staats- und Selbstverwaltungsbeamten 

Der grundlegende Unterschied liegt hier in der Begründung und Auflösung des  
jeweiligen Arbeitsverhältnisses. Insbesondere das durch Ernennung begründete  
Arbeitsverhältnis weicht von den anderen Formen ab, da in diesem Verhältnis  
der Arbeitnehmer weitgehend stärker dem Arbeitgeber untergeordnet wird und 
eine größere Einsatzbereitschaft von ihm verlangt wird. Zudem sind verschie- 
dene Arbeitnehmerrechte in Bezug auf einen aufgrund einer Ernennung einge- 
stellten Arbeitnehmer eingeschränkt oder überhaupt nicht anwendbar, während  
ihm andererseits weitergehende Pflichten auferlegt werden.

Durch einen genossenschaftlichen Arbeitsvertrag wird ein genossenschaft- 
liches Arbeitsverhältnis gegründet. Ein solches Verhältnis kann nach polnischem  
Recht ausschließlich mit einer Arbeitsgenossenschaft begründet werden, die  
ihre Wirtschaftstätigkeit auf die persönlich geleistete Arbeit ihrer Mitglieder 
stützt. Die Produktionsmittel einer solchen Arbeitsgenossenschaft sind hier 
das gemeinsame Privateigentum der Arbeitnehmer als Genossenschaftsmit-
glieder.

Demgegenüber bezeichnet man Arbeitsverhältnisse, die auf der Grundlage von  
ordentlichen Arbeitsverträgen oder aufgrund eines anderen der oben genann- 
ten Akte begründet werden, als Arbeitnehmer-Arbeitsverhältnisse. In einem 
Arbeitnehmer-Arbeitsverhältnis stellt der Arbeitgeber oder der Staat die Arbeits- 
mittel zur Verfügung, die sich auch in deren Eigentum befinden. 

Durch die Begründung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet sich der Arbeitneh- 
mer, eine der Art nach bestimmte Arbeit zugunsten des Arbeitgebers, unter 
dessen Leitung und an einem von ihm bestimmten Ort und Zeitraum, auszu- 
führen; der Arbeitgeber verpflichtet sich, den Arbeitnehmer gegen Vergütung 
zu beschäftigen. Die wesentlichen Merkmale eines Arbeitsverhältnisses sind 
daher nach dieser Vorschrift des ArbGB, dass

–  der Beschäftigte den Weisungen des Arbeitgebers unterstellt ist,  
d. h. der Arbeitgeber bestimmt den Ort und die Zeit der Arbeitsleistung

– die Arbeit gegen Entgelt geleistet wird
– die Arbeitsleistung persönlich erbracht wird und
– der Arbeitgeber das mit der Beschäftigung verbundene Risiko trägt.

Eine Beschäftigung, die die oben genannten Voraussetzungen erfüllt, ist eine  
Beschäftigung auf der Grundlage eines Arbeitsverhältnisses und damit ist das  
ArbGB anwendbar, unabhängig davon, wie der Vertrag durch die Parteien be- 
nannt wurde.

Unter bestimmten Voraussetzungen kann daher auch, wenn die Arbeit aufgrund  
eines ZGB-Vertragstyps19 ausgeübt wird, eine Arbeitsleistung nach dem ArbGB  
vorliegen, aus der dann u. U. auch eine Sozialversicherungspflicht folgt. Die 
Tätigkeiten, die hier in Betracht kommen, sind z. B. handwerkliche Tätigkeiten 
oder Managertätigkeiten.

Die zivilrechtlichen Vertragstypen, die dem Arbeitsvertrag ähnlich sind, und bei  
denen gegebenenfalls Pflichten aus dem ArbGB ausgelöst werden, sind z. B. 
der Dienstleistungsauftrag oder der Werkvertrag.

Hierbei geht es um das Problem der Selbstständigkeit und der Scheinselbst-
ständigkeit. Die Abgrenzung erfolgt hier nach der Risikoverteilung. Trägt der 
Arbeitgeber das technische Risiko, das persönliche Risiko, das wirtschaftliche  
Risiko und das soziale Risiko alleine, so liegt trotz einer anderen Bezeichnung  
des Vertrages ein Arbeitsvertrag vor und das ArbGB ist anwendbar.

19  ZGB: Zivilgesetzbuch vom 23. 04. 1964.
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01.1.1.1  Arbeitnehmerbegriff

Art. 2 ArbGB

 
Ein Arbeitnehmer ist eine Person, die auf der Grundlage eines Arbeitsvertrages, einer Bestellung,  
einer Wahl, einer Ernennung oder eines genossenschaftlichen Arbeitsvertrages beschäftigt wird.

Arbeitnehmer kann sein, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat bzw. wenn die  
in den entsprechenden Vorschriften enthaltenen Voraussetzungen erfüllt sind,  
auch derjenige, der mindestens 16 Jahre alt ist. Daneben wird vorausgesetzt,  
dass der Arbeitnehmer zumindest beschränkt geschäftsfähig ist. Zur Partei 
eines Arbeitsverhältnisses wird die Person mit der Begründung eines Arbeits- 
verhältnisses aufgrund von Arbeitsvertrag, Berufung, Wahl oder eines genos- 
senschaftlichen Arbeitsvertrages. 

Eine Unterscheidung zwischen Arbeitern (überwiegend körperlich tätigen Ar- 
beitnehmern) und Angestellten (überwiegend geistig tätigen Arbeitnehmern) 
gibt es in den polnischen, arbeitsrechtlich relevanten Gesetzen ausdrücklich 
nicht mehr. Die Unterscheidung ist allerdings dem polnischen Recht insofern 
geläufig, als sie noch in Tarifverträgen, Verordnungen, Betriebsvereinbarungen  
und Arbeitsverträgen gebraucht wird. Dort gibt es differenzierte Regelungen 
für Lohngruppen (für die Arbeiter) und für Gehaltsgruppen (für die Angestell-
ten).

01.1.1.2  Leitende Angestellte 

Nach dem ArbGB werden Arbeitsverhältnisse von besonderen Führungskräf-
ten aufgrund besonderer Vorschriften durch die Berufung der Führungskraft 
durch besondere Gremien begründet. So werden nach dem Handelsgesell-
schaftsgesetzbuch beispielsweise die Vorstandsmitglieder einer GmbH, wobei  
der Vorstand die Geschäfte der Gesellschaft führt und sie vertritt, von den 
Gesellschaftern durch Beschluss berufen und abberufen, soweit der Gesell- 
schaftsvertrag nichts anderes bestimmt. 

01.1.1.3  Leiharbeitnehmer

Arbeitnehmer, die Dritten (Entleihern) vom Arbeitgeber gewerbsmäßig zur Ar- 
beitsleistung überlassen werden (Leiharbeitnehmer), gibt es auch in Polen. Im  
Jahr 2003 wurde das LeiharbeiterG verabschiedet, das diese Materie regelt. 
Notwendig wurde es, da die Anzahl der Leiharbeitnehmer in Polen stark ge- 
stiegen ist. 

01.1.2  Arbeitgeber

Art. 3 ArbGB

 
Ein Arbeitgeber ist eine Organisationseinheit, auch wenn sie keine Rechtspersönlichkeit be-
sitzt, sowie eine natürliche Person, sofern sie Arbeitnehmer beschäftigen.

Auch der Begriff des Arbeitgebers ist somit im ArbGB definiert, dahingehend,  
dass ein Arbeitgeber eine Organisationseinheit sein kann, auch ohne Rechts- 
persönlichkeit sowie eine natürliche Person, sofern sie Arbeitnehmer beschäf-
tigt. Entscheidendes Kriterium ist die Beschäftigung von Arbeitnehmern. Zu den  
Organisationseinheiten, die Arbeitnehmer beschäftigen, gehören insbesondere  
Handels- und Zivilgesellschaften, Behörden, staatliche Unternehmen, soziale  
Einrichtungen sowie Vereine, welche selbstständig als Arbeitsverhältnisse be- 
gründende Parteien auftreten. Ist der Betrieb auf dem gesamten Gebiet der 
Republik Polen tätig, so sind als Arbeitgeber ihre einzelnen Filialen – in Fällen  
von großen Gesellschaften ihre Organisationseinheiten – zu betrachten, soweit  
sie im Rahmen ihrer Selbstständigkeit berechtigt sind, Arbeitnehmer einzustel-
len.
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Über die Tatsache, ob eine Person i. S. d. genannten Arbeitgeber-Definition 
Arbeitnehmer beschäftigt, entscheidet nicht die faktische Beschäftigung von 
Arbeitnehmern. Gemeint ist hier ausschließlich eine selbstständige, also von 
der oben dargestellten Struktur unabhängige Begründung und Verwirklichung  
von Arbeitsverhältnissen mit Personen, die ihre Bereitschaft zur Arbeitsauf-
nahme in dem jeweiligen Betrieb erklären, da es in erster Linie auf die Fähigkeit  
der Organisationsstruktur ankommt, arbeitsrechtliche Rechte auszuüben und  
arbeitsrechtliche Verpflichtungen einzugehen.

Der polnische Gesetzgeber hat ausdrücklich betont, dass die Rechtsfähigkeit  
entbehrlich ist, um eine Organisationseinheit, die Arbeitnehmer beschäftigt, 
als einen Arbeitgeber anzuerkennen. Daher können auch solche Organisations- 
einheiten Parteien des Arbeitsverhältnisses (Arbeitgeber) sein, die zivilrecht-
lich nicht rechtsfähig sind.

01.1.3  Rechtssubjekte eines Arbeitsrechtsverhältnisses
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01.1.3.1  Natürliche Personen

Natürliche Personen können sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber sein. 
Als Arbeitnehmer kann einen Arbeitsvertrag grundsätzlich nur abschließen, wer  
das 16. Lebensjahr vollendet hat. 

01.1.3.2   Juristische Personen und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit 

Zu diesen Organisationseinheiten gehören Gesellschaften des Handels- und 
Zivilrechts, Behörden, staatliche Unternehmen, soziale Einrichtungen sowie 
Vereine. Sie können sämtliche Arbeitnehmer beschäftigen, auf ihre Eigenschaft  
als juristische Person kommt es nach der Definition des ArbGB nicht an.

01.2  Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Arbeitsvertrag

Bevor der Arbeitsvertrag geschlossen wird, kommt es zur Anbahnung des Ar- 
beitsverhältnisses. Hier spielt die Arbeitsvermittlung eine Rolle. In Polen werden  
Arbeitsplätze vermittelt durch die staatliche Arbeitsvermittlung, z. B. durch die  
Kreisarbeitsämter; die eine kostenlose Stellenvermittlung anbieten, die Hoch- 
schulen, die Schnittstellen zur Vermittlung von Hochschulabsolventen bereit- 
stellen, Stellenanzeigen in Zeitungen oder dem Internet sowie für Führungs-
kräfte durch Personalvermittlungsbüros (Headhunter). Auch auf europäischer  
Ebene gibt es Arbeitsvermittlung. So ist z. B. EURES ein die Arbeitnehmer- 
mobilität auf der internationalen Ebene des Europäischen Wirtschaftsraumes 
förderndes Netz der Zusammenarbeit öffentlicher Beschäftigungsdienste und  
ihrer Partner auf dem Arbeitsmarkt. Die EURES-Leistungen sind allgemein- 
zugänglich, unentgeltlich und an alle Arbeitssuchenden gerichtet, die interessiert  
sind, im Ausland einer Beschäftigung nachzugehen sowie an Arbeitgeber, die  
Arbeitskräfte aus dem Ausland rekrutieren möchten. 

Werden Verhandlungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer ge- 
führt, erfolgt der Vertragsabschluss erst dann, wenn beide Parteien sich be- 
züglich sämtlicher von den Verhandlungen umfassten Vertragsbestimmungen  
geeinigt haben. Waren beispielsweise auch andere Vertragsbestimmungen 
und nicht nur die Art der auszuführenden Arbeit Gegenstand der Verhand-
lungen, so ist eine Einigung über diese Punkte notwendig für den wirksamen 
Abschluss des Vertrages.

Ein Arbeitsvertrag kann auch dadurch zustande kommen, ohne dass Verhand-
lungen geführt wurden, dass das Angebot zum Abschluss eines Arbeitsvertra- 
ges, das entweder durch den Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer gemacht 
wurde, von der anderen Seite angenommen wird. Dies erfolgt dann entspre- 
chend den allgemeinen Bestimmungen des ZGB. 

Das ArbGB sieht bei dem Vertragsschluss vor, dass der Arbeitgeber den Arbeit- 
nehmer über verschiedene Umstände zu informieren hat. Dies betrifft folgende  
Umstände:

– die im Betrieb geltenden täglichen und wöchentlichen Arbeitszeitnormen
– die Häufigkeit der Auszahlung der Vergütung
– das Maß des dem Arbeitnehmer zustehenden Erholungsurlaubs
– die Länge der Kündigungsfrist
– den Tarifvertrag, der für den einzelnen Arbeitnehmer gilt
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Über die Tatsache, ob eine Person i. S. d. genannten Arbeitgeber-Definition 
Arbeitnehmer beschäftigt, entscheidet nicht die faktische Beschäftigung von 
Arbeitnehmern. Gemeint ist hier ausschließlich eine selbstständige, also von 
der oben dargestellten Struktur unabhängige Begründung und Verwirklichung  
von Arbeitsverhältnissen mit Personen, die ihre Bereitschaft zur Arbeitsauf-
nahme in dem jeweiligen Betrieb erklären, da es in erster Linie auf die Fähigkeit  
der Organisationsstruktur ankommt, arbeitsrechtliche Rechte auszuüben und  
arbeitsrechtliche Verpflichtungen einzugehen.

Der polnische Gesetzgeber hat ausdrücklich betont, dass die Rechtsfähigkeit  
entbehrlich ist, um eine Organisationseinheit, die Arbeitnehmer beschäftigt, 
als einen Arbeitgeber anzuerkennen. Daher können auch solche Organisations- 
einheiten Parteien des Arbeitsverhältnisses (Arbeitgeber) sein, die zivilrecht-
lich nicht rechtsfähig sind.

01.1.3  Rechtssubjekte eines Arbeitsrechtsverhältnisses
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01.1.3.1  Natürliche Personen

Natürliche Personen können sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber sein. 
Als Arbeitnehmer kann einen Arbeitsvertrag grundsätzlich nur abschließen, wer  
das 16. Lebensjahr vollendet hat. 

01.1.3.2   Juristische Personen und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit 

Zu diesen Organisationseinheiten gehören Gesellschaften des Handels- und 
Zivilrechts, Behörden, staatliche Unternehmen, soziale Einrichtungen sowie 
Vereine. Sie können sämtliche Arbeitnehmer beschäftigen, auf ihre Eigenschaft  
als juristische Person kommt es nach der Definition des ArbGB nicht an.

01.2  Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Arbeitsvertrag

Bevor der Arbeitsvertrag geschlossen wird, kommt es zur Anbahnung des Ar- 
beitsverhältnisses. Hier spielt die Arbeitsvermittlung eine Rolle. In Polen werden  
Arbeitsplätze vermittelt durch die staatliche Arbeitsvermittlung, z. B. durch die  
Kreisarbeitsämter; die eine kostenlose Stellenvermittlung anbieten, die Hoch- 
schulen, die Schnittstellen zur Vermittlung von Hochschulabsolventen bereit- 
stellen, Stellenanzeigen in Zeitungen oder dem Internet sowie für Führungs-
kräfte durch Personalvermittlungsbüros (Headhunter). Auch auf europäischer  
Ebene gibt es Arbeitsvermittlung. So ist z. B. EURES ein die Arbeitnehmer- 
mobilität auf der internationalen Ebene des Europäischen Wirtschaftsraumes 
förderndes Netz der Zusammenarbeit öffentlicher Beschäftigungsdienste und  
ihrer Partner auf dem Arbeitsmarkt. Die EURES-Leistungen sind allgemein- 
zugänglich, unentgeltlich und an alle Arbeitssuchenden gerichtet, die interessiert  
sind, im Ausland einer Beschäftigung nachzugehen sowie an Arbeitgeber, die  
Arbeitskräfte aus dem Ausland rekrutieren möchten. 

Werden Verhandlungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer ge- 
führt, erfolgt der Vertragsabschluss erst dann, wenn beide Parteien sich be- 
züglich sämtlicher von den Verhandlungen umfassten Vertragsbestimmungen  
geeinigt haben. Waren beispielsweise auch andere Vertragsbestimmungen 
und nicht nur die Art der auszuführenden Arbeit Gegenstand der Verhand-
lungen, so ist eine Einigung über diese Punkte notwendig für den wirksamen 
Abschluss des Vertrages.

Ein Arbeitsvertrag kann auch dadurch zustande kommen, ohne dass Verhand-
lungen geführt wurden, dass das Angebot zum Abschluss eines Arbeitsvertra- 
ges, das entweder durch den Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer gemacht 
wurde, von der anderen Seite angenommen wird. Dies erfolgt dann entspre- 
chend den allgemeinen Bestimmungen des ZGB. 

Das ArbGB sieht bei dem Vertragsschluss vor, dass der Arbeitgeber den Arbeit- 
nehmer über verschiedene Umstände zu informieren hat. Dies betrifft folgende  
Umstände:

– die im Betrieb geltenden täglichen und wöchentlichen Arbeitszeitnormen
– die Häufigkeit der Auszahlung der Vergütung
– das Maß des dem Arbeitnehmer zustehenden Erholungsurlaubs
– die Länge der Kündigungsfrist
– den Tarifvertrag, der für den einzelnen Arbeitnehmer gilt
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Sofern der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, eine Arbeitsordnung zu erlassen,  
muss er den Arbeitnehmer bei Abschluss des Arbeitsvertrages auch über die  
folgenden Arbeitsbedingungen informieren:

– die Regelung der Nachtzeit
– den Ort, die Frist und den Zeitpunkt der Auszahlung des Arbeitslohns
–  die im Betrieb geltenden Regeln zur täglichen Erfassung der Anwesenheit 

der Arbeitnehmer (beispielsweise das Stempeln einer Stechuhr) sowie die 
Regeln der Entschuldigung bei Abwesenheit von der Arbeit

Der Arbeitgeber ist nach dem ArbGB verpflichtet, den Arbeitnehmer innerhalb  
von sieben Tagen nach dem Abschluss des Arbeitsvertrages schriftlich über 
die oben genannten Punkte der Arbeitsordnung zu informieren. Ausreichend 
ist dabei der Verweis auf die einschlägigen Vorschriften des Arbeitsrechts, 
wenn in dem Betrieb keine für den Arbeitnehmer günstigeren Regelungen über  
die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit, die Häufigkeit der Zahlung der Vergü- 
tung, die Länge des dem Arbeitnehmer zustehenden Erholungsurlaubs sowie 
die Dauer der Kündigungsfrist bestehen.

Während des Einstellungsgesprächs hat der Arbeitnehmer die Verpflichtung, 
gegenüber dem Arbeitgeber alle für das künftige Arbeitsverhältnis wesent- 
lichen Umstände von sich aus mitzuteilen; auch solche, die ihn für die ausge- 
schriebene Tätigkeit ungeeignet erscheinen lassen (z. B. Führerscheinverlust 
eines Kraftfahrers, ansteckende Krankheiten).

Er muss alle Fragen des Arbeitgebers über wesentliche Umstände, die für das  
künftige Arbeitsverhältnis von Bedeutung sind, wahrheitsgemäß beantworten.  
Allerdings sind grundsätzlich nur Fragen mit konkretem Bezug zur in Aussicht  
gestellten Tätigkeit zulässig. Die Grenzen des Fragerechts sind dort zu ziehen,  
wo das Persönlichkeitsrecht des Stellenbewerbers berührt wird.

Es ist gängige Praxis, vom Bewerber die Zeugnisse früherer Arbeitgeber zu ver- 
langen. Welche Unterlagen darüber hinaus bei einer Bewerbung angefordert 
werden dürfen (z. B. Lebenslauf, Zeugnisse, Ausbildungsbescheinigungen etc.),  
ist in § 1 Verordnung über den Umfang der Personalaktenführung durch den 
Arbeitgeber geregelt. Diese sind:

–  Einkommensbescheinigungen und Bescheinigungen über einbehaltene 
Steuern, diese muss der Arbeitgeber für das Finanzamt ausstellen und dem  
Arbeitnehmer hiervon eine Kopie aushändigen.

–  Ärztliche Bescheinigungen: Nach dem ArbGB hat sich jeder Arbeitnehmer 
vor Beginn der Tätigkeit auf Kosten des Arbeitgebers beim Gesundheits-
amt daraufhin untersuchen lassen, ob er für die Tätigkeit geeignet ist. Die 
ärztliche Bescheinigung hierüber ist dem Arbeitgeber vorzulegen.

–  Vom bisherigen Arbeitgeber ist eine Arbeitsbescheinigung, die Auskunft über  
die wesentlichen Dinge des Arbeitsverhältnisses gibt, auszustellen, die der 
Arbeitnehmer dem neuen Arbeitgeber vorzulegen hat.

–  Auf Antrag des Arbeitnehmers hat der bisherige Arbeitgeber ein Zeugnis aus- 
zustellen.

–  Bei Tätigkeiten, die das Führen eines KFZ oder LKW voraussetzen, muss der  
Führerschein vorgelegt werden.

–  Der Arbeitgeber kann – in begründeten Fällen – direkt aus dem zentralen 
Strafregister für einen Arbeitnehmer oder Arbeitsplatzbewerber auch ohne 
dessen Zustimmung einen Auszug aus dem zentralen Strafregister anfordern.  
Es kann aber auch eine Selbsterklärung vom Arbeitnehmer über Vorstrafen 
verlangt werden.

01.2.1  Mindestvoraussetzungen eines Arbeitsvertrages

Art. 11 ArbGB

 
Die Begründung eines Arbeitsverhältnisses, die Festlegung der Arbeits- und Vergütungsbedin- 
gungen bedarf, ohne Rücksicht auf die Rechtsgrundlage dieses Verhältnisses, der Abgabe von  
übereinstimmenden Willenserklärungen des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers.

Art. 22 ArbGB

 
§ 1  Durch die Begründung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet sich der Arbeitnehmer, eine  

der Art nach bestimmte Arbeit zugunsten des Arbeitgebers, unter dessen Leitung und 
an einem von ihm bestimmten Ort und Zeitraum, auszuführen; der Arbeitgeber verpflichtet  
sich, den Arbeitnehmer gegen Vergütung zu beschäftigen.

§ 1/1  Die Beschäftigung unter den in § 1 genannten Bedingungen ist, unabhängig von der 
Bezeichnung des zwischen den Parteien abgeschlossenen Vertrages, eine Beschäftigung  
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses.

§ 1/2  Das Ersetzen des Arbeitsvertrages durch einen zivilrechtlichen Vertrag bei Aufrechter-
haltung der in § 1 bestimmten Bedingungen der Arbeitsleistung ist unzulässig.
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Sofern der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, eine Arbeitsordnung zu erlassen,  
muss er den Arbeitnehmer bei Abschluss des Arbeitsvertrages auch über die  
folgenden Arbeitsbedingungen informieren:

– die Regelung der Nachtzeit
– den Ort, die Frist und den Zeitpunkt der Auszahlung des Arbeitslohns
–  die im Betrieb geltenden Regeln zur täglichen Erfassung der Anwesenheit 

der Arbeitnehmer (beispielsweise das Stempeln einer Stechuhr) sowie die 
Regeln der Entschuldigung bei Abwesenheit von der Arbeit

Der Arbeitgeber ist nach dem ArbGB verpflichtet, den Arbeitnehmer innerhalb  
von sieben Tagen nach dem Abschluss des Arbeitsvertrages schriftlich über 
die oben genannten Punkte der Arbeitsordnung zu informieren. Ausreichend 
ist dabei der Verweis auf die einschlägigen Vorschriften des Arbeitsrechts, 
wenn in dem Betrieb keine für den Arbeitnehmer günstigeren Regelungen über  
die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit, die Häufigkeit der Zahlung der Vergü- 
tung, die Länge des dem Arbeitnehmer zustehenden Erholungsurlaubs sowie 
die Dauer der Kündigungsfrist bestehen.

Während des Einstellungsgesprächs hat der Arbeitnehmer die Verpflichtung, 
gegenüber dem Arbeitgeber alle für das künftige Arbeitsverhältnis wesent- 
lichen Umstände von sich aus mitzuteilen; auch solche, die ihn für die ausge- 
schriebene Tätigkeit ungeeignet erscheinen lassen (z. B. Führerscheinverlust 
eines Kraftfahrers, ansteckende Krankheiten).

Er muss alle Fragen des Arbeitgebers über wesentliche Umstände, die für das  
künftige Arbeitsverhältnis von Bedeutung sind, wahrheitsgemäß beantworten.  
Allerdings sind grundsätzlich nur Fragen mit konkretem Bezug zur in Aussicht  
gestellten Tätigkeit zulässig. Die Grenzen des Fragerechts sind dort zu ziehen,  
wo das Persönlichkeitsrecht des Stellenbewerbers berührt wird.

Es ist gängige Praxis, vom Bewerber die Zeugnisse früherer Arbeitgeber zu ver- 
langen. Welche Unterlagen darüber hinaus bei einer Bewerbung angefordert 
werden dürfen (z. B. Lebenslauf, Zeugnisse, Ausbildungsbescheinigungen etc.),  
ist in § 1 Verordnung über den Umfang der Personalaktenführung durch den 
Arbeitgeber geregelt. Diese sind:

–  Einkommensbescheinigungen und Bescheinigungen über einbehaltene 
Steuern, diese muss der Arbeitgeber für das Finanzamt ausstellen und dem  
Arbeitnehmer hiervon eine Kopie aushändigen.

–  Ärztliche Bescheinigungen: Nach dem ArbGB hat sich jeder Arbeitnehmer 
vor Beginn der Tätigkeit auf Kosten des Arbeitgebers beim Gesundheits-
amt daraufhin untersuchen lassen, ob er für die Tätigkeit geeignet ist. Die 
ärztliche Bescheinigung hierüber ist dem Arbeitgeber vorzulegen.

–  Vom bisherigen Arbeitgeber ist eine Arbeitsbescheinigung, die Auskunft über  
die wesentlichen Dinge des Arbeitsverhältnisses gibt, auszustellen, die der 
Arbeitnehmer dem neuen Arbeitgeber vorzulegen hat.

–  Auf Antrag des Arbeitnehmers hat der bisherige Arbeitgeber ein Zeugnis aus- 
zustellen.

–  Bei Tätigkeiten, die das Führen eines KFZ oder LKW voraussetzen, muss der  
Führerschein vorgelegt werden.

–  Der Arbeitgeber kann – in begründeten Fällen – direkt aus dem zentralen 
Strafregister für einen Arbeitnehmer oder Arbeitsplatzbewerber auch ohne 
dessen Zustimmung einen Auszug aus dem zentralen Strafregister anfordern.  
Es kann aber auch eine Selbsterklärung vom Arbeitnehmer über Vorstrafen 
verlangt werden.

01.2.1  Mindestvoraussetzungen eines Arbeitsvertrages

Art. 11 ArbGB

 
Die Begründung eines Arbeitsverhältnisses, die Festlegung der Arbeits- und Vergütungsbedin- 
gungen bedarf, ohne Rücksicht auf die Rechtsgrundlage dieses Verhältnisses, der Abgabe von  
übereinstimmenden Willenserklärungen des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers.

Art. 22 ArbGB

 
§ 1  Durch die Begründung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet sich der Arbeitnehmer, eine  

der Art nach bestimmte Arbeit zugunsten des Arbeitgebers, unter dessen Leitung und 
an einem von ihm bestimmten Ort und Zeitraum, auszuführen; der Arbeitgeber verpflichtet  
sich, den Arbeitnehmer gegen Vergütung zu beschäftigen.

§ 1/1  Die Beschäftigung unter den in § 1 genannten Bedingungen ist, unabhängig von der 
Bezeichnung des zwischen den Parteien abgeschlossenen Vertrages, eine Beschäftigung  
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses.

§ 1/2  Das Ersetzen des Arbeitsvertrages durch einen zivilrechtlichen Vertrag bei Aufrechter-
haltung der in § 1 bestimmten Bedingungen der Arbeitsleistung ist unzulässig.
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§ 2  Der Arbeitnehmer kann eine Person sein, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 
Unter den im neunten Teil bestimmten Bedingungen kann ein Arbeitnehmer auch eine 
Person sein, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

§ 3  Eine beschränkt geschäftsfähige Person kann ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertre- 
ters ein Arbeitsverhältnis begründen und Rechtsgeschäfte, die sich auf dieses Verhältnis  
beziehen, vornehmen. Wenn das Arbeitsverhältnis jedoch dem Wohl dieser Person wider- 
spricht, dann kann der gesetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundschaftsge-
richts das Arbeitsverhältnis auflösen.

Von der Rechtsgrundlage – Berufung, ArbGB, Wahl – abgesehen, müssen zur  
Begründung eines Arbeitsverhältnisses der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer  
einen Vertrag schließen, indem sie auf diesen Vertrag gerichtete, überein-
stimmende Willenserklärungen abgeben. Durch die Abgabe dieser Erklärungen  
und die Begründung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet sich der Arbeitneh- 
mer, eine der Art nach bestimmte Arbeit zugunsten des Arbeitgebers, unter 
dessen Leitung und an einem von ihm bestimmten Ort und Zeitraum auszufüh- 
ren. Eine Beschäftigung, die diese Voraussetzungen erfüllt, stellt eine arbeits- 
rechtliche Beschäftigung dar. Auf die Bezeichnung des Vertrages durch die 
Parteien kommt es nicht an.

Auf der Seite des Arbeitgebers wird ausdrücklich die Pflicht zur Vergütung der  
Arbeitsleistung des Beschäftigten genannt. Ein Arbeitsverhältnis ist im Lichte  
arbeitsrechtlicher Regelungen freiwillig, dauerhaft, entgeltlich, persönlich, von  
einem durch die Parteien und den Staat gestalteten Inhalt und es stützt sich 
auf den Grundsatz der Parteiengleichheit. Zudem ist es ein Rechtsverhältnis, 
in dem ein gewisser Sorgfaltsmaßstab gilt. Es gibt weiter Elemente der Über-  
bzw. Unterordnung und schließlich handelt es sich um ein Rechtsverhältnis, 
das mit anderen Rechtsverhältnissen verbunden ist (z. B. mit einem Versiche- 
rungsverhältnis).

Das ArbGB bestimmt, dass jeder Arbeitsvertrag schriftlich und mit eindeutiger  
Bestimmung seiner Art und seiner Bedingungen abgeschlossen werden soll 
und insbesondere folgende Angaben enthalten muss. Ein Arbeitsvertrag ist 
eine übereinstimmende Willenserklärung, nach der die eine Partei – der Arbeit- 
nehmer – sich dazu verpflichtet, zugunsten des Arbeitgebers eine nach ihrer 
Art bestimmte Arbeit dauerhaft und regelmäßig zu leisten, und sich der Arbeit- 
geber verpflichtet, den Arbeitnehmer gegen Vergütung zu beschäftigen. Der 
Arbeitsvertrag ist daher eine zweiseitige, entgeltliche und konsensuale Ver- 
pflichtung, die durch die Einigung der Parteien zustande kommt. Allerdings 

finden die allgemeinen Normen des Zivilrechts nur eingeschränkt Anwendung  
auf den Arbeitsvertrag.

In dem Vertrag müssen im Einzelnen folgende wesentliche Vertragsbestim-
mungen enthalten sein:

– die Vertragsparteien
–  die Art des Vertrages (befristeter / unbefristeter Vertrag, Probezeitvertrag, 

Vertrag zur Ausführung einer bestimmten Arbeit)
– das Datum des Vertragsabschlusses

Zudem soll der Arbeitsvertrag auch die Arbeits- und Vergütungsbedingungen  
enthalten. Die wesentlichsten Arbeits- und Vergütungsbedingungen, die in 
einem Arbeitsvertrag enthalten sein sollen, sind:

– die Art der zu erbringenden Arbeit
– der Ort der Arbeitsverrichtung
–  eine der Art der Arbeit entsprechende Vergütung, mitsamt einer Aufzählung  

der Bestandteile der Vergütung
– das Ausmaß der Arbeitszeit
– der Zeitpunkt des Arbeitsbeginns

In dem Vertrag ist ferner die Vertragsart – befristet, unbefristet oder Probe- 
arbeitsvertrag – zu nennen. Wurde dies nicht genannt, so gilt die Vermutung, 
dass der Vertrag als unbefristeter Vertrag geschlossen wurde.

Kapitelübersicht

01.2.1.1  Art der Arbeitsleistung  21
01.2.1.2  Ort der Arbeitsleistung  22
01.2.1.3  Weitere Vertragsinhalte  22

01.2.1.1  Art der Arbeitsleistung 

Die Bestimmung der Art der Arbeit ist ein absolut notwendiges Element eines  
Arbeitsvertrages. Ansonsten entscheiden die Parteien, wie detailliert sie den 
Vertrag regeln möchten. Vereinbart werden kann entweder ein ausführlich ge- 
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§ 2  Der Arbeitnehmer kann eine Person sein, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 
Unter den im neunten Teil bestimmten Bedingungen kann ein Arbeitnehmer auch eine 
Person sein, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

§ 3  Eine beschränkt geschäftsfähige Person kann ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertre- 
ters ein Arbeitsverhältnis begründen und Rechtsgeschäfte, die sich auf dieses Verhältnis  
beziehen, vornehmen. Wenn das Arbeitsverhältnis jedoch dem Wohl dieser Person wider- 
spricht, dann kann der gesetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundschaftsge-
richts das Arbeitsverhältnis auflösen.

Von der Rechtsgrundlage – Berufung, ArbGB, Wahl – abgesehen, müssen zur  
Begründung eines Arbeitsverhältnisses der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer  
einen Vertrag schließen, indem sie auf diesen Vertrag gerichtete, überein-
stimmende Willenserklärungen abgeben. Durch die Abgabe dieser Erklärungen  
und die Begründung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet sich der Arbeitneh- 
mer, eine der Art nach bestimmte Arbeit zugunsten des Arbeitgebers, unter 
dessen Leitung und an einem von ihm bestimmten Ort und Zeitraum auszufüh- 
ren. Eine Beschäftigung, die diese Voraussetzungen erfüllt, stellt eine arbeits- 
rechtliche Beschäftigung dar. Auf die Bezeichnung des Vertrages durch die 
Parteien kommt es nicht an.

Auf der Seite des Arbeitgebers wird ausdrücklich die Pflicht zur Vergütung der  
Arbeitsleistung des Beschäftigten genannt. Ein Arbeitsverhältnis ist im Lichte  
arbeitsrechtlicher Regelungen freiwillig, dauerhaft, entgeltlich, persönlich, von  
einem durch die Parteien und den Staat gestalteten Inhalt und es stützt sich 
auf den Grundsatz der Parteiengleichheit. Zudem ist es ein Rechtsverhältnis, 
in dem ein gewisser Sorgfaltsmaßstab gilt. Es gibt weiter Elemente der Über-  
bzw. Unterordnung und schließlich handelt es sich um ein Rechtsverhältnis, 
das mit anderen Rechtsverhältnissen verbunden ist (z. B. mit einem Versiche- 
rungsverhältnis).

Das ArbGB bestimmt, dass jeder Arbeitsvertrag schriftlich und mit eindeutiger  
Bestimmung seiner Art und seiner Bedingungen abgeschlossen werden soll 
und insbesondere folgende Angaben enthalten muss. Ein Arbeitsvertrag ist 
eine übereinstimmende Willenserklärung, nach der die eine Partei – der Arbeit- 
nehmer – sich dazu verpflichtet, zugunsten des Arbeitgebers eine nach ihrer 
Art bestimmte Arbeit dauerhaft und regelmäßig zu leisten, und sich der Arbeit- 
geber verpflichtet, den Arbeitnehmer gegen Vergütung zu beschäftigen. Der 
Arbeitsvertrag ist daher eine zweiseitige, entgeltliche und konsensuale Ver- 
pflichtung, die durch die Einigung der Parteien zustande kommt. Allerdings 

finden die allgemeinen Normen des Zivilrechts nur eingeschränkt Anwendung  
auf den Arbeitsvertrag.

In dem Vertrag müssen im Einzelnen folgende wesentliche Vertragsbestim-
mungen enthalten sein:

– die Vertragsparteien
–  die Art des Vertrages (befristeter / unbefristeter Vertrag, Probezeitvertrag, 

Vertrag zur Ausführung einer bestimmten Arbeit)
– das Datum des Vertragsabschlusses

Zudem soll der Arbeitsvertrag auch die Arbeits- und Vergütungsbedingungen  
enthalten. Die wesentlichsten Arbeits- und Vergütungsbedingungen, die in 
einem Arbeitsvertrag enthalten sein sollen, sind:

– die Art der zu erbringenden Arbeit
– der Ort der Arbeitsverrichtung
–  eine der Art der Arbeit entsprechende Vergütung, mitsamt einer Aufzählung  

der Bestandteile der Vergütung
– das Ausmaß der Arbeitszeit
– der Zeitpunkt des Arbeitsbeginns

In dem Vertrag ist ferner die Vertragsart – befristet, unbefristet oder Probe- 
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01.2.1.1  Art der Arbeitsleistung 

Die Bestimmung der Art der Arbeit ist ein absolut notwendiges Element eines  
Arbeitsvertrages. Ansonsten entscheiden die Parteien, wie detailliert sie den 
Vertrag regeln möchten. Vereinbart werden kann entweder ein ausführlich ge- 
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fasster Katalog der Tätigkeiten des Arbeitnehmers oder es kann sich lediglich  
um die Bezeichnung seiner Arbeitsstelle oder seiner Funktion handeln. In der 
Regel werden die Arbeitsstelle, der Beruf und die konkrete Tätigkeit genannt.

01.2.1.2  Ort der Arbeitsleistung 

Der Ort der Arbeitsverrichtung gehört ebenfalls zu den wesentlichen Elementen  
eines Arbeitsvertrages und darf als solcher nicht einseitig geändert werden. Die  
Parteien können ihn allerdings im Arbeitsvertrag frei bestimmen. Der Arbeits- 
ort kann beispielsweise – was häufig der Fall ist – an der Adresse des Arbeit- 
gebers sein. Es kann aber auch ein anderer Ort sein und es kann sich auch 
um einen mobilen Ort (beispielsweise ein Schiff) handeln. 

01.2.1.3  Weitere Vertragsinhalte

Die Parteienbezeichnung im Arbeitsvertrag wird durch einen Teil der Literatur  
des polnischen Arbeitsrechts für entbehrlich gehalten. Es ist jedoch für die 
richtige und zweifelsfreie Identifizierung des Arbeitgebers – insbesondere, 
wenn der Arbeitnehmer durch eine wirtschaftlich oder organisatorisch beson- 
ders komplizierte Einrichtung eingestellt werden soll – wichtig, den Arbeitgeber  
konkret zu benennen. Insofern dient die Bezeichnung des Arbeitgebers dem 
Schutz des Arbeitnehmers und erleichtert ihm z. B. die Verteidigung seiner 
Interessen vor Gericht.

In dem Vertrag ist ferner die Vergütung zu bestimmen, die die Gegenleistung 
für die geleistete Arbeit darstellt, wobei die Grundvergütung ausdrücklich fest- 
zusetzen ist. Alle anderen Vergütungselemente dürfen in dem Vertrag mit 
einem Hinweis auf einschlägige Vergütungsvorschriften gemacht werden.

Weiter ist der Arbeitsbeginn in dem Vertrag festzuhalten. Wird der Arbeitsbe- 
ginn im Vertrag nicht ausdrücklich festgelegt, so beginnt das Arbeitsverhältnis  
mit dem Tag des Vertragsschlusses. 

Der Arbeitgeber hat den Arbeitsvertrag in mindestens zwei Exemplaren auszu- 
fertigen und eines dem Arbeitnehmer auszuhändigen; die andere Ausfertigung  
wird in die Personalakte genommen.

01.2.2  Form des Arbeitsvertrages, Abschlussformalitäten

Der Arbeitsvertrag ist schriftlich zu schließen. Die Vertragssprache ist Polnisch.  
Wurde die Schriftform nicht eingehalten, so hat der Arbeitgeber die Arbeits- 
art und die Arbeitsbedingungen dem Arbeitnehmer gegenüber unverzüglich, 
jedoch spätestens innerhalb von sieben Tagen nach Aufnahme der Arbeit schrift- 
lich zu bestätigen. Das Fehlen der Schriftform wirkt sich insofern nicht auf die  
Gültigkeit des Vertrages aus, auch ein durch mündliche Vereinbarung abge- 
schlossener Arbeitsvertrag ist gültig. Die schriftliche Form des Arbeitsvertrages  
dient lediglich Beweiszwecken, und zwar nur im allgemeinen Sinne. Die Par- 
teien können allerdings etwas anderes vereinbaren. So können sie vereinbaren,  
dass bestimmte Rechtsgeschäfte in einer besonderen Form vorzunehmen sind.  
Wirksam wäre es auch, zu vereinbaren, dass der Arbeitsvertrag nur schriftlich  
geändert werden kann.

01.2.3  Ergänzende Vereinbarungen
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01.2.3.1  Dauer des Arbeitsverhältnisses

Arbeitsverhältnisse sind grundsätzlich unbefristet. In dem Arbeitsvertrag kann  
aber auch eine Befristung vereinbart werden. Für die Befristung eines Arbeits- 
vertrages muss aber ein bestimmter Grund vorliegen. Dieser kann in den wirt- 
schaftlichen Umständen liegen, wie dies beispielsweise bei einem kurzfristigen,  
gesteigerten Arbeitskräftebedarf der Fall ist. 

Für befristete Arbeitsverträge sind in Polen grundsätzlich drei Typenvarianten  
vorhanden. 
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Typenvariante 1: die Dauer der Vertragsgeltung wird durch Festlegung eines 
kalendarischen Zeitpunktes festgelegt, bis zu dem der Arbeitsvertrag befristet  
ist (z. B. Dauer des Arbeitsverhältnisses bis zum 31. Dezember 2011). 

Typenvariante 2: das Ende des Arbeitsvertrages wird durch Umstände bestimmt,  
bei deren Eintreten der Vertrag durch die Parteien nicht mehr fortgesetzt wer- 
den soll (z. B. Rückkehr der Arbeitnehmerin A aus dem Mutterschaftsurlaub). 
In diesem Fall ist zu beachten, dass das Ereignis, durch das der Vertrag be- 
endet werden soll, ein sicheres Ereignis ist und sich objektiv und einfach fest- 
stellen lässt. Ist dies nicht der Fall und lässt sich dem Arbeitsvertrag auch 
sonst keine Befristung entnehmen, so wird vermutet, dass der Vertrag auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossen wurde. 

Typenvariante 3: es handelt sich um einen Vertrag für die Zeit der Ausführung  
einer bestimmten Arbeit. Nach der polnischen Dogmatik handelt es sich bei 
einem für die Zeit der Ausführung einer bestimmten Arbeit geschlossenen Ver- 
trag nur um einen Vertrag, der einem befristeten Vertrag ähnlich ist. Im Unter- 
schied zu den beiden anderen Typen ist es bei einem Vertrag für die Zeit der 
Ausführung einer bestimmten Arbeit unmöglich, den Ablauf des Arbeitsvertra-
ges an einen kalendermäßig bestimmbaren Zeitpunkt zu knüpfen, weil es auf 
die Beendigung einer bestimmten Arbeit ankommt. Dies ist z. B. bei Saison- 
arbeiten der Fall. Die Auflösung des Arbeitsverhältnisses hängt ausschließlich  
mit der Erfüllung der für den Arbeitgeber ausgeführten Arbeit zusammen. Unter  
Arbeit ist dabei eine bestimmte, von Anfang an begrenzte Aufgabe zu verstehen.  
Anders als bei der oben dargestellten zweiten Variante genügt hier eine bloße  
Bestimmung der Art der aufzuführenden Aufgaben nicht. Ein Vertrag für die 
Zeit der Ausführung einer bestimmten Arbeit kann nicht durch eine ordent-
liche Kündigung beendet werden. 

Der zulässigen Dauer eines einzelnen befristeten Arbeitsvertrages wird im 
ArbGB keine Höchstgrenze gesetzt. Tatsächlich führte dies in der Praxis da- 
zu, dass in einigen Fällen die befristeten Verträge über Jahre vereinbart wurden,  
ohne dass es tatsächlich einen sachlichen Grund für die Befristung gegeben 
hat. In Polen wird diese Praxis aufgrund der sozialwirtschaftlichen Bestim- 
mung des Arbeitsvertrages, die eine Schranke für die grundsätzlich von der 
Vertragsfreiheit der Parteien umfasste Vertragsdauer bildet, missbilligt. Eine 
konkrete Höchstdauer wurde aber bislang durch die Rechtsprechung noch 
nicht festgelegt. 

Wurde bei einem befristeten Arbeitsvertrag dessen Befristung aus irgend- 
einem Grund unwirksam, so nimmt die Rechtsprechung an, dass dann ein für  
unbestimmte Zeit geschlossener Vertrag vorliegt. Gleiches wird nach Ansicht  
der polnischen Rechtslehre auch für den Fall gelten müssen, dass die bestimm- 
te Zeit, für die ein befristeter Vertrag geschlossen wurde, unangemessen lang  
ist. 

Nach polnischem Recht kann ein Arbeitsverhältnis nur zweimal nacheinander  
für eine begrenzte Zeit für nachfolgende Zeitperioden (Typenvariante 1 des 
befristeten Vertrages) befristet abgeschlossen werden. Mit der Vereinbarung 
einer dritten Befristung gilt ein unbefristeter Arbeitsvertrag als abgeschlossen,  
wenn die Unterbrechung zwischen den befristeten Verträgen nicht länger als 
einen Monat ist. Grund für die Regelung ist, dass der Gesetzgeber der Gefahr  
begegnen wollte, dass vermehrt befristete Verträge geschlossen werden und  
damit die eigentliche Hauptform des Arbeitsvertrages, der unbefristete Vertrag,  
mehr und mehr umgangen wird. Als Verlängerung eines befristeten Arbeitsver- 
trages gilt dabei auch eine Absprache zwischen dem Arbeitnehmer und dem 
Arbeitgeber, dass die Zeit der Verrichtung einer Arbeit verlängert werden soll.  
Auch dies gilt nach dem ArbG als Abschluss eines folgenden, befristeten Ar- 
beitsvertrages. Dieser gilt dann als mit dem Tag abgeschlossen, der auf den 
Tag der Auflösung des vorherigen Vertrages folgt.

Diese Regelung des Verbots des Abschlusses eines dritten befristeten Arbeits- 
vertrages gilt allerdings nicht für befristete Arbeitsverträge, die zum Zweck 
der Vertretung eines anderen Mitarbeiters während dessen entschuldigter 
Abwesenheit (beispielsweise bei Schwangerschaft und Mutterschaft) sowie 
für die Ausübung einer Arbeit, die gelegentlich, saisonmäßig oder zyklisch 
ausgeführt wird, geschlossen werden. 

Mit Jugendlichen dürfen grundsätzlich keine befristeten Arbeitsverhältnisse 
vereinbart werden. Eine maximale Länge der Befristung ist gesetzlich nicht 
festgelegt. Durch die Befristung darf der Kündigungsschutz nicht umgangen 
werden. Für befristete Arbeitsverträge gelten Sonderregelungen bzgl. der Kün- 
digung. Ein befristeter Arbeitsvertrag wird kraft Gesetzes mit dem Ablauf der 
Zeitperiode aufgelöst, für die er abgeschlossen wurde. Eine frühere Kündi- 
gungsmöglichkeit des Vertrages kann von den Parteien vertraglich vorgesehen  
werden, aber nur in dem Fall, dass der Vertrag für länger als sechs Monate ab- 
geschlossen wurde. 
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01.2.3.2  Probezeit

Arbeitsverhältnisse auf Probe sind in Polen möglich, bedürfen dann aber der 
ausdrücklichen Bezeichnung als „Probearbeitsvertrag“. Ein Probezeitvertrag 
bildet eine besondere Art des Arbeitsvertrages, die es dem Arbeitgeber er- 
möglicht, die beruflichen und persönlichen Eigenschaften des Arbeitnehmers  
im Hinblick auf die zu erfüllenden Aufgaben zu prüfen. Die Probezeit darf in 
Polen, anders als in Deutschland (sechs Monate), drei Monate nicht überschrei- 
ten. Eine Verlängerung oder ein Neuabschluss des Probearbeitsverhältnisses  
sind gesetzlich verboten. Ausnahmsweise gilt dies nicht für schwangere Arbeit- 
nehmerinnen. Für diese sieht das ArbGB eine Verlängerung des Probearbeits- 
zeitverhältnisses für die Zeit der Schwangerschaft vor. Ansonsten sind für den  
Arbeitnehmer nachteilige Bestimmungen in diesem Bereich nichtig und werden  
durch die entsprechende gesetzliche Regelung ersetzt. Mit dem Ablauf der 
Probezeit wird der Vertrag aufgelöst und der Arbeitgeber kann sich von dem 
Mitarbeiter trennen, ohne dass es einer ausdrücklichen Kündigung bedürfte. 
Besteht dagegen die Absicht des Arbeitgebers, den Arbeitnehmer nach Ab- 
lauf der Probezeit in ein (normales oder befristetes) Arbeitsverhältnis zu über- 
nehmen, so ist es erforderlich, dass ein neuer Arbeitsvertrag – entweder ein 
unbefristeter oder ein befristeter – abgeschlossen wird.

Auch ein Probearbeitsvertrag kann gekündigt werden. Die Kündigungsfrist wäh- 
rend des Laufs des Probearbeitsvertrages hängt davon ab, für welchen Zeit- 
raum die Probezeit vereinbart wurde. Sie beträgt drei Tage für einen Probezeit- 
raum, der zwei Wochen nicht übersteigt, eine Woche für einen Zeitraum län- 
ger als zwei Wochen, und zwei Wochen, wenn der Probezeitraum drei Monate  
dauert. Der Arbeitgeber unterliegt der Verpflichtung zur Angabe des Kündi- 
gungsgrundes nur dann, wenn ein unbefristeter Arbeitsvertrag im Wege der 
ordentlichen Kündigung aufgelöst werden soll oder im Fall der Auflösung des  
Arbeitsvertrages ohne Kündigung. Die Rechtsprechung fordert in diesen Fällen  
eine präzise Angabe des Kündigungsgrundes und das tatsächliche Vorliegen 
dieses Grundes zum Zeitpunkt der Kündigung. Pauschale Begründungen sind  
nicht ausreichend. Die Beweislast trifft den Arbeitgeber.

01.2.3.3  Teilzeit

Teilzeitvereinbarungen sind im polnischen Recht möglich. Die Teilzeit muss im  
Arbeitsvertrag ausdrücklich vereinbart werden. Der Abschluss eines Arbeits- 
vertrages mit einem Arbeitnehmer, der eine Teilzeitbeschäftigung vorsieht, darf  

für diesen nicht zu einer Festlegung von weniger günstigen Arbeitsbedingun-
gen oder einem weniger günstigen Arbeitsentgelt im Vergleich zu den Arbeit-
nehmern, die die gleiche oder eine ähnliche Arbeit in Vollzeit ausüben, führen,  
wobei jedoch die Verhältnismäßigkeit der Vergütung für die Arbeit und der an- 
deren mit der Arbeit in Verbindung stehenden Leistungen zur Länge der Arbeits- 
zeit des Arbeitnehmers berücksichtigt wird. 

Vom Gesetzgeber wurde eine Teilzeitbeschäftigung aber für weniger günstig 
für den Arbeitnehmer als die Vollzeitbeschäftigung angesehen, daher soll der  
Arbeitgeber nach Möglichkeit einem Antrag des Arbeitnehmers auf Erweiterung  
der Arbeitszeit von einer Teilzeit- in eine Vollzeitbeschäftigung stattgeben. 

01.2.3.4  Konkurrenzklausel

Art. 101/1 ArbGB

 
§ 1   In dem in einem gesonderten Vertrag bestimmten Bereich darf der Arbeitnehmer gegenüber  

dem Arbeitgeber weder eine Wettbewerbstätigkeit ausüben noch eine Arbeit im Rahmen 
eines Arbeitsverhältnisses oder auf einer anderen Grundlage zu Gunsten eines Rechtssub- 
jektes leisten, das eine solche Tätigkeit ausübt (Wettbewerbsverbot).

§ 2   Ein Arbeitgeber, der infolge einer Verletzung durch einen Arbeitnehmer des in einem Vertrag  
vorgesehenen Wettbewerbsverbots einen Schaden erlitten hat, kann von dem Arbeitnehmer  
den Ersatz dieses Schadens gemäß den Grundsätzen, die in den Vorschriften des 5. Teils 
Abschnitt I bestimmt sind, verlangen.

Art. 101/2 ArbGB

 
§ 1   Die Vorschrift des Art. 101/1 § 1 wird entsprechend angewendet, wenn ein Arbeitgeber und  

ein Arbeitnehmer, der zu besonders wichtigen Informationen Zugang hat, deren Offenbarung  
den Arbeitgeber der Gefahr des Schadenseintritts aussetzen könnte, einen Vertrag über 
das Wettbewerbsverbot nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses abschließen. Vorbehalt- 
lich der Vorschriften des § 2 und 3 werden in diesem Vertrag auch die Dauer der Geltung 
des Wettbewerbsverbots sowie die Höhe der dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zustehen- 
den Entschädigung geregelt.

§ 2   Das in § 1 genannte Wettbewerbsverbot verliert seine Geltung vor Ablauf der Zeit, für die 
der in dieser Vorschrift vorgesehene Vertrag abgeschlossen wurde, wenn die Gründe ent- 
fallen sind, welche das Wettbewerbsverbot rechtfertigen, oder wenn der Arbeitgeber seine  
Pflicht zur Entschädigungszahlung nicht erfüllt.
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01.2.3.2  Probezeit
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§ 3   Die in § 1 genannte Entschädigung darf nicht niedriger als 25 % der durch den Arbeitnehmer  
vor der Beendigung des Arbeitsverhältnisses während einer Zeit, die der des Wettbewerbs- 
verbots entspricht, bezogenen Vergütung, sein; die Entschädigung kann in monatlichen 
Raten ausgezahlt werden. Im Falle eines Streits über die Entschädigung entscheidet das 
Arbeitsgericht.

Nach dem polnischen ArbGB ist es grundsätzlich möglich, durch einen geson- 
derten Vertrag einen Bereich zu bestimmen, in dem der Arbeitnehmer gegen- 
über dem Arbeitgeber weder eine Wettbewerbstätigkeit ausüben noch eine 
Arbeit im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses oder auf einer anderen Grund- 
lage zugunsten eines Rechtssubjektes leisten darf, das eine solche Tätigkeit  
ausübt. Verletzt der Arbeitnehmer dieses Wettbewerbsverbot, so kann der 
Arbeitgeber, der infolge der Verletzung einen Schaden erlitten hat, von dem 
Arbeitnehmer einen Schadensersatz nach den im ArbGB bestimmten Grund- 
sätzen verlangen.

Das Wettbewerbsverbot dient dem Schutz der Arbeitgeberinteressen vor einer  
Konkurrenz durch die Tätigkeit ihrer Arbeitnehmer, wobei das Arbeitgeberinter- 
esse in erster Linie darin besteht, konkurrenzfähig zu bleiben. Darüber hinaus  
dient ein Wettbewerbsverbot auch dem öffentlichen Interesse; es fördert ord- 
nungsgemäße Marktmechanismen, indem der Grundsatz der guten Sitten ge- 
fördert wird. Das Wettbewerbsverbot gilt allerdings nur dann, wenn es in einem  
besonderen Vertrag – zusätzlich zum Arbeitsvertrag – schriftlich vereinbart 
wurde, ansonsten ist es unwirksam. Wettbewerbsverbote können auch nach 
anderen Vorschriften als denen des Arbeitsrechts abgeschlossen werden. Be- 
sonders zu erwähnen ist hier das Gesetz über die Bekämpfung des unlauteren  
Wettbewerbs, in dem auch ein Wettbewerbsverbot enthalten ist. 

01.2.4  Rechtsfolgen fehlerhafter Arbeitsverträge

Arbeitsverträge können fehlerhaft sein, weil sie einen Mangel im Zustande- 
kommen aufweisen oder weil ihr Inhalt geltendem Recht widerspricht. Ein  
Arbeitsvertrag ist fehlerhaft zustande gekommen, wenn z. B. eine der Parteien  
geschäftsunfähig war oder getäuscht oder bedroht wurde, oder wenn die 
Schriftform nicht eingehalten wurde. Mängel im Inhalt liegen dann vor, wenn 
der Vertrag den Arbeitnehmer schlechterstellt als durch Rechtsvorschriften 
und Tarifverträge vorgesehen. Die Besserstellung von Arbeitnehmern durch 
den Individualarbeitsvertrag wird hingegen durch das ArbGB ausdrücklich 
gestattet.

Wurde der Arbeitsvertrag nicht schriftlich geschlossen, hat der Arbeitgeber 
die Arbeitsart und die Arbeitsbedingungen dem Arbeitnehmer gegenüber un- 
verzüglich, jedoch spätestens innerhalb von sieben Tagen ab Arbeitsbeginn, 
schriftlich zu bestätigen. Auch ein durch mündliche Vereinbarung geschlos-
sener Arbeitsvertrag ist gültig. 

Ansonsten gelten die allgemeinen Vorschriften des Zivilgesetzbuchs entspre- 
chend für die Gültigkeit eines Arbeitsvertrages, wobei aber die arbeitsrecht- 
lichen Grundsätze wie z. B. der Arbeitnehmerschutz Beachtung finden müssen. 

01.3   Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Wahl, Ernennung 
oder Auswahlverfahren

Einige Arbeitsverhältnisse von Führungskräften werden nicht aufgrund des 
ArbGBs, sondern aufgrund der besonderen Vorschriften in Spezialgesetzen 
(z. B. des Hochschulrechts oder des Gesellschaftsrechts) begründet. Dies kann  
durch eine Berufung durch die in diesen Gesetzen vorgesehenen besonderen  
Gremien geschehen oder durch Wahl oder Ernennung.

Ernannt werden Führungskräfte für besondere Tätigkeiten im öffentlichen Inte- 
resse, z. B. Führungskräfte im Militärdienst, im medizinischen Dienst, im Aus- 
landsdienst, in der Rüstungsindustrie, und zum Teil in der staatlichen Verwaltung.

Für Ernannte gilt nicht das ArbGB, sondern die besonderen Regelungen im je- 
weiligen einschlägigen Gesetz zur Frage der Arbeitszeit, der Überstunden- und 
Haftungsregelungen sowie hinsichtlich der Qualifikations- und Beförderungs- 
regeln.

Auch bei Streitigkeiten in diesem Bereich sind nicht die Arbeitsgerichte, son- 
dern die jeweiligen Sondergerichte zuständig.

01.4  Arbeitsverhältnisse mit Auslandsbezug

01.4.1  Beschäftigung von EU-Bürgern in Polen

Alle EU-Bürger, darunter auch die deutschen Staatsangehörigen, können in 
Polen bei einem in Polen ansässigen Unternehmen eine weisungsabhängige 
Beschäftigung, d. h. eine Beschäftigung im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses  
aufnehmen, ohne hierfür eine spezielle Genehmigung zu benötigen. Deutsche,  
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die bei einer polnischen Firma eingestellt sind und ihre Arbeit auf dem Gebiet  
Polens verrichten, haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die polnischen  
Arbeitnehmer. Daher unterliegen sie dem polnischen Sozialversicherungssys- 
tem und sind auch verpflichtet, in Polen Lohnsteuer zu zahlen. Der polnische  
Gesetzgeber hat zur Erleichterung der Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer  
auf die sonst übliche Sprachenregelung, die verlangt, dass sämtliche Verträge  
auf Polnisch abgeschlossen werden müssen, verzichtet. Der Arbeitsvertrag 
mit einem ausländischen Arbeitnehmer kann daher auch in dessen Mutter- 
sprache abgefasst werden. Somit kann ein Arbeitsvertrag, dessen Parteien ein  
Arbeitgeber mit Sitz in Polen und ein aus Deutschland stammender Arbeitneh- 
mer sind, auf Antrag des Arbeitnehmers, der der deutschen Sprache mächtig  
ist, in deutscher Sprache angefertigt werden, wobei der Arbeitgeber den Arbeit- 
nehmer über die Möglichkeit des Verfassens des Arbeitsvertrages in polnischer  
Sprache vor seinem Abschluss zu belehren hat.

Um nach Polen einzureisen, benötigen EU-Bürger nur einen gültigen Personal- 
ausweis oder Reisepass. Es besteht keine Notwendigkeit, eine Arbeitserlaubnis  
einzuholen. Soll der Aufenthalt in Polen allerdings länger als drei Monate dau- 
ern, so muss auch ein EU-Bürger seinen Aufenthalt anmelden. Diese Anmel- 
dung hat der EU-Bürger beim zuständigen Woiwoden 20 einzureichen, sie muss  
auf Polnisch vorliegen und nach Ablauf von drei Monaten seit der Einreise, 
spätestens am folgenden Tag erfolgen, andernfalls droht ein Bußgeld. Beizu- 
legen sind dem Antrag die Kopie der Meldung des vorläufigen Aufenthalts, der  
immer spätestens vier Tage nach der Einreise zu melden ist; unabhängig davon,  
ob eine Arbeit aufgenommen werden soll oder nicht. 

Darüber hinaus muss ein EU-Bürger eine schriftliche Bestätigung des pol- 
nischen Arbeitgebers über die Arbeitsaufnahme bzw. den Arbeitsvertrag vor- 
legen. 

Aus der im Art. 45 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Uni- 
on statuierten Arbeitnehmerfreizügigkeit folgt das allgemeine Gebot der Inlän- 
dergleichbehandlung, insbesondere in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung 
und sonstige Arbeitsbedingungen. Dies bedeutet, dass Arbeitnehmer aus an- 
deren EU-Mitgliedstaaten, darunter auch deutsche Angehörige, ein gleiches 

20   Ein Woiwode ist der oberste Chef der Verwaltung einer Woiwodschaft. Eine Woiwodschaft 
ist ein polnischer Verwaltungsbezirk.

Recht auf Zugang zum polnischen Arbeitsmarkt wie die polnischen Staats- 
bürger haben. Auch das polnische Gesetzbuch untersagt jegliche Diskriminie- 
rung in der Beschäftigung aufgrund der Nationalität oder Staatsangehörigkeit  
und besagt, dass Arbeitnehmer in Bezug auf die Aufnahme und die Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses, die Beschäftigungsbedingungen, die Beförderung 
und den Zugang zu Fortbildung zum Zweck der Erhöhung der Berufsqualifika-
tionen gleich zu behandeln sind.

Hinsichtlich der Anerkennung der beruflichen Qualifikation gelten verschiedene 
Rechtsgrundlagen. Zum einen gilt die gemeinschaftliche Regelung der Richt- 
linie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. Sep- 
tember 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, und daneben 
gilt im polnischen Recht das Gesetz über die Anerkennung der in einem an- 
deren EU-Mitgliedstaat erworbenen Berufsqualifikationen. Zu unterscheiden 
sind zwei Modelle der Anerkennung von Berufsqualifikationen. Zum einen die  
Anerkennung von Qualifikationen in den sog. reglementierten Berufen, die 
der Durchführung eines Verifikationsverfahrens bedarf, und zum anderen die 
Anerkennung von Qualifikationen in den sog. sektoralen Berufen (u. a. Arzt, 
Krankenschwester, Architekt sowie juristische Berufe). Die Anerkennung er- 
folgt automatisch; unter der Voraussetzung, dass die Urkunden, die die ent- 
sprechenden Qualifikationen bestätigen und die im Anhang IV und V zu der 
Richtlinie 2005/36/EG genannt werden, vorgelegt werden. Nach den darüber 
hinaus zu berücksichtigenden Vorschriften des Gesetzes über die Anerkennung  
der in einem anderen EU-Mitgliedstaat erworbenen Berufsqualifikationen gilt 
Ähnliches. Grundsätzlich ist die Ausübung bestimmter Berufe in Polen durch 
Personen, die ihre Berufsqualifikationen in einem anderen Mitgliedstaat der 
EU erworben haben, von der Anerkennung der Qualifikationen abhängig (regle- 
mentierte Berufe). Erst die positive Verifizierung durch das Durchlaufen eines  
formellen Anerkennungsverfahrens ermöglicht eine rechtmäßige Ausübung 
dieser Tätigkeiten auf dem Gebiet der Republik Polen. Die Anerkennung erfolgt  
auf Antrag nach der Durchführung des Verifizierungsverfahrens durch das zu- 
ständige Organ in Form eines Beschlusses über die Erteilung einer Berechti-
gung. In Einzelfällen ist es möglich, ein vereinfachtes Verfahren anzuwenden. 
Dieses Verfahren ist gebührenpflichtig und es ist eine notwendige Vorausset-
zung der Anerkennung, dass der Antragsteller wenigstens über solche Kennt- 
nisse der polnischen Sprache verfügen muss, dass ihm die Ausübung seines 
Berufes möglich ist.
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20   Ein Woiwode ist der oberste Chef der Verwaltung einer Woiwodschaft. Eine Woiwodschaft 
ist ein polnischer Verwaltungsbezirk.
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01.4.2  Beschäftigung von Ausländern aus Drittstaaten in Polen
 
Für Ausländer aus Drittstaaten gilt im Wesentlichen dasselbe wie für Ausländer 
aus EU-Staaten, sie müssen – je nach Herkunftsland – allerdings u. U. zusätz- 
lich ein Visum beantragen. Außerdem müssen sie zur Arbeitsaufnahme eine 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis beantragen. 

01.4.3  Entsendung von Arbeitnehmern durch deutsche Arbeitgeber

Deutsche Unternehmen haben das Recht, im Rahmen der in der EU geltenden  
Dienstleistungsfreiheit auf dem Gebiet des polnischen Staates Aufträge zu 
verrichten und ihr Personal einzusetzen. Voraussetzung für diese Art der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit ist ein in Deutschland ordentlich angemeldetes und ge- 
führtes Unternehmen. Folglich benötigen die deutschen Staatsbürger, darunter  
auch die zwecks Dienstleistungserbringung entsandten Arbeitnehmer, in Polen  
keiner Arbeitserlaubnis. Die Entsendung von Arbeitnehmern durch deutsche 
Arbeitgeber nach Polen erfolgt nach Europäischem Recht. Nach der EG-Verord- 
nung vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit  
unterliegen entsendete Arbeitnehmer den sozialversicherungsrechtlichen Vor- 
schriften nur eines Mitgliedstaates. 

Dies ist grundsätzlich der Mitgliedstaat, in dem die Arbeit ausgeübt wird. Bei 
der Entsendung von Arbeitnehmern jedoch gilt die Ausnahme, dass derjenige,  
der in einem Mitgliedstaat für Rechnung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich 
dort tätig ist, eine Beschäftigung ausübt und von diesem Arbeitgeber in einen  
anderen Mitgliedstaat entsandt wird, um dort eine Arbeit für dessen Rechnung  
auszuführen, weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats un- 
terliegt, sofern die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit 24 Monate nicht über- 
schreitet und er nicht eine andere Person ablöst. 

In der Praxis ist es für den Arbeitgeber in einigen Fällen schwierig, zu entschei- 
den, ob es sich um eine Auslandsdienstreise oder um eine Entsendung eines 
Arbeitnehmers ins Ausland handelt. Das Hauptunterscheidungskriterium zwi- 
schen einer Auslandsdienstreise und einer Entsendung des Arbeitnehmers ins  
Ausland ist der Zweck des Auslandsaufenthalts. Entscheidend ist somit in 
erster Linie die Tatsache, ob der Arbeitnehmer am Ort der Erledigung der Ar- 
beitsaufgabe und zum Zeitpunkt der Erledigung der Arbeitsaufgabe nur gele- 
gentlich anwesend sein muss, oder ob er verpflichtet ist, sich dort permanent  
aufzuhalten. 

Liegt eine Entsendung vor, so wird der feste, im Arbeitsvertrag genannte Ar- 
beitsort durch einen Ort außerhalb des Staates, in dem der Arbeitgeber ansäs- 
sig ist, ersetzt. Dies hat die Notwendigkeit zur Folge, dass der zwischen den 
Parteien geschlossene Arbeitsvertrag bezüglich des Orts der Arbeitsleistung 
geändert werden muss. In der Regel wird zusätzlich der Rechtsträger im Ar- 
beitsvertrag geändert, unter dessen Leitung der Arbeitnehmer seine Arbeiten  
verrichtet, und der als tatsächlicher Empfänger seiner Arbeitsergebnisse gilt, 
wobei der formelle Arbeitgeber allerdings der Gleiche bleibt. Im Fall einer Ent- 
sendung entstehen für den Arbeitgeber zusätzliche Pflichten. Nach der Richt- 
linie 91/533/EWG über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des 
Arbeitnehmers über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis 
geltenden Bedingungen ist der Arbeitgeber verpflichtet, solche Unterlagen, die  
die Grundlage der Beschäftigung von Arbeitnehmern bilden, die zur Arbeits- 
verrichtung ins Ausland entsandt werden, so zu ändern, dass diese mindes-
tens folgende zusätzliche Informationen beinhalten:

– die Dauer der Auslandsbeschäftigung
– die Vergütungswährung
–  und, sofern vorhanden, Geld- bzw. Sachleistungen in Zusammenhang  

mit der Auslandsbeschäftigung
–  und ebenfalls, sofern vorhanden, die Bedingungen der Arbeitnehmerrück-

führung

Lediglich eine Dienstreise ins Ausland liegt vor, wenn die im Ausland zu verrich- 
tenden Arbeiten, aufgrund ihrer Art, lediglich einen Teil der Aufgaben des Arbeit- 
nehmers im jeweiligen Zeitraum, ohne den vollen Umfang der ihm anvertrauten  
Aufgaben auszuschöpfen, bilden und sich hierdurch das Zentrum der beruf- 
lichen Tätigkeit des Arbeitnehmers tatsächlich nicht verschiebt, sondern sich 
weiter in dem im Arbeitsvertrag bestimmten Ort befindet. Außerdem haftet der  
Arbeitnehmer ebenso wie bisher für die Ergebnisse seiner Arbeit gegenüber 
seinem Arbeitgeber. Bei einer Entsendung ist auch dies anders. Bei einer Dienst- 
reise ist keine Änderung des Arbeitsvertrages notwendig.

Ein zusätzliches Kriterium zur Unterscheidung zwischen einer Entsendung und  
einer Dienstreise ist die Länge des Aufenthalts des Arbeitnehmers außerhalb 
seines festen Arbeitsortes. In der Praxis wird angenommen, dass eine ununter- 
brochene Arbeitsverrichtung außerhalb des im Arbeitsvertrag festgelegten Orts  
bis zu einem Zeitraum von drei Monaten als Arbeitsverrichtung in Rahmen ei- 
ner Dienstreise gelten kann. Der angegebene Zeitraum von drei Monaten ist 
allerdings kein rechtliches Kriterium, das in irgendeinem Gesetz festgelegt ist,  
sondern wird in der arbeitsrechtlichen Praxis so angenommen. Abweichungen  
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von dieser Faustregel sind insofern möglich. Ein Arbeitnehmer kann somit auch  
für einen kürzeren Zeitraum als drei Monate ins Ausland entsendet werden. Zu- 
dem hat die Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit für den Fall einer kurzfristigen Entsendung ein vereinfachtes  
Verfahren für die Ausstellung der Bescheinigung über die Sozialversicherungs- 
pflicht im Entsendungsland vorgesehen.

Der deutsche Arbeitnehmer, der nach Polen zur Arbeitsverrichtung entsandt 
wurde, hat das Recht, bis zu drei Monate auf dem Gebiet Polens zu bleiben, 
ohne den Aufenthalt amtlich zu registrieren. In diesem Fall besteht jedoch die  
allgemeine örtliche Meldepflicht (siehe oben). Sollte jedoch der Aufenthalt ei- 
nes ausländischen Bürgers länger als drei Monate dauern, so besteht zusätz-
lich eine Registrierungspflicht (siehe oben). 

Hinsichtlich des Arbeitsrechts bestimmt zudem das polnische ArbGB, dass die  
Erbringung von Arbeit auf dem Gebiet der Republik Polen durch einen Arbeit- 
nehmer, der für eine bestimmte Zeit zu dieser Arbeit von einem Arbeitgeber 
nach Polen entsandt wurde, der seinen Sitz in einem EU-Mitgliedstaat hat, Ar- 
beitsbedingungen garantiert werden, die nicht weniger günstig sind als die- 
jenigen, die sich aus den Vorschriften des ArbGB und anderer Vorschriften, 
die die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer regeln, ergeben. Dies sind ins- 
besondere die Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten, der bezahlte Min- 
destjahresurlaub, die Mindestlohnsätze einschließlich der Überstundensätze, 
dies gilt allerdings nicht für die zusätzlichen betrieblichen Altersversorgungssys- 
teme, die Sicherheit, den Gesundheitsschutz und die Hygiene am Arbeitsplatz,  
die Schutzmaßnahmen in Zusammenhang mit den Arbeits- und Beschäftigungs- 
bedingungen von Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen,  
die Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie andere Nichtdiskrimi-
nierungsbestimmungen.

Die Vorschriften über den Mindestschutz der Arbeitnehmer haben zwingenden  
Charakter. Sie finden in jedem Fall Anwendung, auch wenn grundsätzlich deut- 
sches Recht auf das Arbeitsverhältnis anwendbar ist. Ausnahmsweise wird 
dieser Grundsatz jedoch im Interesse des entsandten Arbeitnehmers einge- 
schränkt, wenn die in Polen geltenden Regelungen über den Mindestschutz 
weniger günstig sind, als es die Anwendung der deutschen Arbeitsbedingun-
gen wäre. Daraus ergibt sich für einen deutschen Arbeitgeber, der Arbeitneh- 
mer nach Polen entsenden möchte, die Pflicht, zu prüfen, ob die polnischen 
arbeitsrechtlichen Vorschriften im Einzelfall günstiger für den Arbeitnehmer 
sind als die deutschen. Kommt er zu dem Ergebnis, dass polnische Regelungen  

anzuwenden sind, so kann sich damit die Notwendigkeit ergeben, den Arbeits- 
vertrag entsprechend zu ändern. 

Die Fragen der sozialen Sicherheit der Arbeitnehmer, die sich innerhalb der 
Europäischen Union bewegen, darunter auch der entsandten Arbeitnehmer, 
werden derzeit in der bereits erwähnten Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung  
der Systeme der sozialen Sicherheit geregelt, die die in diesem Bereich früher  
geltende Verordnung des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern,  
ersetzt hat. 

Die neue Regelung bestimmt, dass die innerhalb der EU zu- und abwandern-
den Arbeitnehmer den Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit nur eines 
Mitgliedstaates unterliegen, um die sog. Doppelversicherung zu vermeiden. 
In der EU-Regelung wurde als allgemeine Regel festgelegt, dass der Ort der 
tatsächlichen Arbeitsverrichtung maßgeblich zur Feststellung des anzuwen- 
denden Rechts ist. Ausnahmsweise unterliegt eine Person, die in einem Mit- 
gliedstaat für Rechnung eines Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig ist, 
eine Beschäftigung ausübt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen 
Mitgliedstaat entsandt wird, um dort eine Arbeit für dessen Rechnung auszu- 
führen, weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats, sofern die  
voraussichtliche Dauer dieser Arbeit vierundzwanzig Monate nicht überschreitet  
und diese Person nicht eine andere Person ablöst. Es ist zudem erforderlich, 
dass erstens während der Gesamtdauer der Entsendung eine direkte Verbin- 
dung zwischen dem entsendeten Arbeitnehmer und seinem Arbeitgeber fort- 
besteht, und dass zweitens eine Verbindung zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, besteht. Was bedeutet, dass die Aus- 
führung eines wesentlichen Teils der Tätigkeit des Arbeitgebers im Hoheitsge- 
biet des Sitzmitgliedstaates erfolgen muss. 

Darüber hinaus sind bei der Bestimmung, ob die Tätigkeit des jeweiligen Ar- 
beitgebers tatsächlich als eine wesentliche Tätigkeit i. S. d. Entscheidung der  
Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher- 
heit Nr. A2 vom 12. Juni 2009 über die Auslegung des Art. 12 der Verordnung  
(EG) Nr. 883/2004 gewertet werden kann, insbesondere die folgenden Kriterien  
zu berücksichtigen:

–  der Sitz des Unternehmens, d. h. der Ort, in dem das Unternehmen seinen 
registrierten Sitz und seine Verwaltung hat
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anzuwenden sind, so kann sich damit die Notwendigkeit ergeben, den Arbeits- 
vertrag entsprechend zu ändern. 
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voraussichtliche Dauer dieser Arbeit vierundzwanzig Monate nicht überschreitet  
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dass erstens während der Gesamtdauer der Entsendung eine direkte Verbin- 
dung zwischen dem entsendeten Arbeitnehmer und seinem Arbeitgeber fort- 
besteht, und dass zweitens eine Verbindung zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, besteht. Was bedeutet, dass die Aus- 
führung eines wesentlichen Teils der Tätigkeit des Arbeitgebers im Hoheitsge- 
biet des Sitzmitgliedstaates erfolgen muss. 

Darüber hinaus sind bei der Bestimmung, ob die Tätigkeit des jeweiligen Ar- 
beitgebers tatsächlich als eine wesentliche Tätigkeit i. S. d. Entscheidung der  
Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher- 
heit Nr. A2 vom 12. Juni 2009 über die Auslegung des Art. 12 der Verordnung  
(EG) Nr. 883/2004 gewertet werden kann, insbesondere die folgenden Kriterien  
zu berücksichtigen:

–  der Sitz des Unternehmens, d. h. der Ort, in dem das Unternehmen seinen 
registrierten Sitz und seine Verwaltung hat
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–  die Zahl der Mitarbeiter der Verwaltung des Arbeitgebers, die in dem Mit- 
gliedstaat, in dem der Arbeitgeber ansässig ist bzw. in dem anderen Mitglied- 
staat tätig sind

–  der Ort, an dem die entsandten Arbeitnehmer angeworben werden sowie 
der Ort, an dem die meisten Verträge mit Kunden geschlossen werden

–  das auf die Verträge zwischen dem Unternehmen und seinen Mitarbeitern 
einerseits und zwischen dem Unternehmen und seinen Kunden andererseits  
anzuwendende Recht

– der Umsatz in einem typischen Zeitraum in jedem dieser Mitgliedstaaten
– die Anzahl der im Entsendungsstaat abgewickelten Verträge

Um festzustellen, ob zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer eine 
unmittelbare Beziehung besteht, gibt es eine Anzahl von Kriterien wie die Frage,  
wer für die Anwerbung, den Arbeitsvertrag und die Vergütung zuständig ist, 
wobei bei Letzterem etwaige Verträge zwischen dem Arbeitgeber im Entsen- 
dungsstaat und dem Unternehmen im Gastland über die Vergütung der Arbeit- 
nehmer nicht zu berücksichtigen sind. Weiter ist entscheidend, wer das Recht  
hat, den Arbeitnehmer gegebenenfalls zu entlassen und wer die Art der Tätig- 
keit bestimmt. Ergibt die Antwort auf diese Fragen, dass weiterhin der Arbeit- 
geber im Heimatland zuständig ist, so ist der Arbeitnehmer auch weiterhin 
diesem Arbeitgeber unterstellt. Die Anwendbarkeit des deutschen Sozialver-
sicherungssystems während der Entsendung eines Arbeitnehmers nach Polen  
wird durch die Ausstellung des Vordrucks A-1 durch die in Deutschland zustän- 
dige Einrichtung nach Durchführung einer Prüfung, in der sämtliche für die 
Bestimmung des anzuwendendes Rechts relevanten Tatsachen unter Berück- 
sichtigung der oben genannten Voraussetzungen bewertet werden, bestätigt. 
Der entsandte Arbeitnehmer hat diesen Vordruck A-1 nach Polen mitzunehmen,  
um nachzuweisen, dass für ihn – soweit der Entsendungszeitraum 24 Monate  
nicht überschreitet – Sozialbeiträge in Deutschland abgeführt werden. Kann er  
den Vordruck A-1 nicht vorlegen, besteht die Verpflichtung, Sozialversiche-
rungsbeiträge an die polnische Sozialversicherungsanstalt (ZUS) abzuführen. 
Der deutsche Arbeitgeber ist hierbei verpflichtet, vor der Entsendung und der  
Leistung von grenzüberschreitenden Diensten der Sozialversicherungsbehörde  
die Absicht der Dienstleistungserbringung und der Entsendung seiner deut- 
schen Mitarbeiter nach Polen mitzuteilen und diesen Vordruck anzufordern. In 
Ausnahmefällen ist diese Mitteilung allerdings auch noch nach der Vollen- 
dung der Arbeiten möglich. 

01.4.4  Beschäftigung polnischer Arbeitnehmer in Deutschland
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01.4.4.1  Arbeitnehmerfreizügigkeit

Seit dem 01. Mai 2011 ist die Arbeitnehmerfreizügigkeit auch für Polen, die in 
Deutschland arbeiten möchten, vollständig gewährleistet. Die Beschränkun-
gen, die vorher nach dem 2+3+2-Modell für polnische Arbeitnehmer eingeführt  
wurden, sind nun aufgehoben.

01.4.4.2  Dienstleistungsfreiheit, Entsendung nach Deutschland

Für die Entsendung polnischer Arbeitnehmer nach Deutschland gilt Entspre-
chendes wie für die Entsendung deutscher Arbeitnehmer nach Polen, d. h. 
auch hier gelten die entsprechenden EG-Verordnungen vom 29. April 2004 zur  
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, nach der der polnische 
entsandte Arbeitnehmer dem Sozialversicherungsrecht Polens unterfällt, so- 
fern die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit 24 Monate nicht überschreitet 
und dieser Arbeitnehmer nicht eine andere Person ablöst sowie die Richtlinie  
91/533/EWG über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitneh- 
mers über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden  
Bedingungen sowie u. a. die sich aus diesen Vorschriften ergebenen Verpflich- 
tungen.

01.4.5   Arbeitsvertragsstatus bei grenzüberschreitenden  
Arbeitsverhältnissen

Wenn ein Arbeitsverhältnis Bezugspunkte zu mehreren Staaten aufweist, ist 
die Frage zu beantworten, welchem Recht das Verhältnis unterstellt wird. Diese  
Frage regeln einzelstaatliche Vorschriften des Kollisionsrechts. Außerdem gilt  
die EU-Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen- 



36 3701  Begründung des Arbeitsverhältnisses 01  Begründung des ArbeitsverhältnissesB   Individualarbeitsrecht B   Individualarbeitsrecht

–  die Zahl der Mitarbeiter der Verwaltung des Arbeitgebers, die in dem Mit- 
gliedstaat, in dem der Arbeitgeber ansässig ist bzw. in dem anderen Mitglied- 
staat tätig sind

–  der Ort, an dem die entsandten Arbeitnehmer angeworben werden sowie 
der Ort, an dem die meisten Verträge mit Kunden geschlossen werden

–  das auf die Verträge zwischen dem Unternehmen und seinen Mitarbeitern 
einerseits und zwischen dem Unternehmen und seinen Kunden andererseits  
anzuwendende Recht

– der Umsatz in einem typischen Zeitraum in jedem dieser Mitgliedstaaten
– die Anzahl der im Entsendungsstaat abgewickelten Verträge

Um festzustellen, ob zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer eine 
unmittelbare Beziehung besteht, gibt es eine Anzahl von Kriterien wie die Frage,  
wer für die Anwerbung, den Arbeitsvertrag und die Vergütung zuständig ist, 
wobei bei Letzterem etwaige Verträge zwischen dem Arbeitgeber im Entsen- 
dungsstaat und dem Unternehmen im Gastland über die Vergütung der Arbeit- 
nehmer nicht zu berücksichtigen sind. Weiter ist entscheidend, wer das Recht  
hat, den Arbeitnehmer gegebenenfalls zu entlassen und wer die Art der Tätig- 
keit bestimmt. Ergibt die Antwort auf diese Fragen, dass weiterhin der Arbeit- 
geber im Heimatland zuständig ist, so ist der Arbeitnehmer auch weiterhin 
diesem Arbeitgeber unterstellt. Die Anwendbarkeit des deutschen Sozialver-
sicherungssystems während der Entsendung eines Arbeitnehmers nach Polen  
wird durch die Ausstellung des Vordrucks A-1 durch die in Deutschland zustän- 
dige Einrichtung nach Durchführung einer Prüfung, in der sämtliche für die 
Bestimmung des anzuwendendes Rechts relevanten Tatsachen unter Berück- 
sichtigung der oben genannten Voraussetzungen bewertet werden, bestätigt. 
Der entsandte Arbeitnehmer hat diesen Vordruck A-1 nach Polen mitzunehmen,  
um nachzuweisen, dass für ihn – soweit der Entsendungszeitraum 24 Monate  
nicht überschreitet – Sozialbeiträge in Deutschland abgeführt werden. Kann er  
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dende Recht (Rom I-VO) 21, die für Individualarbeitsverträge bestimmt, dass die- 
se dem von den Parteien gewählten Recht unterliegen, wobei die Rechtswahl 
der Parteien jedoch nicht dazu führen darf, dass dem Arbeitnehmer der Schutz  
entzogen wird, der ihm durch Bestimmungen gewährt wird, von denen nach 
dem Recht, das mangels einer Rechtswahl anzuwenden wäre, nicht durch Ver- 
einbarung abgewichen werden darf. Soweit das auf den Arbeitsvertrag anzu- 
wendende Recht nicht durch Rechtswahl bestimmt ist, unterliegt der Arbeits- 
vertrag dem Recht des Staates, in dem oder gegebenenfalls von dem aus der  
Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. 
Der Staat, in dem die Arbeit gewöhnlich verrichtet wird, wechselt nicht, wenn  
der Arbeitnehmer seine Arbeit vorübergehend in einem anderen Staat verrichtet.
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01.4.5.1  Grundlagen des deutschen Kollisionsrechts 

Bei grenzüberschreitenden Vertragsverhältnissen können sich die Parteien 
nach deutschem Kollisionsrecht grundsätzlich frei darüber einigen, welcher 
berührten Rechtsordnung ihr Vertrag unterstellt werden soll. Diese Einigung 
muss nicht ausdrücklich geschehen, sondern kann sich auch aus den Umstän- 
den ergeben. Für Arbeitsverträge gilt der Grundsatz der freien Rechtswahl 
allerdings nur eingeschränkt, um zu verhindern, dass die Parteien die Schutz- 
standards des deutschen Rechts umgehen. Eine Rechtswahl wird vom deut- 
schen Recht nur anerkannt, wenn sie im Ergebnis den Arbeitnehmer nicht 
schlechterstellt, als er ohne Rechtswahlklausel stünde.

Wenn bei grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnissen die Parteien keine Rechts- 
ordnung vereinbaren, untersteht das Verhältnis dem Recht des Ortes, an dem  

21   Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), 
ABl L 177 vom 4. 7. 2008, S. 6.

der Arbeitnehmer regelmäßig seine Arbeit erbringt. Wenn der Arbeitnehmer 
regelmäßig in mehreren Staaten arbeitet, ist das Recht des Ortes der Nieder- 
lassung des Arbeitgebers, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, maßgeblich. 
Diese Regeln gelten nicht absolut, sondern wenn sich aus den Umständen 
ein engerer Bezug zu einem anderen Staat ergibt, gilt dessen Recht für den 
Arbeitsvertrag.

Im Ergebnis führt das dazu, dass ein Arbeitsverhältnis, das eine nicht nur sehr  
kurze Arbeitsverrichtung in Deutschland zum Inhalt hat, deutschem Recht 
untersteht. Eine abweichende Rechtswahl der Parteien wird von deutschen 
Behörden und Gerichten nur akzeptiert, wenn sie für den Arbeitnehmer nicht 
zu verringerten Schutzstandards führt. Unabhängig von dem Recht, dem das  
Arbeitsverhältnis untersteht, sind für eine Arbeitserbringung in Deutschland 
in jedem Fall die zwingenden Vorschriften des deutschen Rechts anzuwenden.

01.4.5.2  Polnisches Kollisionsrecht für Arbeitsverhältnisse

Das polnische Gesetz über das internationale Privatrecht verweist im Bereich  
der Schuldverhältnisse, zu denen auch der Arbeitsvertrag gehört, auf die EU- 
Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht  
(Rom I-VO) 22, die für Individualarbeitsverträge bestimmt, dass diese dem von 
den Parteien gewählten Recht unterliegen, wobei die Rechtswahl der Parteien je- 
doch nicht dazu führen darf, dass dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird,  
der ihm durch Bestimmungen gewährt wird, von denen nach dem Recht, das 
mangels einer Rechtswahl anzuwenden wäre, nicht durch Vereinbarung abge- 
wichen werden darf. 

Soweit das auf den Arbeitsvertrag anzuwendende Recht nicht durch Rechts- 
wahl bestimmt ist, unterliegt der Arbeitsvertrag dem Recht des Staates, in dem  
oder gegebenenfalls von dem aus der Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrages  
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. Der Staat, in dem die Arbeit gewöhnlich 
verrichtet wird, wechselt nicht, wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit vorüber-
gehend in einem anderen Staat verrichtet.

22   Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), 
ABl L 177 vom 4. 7. 2008, S. 6.
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regelmäßig in mehreren Staaten arbeitet, ist das Recht des Ortes der Nieder- 
lassung des Arbeitgebers, die den Arbeitnehmer eingestellt hat, maßgeblich. 
Diese Regeln gelten nicht absolut, sondern wenn sich aus den Umständen 
ein engerer Bezug zu einem anderen Staat ergibt, gilt dessen Recht für den 
Arbeitsvertrag.

Im Ergebnis führt das dazu, dass ein Arbeitsverhältnis, das eine nicht nur sehr  
kurze Arbeitsverrichtung in Deutschland zum Inhalt hat, deutschem Recht 
untersteht. Eine abweichende Rechtswahl der Parteien wird von deutschen 
Behörden und Gerichten nur akzeptiert, wenn sie für den Arbeitnehmer nicht 
zu verringerten Schutzstandards führt. Unabhängig von dem Recht, dem das  
Arbeitsverhältnis untersteht, sind für eine Arbeitserbringung in Deutschland 
in jedem Fall die zwingenden Vorschriften des deutschen Rechts anzuwenden.

01.4.5.2  Polnisches Kollisionsrecht für Arbeitsverhältnisse

Das polnische Gesetz über das internationale Privatrecht verweist im Bereich  
der Schuldverhältnisse, zu denen auch der Arbeitsvertrag gehört, auf die EU- 
Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht  
(Rom I-VO) 22, die für Individualarbeitsverträge bestimmt, dass diese dem von 
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der ihm durch Bestimmungen gewährt wird, von denen nach dem Recht, das 
mangels einer Rechtswahl anzuwenden wäre, nicht durch Vereinbarung abge- 
wichen werden darf. 

Soweit das auf den Arbeitsvertrag anzuwendende Recht nicht durch Rechts- 
wahl bestimmt ist, unterliegt der Arbeitsvertrag dem Recht des Staates, in dem  
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22   Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), 
ABl L 177 vom 4. 7. 2008, S. 6.
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Nach polnischem Arbeitsrecht gilt daneben für einen Arbeitnehmer, der von 
einem Arbeitgeber mit Sitz in einem EU-Staat für einen bestimmten Zeitraum 
zur Verrichtung von Arbeiten nach Polen entsandt wurde, insofern das polnische  
Arbeitsrecht, als die grundsätzlichen Arbeitsschutznormen für den Arbeitneh- 
mer nicht unterschritten werden dürfen.

Dieses sind vor allem die Normen über die Arbeitszeit, den Erholungsurlaub, 
den Mindestlohn, die Vergütung von Überstunden, den Arbeitsschutz, die Rech- 
te in der Elternschaft, die Schutzvorschriften zugunsten Kinder und Jugend- 
licher, die Diskriminierungsverbote, und die Vorschriften über die Zeitarbeit. 
Diese gelten auch für EU-Arbeitnehmer in Polen, die in einer ausländischen 
Niederlassung oder Filiale des Arbeitgebers beschäftigt sind, und für Leih- 
arbeitnehmer.

01.5  Arbeitnehmerüberlassung / Zeitarbeit

01.5.1  Voraussetzungen
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01.5.1.1  Vereinbarung über die Überlassung eines Arbeitnehmers

Im Fall der Leiharbeit sind Parteien des Arbeitsrechtsverhältnisses die Zeitar- 
beitsagentur, der entleihende Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmer. Die vertrag- 
lichen Pflichten dieser Parteien regelt das Gesetz.

Der Arbeitgeber muss, um Leiharbeitnehmer einstellen zu können, bestimmte  
Voraussetzungen, die im Gesetz aufgestellt werden, erfüllen. So ist eine Beschäf- 
tigung von Leiharbeitnehmern nur dann möglich, wenn bei dem Arbeitgeber 
innerhalb der letzten sechs Monate vor dem beabsichtigten Termin der Arbeits- 

aufnahme von Leiharbeitnehmern keine Massenentlassung i. S. d. Gesetzes 
über die Massenentlassungen vorgekommen ist. Zudem darf kein Arbeitneh-
mer als Leiharbeiter eingestellt werden, mit dem bereits vorher ein Arbeitsver- 
hältnis bestand. Schließlich ist eine weitere Voraussetzung, dass während 
eines Zeitraums von 36 Monaten ein Leiharbeitnehmer ausschließlich bis zu 
zwölf Monaten bei demselben Arbeitgeber angestellt sein darf. 

In dem Überlassungsvertrag zwischen der Zeitarbeitsfirma und dem Arbeit- 
geber müssen schriftlich enthalten sein:

– die Qualifikationen, die für die Ausführung der Arbeit erforderlich sind
–  die voraussichtliche Beschäftigungsdauer, die Arbeitszeit und der Arbeits-

ort
–  eine Vertragsbestimmung, nach der der Arbeitnehmer nach Ablauf des 

Zeitarbeitsvertrages nicht übernommen wird, ist nach dem LeiharbeiterG 
unwirksam

01.5.1.2  Weisung zu einer vorübergehenden Arbeitsausübung beim Kunden

Der Arbeitgeber kann einen Arbeitnehmer anweisen, seine Arbeit bei einem 
seiner Kunden zu verrichten. Wenn der Arbeitgeber weiterhin dem Arbeitneh- 
mer gegenüber die Arbeitgeberrechte ausübt, d. h. weisungsberechtigt ist, 
ist hierzu keine Änderung des Arbeitsvertrages notwendig.

01.5.1.3  Höchstdauer der Überlassung

Da die Arbeitnehmerüberlassung auf Zeit vor allem der Flexibilität der Arbeit 
Rechnung tragen soll, sind die Beschäftigungen, für die Leiharbeit genutzt 
werden darf, im Gesetz beschränkt. Zulässig ist die Leiharbeit für Saisonar-
beiten oder andere, vorübergehende Arbeiten sowie für Krankheits- oder Mut- 
terschaftsvertretung.

01.5.1.4  Arbeitsbedingungen

Ausdrücklich untersagt ist der Einsatz von Leiharbeitnehmern bei besonders 
gefährlichen Arbeiten, als Ersatz für streikende Arbeitnehmer und zur Vermei- 
dung des Austauschs der Regelbelegschaft durch Leiharbeitnehmer, wenn ein  
regulärer Arbeitnehmer auf dem Arbeitsplatz des Leiharbeiters drei Monate 
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Nach polnischem Arbeitsrecht gilt daneben für einen Arbeitnehmer, der von 
einem Arbeitgeber mit Sitz in einem EU-Staat für einen bestimmten Zeitraum 
zur Verrichtung von Arbeiten nach Polen entsandt wurde, insofern das polnische  
Arbeitsrecht, als die grundsätzlichen Arbeitsschutznormen für den Arbeitneh- 
mer nicht unterschritten werden dürfen.

Dieses sind vor allem die Normen über die Arbeitszeit, den Erholungsurlaub, 
den Mindestlohn, die Vergütung von Überstunden, den Arbeitsschutz, die Rech- 
te in der Elternschaft, die Schutzvorschriften zugunsten Kinder und Jugend- 
licher, die Diskriminierungsverbote, und die Vorschriften über die Zeitarbeit. 
Diese gelten auch für EU-Arbeitnehmer in Polen, die in einer ausländischen 
Niederlassung oder Filiale des Arbeitgebers beschäftigt sind, und für Leih- 
arbeitnehmer.

01.5  Arbeitnehmerüberlassung / Zeitarbeit

01.5.1  Voraussetzungen
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01.5.1.1  Vereinbarung über die Überlassung eines Arbeitnehmers

Im Fall der Leiharbeit sind Parteien des Arbeitsrechtsverhältnisses die Zeitar- 
beitsagentur, der entleihende Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmer. Die vertrag- 
lichen Pflichten dieser Parteien regelt das Gesetz.

Der Arbeitgeber muss, um Leiharbeitnehmer einstellen zu können, bestimmte  
Voraussetzungen, die im Gesetz aufgestellt werden, erfüllen. So ist eine Beschäf- 
tigung von Leiharbeitnehmern nur dann möglich, wenn bei dem Arbeitgeber 
innerhalb der letzten sechs Monate vor dem beabsichtigten Termin der Arbeits- 

aufnahme von Leiharbeitnehmern keine Massenentlassung i. S. d. Gesetzes 
über die Massenentlassungen vorgekommen ist. Zudem darf kein Arbeitneh-
mer als Leiharbeiter eingestellt werden, mit dem bereits vorher ein Arbeitsver- 
hältnis bestand. Schließlich ist eine weitere Voraussetzung, dass während 
eines Zeitraums von 36 Monaten ein Leiharbeitnehmer ausschließlich bis zu 
zwölf Monaten bei demselben Arbeitgeber angestellt sein darf. 

In dem Überlassungsvertrag zwischen der Zeitarbeitsfirma und dem Arbeit- 
geber müssen schriftlich enthalten sein:

– die Qualifikationen, die für die Ausführung der Arbeit erforderlich sind
–  die voraussichtliche Beschäftigungsdauer, die Arbeitszeit und der Arbeits-

ort
–  eine Vertragsbestimmung, nach der der Arbeitnehmer nach Ablauf des 

Zeitarbeitsvertrages nicht übernommen wird, ist nach dem LeiharbeiterG 
unwirksam

01.5.1.2  Weisung zu einer vorübergehenden Arbeitsausübung beim Kunden

Der Arbeitgeber kann einen Arbeitnehmer anweisen, seine Arbeit bei einem 
seiner Kunden zu verrichten. Wenn der Arbeitgeber weiterhin dem Arbeitneh- 
mer gegenüber die Arbeitgeberrechte ausübt, d. h. weisungsberechtigt ist, 
ist hierzu keine Änderung des Arbeitsvertrages notwendig.

01.5.1.3  Höchstdauer der Überlassung

Da die Arbeitnehmerüberlassung auf Zeit vor allem der Flexibilität der Arbeit 
Rechnung tragen soll, sind die Beschäftigungen, für die Leiharbeit genutzt 
werden darf, im Gesetz beschränkt. Zulässig ist die Leiharbeit für Saisonar-
beiten oder andere, vorübergehende Arbeiten sowie für Krankheits- oder Mut- 
terschaftsvertretung.

01.5.1.4  Arbeitsbedingungen

Ausdrücklich untersagt ist der Einsatz von Leiharbeitnehmern bei besonders 
gefährlichen Arbeiten, als Ersatz für streikende Arbeitnehmer und zur Vermei- 
dung des Austauschs der Regelbelegschaft durch Leiharbeitnehmer, wenn ein  
regulärer Arbeitnehmer auf dem Arbeitsplatz des Leiharbeiters drei Monate 
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vor dem Arbeitsantritt des Leiharbeiters aus Gründen, die der Arbeitgeber zu  
vertreten hat, entlassen wurde.

01.5.1.5  Schadensersatz

Das Zeitarbeitsunternehmen ist verpflichtet, der Firma, die den Leiharbeiter von  
der Leiharbeitsfirma eingestellt hat, den Schaden zu ersetzen, der ihr durch  
den Leiharbeiter während der Ausführung der Arbeiten entstanden ist, soweit  
ein solcher Schadensersatzanspruch nach den Vorschriften über die materielle  
Haftung der Arbeitnehmer besteht. Die Zeitarbeitsagentur kann anschließend  
diesen geleisteten Schadensersatz vom Arbeitnehmer zurück verlangen. 

01.5.2   Zeitarbeitsunternehmen – Erlaubnispflicht und rechtliche 
Rahmenbedingungen der Vermittlung

Seit 2003 besteht in Polen die Möglichkeit einer gewerblichen Überlassung 
von Arbeitnehmern durch Zeitarbeitsagenturen. Ein deutscher Unternehmer, 
der in Polen eine Zeitarbeitsagentur, die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Arbeit- 
nehmerüberlassung ausführt, betreiben möchte, ist nach den Vorschriften des  
Gesetzes über Beschäftigungsförderung und die Behörden des Arbeitsmarkts  
grundsätzlich verpflichtet, die Tätigkeit in das beim Marschall der Woiwod-
schaft 23 geführte Register über Zeitarbeitsagenturen einzutragen. Um eine 
Zeitarbeitsagentur zu führen, ist eine Eintragung in das Register der Zeitar- 
beitsagenturen notwendig und ein vorläufiges Bestätigungszertifikat. Wurde 
die Agentur ein Jahr lang rechtmäßig geführt, so wird dieses Zertifikat durch 
ein unbefristetes ersetzt.

Dieser Pflicht unterliegen allerdings die deutschen Unternehmer nicht, die in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat nach dem Recht dieses Staates eine solche 
Tätigkeit bereits ausüben und die alle nach diesem Recht erforderliche Zulas- 
sungen, Genehmigungen usw. eingeholt haben. Diese Unternehmer müssen 
allerdings einer Anzeigepflicht nachkommen. Sie sind verpflichtet, dem Marschall  
der Woiwodschaft am Ort der Erbringung der Dienstleistung, der örtlich zustän- 
dig ist, vor Aufnahme der Tätigkeit die Absicht, die Arbeitnehmerüberlassung  
aufzunehmen, anzeigen. In der Anzeige sind folgende Angaben zu machen:

23  Marschall der Woiwodschaft: Oberster Vorstand einer Woiwodschaft.

– das Ursprungsland ist zu nennen
– die Firma des Unternehmens sowie sein Sitz
– der voraussichtliche Ort und die Dauer der Dienstleistung
–  die Art der Dienstleistung, die auf dem Gebiet der Republik Polen erbracht 

wird

Für die konkrete Arbeitnehmerüberlassung sind die Vorschriften des polnischen  
Arbeitsrechts mit unabdingbarem Charakter besonders zu berücksichtigen so- 
wie die Vorschriften des Gesetzes über die Beschäftigung von Zeitarbeitneh- 
mern (siehe oben).

01.6  Vertrag mit leitenden Angestellten

01.6.1   Besonderheiten eines Arbeitsverhältnisses mit leitenden 
Angestellten

Ein Managervertrag ist ein zivilrechtlicher Vertrag (kein arbeitsrechtlicher). Der  
Vertragstyp ist i. d. R. ein gemischter Vertrag mit dem Schwerpunkt auf einem  
entgeltlichen Auftrag. Aufgrund dieses Auftrags verpflichtet sich der Manager /
der Auftragnehmer, ständig die Verwaltung des Auftraggebers / des Unterneh-
mers in dessen Auftrag und zu dessen Gunsten zu übernehmen. Es handelt 
sich dabei häufig um einen gemischten Vertrag, bei dem auch Elemente anderer  
Vertragstypen vorhanden sind. Häufig wird eine Sorgfaltspflicht vereinbart oder  
auch ein bestimmter Erfolg geschuldet. Auch für das Arbeitsrecht typische 
Elemente können in einem solchen Vertrag enthalten sein. Bei Managertätig-
keiten aufgrund allgemein zivilrechtlicher Verträge kann unter bestimmten  
Voraussetzungen eine Sozialversicherungspflicht bestehen. 

01.6.2   Arbeitsverhältnis mit den Mitgliedern von Gesellschaftsorganen 
(Vorstand, Geschäftsführer etc.)

Der Vorstand eines Unternehmens wird durch die entsprechenden gesellschafts- 
rechtlichen Vorschriften berufen. In der Regel liegt hier kein Arbeitsverhältnis  
vor. Für die Ein-Mann-GmbH wurde von den Gerichten entschieden, dass der  
einzige Gesellschafter der GmbH sich nicht selbst einstellen kann, um dann 
damit anschließend der Sozialversicherungspflicht zu unterfallen.
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vor dem Arbeitsantritt des Leiharbeiters aus Gründen, die der Arbeitgeber zu  
vertreten hat, entlassen wurde.

01.5.1.5  Schadensersatz

Das Zeitarbeitsunternehmen ist verpflichtet, der Firma, die den Leiharbeiter von  
der Leiharbeitsfirma eingestellt hat, den Schaden zu ersetzen, der ihr durch  
den Leiharbeiter während der Ausführung der Arbeiten entstanden ist, soweit  
ein solcher Schadensersatzanspruch nach den Vorschriften über die materielle  
Haftung der Arbeitnehmer besteht. Die Zeitarbeitsagentur kann anschließend  
diesen geleisteten Schadensersatz vom Arbeitnehmer zurück verlangen. 

01.5.2   Zeitarbeitsunternehmen – Erlaubnispflicht und rechtliche 
Rahmenbedingungen der Vermittlung

Seit 2003 besteht in Polen die Möglichkeit einer gewerblichen Überlassung 
von Arbeitnehmern durch Zeitarbeitsagenturen. Ein deutscher Unternehmer, 
der in Polen eine Zeitarbeitsagentur, die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Arbeit- 
nehmerüberlassung ausführt, betreiben möchte, ist nach den Vorschriften des  
Gesetzes über Beschäftigungsförderung und die Behörden des Arbeitsmarkts  
grundsätzlich verpflichtet, die Tätigkeit in das beim Marschall der Woiwod-
schaft 23 geführte Register über Zeitarbeitsagenturen einzutragen. Um eine 
Zeitarbeitsagentur zu führen, ist eine Eintragung in das Register der Zeitar- 
beitsagenturen notwendig und ein vorläufiges Bestätigungszertifikat. Wurde 
die Agentur ein Jahr lang rechtmäßig geführt, so wird dieses Zertifikat durch 
ein unbefristetes ersetzt.

Dieser Pflicht unterliegen allerdings die deutschen Unternehmer nicht, die in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat nach dem Recht dieses Staates eine solche 
Tätigkeit bereits ausüben und die alle nach diesem Recht erforderliche Zulas- 
sungen, Genehmigungen usw. eingeholt haben. Diese Unternehmer müssen 
allerdings einer Anzeigepflicht nachkommen. Sie sind verpflichtet, dem Marschall  
der Woiwodschaft am Ort der Erbringung der Dienstleistung, der örtlich zustän- 
dig ist, vor Aufnahme der Tätigkeit die Absicht, die Arbeitnehmerüberlassung  
aufzunehmen, anzeigen. In der Anzeige sind folgende Angaben zu machen:

23  Marschall der Woiwodschaft: Oberster Vorstand einer Woiwodschaft.

– das Ursprungsland ist zu nennen
– die Firma des Unternehmens sowie sein Sitz
– der voraussichtliche Ort und die Dauer der Dienstleistung
–  die Art der Dienstleistung, die auf dem Gebiet der Republik Polen erbracht 

wird

Für die konkrete Arbeitnehmerüberlassung sind die Vorschriften des polnischen  
Arbeitsrechts mit unabdingbarem Charakter besonders zu berücksichtigen so- 
wie die Vorschriften des Gesetzes über die Beschäftigung von Zeitarbeitneh- 
mern (siehe oben).

01.6  Vertrag mit leitenden Angestellten

01.6.1   Besonderheiten eines Arbeitsverhältnisses mit leitenden 
Angestellten

Ein Managervertrag ist ein zivilrechtlicher Vertrag (kein arbeitsrechtlicher). Der  
Vertragstyp ist i. d. R. ein gemischter Vertrag mit dem Schwerpunkt auf einem  
entgeltlichen Auftrag. Aufgrund dieses Auftrags verpflichtet sich der Manager /
der Auftragnehmer, ständig die Verwaltung des Auftraggebers / des Unterneh-
mers in dessen Auftrag und zu dessen Gunsten zu übernehmen. Es handelt 
sich dabei häufig um einen gemischten Vertrag, bei dem auch Elemente anderer  
Vertragstypen vorhanden sind. Häufig wird eine Sorgfaltspflicht vereinbart oder  
auch ein bestimmter Erfolg geschuldet. Auch für das Arbeitsrecht typische 
Elemente können in einem solchen Vertrag enthalten sein. Bei Managertätig-
keiten aufgrund allgemein zivilrechtlicher Verträge kann unter bestimmten  
Voraussetzungen eine Sozialversicherungspflicht bestehen. 

01.6.2   Arbeitsverhältnis mit den Mitgliedern von Gesellschaftsorganen 
(Vorstand, Geschäftsführer etc.)

Der Vorstand eines Unternehmens wird durch die entsprechenden gesellschafts- 
rechtlichen Vorschriften berufen. In der Regel liegt hier kein Arbeitsverhältnis  
vor. Für die Ein-Mann-GmbH wurde von den Gerichten entschieden, dass der  
einzige Gesellschafter der GmbH sich nicht selbst einstellen kann, um dann 
damit anschließend der Sozialversicherungspflicht zu unterfallen.
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02.1  Vereinbarung über die Änderung des Arbeitsvertrages

Das Arbeitsverhältnis kann in verschiedenen Fällen geändert werden. Eine Ände- 
rung des Arbeitsverhältnisses ist nur gegeben, wenn die Änderung wesentlich  
ist und über die gewöhnlichen Änderungen, die von den Leitungskompetenzen  
des Arbeitgebers umfasst sind, hinausgeht. Eine Änderung ist z. B. gegeben, 
wenn bei einem Betriebsübergang die Person des Arbeitgebers wechselt, dies  
regelt das ArbGB ausdrücklich. 

Zur Änderung des wesentlichen Inhalts des Arbeitsverhältnisses können die 
Parteien eine Änderungsvereinbarung, eine die Arbeits- und Entgeltsbedin- 
gungen ändernde Kündigung oder eine einseitige Änderung der Arbeitsbedin- 
gungen vereinbaren. Jede Änderung hat schriftlich zu erfolgen. 

Der Änderungsvertrag ist nicht ausdrücklich im ArbGB geregelt, sondern folgt  
aus der Vertragsfreiheit der Parteien. Sie können frei den Inhalt der Änderun-
gen beschließen. Die arbeitsrechtlichen Vorschriften über die Änderungskündi- 
gung finden keine Anwendung. Das Arbeitnehmerprivileg hingegen gilt. 

Die Änderungskündigung ist eine dauerhafte, wesentliche Änderung des Inhalts  
des Arbeitsverhältnisses, d. h. der Arbeitsbedingungen, die außerhalb der ge- 
wöhnlichen Weisungs- und Gestaltungskompetenz des Arbeitgebers liegen. 
Durch die Änderungskündigung wird der bisherige Arbeitsvertrag gekündigt, 
und es wird angeboten, eine Arbeit zu geänderten Arbeitsbedingungen aufzu- 
nehmen. Die Änderung des Inhalts des Arbeitsverhältnisses tritt mit Ablauf 
der Kündigungsfrist ein oder das Arbeitsverhältnis wird beendet.

Durch die Änderungskündigung kann der Arbeitgeber den vertraglich bestimm- 
ten Inhalt des Arbeitsvertrages ändern. Ausgeschlossen ist allerdings die Än- 
derung der Vertragsart wie z. B. die Änderung der Beschäftigung von einer 
unbefristeten in eine befristete. 

Die Änderungskündigung hat schriftlich zu erfolgen und muss die neuen Be- 
dingungen des Arbeitsverhältnisses enthalten. Mit der Zustellung der Ände- 
rungskündigung beginnt die Kündigungsfrist zu laufen. Akzeptiert der Arbeitneh- 
mer das Angebot, so bleibt das Arbeitsverhältnis unter den neuen Bedingungen  
bestehen. Diese gelten ab dem Zeitpunkt des Ablaufs der Kündigungsfrist. 

Möchte der Arbeitnehmer das Angebot nicht annehmen, so muss er dies aus- 
drücklich erklären. Die Erklärung kann auch mündlich erfolgen und ist spätes- 
tens bis zum Ablauf der Hälfte der Kündigungsfrist abzugeben. Erklärt er die 
Ablehnung nicht, gelten die neuen Bedingungen. Der Arbeitgeber hat den 
Arbeitnehmer über die Grundsätze der Angebotsablehnung zu informieren. 

02.2   Vereinbarung über die zeitweilige Zuweisung (Leiharbeit),  
Versetzung zu einem anderen Arbeitgeber

Leiharbeit ist nach den Grundsätzen des LeiharbeiterG zulässig. Der Arbeitneh- 
mer kann auch durch gewerbliche Überlassung eingestellt werden. Vorausset- 
zung hierfür ist, dass bei dem Arbeitgeber nicht in den letzten sechs Monaten  
vor dem beabsichtigten Termin der Arbeitsaufnahme eine Massenentlassung 
erfolgt ist. Der Arbeitgeber darf ferner im Wege der gewerblichen Überlassung  
keinen Arbeitnehmer einstellen, zu dem ein Arbeitsverhältnis mit dem Betrieb  
besteht. Außerdem ist die Einstellung nur befristet möglich: In einem Zeitraum  
von 36 Monaten darf er ausschließlich bis zu zwölf Monaten bei demselben 
entleihenden Arbeitgeber beschäftigt werden.

02.3  Versetzung, Zuweisung einer anderen Art von Arbeit

Die Zuweisung einer anderen Art von Arbeit ist ohne Änderungskündigung 
zulässig, wenn die Änderung für den Schutz der Gesundheit des Arbeitneh-
mers erforderlich ist oder sie nur für eine bestimmte Zeit zur Ausführung einer  
anderen Arbeit erfolgt. In diesen Fällen kann der Arbeitgeber den Inhalt des 
Arbeitsverhältnisses in bestimmten Umfang einseitig ändern.

Der Arbeitgeber ist nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, einen Ar- 
beitnehmer auf einen anderen Arbeitsplatz zu versetzen, wenn es zum Schutz  
des Arbeitnehmers vor schädlichen Folgen der bislang verrichteten Arbeit un- 
erlässlich ist; insbesondere bei Vorliegen einer Schwangerschaft, bei minder- 
jährigen Arbeitnehmern und wenn ein ärztlicher Befund vorliegt, der auf eine 
Berufskrankheit schließen lässt, bzw. wenn der Arbeitnehmer aufgrund eines 
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02.1  Vereinbarung über die Änderung des Arbeitsvertrages

Das Arbeitsverhältnis kann in verschiedenen Fällen geändert werden. Eine Ände- 
rung des Arbeitsverhältnisses ist nur gegeben, wenn die Änderung wesentlich  
ist und über die gewöhnlichen Änderungen, die von den Leitungskompetenzen  
des Arbeitgebers umfasst sind, hinausgeht. Eine Änderung ist z. B. gegeben, 
wenn bei einem Betriebsübergang die Person des Arbeitgebers wechselt, dies  
regelt das ArbGB ausdrücklich. 

Zur Änderung des wesentlichen Inhalts des Arbeitsverhältnisses können die 
Parteien eine Änderungsvereinbarung, eine die Arbeits- und Entgeltsbedin- 
gungen ändernde Kündigung oder eine einseitige Änderung der Arbeitsbedin- 
gungen vereinbaren. Jede Änderung hat schriftlich zu erfolgen. 

Der Änderungsvertrag ist nicht ausdrücklich im ArbGB geregelt, sondern folgt  
aus der Vertragsfreiheit der Parteien. Sie können frei den Inhalt der Änderun-
gen beschließen. Die arbeitsrechtlichen Vorschriften über die Änderungskündi- 
gung finden keine Anwendung. Das Arbeitnehmerprivileg hingegen gilt. 

Die Änderungskündigung ist eine dauerhafte, wesentliche Änderung des Inhalts  
des Arbeitsverhältnisses, d. h. der Arbeitsbedingungen, die außerhalb der ge- 
wöhnlichen Weisungs- und Gestaltungskompetenz des Arbeitgebers liegen. 
Durch die Änderungskündigung wird der bisherige Arbeitsvertrag gekündigt, 
und es wird angeboten, eine Arbeit zu geänderten Arbeitsbedingungen aufzu- 
nehmen. Die Änderung des Inhalts des Arbeitsverhältnisses tritt mit Ablauf 
der Kündigungsfrist ein oder das Arbeitsverhältnis wird beendet.

Durch die Änderungskündigung kann der Arbeitgeber den vertraglich bestimm- 
ten Inhalt des Arbeitsvertrages ändern. Ausgeschlossen ist allerdings die Än- 
derung der Vertragsart wie z. B. die Änderung der Beschäftigung von einer 
unbefristeten in eine befristete. 

Die Änderungskündigung hat schriftlich zu erfolgen und muss die neuen Be- 
dingungen des Arbeitsverhältnisses enthalten. Mit der Zustellung der Ände- 
rungskündigung beginnt die Kündigungsfrist zu laufen. Akzeptiert der Arbeitneh- 
mer das Angebot, so bleibt das Arbeitsverhältnis unter den neuen Bedingungen  
bestehen. Diese gelten ab dem Zeitpunkt des Ablaufs der Kündigungsfrist. 

Möchte der Arbeitnehmer das Angebot nicht annehmen, so muss er dies aus- 
drücklich erklären. Die Erklärung kann auch mündlich erfolgen und ist spätes- 
tens bis zum Ablauf der Hälfte der Kündigungsfrist abzugeben. Erklärt er die 
Ablehnung nicht, gelten die neuen Bedingungen. Der Arbeitgeber hat den 
Arbeitnehmer über die Grundsätze der Angebotsablehnung zu informieren. 

02.2   Vereinbarung über die zeitweilige Zuweisung (Leiharbeit),  
Versetzung zu einem anderen Arbeitgeber

Leiharbeit ist nach den Grundsätzen des LeiharbeiterG zulässig. Der Arbeitneh- 
mer kann auch durch gewerbliche Überlassung eingestellt werden. Vorausset- 
zung hierfür ist, dass bei dem Arbeitgeber nicht in den letzten sechs Monaten  
vor dem beabsichtigten Termin der Arbeitsaufnahme eine Massenentlassung 
erfolgt ist. Der Arbeitgeber darf ferner im Wege der gewerblichen Überlassung  
keinen Arbeitnehmer einstellen, zu dem ein Arbeitsverhältnis mit dem Betrieb  
besteht. Außerdem ist die Einstellung nur befristet möglich: In einem Zeitraum  
von 36 Monaten darf er ausschließlich bis zu zwölf Monaten bei demselben 
entleihenden Arbeitgeber beschäftigt werden.

02.3  Versetzung, Zuweisung einer anderen Art von Arbeit

Die Zuweisung einer anderen Art von Arbeit ist ohne Änderungskündigung 
zulässig, wenn die Änderung für den Schutz der Gesundheit des Arbeitneh-
mers erforderlich ist oder sie nur für eine bestimmte Zeit zur Ausführung einer  
anderen Arbeit erfolgt. In diesen Fällen kann der Arbeitgeber den Inhalt des 
Arbeitsverhältnisses in bestimmten Umfang einseitig ändern.

Der Arbeitgeber ist nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, einen Ar- 
beitnehmer auf einen anderen Arbeitsplatz zu versetzen, wenn es zum Schutz  
des Arbeitnehmers vor schädlichen Folgen der bislang verrichteten Arbeit un- 
erlässlich ist; insbesondere bei Vorliegen einer Schwangerschaft, bei minder- 
jährigen Arbeitnehmern und wenn ein ärztlicher Befund vorliegt, der auf eine 
Berufskrankheit schließen lässt, bzw. wenn der Arbeitnehmer aufgrund eines 
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Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit nicht in der Lage ist, bestimmte Tä- 
tigkeiten auszuüben, die Inhalt des Arbeitsverhältnisses sind, er aber keinen 
Rentenanspruch hat, oder wenn ein anderer schädlicher Einfluss auf die Ge- 
sundheit des Arbeitnehmers durch die ausgeübte Tätigkeit festgestellt wird. 
Grundlage für die Versetzung ist die ärztliche Entscheidung. 

Eine Änderungskündigung ist in diesen Fällen allerdings dann erforderlich, 
wenn der Arbeitnehmer die Versetzung ablehnt, obwohl der angebotene Ar- 
beitsplatz seinen Qualifikationen entspricht. 

Eine Änderungskündigung ist bei einer nur vorübergehenden Ausübung an- 
derer Tätigkeiten entbehrlich. Vorübergehend ist die Tätigkeit, wenn sie den 
Zeitraum von drei Monaten innerhalb eines Kalenderjahrs nicht überschreitet. 

02.3.1  Voraussetzungen der Versetzung oder Zuweisung

Eine Änderungskündigung ist nicht erforderlich, wenn die Versetzung oder 
die Zuweisung einer anderen Arbeit an den Arbeitnehmer als die im Arbeits- 
vertrag bestimmte für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten innerhalb eines  
Kalenderjahrs mit einem entsprechenden Bedarf des Arbeitgebers gerechtfer- 
tigt werden kann. Voraussetzung ist allerdings, dass die Vergütungsbedin-
gungen den bisherigen zumindest entsprechen, und die andere Arbeit den 
Qualifikationen des Arbeitnehmers entspricht. 

02.3.2  Mitwirkung von Arbeitnehmervertretungen

Bei der reinen Versetzung bzw. Zuweisung einer anderen Arbeit im Rahmen 
der genannten Voraussetzungen ist keine Mitwirkung der Gewerkschaften 
erforderlich. 

02.4  Vergütung bei einer Versetzung

Bei einer Versetzung darf es nicht zu einer Minderung der Vergütung des Ar- 
beitnehmers kommen. 

02.5   Besonderheiten bei der Versetzung an einen anderen Ort  
der Arbeitsleistung

Auch eine Versetzung an einen anderen Ort der Arbeitsleistung ist nach dem 
ArbGB für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten innerhalb eines Kalender-
jahrs ohne Änderungskündigung zulässig, wenn die Versetzung des Arbeit- 
nehmers an einen anderen Ort als dem im Arbeitsvertrag bestimmten mit einem  
entsprechenden Bedarf des Arbeitgebers gerechtfertigt werden kann und die  
Arbeit weiterhin den Qualifikationen des Arbeitnehmers entspricht. Darunter 
ist sowohl die Versetzung an einen anderen Ort innerhalb des Betriebs, einer 
Stadt oder auch außerhalb einer Stadt zu verstehen. Außer in dem Fall, dass 
eine Arbeitnehmerin schwanger ist, kann dies ohne Zustimmung des Arbeit- 
nehmers erfolgen.

02.6  Dienstreisen

Art. 775 ArbGB

 
§ 1   Einem Arbeitnehmer, der auf Weisung des Arbeitsgebers eine dienstliche Aufgabe außerhalb  

des Ortes, in dem sich der Sitz des Arbeitsgebers befindet oder außerhalb des ständigen 
Arbeitsplatzes, ausführt, stehen Leistungen zur Deckung der Kosten zu, die mit der Dienst- 
reise verbunden sind.

§ 2   Der für die Arbeitsangelegenheiten zuständige Minister bestimmt im Wege einer Verordnung  
die Höhe und Voraussetzungen für die Festlegung der Leistungen, die dem bei staatlicher  
oder territorialer Stelle des Budgetsektors beschäftigten Arbeitnehmer wegen der Dienst- 
reise im Inland sowie ins Ausland zustehen. Diese Verordnung soll insbesondere die Höhe  
der Spesen, unter Berücksichtigung der Reisedauer, und im Falle einer Reise ins Ausland, 
die Währung, in der Spesen festgelegt werden und die maximale Kostenhöhe für die Über- 
nachtung in einzelnen Staaten, sowie die Voraussetzungen für die Rückerstattung von Reise-  
und Übernachtungskosten und von anderen Ausgaben bestimmen.

§ 3   Die Voraussetzungen für die Auszahlung von Leistungen wegen einer Dienstreise einem 
Arbeitnehmer, der bei einem anderen als dem in § 2 genannten Arbeitsgeber beschäftigt  
ist, werden in einem Tarifvertrag, in einer Vergütungsordnung oder in einem Arbeitsver-
trag bestimmt, sofern der Arbeitgeber nicht durch einen Tarifvertrag erfasst ist oder nicht 
zur Festsetzung einer Vergütungsordnung verpflichtet ist.

§ 4   Die Bestimmungen eines Tarifvertrages, einer Vergütungsordnung oder eines Arbeitsver-
trages dürfen nicht Tagesspesen für eine Dienstreise im Inland oder ins Ausland festlegen,  
die niedriger sind, als Spesen wegen einer Dienstreise im Inland für einen in § 2 genannten  
Arbeitnehmer.
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Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit nicht in der Lage ist, bestimmte Tä- 
tigkeiten auszuüben, die Inhalt des Arbeitsverhältnisses sind, er aber keinen 
Rentenanspruch hat, oder wenn ein anderer schädlicher Einfluss auf die Ge- 
sundheit des Arbeitnehmers durch die ausgeübte Tätigkeit festgestellt wird. 
Grundlage für die Versetzung ist die ärztliche Entscheidung. 

Eine Änderungskündigung ist in diesen Fällen allerdings dann erforderlich, 
wenn der Arbeitnehmer die Versetzung ablehnt, obwohl der angebotene Ar- 
beitsplatz seinen Qualifikationen entspricht. 

Eine Änderungskündigung ist bei einer nur vorübergehenden Ausübung an- 
derer Tätigkeiten entbehrlich. Vorübergehend ist die Tätigkeit, wenn sie den 
Zeitraum von drei Monaten innerhalb eines Kalenderjahrs nicht überschreitet. 

02.3.1  Voraussetzungen der Versetzung oder Zuweisung

Eine Änderungskündigung ist nicht erforderlich, wenn die Versetzung oder 
die Zuweisung einer anderen Arbeit an den Arbeitnehmer als die im Arbeits- 
vertrag bestimmte für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten innerhalb eines  
Kalenderjahrs mit einem entsprechenden Bedarf des Arbeitgebers gerechtfer- 
tigt werden kann. Voraussetzung ist allerdings, dass die Vergütungsbedin-
gungen den bisherigen zumindest entsprechen, und die andere Arbeit den 
Qualifikationen des Arbeitnehmers entspricht. 

02.3.2  Mitwirkung von Arbeitnehmervertretungen

Bei der reinen Versetzung bzw. Zuweisung einer anderen Arbeit im Rahmen 
der genannten Voraussetzungen ist keine Mitwirkung der Gewerkschaften 
erforderlich. 

02.4  Vergütung bei einer Versetzung

Bei einer Versetzung darf es nicht zu einer Minderung der Vergütung des Ar- 
beitnehmers kommen. 

02.5   Besonderheiten bei der Versetzung an einen anderen Ort  
der Arbeitsleistung

Auch eine Versetzung an einen anderen Ort der Arbeitsleistung ist nach dem 
ArbGB für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten innerhalb eines Kalender-
jahrs ohne Änderungskündigung zulässig, wenn die Versetzung des Arbeit- 
nehmers an einen anderen Ort als dem im Arbeitsvertrag bestimmten mit einem  
entsprechenden Bedarf des Arbeitgebers gerechtfertigt werden kann und die  
Arbeit weiterhin den Qualifikationen des Arbeitnehmers entspricht. Darunter 
ist sowohl die Versetzung an einen anderen Ort innerhalb des Betriebs, einer 
Stadt oder auch außerhalb einer Stadt zu verstehen. Außer in dem Fall, dass 
eine Arbeitnehmerin schwanger ist, kann dies ohne Zustimmung des Arbeit- 
nehmers erfolgen.

02.6  Dienstreisen

Art. 775 ArbGB

 
§ 1   Einem Arbeitnehmer, der auf Weisung des Arbeitsgebers eine dienstliche Aufgabe außerhalb  

des Ortes, in dem sich der Sitz des Arbeitsgebers befindet oder außerhalb des ständigen 
Arbeitsplatzes, ausführt, stehen Leistungen zur Deckung der Kosten zu, die mit der Dienst- 
reise verbunden sind.

§ 2   Der für die Arbeitsangelegenheiten zuständige Minister bestimmt im Wege einer Verordnung  
die Höhe und Voraussetzungen für die Festlegung der Leistungen, die dem bei staatlicher  
oder territorialer Stelle des Budgetsektors beschäftigten Arbeitnehmer wegen der Dienst- 
reise im Inland sowie ins Ausland zustehen. Diese Verordnung soll insbesondere die Höhe  
der Spesen, unter Berücksichtigung der Reisedauer, und im Falle einer Reise ins Ausland, 
die Währung, in der Spesen festgelegt werden und die maximale Kostenhöhe für die Über- 
nachtung in einzelnen Staaten, sowie die Voraussetzungen für die Rückerstattung von Reise-  
und Übernachtungskosten und von anderen Ausgaben bestimmen.

§ 3   Die Voraussetzungen für die Auszahlung von Leistungen wegen einer Dienstreise einem 
Arbeitnehmer, der bei einem anderen als dem in § 2 genannten Arbeitsgeber beschäftigt  
ist, werden in einem Tarifvertrag, in einer Vergütungsordnung oder in einem Arbeitsver-
trag bestimmt, sofern der Arbeitgeber nicht durch einen Tarifvertrag erfasst ist oder nicht 
zur Festsetzung einer Vergütungsordnung verpflichtet ist.

§ 4   Die Bestimmungen eines Tarifvertrages, einer Vergütungsordnung oder eines Arbeitsver-
trages dürfen nicht Tagesspesen für eine Dienstreise im Inland oder ins Ausland festlegen,  
die niedriger sind, als Spesen wegen einer Dienstreise im Inland für einen in § 2 genannten  
Arbeitnehmer.
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03.1  Rechte und Pflichten der Vertragsparteien

Das ArbGB enthält einen Katalog der Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer im Arbeitsverhältnis. Dieser Katalog ist nicht abschließend, weitere Pflichten  
der Parteien und Vorschriften, die den Inhalt des Arbeitsverhältnisses regeln, 
folgen aus den allgemeinen Grundsätzen des ArbGB. 

03.1.1  Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers

Art. 100 ArbGB

 
§ 1  Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, seine Arbeit gewissenhaft und sorgfältig auszuführen 

und den auf die Arbeit bezogenen Weisungen der Vorgesetzten Folge zu leisten, sofern 
sie weder den Rechtsvorschriften noch dem Arbeitsvertrag widersprechen.

§ 2  Der Arbeitnehmer ist insbesondere verpflichtet:
  1)  die im Betrieb festgelegte Arbeitszeit zu beachten,
  2) die festgelegte Arbeitsordnung sowie die im Betrieb festgelegten Abläufe zu beachten,
  3)  die Vorschriften und Grundsätze der Arbeitssicherheit, der Arbeitshygiene sowie die 

Vorschriften über den Feuerschutz zu beachten,
  4)  den guten Ruf des Betriebes zu wahren, sein Vermögen zu schützen sowie Informatio-

nen geheim zu halten, deren Offenlegung dem Arbeitgeber einen Schaden zufügen 
könnte,

  5)  die in gesonderten Vorschriften bestimmten Geheimnisse zu wahren,
  6)  im Betrieb die Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu beachten.

Der Arbeitnehmer hat dementsprechend folgende allgemeine Pflichten:

– Treuepflicht und die Pflicht zur sorgfältigen Ausführung der Arbeit
– Pflicht zur Einhaltung der Arbeitsdisziplin
–  Pflicht zur Befolgung der Arbeitsanweisungen seiner Vorgesetzten, soweit 

diese nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen

§ 5   Falls ein Tarifvertrag, eine Vergütungsordnung oder ein Arbeitsvertrag keine der in § 3 ge- 
nannten Bestimmungen regelt, stehen dem Arbeitnehmer die Leistungen für die Deckung 
der Dienstreisekosten nach den in § 2 genannten Vorschriften entsprechend zu.

Eine Dienstreise ist eine Reise, die ein Arbeitnehmer auf Weisung des Arbeit- 
gebers zur Ausführung einer dienstlichen Aufgabe außerhalb des Ortes, in 
dem sich der Sitz des Arbeitgebers befindet, oder außerhalb des ständigen 
Arbeitsortes ausführt. Hierfür stehen dem Arbeitnehmer Zuwendungen zur 
Deckung der damit verbundenen Kosten zu. Davon umfasst werden Tagegeld,  
Übernachtungskosten, Fahrtkosten und andere nachgewiesene Kosten, die 
im Zusammenhang mit der Dienstreise entstanden sind. Die maximale Höhe 
für eine Dienstreise im Inland bzw. im Ausland wird jeweils festgelegt durch 
Verordnung des Ministers für Wirtschaft und Arbeit.

Für eine Inlandsdienstreise beträgt das Tagegeld 20,– PLN (ca. 5 Euro) 24 und 
wird je nach Reisedauer in voller, halber oder doppelter Höhe zuerkannt. Die 
Übernachtungskosten werden in Höhe des durch Rechnung nachgewiesenen  
tatsächlichen Aufwandes vergütet. Auch die Kosten für öffentliche Verkehrs-
mittel (z. B. Flugzeug, Bahn) werden ersetzt, wenn sie vom Arbeitgeber geneh- 
migt wurden. Für Fahrten mit eigenem Pkw, die ebenfalls genehmigt werden 
müssen, gibt es eine Kilometerpauschale.

Auch bei Dienstreisen ins Ausland werden Arbeitnehmern ihre Reisekosten, ein  
Tagegeld, die Übernachtungskosten, Anfahrts- und Gepäckträgerpauschale 
und andere mit dem Arbeitgeber abgestimmte Kosten erstattet. Dem Arbeit- 
nehmer werden dabei die effektiv aufgewendeten Reisekosten erstattet, die 
Verkehrsmittel werden – wie bei einer inländischen Dienstreise – vom Arbeit- 
geber bestimmt.

24   Die in dieser Schriftenreihe enthaltenen Umrechnungswerte basieren auf dem Wechsel-
kurs vom 01. 11. 2012. Da der Wechselkurs polnische Zloty (PLN) – Euro volatil ist, kann 
der aktuelle Wert abweichen.
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03.1  Rechte und Pflichten der Vertragsparteien

Das ArbGB enthält einen Katalog der Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer im Arbeitsverhältnis. Dieser Katalog ist nicht abschließend, weitere Pflichten  
der Parteien und Vorschriften, die den Inhalt des Arbeitsverhältnisses regeln, 
folgen aus den allgemeinen Grundsätzen des ArbGB. 

03.1.1  Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers

Art. 100 ArbGB

 
§ 1  Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, seine Arbeit gewissenhaft und sorgfältig auszuführen 

und den auf die Arbeit bezogenen Weisungen der Vorgesetzten Folge zu leisten, sofern 
sie weder den Rechtsvorschriften noch dem Arbeitsvertrag widersprechen.

§ 2  Der Arbeitnehmer ist insbesondere verpflichtet:
  1)  die im Betrieb festgelegte Arbeitszeit zu beachten,
  2) die festgelegte Arbeitsordnung sowie die im Betrieb festgelegten Abläufe zu beachten,
  3)  die Vorschriften und Grundsätze der Arbeitssicherheit, der Arbeitshygiene sowie die 

Vorschriften über den Feuerschutz zu beachten,
  4)  den guten Ruf des Betriebes zu wahren, sein Vermögen zu schützen sowie Informatio-

nen geheim zu halten, deren Offenlegung dem Arbeitgeber einen Schaden zufügen 
könnte,

  5)  die in gesonderten Vorschriften bestimmten Geheimnisse zu wahren,
  6)  im Betrieb die Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu beachten.

Der Arbeitnehmer hat dementsprechend folgende allgemeine Pflichten:

– Treuepflicht und die Pflicht zur sorgfältigen Ausführung der Arbeit
– Pflicht zur Einhaltung der Arbeitsdisziplin
–  Pflicht zur Befolgung der Arbeitsanweisungen seiner Vorgesetzten, soweit 

diese nicht gegen Rechtsvorschriften verstoßen

§ 5   Falls ein Tarifvertrag, eine Vergütungsordnung oder ein Arbeitsvertrag keine der in § 3 ge- 
nannten Bestimmungen regelt, stehen dem Arbeitnehmer die Leistungen für die Deckung 
der Dienstreisekosten nach den in § 2 genannten Vorschriften entsprechend zu.

Eine Dienstreise ist eine Reise, die ein Arbeitnehmer auf Weisung des Arbeit- 
gebers zur Ausführung einer dienstlichen Aufgabe außerhalb des Ortes, in 
dem sich der Sitz des Arbeitgebers befindet, oder außerhalb des ständigen 
Arbeitsortes ausführt. Hierfür stehen dem Arbeitnehmer Zuwendungen zur 
Deckung der damit verbundenen Kosten zu. Davon umfasst werden Tagegeld,  
Übernachtungskosten, Fahrtkosten und andere nachgewiesene Kosten, die 
im Zusammenhang mit der Dienstreise entstanden sind. Die maximale Höhe 
für eine Dienstreise im Inland bzw. im Ausland wird jeweils festgelegt durch 
Verordnung des Ministers für Wirtschaft und Arbeit.

Für eine Inlandsdienstreise beträgt das Tagegeld 20,– PLN (ca. 5 Euro) 24 und 
wird je nach Reisedauer in voller, halber oder doppelter Höhe zuerkannt. Die 
Übernachtungskosten werden in Höhe des durch Rechnung nachgewiesenen  
tatsächlichen Aufwandes vergütet. Auch die Kosten für öffentliche Verkehrs-
mittel (z. B. Flugzeug, Bahn) werden ersetzt, wenn sie vom Arbeitgeber geneh- 
migt wurden. Für Fahrten mit eigenem Pkw, die ebenfalls genehmigt werden 
müssen, gibt es eine Kilometerpauschale.

Auch bei Dienstreisen ins Ausland werden Arbeitnehmern ihre Reisekosten, ein  
Tagegeld, die Übernachtungskosten, Anfahrts- und Gepäckträgerpauschale 
und andere mit dem Arbeitgeber abgestimmte Kosten erstattet. Dem Arbeit- 
nehmer werden dabei die effektiv aufgewendeten Reisekosten erstattet, die 
Verkehrsmittel werden – wie bei einer inländischen Dienstreise – vom Arbeit- 
geber bestimmt.

24   Die in dieser Schriftenreihe enthaltenen Umrechnungswerte basieren auf dem Wechsel-
kurs vom 01. 11. 2012. Da der Wechselkurs polnische Zloty (PLN) – Euro volatil ist, kann 
der aktuelle Wert abweichen.
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9a)  die Dokumentation in Angelegenheiten des Arbeitsverhältnisses sowie die Personalakten 
der Arbeitnehmer zu führen,

 10)  auf die Gestaltung der Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens im Betrieb 
Einfluss zu nehmen.

Der Arbeitgeber hat gegenüber seinen Arbeitnehmern insbesondere folgende  
allgemeine Pflichten: Zu Beginn des Arbeitsverhältnisses entsteht die Pflicht, 
den Arbeitnehmer vorschriftsmäßig einzustellen. Dies bedeutet, dass der Ar- 
beitnehmer entsprechend seiner Qualifikationen, seinem Gesundheitszustand  
und für Arbeiten, die für den konkreten Arbeitnehmer zulässig sind, eingestellt  
werden muss, und dass der Arbeitnehmer über den Umfang seiner Rechte und  
Pflichten belehrt werden muss; außerdem muss er eingearbeitet werden. 

Der Arbeitgeber ist weiter zuständig für die Sicherstellung der Arbeitsordnung  
und der Arbeitsdisziplin, für sichere und hygienische Arbeitsbedingungen. Er 
hat Schulungen im Bereich der Arbeitssicherheit und -gesundheit durchzufüh- 
ren. Ihm obliegt die termingerechte und gesetzmäßige Auszahlung der Ar- 
beitsvergütung. Außerdem hat er die Pflicht, die berufliche Qualifikation der 
Arbeitnehmer zu erleichtern und zu verbessern, Berufs- oder Hochschulabsol- 
venten eine Einarbeitung in die richtige Ausführung der Arbeit zu ermöglichen,  
entsprechend den betrieblichen Möglichkeiten die sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Arbeitnehmer zu befriedigen, die Anwendung objektiver und 
gerechter Kriterien für die Beurteilung der Arbeitnehmer und ihrer Arbeitser-
gebnisse einzusetzen, die Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens  
im Arbeitsbetrieb festzulegen, bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
dem Arbeitnehmer umgehend ein Arbeitszeugnis auszustellen. 

Eine Verletzung seiner Pflichten kann für den Arbeitgeber bedeuten, dass er ein  
Bußgeld zahlen muss oder dies in besonders schweren Fällen auch strafrecht- 
lich Konsequenzen haben kann. Das Bußgeld kann bis zu 5.000,– PLN (ca.  
1.214 Euro) betragen und wird durch die staatliche Arbeitsinspektion verhängt.  
In der Praxis wird die Arbeitsinspektion in der Regel auf Antrag eines Arbeit- 
nehmers oder einer Betriebsgewerkschaft tätig, in größeren Unternehmen sind  
jedoch jährliche Inspektionen üblich.

Dabei ist der Arbeitnehmer insbesondere verpflichtet, die im Arbeitsbetrieb 
geltende Arbeitszeit zu beachten, und diese so effektiv wie möglich zu nutzen,  
die Vorschriften und Grundsätze der Arbeitssicherheit und -gesundheit sowie  
die Feuerschutzbestimmungen zu beachten, die Interessen des Arbeitgebers  
zu wahren sowie dessen Vermögen zu schützen und nach den Vorgaben des 
Arbeitgebers einzusetzen, die Geschäftsgeheimnisse zu wahren, die Grund- 
sätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu beachten, die zwischen 
Arbeitgeber und der Betriebsgewerkschaft vereinbarte Arbeitsordnung zu 
beachten. 

03.1.2  Rechte und Pflichten des Arbeitgebers

Art. 94 ArbGB

 
Der Arbeitsgeber ist insbesondere verpflichtet:

1)  die Arbeitnehmer, die eine Arbeit aufnehmen, mit dem Umfang ihrer Pflichten, der Art und 
Weise der Arbeitsausführung auf dem zugewiesenen Arbeitsplatz sowie mit ihren grundle-
genden Rechten bekannt zu machen,

2)  die Arbeit so zu organisieren, dass die Arbeitszeit vollständig genutzt wird und die Arbeit-
nehmer unter Nutzung ihrer Begabungen und Qualifikationen eine hohe Produktivität und 
ordnungsgemäße Qualität der Arbeit erreichen,

2a)  die Arbeit auf eine solche Weise zu organisieren, dass sie die Arbeitsbelastung verringert; 
insbesondere die monotonen Arbeiten und die Arbeiten in einem im Voraus bestimmten 
Tempo,

2b)  Diskriminierungen bei der Arbeit entgegenzuwirken, insbesondere jedoch solchen auf-
grund des Geschlechts, des Alters, einer Behinderung, der Rasse, der Religion, der Nati-
onalität, der politischen Überzeugung, der Gewerkschaftsangehörigkeit, der ethnischen 
Herkunft, der Konfession, der geschlechtlichen Ausrichtung und auch aufgrund einer Be-
schäftigung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder im vollen oder nichtvollem Aus-
maß der Arbeitszeit,

3)  (aufgehoben)
4)  sichere und hygienische Bedingungen am Arbeitsplatz zu gewähren und die Arbeitnehmer 

systematisch auf dem Gebiet der Sicherheit und Hygiene am Arbeitsplatz zu schulen,
5)  fristgerecht und ordnungsgemäß die Vergütung auszuzahlen,
6)  den Arbeitnehmern die Steigerung der beruflichen Qualifikationen zu erleichtern,
7)  den Arbeitnehmern, die die Beschäftigung nach Beendigung der Berufs- oder einer Hoch-

schule aufnehmen, Bedingungen zu schaffen, welche die Anpassung an die ordnungsge-
mäße Arbeitsausführung erleichtern,

8)  die sozialen Bedürfnisse der Arbeitnehmer im Rahmen der vorhandenen Mittel zu befrie-
digen,

9)  gerechte und objektive Kriterien für die Beurteilung der Arbeitnehmer und ihrer Arbeits- 
ergebnisse anzuwenden,
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9a)  die Dokumentation in Angelegenheiten des Arbeitsverhältnisses sowie die Personalakten 
der Arbeitnehmer zu führen,

 10)  auf die Gestaltung der Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens im Betrieb 
Einfluss zu nehmen.

Der Arbeitgeber hat gegenüber seinen Arbeitnehmern insbesondere folgende  
allgemeine Pflichten: Zu Beginn des Arbeitsverhältnisses entsteht die Pflicht, 
den Arbeitnehmer vorschriftsmäßig einzustellen. Dies bedeutet, dass der Ar- 
beitnehmer entsprechend seiner Qualifikationen, seinem Gesundheitszustand  
und für Arbeiten, die für den konkreten Arbeitnehmer zulässig sind, eingestellt  
werden muss, und dass der Arbeitnehmer über den Umfang seiner Rechte und  
Pflichten belehrt werden muss; außerdem muss er eingearbeitet werden. 

Der Arbeitgeber ist weiter zuständig für die Sicherstellung der Arbeitsordnung  
und der Arbeitsdisziplin, für sichere und hygienische Arbeitsbedingungen. Er 
hat Schulungen im Bereich der Arbeitssicherheit und -gesundheit durchzufüh- 
ren. Ihm obliegt die termingerechte und gesetzmäßige Auszahlung der Ar- 
beitsvergütung. Außerdem hat er die Pflicht, die berufliche Qualifikation der 
Arbeitnehmer zu erleichtern und zu verbessern, Berufs- oder Hochschulabsol- 
venten eine Einarbeitung in die richtige Ausführung der Arbeit zu ermöglichen,  
entsprechend den betrieblichen Möglichkeiten die sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Arbeitnehmer zu befriedigen, die Anwendung objektiver und 
gerechter Kriterien für die Beurteilung der Arbeitnehmer und ihrer Arbeitser-
gebnisse einzusetzen, die Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens  
im Arbeitsbetrieb festzulegen, bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
dem Arbeitnehmer umgehend ein Arbeitszeugnis auszustellen. 

Eine Verletzung seiner Pflichten kann für den Arbeitgeber bedeuten, dass er ein  
Bußgeld zahlen muss oder dies in besonders schweren Fällen auch strafrecht- 
lich Konsequenzen haben kann. Das Bußgeld kann bis zu 5.000,– PLN (ca.  
1.214 Euro) betragen und wird durch die staatliche Arbeitsinspektion verhängt.  
In der Praxis wird die Arbeitsinspektion in der Regel auf Antrag eines Arbeit- 
nehmers oder einer Betriebsgewerkschaft tätig, in größeren Unternehmen sind  
jedoch jährliche Inspektionen üblich.

Dabei ist der Arbeitnehmer insbesondere verpflichtet, die im Arbeitsbetrieb 
geltende Arbeitszeit zu beachten, und diese so effektiv wie möglich zu nutzen,  
die Vorschriften und Grundsätze der Arbeitssicherheit und -gesundheit sowie  
die Feuerschutzbestimmungen zu beachten, die Interessen des Arbeitgebers  
zu wahren sowie dessen Vermögen zu schützen und nach den Vorgaben des 
Arbeitgebers einzusetzen, die Geschäftsgeheimnisse zu wahren, die Grund- 
sätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu beachten, die zwischen 
Arbeitgeber und der Betriebsgewerkschaft vereinbarte Arbeitsordnung zu 
beachten. 

03.1.2  Rechte und Pflichten des Arbeitgebers

Art. 94 ArbGB

 
Der Arbeitsgeber ist insbesondere verpflichtet:

1)  die Arbeitnehmer, die eine Arbeit aufnehmen, mit dem Umfang ihrer Pflichten, der Art und 
Weise der Arbeitsausführung auf dem zugewiesenen Arbeitsplatz sowie mit ihren grundle-
genden Rechten bekannt zu machen,

2)  die Arbeit so zu organisieren, dass die Arbeitszeit vollständig genutzt wird und die Arbeit-
nehmer unter Nutzung ihrer Begabungen und Qualifikationen eine hohe Produktivität und 
ordnungsgemäße Qualität der Arbeit erreichen,

2a)  die Arbeit auf eine solche Weise zu organisieren, dass sie die Arbeitsbelastung verringert; 
insbesondere die monotonen Arbeiten und die Arbeiten in einem im Voraus bestimmten 
Tempo,

2b)  Diskriminierungen bei der Arbeit entgegenzuwirken, insbesondere jedoch solchen auf-
grund des Geschlechts, des Alters, einer Behinderung, der Rasse, der Religion, der Nati-
onalität, der politischen Überzeugung, der Gewerkschaftsangehörigkeit, der ethnischen 
Herkunft, der Konfession, der geschlechtlichen Ausrichtung und auch aufgrund einer Be-
schäftigung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder im vollen oder nichtvollem Aus-
maß der Arbeitszeit,

3)  (aufgehoben)
4)  sichere und hygienische Bedingungen am Arbeitsplatz zu gewähren und die Arbeitnehmer 

systematisch auf dem Gebiet der Sicherheit und Hygiene am Arbeitsplatz zu schulen,
5)  fristgerecht und ordnungsgemäß die Vergütung auszuzahlen,
6)  den Arbeitnehmern die Steigerung der beruflichen Qualifikationen zu erleichtern,
7)  den Arbeitnehmern, die die Beschäftigung nach Beendigung der Berufs- oder einer Hoch-

schule aufnehmen, Bedingungen zu schaffen, welche die Anpassung an die ordnungsge-
mäße Arbeitsausführung erleichtern,

8)  die sozialen Bedürfnisse der Arbeitnehmer im Rahmen der vorhandenen Mittel zu befrie-
digen,

9)  gerechte und objektive Kriterien für die Beurteilung der Arbeitnehmer und ihrer Arbeits- 
ergebnisse anzuwenden,
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03.2.1.1  Regelarbeitszeit

Ausgangspunkt für die Bemessung der Regelarbeitszeit ist die Festsetzung 
der Arbeitszeit. Während der festgesetzten Arbeitszeit ist der Arbeitnehmer 
verpflichtet, am Arbeitsort dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen. Die Fest- 
setzung der Arbeitszeit erfolgt in Tages- und Wochenzeiträumen. Die Tages- 
arbeitszeit wird geregelt durch die Festlegung des täglichen Arbeitsbeginns 
und -endes, der Pausen sowie der Festsetzung von Schichtarbeit. Diese Fest- 
legung hat auch Auswirkungen auf die arbeitsfreie Zeit. 

Grundsätzlich beträgt die Arbeitszeit acht Stunden am Tag sowie 40 Stunden  
in einer durchschnittlich fünftägigen Arbeitswoche; berechnet innerhalb eines  
Abrechnungszeitraums von höchstens vier Monaten. 

Ein Tag besteht aus 24 aufeinanderfolgenden Stunden, in dem ein Arbeitneh- 
mer seinem Zeitplan gemäß die Arbeit aufgenommen hat. 

Der durchschnittliche Abrechnungszeitraum kann zur Arbeitszeitflexibilisierung  
verlängert werden. Dies gilt für verschiedene Wirtschaftsbereiche, u. a. für die  
Landwirtschaft und Tierzucht. Der Abrechnungszeitraum darf jedoch nicht 
länger als sechs bzw. zwölf Monate bemessen sein, wenn atypische organisa- 
torische oder technische Bedingungen dies rechtfertigen. 

Nicht verlängert werden darf der Abrechnungszeitraum für gleichwertige Ar- 
beitszeit, wenn die Tätigkeit in der Beaufsichtigung von Anlagen besteht, die 
zum Teil mit einem Bereitschaftsdienst verbunden ist, bei Wachdiensten im 
Personenschutz sowie bei den Betriebsfeuerwehren und im Betriebsrettungs- 
dienst sowie schließlich bei Arbeiten im Dauerbetrieb.

Hinsichtlich der Wochenarbeitszeit gilt die Fünf-Tage-Woche mit dem Sonntag  
als obligatorischem arbeitsfreien Tag. Der weitere arbeitsfreie Tag wird vom 
Arbeitgeber in der Arbeitsordnung festgelegt oder ergibt sich aus dem Tarif- 
vertrag. 

03.2.1.2  Gleitzeit

Gleitzeit, d. h. eine Arbeitszeit, bei der der einzelne Arbeitnehmer Beginn und  
Ende seiner täglichen Arbeitszeit (bei Beachtung bestimmter Pflicht-Kern- 
arbeitszeiten) selbst bestimmen kann, sind in Polen nicht üblich, und wegen 
nicht eindeutig geregelten Arbeitszeitbestimmungen kompliziert.

03.1.3  Pflichten leitender Angestellter

Leitende Angestellte bzw. Manager haben die Pflicht, das Unternehmen zu 
führen. Besondere Verpflichtungen können sich aus dem einzelnen Arbeits-  
bzw. Managervertrag ergeben, hier kann z. B. ein Erfolg vereinbart werden 
oder Wettbewerbsverbote während des Bestehens der vertraglichen Beziehung  
zu der Führungskraft aufgestellt werden.

03.2  Arbeitszeit

Als Arbeitszeit gilt die Zeit, in der der Arbeitnehmer im Betrieb oder an einem  
anderen zur Arbeitsverrichtung vorgesehenen Ort dem Arbeitgeber zur Ver- 
fügung steht. 

Arbeitszeit sind auch einige Pausen während der Ausführung der Arbeit, ins- 
besondere solche Unterbrechungen, die sich aus Gründen ergeben, die der 
Arbeitgeber zu vertreten hat; z. B. die Unterbrechung des Betriebs, die dem 
Arbeitnehmer durch die Arbeitsschutzvorschriften gewährt werden – z. B. Still- 
pausen für junge Mütter oder verbindliche Ausbildungszeit eines Jugendlichen,  
außerdem Fahrtzeiten des Arbeitnehmers, in denen er zur Ausübung seiner 
Arbeit den Arbeitsort wechselt.

Zeiten von Diensten, Arbeitsbereitschaft und Dienstreisen unterliegen beson- 
deren gesetzlichen Regelungen.

03.2.1  Gesetzliche Arbeitszeiten

Kapitelübersicht
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03.2.1.1  Regelarbeitszeit

Ausgangspunkt für die Bemessung der Regelarbeitszeit ist die Festsetzung 
der Arbeitszeit. Während der festgesetzten Arbeitszeit ist der Arbeitnehmer 
verpflichtet, am Arbeitsort dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen. Die Fest- 
setzung der Arbeitszeit erfolgt in Tages- und Wochenzeiträumen. Die Tages- 
arbeitszeit wird geregelt durch die Festlegung des täglichen Arbeitsbeginns 
und -endes, der Pausen sowie der Festsetzung von Schichtarbeit. Diese Fest- 
legung hat auch Auswirkungen auf die arbeitsfreie Zeit. 

Grundsätzlich beträgt die Arbeitszeit acht Stunden am Tag sowie 40 Stunden  
in einer durchschnittlich fünftägigen Arbeitswoche; berechnet innerhalb eines  
Abrechnungszeitraums von höchstens vier Monaten. 

Ein Tag besteht aus 24 aufeinanderfolgenden Stunden, in dem ein Arbeitneh- 
mer seinem Zeitplan gemäß die Arbeit aufgenommen hat. 

Der durchschnittliche Abrechnungszeitraum kann zur Arbeitszeitflexibilisierung  
verlängert werden. Dies gilt für verschiedene Wirtschaftsbereiche, u. a. für die  
Landwirtschaft und Tierzucht. Der Abrechnungszeitraum darf jedoch nicht 
länger als sechs bzw. zwölf Monate bemessen sein, wenn atypische organisa- 
torische oder technische Bedingungen dies rechtfertigen. 

Nicht verlängert werden darf der Abrechnungszeitraum für gleichwertige Ar- 
beitszeit, wenn die Tätigkeit in der Beaufsichtigung von Anlagen besteht, die 
zum Teil mit einem Bereitschaftsdienst verbunden ist, bei Wachdiensten im 
Personenschutz sowie bei den Betriebsfeuerwehren und im Betriebsrettungs- 
dienst sowie schließlich bei Arbeiten im Dauerbetrieb.

Hinsichtlich der Wochenarbeitszeit gilt die Fünf-Tage-Woche mit dem Sonntag  
als obligatorischem arbeitsfreien Tag. Der weitere arbeitsfreie Tag wird vom 
Arbeitgeber in der Arbeitsordnung festgelegt oder ergibt sich aus dem Tarif- 
vertrag. 

03.2.1.2  Gleitzeit

Gleitzeit, d. h. eine Arbeitszeit, bei der der einzelne Arbeitnehmer Beginn und  
Ende seiner täglichen Arbeitszeit (bei Beachtung bestimmter Pflicht-Kern- 
arbeitszeiten) selbst bestimmen kann, sind in Polen nicht üblich, und wegen 
nicht eindeutig geregelten Arbeitszeitbestimmungen kompliziert.

03.1.3  Pflichten leitender Angestellter

Leitende Angestellte bzw. Manager haben die Pflicht, das Unternehmen zu 
führen. Besondere Verpflichtungen können sich aus dem einzelnen Arbeits-  
bzw. Managervertrag ergeben, hier kann z. B. ein Erfolg vereinbart werden 
oder Wettbewerbsverbote während des Bestehens der vertraglichen Beziehung  
zu der Führungskraft aufgestellt werden.

03.2  Arbeitszeit

Als Arbeitszeit gilt die Zeit, in der der Arbeitnehmer im Betrieb oder an einem  
anderen zur Arbeitsverrichtung vorgesehenen Ort dem Arbeitgeber zur Ver- 
fügung steht. 

Arbeitszeit sind auch einige Pausen während der Ausführung der Arbeit, ins- 
besondere solche Unterbrechungen, die sich aus Gründen ergeben, die der 
Arbeitgeber zu vertreten hat; z. B. die Unterbrechung des Betriebs, die dem 
Arbeitnehmer durch die Arbeitsschutzvorschriften gewährt werden – z. B. Still- 
pausen für junge Mütter oder verbindliche Ausbildungszeit eines Jugendlichen,  
außerdem Fahrtzeiten des Arbeitnehmers, in denen er zur Ausübung seiner 
Arbeit den Arbeitsort wechselt.

Zeiten von Diensten, Arbeitsbereitschaft und Dienstreisen unterliegen beson- 
deren gesetzlichen Regelungen.

03.2.1  Gesetzliche Arbeitszeiten
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Ein Arbeitnehmer verrichtet Nachtarbeit, wenn er nach dem Arbeitszeitplan 
jeden Tag mindestens drei Stunden Arbeit in der Nachtzeit arbeitet oder wenn  
im Abrechnungszeitraum mindestens ein Viertel der Arbeitszeit in die Nacht- 
zeit fällt. 

Arbeitnehmer, die eine gefährliche Arbeit oder eine Arbeit mit hoher körperli-
cher oder geistiger Belastung während der Nachtzeit ausüben, dürfen höchs- 
tens mit acht Stunden Arbeitszeit pro Arbeitstag beschäftigt werden. Über 
diese gefährlichen Arbeiten hat der Arbeitgeber ein Verzeichnis anzulegen.

In der Nachtzeit dürfen Jugendliche und Schwangere generell nicht beschäftigt  
werden. Auch Arbeitnehmer, die Kinder bis zum Alter von vier Jahren betreuen,  
dürfen in der Nachtzeit nicht beschäftigt werden; es sei denn, sie stimmen der  
Ausübung von Nachtarbeit zu.

Eingeschränkt ist das Verbot für die Führungskräfte des Unternehmens. Zudem  
finden die Regeln keine Anwendung in Situationen, in denen ein Einsatz zum 
Schutz des Lebens oder der Gesundheit, zum Schutz des Vermögens, der 
Umwelt oder zur Beseitigung eines Unfalls notwendig ist.

03.2.2  Gesetzliche Pausen und Ruhezeiten

Die Leistung von Arbeit wird in wiederkehrenden Zeiträumen erfüllt. Zwischen  
den z. B. durch die Arbeitsordnung festgelegten Arbeitsstunden bzw. -tagen 
gibt es Pausen und Ruhezeiten.

Bei einer täglichen Arbeitszeit von sechs oder mehr Stunden steht dem Arbeit- 
nehmer eine 15-minütige Pause zu. Diese zählt zur Arbeitszeit und wird daher  
vergütet. Zusätzlich kann der Arbeitgeber weitere Arbeitspausen bis zu 60 Mi- 
nuten einführen, die nicht zur Arbeitszeit zählen. Dies kann z. B. eine Mittags- 
pause sein.

Aufgrund des Mutterschutzes stehen stillenden Müttern zwei halbstündige, zur  
Arbeitszeit zählende Pausen zu, die auch zusammengelegt werden können.

Als Ruhezeiten stehen dem Arbeitnehmer grundsätzlich mindestens elf, und in  
jeder Woche mindestens 35 Stunden ununterbrochener Erholung zu, letztere 
i. d. R. über den Sonntag.

03.2.1.3  Überstunden

Als Überstundenarbeit gilt eine über die maßgeblichen Arbeitszeitnormen des  
ArbGB hinaus geleistete Arbeit. Überstundenarbeit ist nur dann zulässig, wenn  
eine Rettungsmaßnahme zum Schutz des Lebens- oder der Gesundheit bzw. 
zum Schutz von Vermögen oder zur Beseitigung einer Gefährdung notwendig  
ist oder – dies ist der Hauptanwendungsfall – wenn es für die besonderen Be- 
dürfnisse des Arbeitsbetriebs unerlässlich ist.

Angesichts dieses weit gefassten Wortlauts des letzten Tatbestandsmerkmals  
ist Überstundenarbeit in der betrieblichen Praxis fast immer möglich. Bei Teil- 
zeitverträgen können die Vertragsparteien bestimmen, wie viele Stunden über  
der eigentlichen Soll-Arbeitszeit nicht als Überstunden angerechnet werden 
sollen. Die Zahl der Überstunden für die besonderen Bedürfnisse des Arbeits- 
betriebs darf für jeden einzelnen Arbeitnehmer vier Stunden pro Tag und 150 
Stunden im Kalenderjahr nicht überschreiten.

Für folgende Arbeitnehmer ist Überstundenarbeit gesetzlich untersagt: Jugend- 
liche, Schwangere sowie Arbeitnehmer an Arbeitsplätzen mit besonders ge- 
sundheitsschädlichen Faktoren.

In Tarifverträgen oder in der Arbeitsordnung kann die Grenze für die Überstun- 
denarbeit auch höher festgelegt werden, höchstens allerdings auf 48 Stunden  
pro Woche. 

03.2.1.4  Nachtarbeit

Die Nachtzeit und die Feiertage sollen dem Arbeitnehmer im Prinzip zur Er- 
holung dienen. Daher wird die Arbeit in der Regel an Arbeitstagen außerhalb 
der Nachtzeit ausgeführt. 

Dies wird u. a. mit Hinweis auf wissenschaftliche Untersuchungen begründet,  
nach denen die Arbeitnehmer in der Nachtzeit wesentlich schlechter auf even- 
tuelle Gefährdungen reagieren.

Nach dem ArbGB ist Nachtzeit die acht Stunden zwischen 21:00 und 07:00 Uhr.  
Für den einzelnen Betrieb kann ein Tarifvertrag bzw. die Arbeitsordnung inner- 
halb dieses Zeitraums die Nachtzeit für den Betrieb festlegen.
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Ein Arbeitnehmer verrichtet Nachtarbeit, wenn er nach dem Arbeitszeitplan 
jeden Tag mindestens drei Stunden Arbeit in der Nachtzeit arbeitet oder wenn  
im Abrechnungszeitraum mindestens ein Viertel der Arbeitszeit in die Nacht- 
zeit fällt. 

Arbeitnehmer, die eine gefährliche Arbeit oder eine Arbeit mit hoher körperli-
cher oder geistiger Belastung während der Nachtzeit ausüben, dürfen höchs- 
tens mit acht Stunden Arbeitszeit pro Arbeitstag beschäftigt werden. Über 
diese gefährlichen Arbeiten hat der Arbeitgeber ein Verzeichnis anzulegen.

In der Nachtzeit dürfen Jugendliche und Schwangere generell nicht beschäftigt  
werden. Auch Arbeitnehmer, die Kinder bis zum Alter von vier Jahren betreuen,  
dürfen in der Nachtzeit nicht beschäftigt werden; es sei denn, sie stimmen der  
Ausübung von Nachtarbeit zu.

Eingeschränkt ist das Verbot für die Führungskräfte des Unternehmens. Zudem  
finden die Regeln keine Anwendung in Situationen, in denen ein Einsatz zum 
Schutz des Lebens oder der Gesundheit, zum Schutz des Vermögens, der 
Umwelt oder zur Beseitigung eines Unfalls notwendig ist.

03.2.2  Gesetzliche Pausen und Ruhezeiten

Die Leistung von Arbeit wird in wiederkehrenden Zeiträumen erfüllt. Zwischen  
den z. B. durch die Arbeitsordnung festgelegten Arbeitsstunden bzw. -tagen 
gibt es Pausen und Ruhezeiten.

Bei einer täglichen Arbeitszeit von sechs oder mehr Stunden steht dem Arbeit- 
nehmer eine 15-minütige Pause zu. Diese zählt zur Arbeitszeit und wird daher  
vergütet. Zusätzlich kann der Arbeitgeber weitere Arbeitspausen bis zu 60 Mi- 
nuten einführen, die nicht zur Arbeitszeit zählen. Dies kann z. B. eine Mittags- 
pause sein.

Aufgrund des Mutterschutzes stehen stillenden Müttern zwei halbstündige, zur  
Arbeitszeit zählende Pausen zu, die auch zusammengelegt werden können.

Als Ruhezeiten stehen dem Arbeitnehmer grundsätzlich mindestens elf, und in  
jeder Woche mindestens 35 Stunden ununterbrochener Erholung zu, letztere 
i. d. R. über den Sonntag.

03.2.1.3  Überstunden

Als Überstundenarbeit gilt eine über die maßgeblichen Arbeitszeitnormen des  
ArbGB hinaus geleistete Arbeit. Überstundenarbeit ist nur dann zulässig, wenn  
eine Rettungsmaßnahme zum Schutz des Lebens- oder der Gesundheit bzw. 
zum Schutz von Vermögen oder zur Beseitigung einer Gefährdung notwendig  
ist oder – dies ist der Hauptanwendungsfall – wenn es für die besonderen Be- 
dürfnisse des Arbeitsbetriebs unerlässlich ist.

Angesichts dieses weit gefassten Wortlauts des letzten Tatbestandsmerkmals  
ist Überstundenarbeit in der betrieblichen Praxis fast immer möglich. Bei Teil- 
zeitverträgen können die Vertragsparteien bestimmen, wie viele Stunden über  
der eigentlichen Soll-Arbeitszeit nicht als Überstunden angerechnet werden 
sollen. Die Zahl der Überstunden für die besonderen Bedürfnisse des Arbeits- 
betriebs darf für jeden einzelnen Arbeitnehmer vier Stunden pro Tag und 150 
Stunden im Kalenderjahr nicht überschreiten.

Für folgende Arbeitnehmer ist Überstundenarbeit gesetzlich untersagt: Jugend- 
liche, Schwangere sowie Arbeitnehmer an Arbeitsplätzen mit besonders ge- 
sundheitsschädlichen Faktoren.

In Tarifverträgen oder in der Arbeitsordnung kann die Grenze für die Überstun- 
denarbeit auch höher festgelegt werden, höchstens allerdings auf 48 Stunden  
pro Woche. 

03.2.1.4  Nachtarbeit

Die Nachtzeit und die Feiertage sollen dem Arbeitnehmer im Prinzip zur Er- 
holung dienen. Daher wird die Arbeit in der Regel an Arbeitstagen außerhalb 
der Nachtzeit ausgeführt. 

Dies wird u. a. mit Hinweis auf wissenschaftliche Untersuchungen begründet,  
nach denen die Arbeitnehmer in der Nachtzeit wesentlich schlechter auf even- 
tuelle Gefährdungen reagieren.

Nach dem ArbGB ist Nachtzeit die acht Stunden zwischen 21:00 und 07:00 Uhr.  
Für den einzelnen Betrieb kann ein Tarifvertrag bzw. die Arbeitsordnung inner- 
halb dieses Zeitraums die Nachtzeit für den Betrieb festlegen.
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deren Form der Auszahlung zugestimmt. Teile des Einkommens dürfen allerdings  
auch als Sachleistungen, wie z. B. der Bezug einer Dienstwohnung, die Stel- 
lung eines Dienstwagens, der auch privat genutzt werden kann, usw. ausgezahlt  
werden, soweit die Gesetze oder die Tarifverträge dies nicht verbieten. Auf den  
Lohnanspruch kann der Arbeitnehmer nicht verzichten. Er ist eine persönliche  
Leistung und kann daher auch nicht auf eine andere Person übertragen werden. 

Ist ein Betrieb Mitglied eines Arbeitgeberverbands, so kann das betriebliche 
Vergütungssystem auf einem überbetrieblichen Tarifvertrag beruhen. Allerdings  
spielen betriebliche Vergütungssysteme in Polen in der Praxis eine große Rolle,  
weil überbetriebliche Tarifverträge häufig fehlen. Sind im Betrieb Gewerkschaf-
ten vertreten, bildet die rechtliche Grundlage des betrieblichen Vergütungssys- 
tems eine Vereinbarung zwischen der Betriebsleitung und der Betriebsgewerk- 
schaft (betrieblicher Tarifvertrag oder Entgeltordnung).

Die Vereinbarungen über den Lohn in einem kollektiven Vertrag dürfen für den  
Arbeitnehmer nicht schlechter als die gesetzlichen Konditionen sein. 

Zu den Einkommensbestandteilen betrieblicher Vergütungssysteme, die grund- 
sätzlich für alle Betriebe gelten, gehören die Grundvergütung, die Vergütung 
für Überstunden, der Nachtarbeitszuschlag, der Gefahrenzuschlag und der Zu- 
schlag für schwere Arbeitsbedingungen, die Entgeltfortzahlung bei betrieblich  
verursachten Arbeitsunterbrechungen (Arbeitsstillstand). Auch das Verfahren,  
das die Einzelheiten der Vergütung regelt, wie z. B. der Auszahlungszeitpunkt,  
der Zahlungsort und die Form der Zahlung werden im Tarifvertrag geregelt. 
Endgültig konkretisiert wird die Vergütung dann im Arbeitsvertrag.

03.3.1  Gehalt / Lohn

Die wichtigsten Lohnsysteme sind die Zeitvergütung, die pauschalierte Zeitver- 
gütung und der Akkordlohn. 

Bei der Zeitvergütung ist die Höhe der Vergütung unabhängig von der Effektivi- 
tät der Arbeit, sie wird nur nach Lohnsätzen berechnet, die nach tatsächlichen  
Zeiteinheiten bestimmt sind (Woche, Monat, bzw. Stunde). 

Beim pauschalierten Zeitlohn ist die Höhe der Vergütung unabhängig von der  
Effektivität der verrichteten Arbeit, sie wird nur nach Lohnsätzen berechnet, 
die nach vertraglich vereinbarten Zeiteinheiten bestimmt sind, z. B. nach Mo- 
naten. Der Akkordlohn dagegen richtet sich nach der Effektivität der Arbeit. 

03.3  Arbeitsentgelt

Art. 13 ArbGB

 
Der Arbeitnehmer hat das Recht auf eine angemessene Vergütung für seine Arbeit. Die Bedin- 
gungen für die Verwirklichung dieses Rechts werden durch die Vorschriften des Arbeitsrechts 
sowie die staatliche Lohnpolitik, insbesondere durch die Festlegung des Mindestlohns, bestimmt.  
Das Arbeitsentgelt steht dem Arbeitnehmer grundsätzlich nur für die tatsächlich geleistete  
Arbeit zu.

Die Zahlung des Lohns durch den Arbeitgeber wird entsprechend der Art der 
ausgeübten Tätigkeit, ihrer Qualität und Quantität, nach im Voraus bestimm-
ten Entgeltsätzen erbracht. Das Arbeitsentgelt und andere Lohnbestandteile 
werden grundsätzlich durch Tarifverträge festgelegt. Die Vergütung ist die 
Gegenleistung aus einem Arbeitsvertrag. Daher liegt keine Vergütung i. S. d. 
Arbeitsrechts vor, wenn die Leistung aufgrund eines Auftrags- oder Werkver-
trages erbracht wird. 

Die Entgeltlichkeit ist ein Wesensmerkmal des Arbeitsverhältnisses. Liegt ein Ar- 
beitsverhältnis vor, fehlt es aber an der Entgeltlichkeit, so sind die entsprechen- 
den Vorschriften des Arbeitsvertrages unzulässig und durch entsprechende 
Vergütungsvorschriften zu ersetzen. Es besteht in diesen Fällen dann doch ein  
Lohnanspruch. 

Die Höhe des Lohns wird in Betrieben mit mindestens 20 Arbeitnehmern, die 
keinem Tarifvertrag unterliegen, durch eine Entgeltordnung bestimmt. Diese 
Regelungen müssen mindestens für den Arbeitnehmer das garantieren, was 
auch durch die gesetzlichen Vorschriften garantiert wird. Sind in einem Betrieb  
Gewerkschaften vorhanden, so muss die Entgeltordnung mit ihnen abgestimmt  
werden.

Weitere gesetzliche Vorschriften, die zu beachten sind, sind enthalten im ArbGB,  
dem Gesetz über den Mindestlohn, der Verordnung des Ministers für Arbeit 
und Sozialpolitik über die Berechnung der Vergütung für Zeiträume, in denen 
keine Arbeit ausgeführt wurde sowie der Verordnung über die Beschäftigten- 
rechte von Heimarbeitern.

Der Lohnanspruch wird durch das ArbGB besonders geschützt. Er ist grund- 
sätzlich in Geld zu zahlen; es sei denn, der Arbeitnehmer hat vorher einer an- 



56 5703   Inhalt des Arbeitsverhältnisses, 
Arbeitsbedingungen

03   Inhalt des Arbeitsverhältnisses, 
Arbeitsbedingungen

B   Individualarbeitsrecht B   Individualarbeitsrecht

deren Form der Auszahlung zugestimmt. Teile des Einkommens dürfen allerdings  
auch als Sachleistungen, wie z. B. der Bezug einer Dienstwohnung, die Stel- 
lung eines Dienstwagens, der auch privat genutzt werden kann, usw. ausgezahlt  
werden, soweit die Gesetze oder die Tarifverträge dies nicht verbieten. Auf den  
Lohnanspruch kann der Arbeitnehmer nicht verzichten. Er ist eine persönliche  
Leistung und kann daher auch nicht auf eine andere Person übertragen werden. 

Ist ein Betrieb Mitglied eines Arbeitgeberverbands, so kann das betriebliche 
Vergütungssystem auf einem überbetrieblichen Tarifvertrag beruhen. Allerdings  
spielen betriebliche Vergütungssysteme in Polen in der Praxis eine große Rolle,  
weil überbetriebliche Tarifverträge häufig fehlen. Sind im Betrieb Gewerkschaf-
ten vertreten, bildet die rechtliche Grundlage des betrieblichen Vergütungssys- 
tems eine Vereinbarung zwischen der Betriebsleitung und der Betriebsgewerk- 
schaft (betrieblicher Tarifvertrag oder Entgeltordnung).

Die Vereinbarungen über den Lohn in einem kollektiven Vertrag dürfen für den  
Arbeitnehmer nicht schlechter als die gesetzlichen Konditionen sein. 

Zu den Einkommensbestandteilen betrieblicher Vergütungssysteme, die grund- 
sätzlich für alle Betriebe gelten, gehören die Grundvergütung, die Vergütung 
für Überstunden, der Nachtarbeitszuschlag, der Gefahrenzuschlag und der Zu- 
schlag für schwere Arbeitsbedingungen, die Entgeltfortzahlung bei betrieblich  
verursachten Arbeitsunterbrechungen (Arbeitsstillstand). Auch das Verfahren,  
das die Einzelheiten der Vergütung regelt, wie z. B. der Auszahlungszeitpunkt,  
der Zahlungsort und die Form der Zahlung werden im Tarifvertrag geregelt. 
Endgültig konkretisiert wird die Vergütung dann im Arbeitsvertrag.

03.3.1  Gehalt / Lohn

Die wichtigsten Lohnsysteme sind die Zeitvergütung, die pauschalierte Zeitver- 
gütung und der Akkordlohn. 

Bei der Zeitvergütung ist die Höhe der Vergütung unabhängig von der Effektivi- 
tät der Arbeit, sie wird nur nach Lohnsätzen berechnet, die nach tatsächlichen  
Zeiteinheiten bestimmt sind (Woche, Monat, bzw. Stunde). 

Beim pauschalierten Zeitlohn ist die Höhe der Vergütung unabhängig von der  
Effektivität der verrichteten Arbeit, sie wird nur nach Lohnsätzen berechnet, 
die nach vertraglich vereinbarten Zeiteinheiten bestimmt sind, z. B. nach Mo- 
naten. Der Akkordlohn dagegen richtet sich nach der Effektivität der Arbeit. 

03.3  Arbeitsentgelt

Art. 13 ArbGB

 
Der Arbeitnehmer hat das Recht auf eine angemessene Vergütung für seine Arbeit. Die Bedin- 
gungen für die Verwirklichung dieses Rechts werden durch die Vorschriften des Arbeitsrechts 
sowie die staatliche Lohnpolitik, insbesondere durch die Festlegung des Mindestlohns, bestimmt.  
Das Arbeitsentgelt steht dem Arbeitnehmer grundsätzlich nur für die tatsächlich geleistete  
Arbeit zu.

Die Zahlung des Lohns durch den Arbeitgeber wird entsprechend der Art der 
ausgeübten Tätigkeit, ihrer Qualität und Quantität, nach im Voraus bestimm-
ten Entgeltsätzen erbracht. Das Arbeitsentgelt und andere Lohnbestandteile 
werden grundsätzlich durch Tarifverträge festgelegt. Die Vergütung ist die 
Gegenleistung aus einem Arbeitsvertrag. Daher liegt keine Vergütung i. S. d. 
Arbeitsrechts vor, wenn die Leistung aufgrund eines Auftrags- oder Werkver-
trages erbracht wird. 

Die Entgeltlichkeit ist ein Wesensmerkmal des Arbeitsverhältnisses. Liegt ein Ar- 
beitsverhältnis vor, fehlt es aber an der Entgeltlichkeit, so sind die entsprechen- 
den Vorschriften des Arbeitsvertrages unzulässig und durch entsprechende 
Vergütungsvorschriften zu ersetzen. Es besteht in diesen Fällen dann doch ein  
Lohnanspruch. 

Die Höhe des Lohns wird in Betrieben mit mindestens 20 Arbeitnehmern, die 
keinem Tarifvertrag unterliegen, durch eine Entgeltordnung bestimmt. Diese 
Regelungen müssen mindestens für den Arbeitnehmer das garantieren, was 
auch durch die gesetzlichen Vorschriften garantiert wird. Sind in einem Betrieb  
Gewerkschaften vorhanden, so muss die Entgeltordnung mit ihnen abgestimmt  
werden.

Weitere gesetzliche Vorschriften, die zu beachten sind, sind enthalten im ArbGB,  
dem Gesetz über den Mindestlohn, der Verordnung des Ministers für Arbeit 
und Sozialpolitik über die Berechnung der Vergütung für Zeiträume, in denen 
keine Arbeit ausgeführt wurde sowie der Verordnung über die Beschäftigten- 
rechte von Heimarbeitern.

Der Lohnanspruch wird durch das ArbGB besonders geschützt. Er ist grund- 
sätzlich in Geld zu zahlen; es sei denn, der Arbeitnehmer hat vorher einer an- 
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Die Vergütung eines Arbeitnehmers darf grundsätzlich die durch die Kommis- 
sion bestimmte Höhe des Mindestlohnes nicht unterschreiten. Eine Ausnahme  
gilt im ersten Arbeitsjahr. Hier darf die Vergütung bis zur Quote von 80 Prozent  
des Mindestlohnes reduziert werden.

03.3.2  Obligatorische Zulagen

Obligatorische Zulagen zur Grundvergütung sind die Vergütung für Überstunden,  
Nachtarbeitszuschlag, der Gefahrenzuschlag und der Zuschlag für schwere 
Arbeitsbedingungen sowie die Entgeltfortzahlung bei betrieblich verursachten  
Arbeitsunterbrechungen (Arbeitsstillstand).

Kapitelübersicht

03.3.2.1  Überstunden  59
03.3.2.2  Feiertage  60
03.3.2.3  Nachtarbeit  60
03.3.2.4  Arbeit in gesundheitsschädigender Umwelt  60
03.3.2.5  Bereitschaftsdienst  61
03.3.2.6  Sonstige gesetzlich vorgeschriebene Zulagen / Leistungen  61

03.3.2.1  Überstunden

Für die Überstundenarbeit steht aufgrund des ArbGB dem Arbeitnehmer – neben  
seinem normalen Lohn – ein Überstundenzuschlag zu. 

Der Zuschlag für die Überstundenarbeit beträgt

–  100 Prozent der Vergütung in der Nacht; an Sonn- und Feiertagen, die für 
den Arbeitnehmer keine Arbeitstage nach dem für ihn geltenden Arbeitsver- 
teilungsplan sind; an einem arbeitsfreien Tag, der Ausgleich für die Arbeit 
an einem Sonn- oder Feiertag ist.

– 50 Prozent der Vergütung für die Überstundenarbeit an jedem anderen Tag.

Ein Arbeitnehmer bekommt auch dann einen 100-Prozent-Zuschlag für jede 
Überstunde, wenn die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit in dem Ab- 

Die wichtigsten weiteren Bestandteile des Entgelts sind der Überstunden- und  
der Nachtarbeitszuschlag, die Zulage für besonders gesundheitsschädliche 
bzw. gefährliche Arbeit, weitere Ausgleichszahlungen sowie das Jubiläums-
geld, das Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Kapitelübersicht

03.3.1.1  Fälligkeit des Lohns  58 
03.3.1.2  Lohnauszahlung  58
03.3.1.3  Mindestlohn  58

03.3.1.1  Fälligkeit des Lohns

Einmal im Monat muss der Lohn an einem im Voraus festgelegten Termin aus- 
bezahlt werden, wobei Jahresprämien, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld und 
ähnliche Zuschläge davon nicht erfasst werden. Wenn der Arbeitnehmer es 
beantragt, ist der Arbeitgeber verpflichtet, ihm eine Lohnabrechnung auszu- 
stellen. 

Der Lohn ist unverzüglich, spätestens jedoch am zehnten Tag des nachfolgen- 
den Monats auszuzahlen. Üblicher Auszahlungstag ist der letzte Arbeitstag 
des Monats oder der zehnten Tag des nachfolgenden Monats.

03.3.1.2  Lohnauszahlung

Die Lohnauszahlung erfolgt i. d. R. durch Überweisung des Lohns auf ein Kon- 
to des Arbeitnehmers.

03.3.1.3  Mindestlohn

Der Mindestlohn wird nach den im Gesetz über den Mindestlohn geregelten 
Prinzipien durch die Dreiseitige Kommission, die sich aus Vertretern der Arbeit- 
geberverbände, der Gewerkschaften und der Regierung zusammensetzt, ver- 
handelt. Kommt es in der Kommission zu keiner Einigung, so wird der Mindest- 
lohn durch den Ministerrat durch Verordnung festgelegt.
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Die Vergütung eines Arbeitnehmers darf grundsätzlich die durch die Kommis- 
sion bestimmte Höhe des Mindestlohnes nicht unterschreiten. Eine Ausnahme  
gilt im ersten Arbeitsjahr. Hier darf die Vergütung bis zur Quote von 80 Prozent  
des Mindestlohnes reduziert werden.

03.3.2  Obligatorische Zulagen

Obligatorische Zulagen zur Grundvergütung sind die Vergütung für Überstunden,  
Nachtarbeitszuschlag, der Gefahrenzuschlag und der Zuschlag für schwere 
Arbeitsbedingungen sowie die Entgeltfortzahlung bei betrieblich verursachten  
Arbeitsunterbrechungen (Arbeitsstillstand).
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03.3.2.1  Überstunden

Für die Überstundenarbeit steht aufgrund des ArbGB dem Arbeitnehmer – neben  
seinem normalen Lohn – ein Überstundenzuschlag zu. 

Der Zuschlag für die Überstundenarbeit beträgt

–  100 Prozent der Vergütung in der Nacht; an Sonn- und Feiertagen, die für 
den Arbeitnehmer keine Arbeitstage nach dem für ihn geltenden Arbeitsver- 
teilungsplan sind; an einem arbeitsfreien Tag, der Ausgleich für die Arbeit 
an einem Sonn- oder Feiertag ist.

– 50 Prozent der Vergütung für die Überstundenarbeit an jedem anderen Tag.

Ein Arbeitnehmer bekommt auch dann einen 100-Prozent-Zuschlag für jede 
Überstunde, wenn die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit in dem Ab- 

Die wichtigsten weiteren Bestandteile des Entgelts sind der Überstunden- und  
der Nachtarbeitszuschlag, die Zulage für besonders gesundheitsschädliche 
bzw. gefährliche Arbeit, weitere Ausgleichszahlungen sowie das Jubiläums-
geld, das Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Kapitelübersicht

03.3.1.1  Fälligkeit des Lohns  58 
03.3.1.2  Lohnauszahlung  58
03.3.1.3  Mindestlohn  58

03.3.1.1  Fälligkeit des Lohns

Einmal im Monat muss der Lohn an einem im Voraus festgelegten Termin aus- 
bezahlt werden, wobei Jahresprämien, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld und 
ähnliche Zuschläge davon nicht erfasst werden. Wenn der Arbeitnehmer es 
beantragt, ist der Arbeitgeber verpflichtet, ihm eine Lohnabrechnung auszu- 
stellen. 

Der Lohn ist unverzüglich, spätestens jedoch am zehnten Tag des nachfolgen- 
den Monats auszuzahlen. Üblicher Auszahlungstag ist der letzte Arbeitstag 
des Monats oder der zehnten Tag des nachfolgenden Monats.

03.3.1.2  Lohnauszahlung

Die Lohnauszahlung erfolgt i. d. R. durch Überweisung des Lohns auf ein Kon- 
to des Arbeitnehmers.

03.3.1.3  Mindestlohn

Der Mindestlohn wird nach den im Gesetz über den Mindestlohn geregelten 
Prinzipien durch die Dreiseitige Kommission, die sich aus Vertretern der Arbeit- 
geberverbände, der Gewerkschaften und der Regierung zusammensetzt, ver- 
handelt. Kommt es in der Kommission zu keiner Einigung, so wird der Mindest- 
lohn durch den Ministerrat durch Verordnung festgelegt.
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03.3.2.5  Bereitschaftsdienst

Eine Arbeitsbereitschaft bedeutet die Bereitschaft des Arbeitnehmers zur so- 
fortigen Ausführung bestimmter Aufgaben, auch ohne eine Weisung seitens 
des Arbeitgebers. Wird im Rahmen der Arbeitsbereitschaft eine Arbeit geleistet,  
wird die Ausführungszeit zu der Arbeitszeit zugerechnet; ansonsten ist Arbeits- 
bereitschaft gleichzusetzen mit dem Dienst. Anders wird die Arbeitsbereitschaft  
in Fällen betrachtet, wo sie ein grundlegendes Element der Arbeit bildet, wie 
z. B. bei der Bewachung von Vermögen oder dem Schutz von Personen, oder  
bei Arbeitnehmern, die in Betriebsfeuerwehren oder Betriebsrettungsdiensten  
beschäftigt sind. 

03.3.2.6  Sonstige gesetzlich vorgeschriebene Zulagen / Leistungen

Neben dem Lohn hat der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer Arbeitskleidung 
und Arbeitsschuhe unentgeltlich bereitzustellen, die die in den Polnischen Nor- 
men bestimmten Anforderungen erfüllen müssen, sofern die eigene Kleidung 
des Arbeitnehmers Beschädigungen und Verschmutzungen unterliegen kann 
oder wenn die technologischen oder die sanitären Anforderungen es erfordern  
oder es hinsichtlich der Arbeitssicherheit und -hygiene nötig ist. Zudem hat 
der Arbeitgeber die Reinigung der Dienstkleidung zu übernehmen oder dem 
Arbeitnehmer für die Reinigung ein Äquivalent zu zahlen.

rechungszeitraum überschritten wurde; es sei denn, dass dem Arbeitnehmer 
für diese Überschreitung der Arbeitszeit bereits ein Zuschlag nach den oben 
genannten Regeln zusteht.

Berechnungsgrundlage für die Vergütung des Arbeitnehmers ist seine persön- 
liche Eingruppierung, und der dort festgelegte Stunden- bzw. Monatslohn. Ist  
dies nicht besonders ausgewiesen, so wird der Überstundenzuschlag pauschal  
auf der Grundlage von 60 Prozent der Vergütung berechnet.

03.3.2.2  Feiertage

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arbeitnehmer für die an Sonn- oder Fei- 
ertagen ausgeübte Arbeit einen anderen arbeitsfreien Tag zu gewährleisten. 
Als Ausgleich für die Arbeit an einem Sonntag ist dieser innerhalb von sechs 
Kalendertagen zu gewähren; als Ausgleich für die Arbeit an einem Feiertag 
innerhalb des Abrechnungszeitraums. Ist der Ausgleich in Form eines arbeits- 
freien Tages für die Arbeit an einem Sonntag nicht möglich, ist der arbeitsfreie  
Tag innerhalb des Abrechnungszeitraums zu erteilen. Ist auch diese Frist nicht  
einzuhalten, so muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer subsidiär einen Zu- 
schlag auszahlen.

03.3.2.3  Nachtarbeit

Für die Leistung von Nachtarbeit steht dem Arbeitnehmer ein Zuschlag zum 
Stundenlohn in Höhe von 20 Prozent des Mindestlohnstundensatzes zu. Arbei- 
tet der Arbeitnehmer ständig während der Nachtzeit außerhalb des Betriebs, 
so ist es möglich, statt des Zuschlags einen Pauschallohn festzusetzen, wobei  
die Höhe des Pauschallohns der geleisteten Nachtarbeit entsprechen muss.

03.3.2.4  Arbeit in gesundheitsschädigender Umwelt

Auch bei der Arbeit in einer gesundheitsschädigenden Umgebung ist eine  
Zulage für besonders gesundheitsschädliche bzw. gefährliche Arbeit zu ge- 
währen. 



60 6103   Inhalt des Arbeitsverhältnisses, 
Arbeitsbedingungen

03   Inhalt des Arbeitsverhältnisses, 
Arbeitsbedingungen

B   Individualarbeitsrecht B   Individualarbeitsrecht

03.3.2.5  Bereitschaftsdienst

Eine Arbeitsbereitschaft bedeutet die Bereitschaft des Arbeitnehmers zur so- 
fortigen Ausführung bestimmter Aufgaben, auch ohne eine Weisung seitens 
des Arbeitgebers. Wird im Rahmen der Arbeitsbereitschaft eine Arbeit geleistet,  
wird die Ausführungszeit zu der Arbeitszeit zugerechnet; ansonsten ist Arbeits- 
bereitschaft gleichzusetzen mit dem Dienst. Anders wird die Arbeitsbereitschaft  
in Fällen betrachtet, wo sie ein grundlegendes Element der Arbeit bildet, wie 
z. B. bei der Bewachung von Vermögen oder dem Schutz von Personen, oder  
bei Arbeitnehmern, die in Betriebsfeuerwehren oder Betriebsrettungsdiensten  
beschäftigt sind. 

03.3.2.6  Sonstige gesetzlich vorgeschriebene Zulagen / Leistungen

Neben dem Lohn hat der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer Arbeitskleidung 
und Arbeitsschuhe unentgeltlich bereitzustellen, die die in den Polnischen Nor- 
men bestimmten Anforderungen erfüllen müssen, sofern die eigene Kleidung 
des Arbeitnehmers Beschädigungen und Verschmutzungen unterliegen kann 
oder wenn die technologischen oder die sanitären Anforderungen es erfordern  
oder es hinsichtlich der Arbeitssicherheit und -hygiene nötig ist. Zudem hat 
der Arbeitgeber die Reinigung der Dienstkleidung zu übernehmen oder dem 
Arbeitnehmer für die Reinigung ein Äquivalent zu zahlen.

rechungszeitraum überschritten wurde; es sei denn, dass dem Arbeitnehmer 
für diese Überschreitung der Arbeitszeit bereits ein Zuschlag nach den oben 
genannten Regeln zusteht.

Berechnungsgrundlage für die Vergütung des Arbeitnehmers ist seine persön- 
liche Eingruppierung, und der dort festgelegte Stunden- bzw. Monatslohn. Ist  
dies nicht besonders ausgewiesen, so wird der Überstundenzuschlag pauschal  
auf der Grundlage von 60 Prozent der Vergütung berechnet.

03.3.2.2  Feiertage

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arbeitnehmer für die an Sonn- oder Fei- 
ertagen ausgeübte Arbeit einen anderen arbeitsfreien Tag zu gewährleisten. 
Als Ausgleich für die Arbeit an einem Sonntag ist dieser innerhalb von sechs 
Kalendertagen zu gewähren; als Ausgleich für die Arbeit an einem Feiertag 
innerhalb des Abrechnungszeitraums. Ist der Ausgleich in Form eines arbeits- 
freien Tages für die Arbeit an einem Sonntag nicht möglich, ist der arbeitsfreie  
Tag innerhalb des Abrechnungszeitraums zu erteilen. Ist auch diese Frist nicht  
einzuhalten, so muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer subsidiär einen Zu- 
schlag auszahlen.

03.3.2.3  Nachtarbeit

Für die Leistung von Nachtarbeit steht dem Arbeitnehmer ein Zuschlag zum 
Stundenlohn in Höhe von 20 Prozent des Mindestlohnstundensatzes zu. Arbei- 
tet der Arbeitnehmer ständig während der Nachtzeit außerhalb des Betriebs, 
so ist es möglich, statt des Zuschlags einen Pauschallohn festzusetzen, wobei  
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03.3.4.1   Abführung von Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen etc.  
durch den Arbeitgeber

Die Sozialabgaben und die Lohnsteuer werden direkt vom Arbeitgeber an die  
entsprechenden staatlichen Stellen abgeführt. 

03.3.4.2  Einbindung des Arbeitgebers in die Zwangsvollstreckung

Der Lohn wird vom polnischen Gesetzgeber auch als Mittel zur Gewährleistung  
des Existenzminimums für den Arbeitnehmer und seine Familie gesehen. Des- 
wegen unterfällt er einem besonderen gesetzlichen Schutz, der in erster Linie  
darin besteht, dass es nur sehr eingeschränkt möglich ist, Abzüge vom Lohn 
zu machen. 

Eine Ausnahme bildet der Abzug von Lohnpfändungen, wobei hier nochmals 
zwischen Forderungen zur Befriedigung von Unterhaltsansprüchen und Forde- 
rungen zur Befriedigung anderer Zahlungen differenziert wird.

03.4  Urlaub

Das Recht auf Erholungsurlaub wird in Polen bereits durch die Verfassung ga- 
rantiert. Es wird aber auch im ArbGB ausführlich geregelt und ist unabdingbar.  
Außerdem konkretisiert eine Verordnung des Ministers für Wirtschaft und Arbeit  
das Recht auf Erholungsurlaub näher. Erholungsurlaub steht jedem Arbeitneh- 
mer jährlich, ununterbrochen und entgeltlich zu. Auf dieses Recht darf der 
Arbeitnehmer nicht verzichten. Erholungsurlaub wird definiert als eine ununter- 
brochene und bezahlte arbeitsfreie Zeit, die dem Arbeitnehmer jedes Jahr ent- 
sprechend seiner Beschäftigungszeit zu gewähren ist.

Der Erholungsurlaub steht im Prinzip allen Arbeitnehmern zu, die mindestens 
einen Monat beschäftigt waren; unabhängig auf welcher Grundlage das Ar- 
beitsverhältnis besteht. Es gilt das Gleichheitsprinzip, d. h. Arbeitnehmer mit 
derselben Ausbildung und derselben Beschäftigungszeit haben denselben 
Urlaubsanspruch. Während des Urlaubs wird der Lohn in Höhe des normalen  
Arbeitslohns weitergezahlt. Der Urlaub ist auch zu nehmen, die Abgeltung des  
Urlaubsanspruchs durch Zahlung einer Geldsumme ist grundsätzlich unzulässig,  
und schließlich ist der Urlaub zusammenhängend zu gewähren.

03.3.3  Durchschnittliche Lohnhöhe in Polen 

Tabelle 01  

Die durchschnittliche Lohnhöhe in Polen 

Jahr Mindestlohn
PLN               Euro

Durchschnittslohn
PLN               Euro

1995 260,00 63,12 702,60 170,58

1996 325,00 78,90 873,00 211,94

1997 391,00 94,93 1.016,93 246,89

1998 500,00 121,39 1.239,49 300,92

1999 650,00 157,81 1.706,74 414,36

2000 700,00 169,94 1.923,81 467,06

2001 760,00 184,52 2.061,85 500,57

2002 800,00 194,23 2.133,00 517,84

2003 800,00 194,23 2.253,00 546,98

2004 824,00 200,06 2.412,66 585,74

2005 849,00 206,13 2.347,24 569,86

2006 899,10 218,28 2.528,62 613,89

2007 936,00 227,24 2.662,51 646,40

2008 1.126,00 273,37 2.899,83 704,01

2009 1.276,00 309,78 3.185,61 773,39

2010 1.317,00 319,74 3.316,38 805,14

03.3.4  Einbehaltung des Lohns durch den Arbeitgeber
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Der Urlaub ist an Arbeitstagen zu gewähren. Ein Arbeitstag hat für die Berech- 
nung des Urlaubs acht Stunden. Zum Urlaub werden nur solche Sonnabende  
hinzugerechnet, die auch normale Arbeitstage sind. Dies richtet sich nach dem  
Arbeitsverhältnis des jeweiligen Arbeitnehmers. Auch Sonntage können Arbeits- 
tage sein, wenn der betreffende Arbeitnehmer üblicherweise an Sonntagen 
arbeitet. 

03.4.2  Mutterschafts-, Eltern- und Erziehungsurlaub

Einer Arbeitnehmerin steht Mutterschaftsurlaub zu in Höhe von 16 Wochen bei  
der ersten Entbindung und in Höhe von 18 Wochen bei jeder nächsten Entbin- 
dung oder wenn die Arbeitnehmerin ein angenommenes Kind erzieht oder ein  
Kind zur Erziehung als Ersatzfamilie aufgenommen hat. Bei Mehrlingsgeburten  
beträgt die Frist 26 Wochen. Davon sollen mindestens zwei Wochen vor dem 
Entbindungstermin genommen werden. Nach der Entbindung steht der Arbeit- 
nehmerin der Mutterschaftsurlaub zu, der vor der Entbindung nicht in Anspruch  
genommen wurde

Ein Arbeitnehmer, der ein Kind zur Erziehung angenommen hat und der bei 
dem Vormundschaftsgericht die Einleitung des Verfahrens der Annahme als 
Kind eingeleitet hat, oder der ein Kind zur Erziehung als Ersatzfamilie angenom- 
men hat, hat ebenfalls einen Anspruch auf Erziehungsurlaub. Der Arbeitnehmer  
hat das Recht auf 16 Wochen Urlaub nach den Voraussetzungen des Mutter- 
schaftsurlaubs, nicht länger jedoch als bis zur Vollendung des zwölften Monats  
durch das Kind.

Nach dem Mutterschaftsurlaub kann eine Arbeitnehmerin, die seit mindestens  
sechs Monaten beschäftigt war, Erziehungsurlaub von bis zu drei Jahren in 
Anspruch nehmen. Vor der Rückkehr aus dem Erziehungsurlaub hat die Ar- 
beitnehmerin dies dem Arbeitgeber 30 Tage vorher mitzuteilen. Abweichende  
Fristen können durch die Parteien vereinbart werden. Während des Erziehungs- 
urlaubs besteht kein Lohnanspruch gegenüber dem Arbeitgeber. Der Arbeitneh- 
merin steht ein verhältnismäßig geringes Erziehungsgeld von der Sozialver-
sicherung zu. 

Möglich ist auch eine Herabsetzung der Arbeitszeit bis zur Hälfte während des  
Erziehungsurlaubs. Stellt die Frau einen solchen Antrag, so hat der Arbeitge-
ber ihn zu bewilligen. Die Vorschriften über den Erziehungsurlaub gelten auch  
für Väter. 

03.4.1  Jahresurlaub

Der Arbeitnehmer erwirbt einen Urlaubsanspruch bereits ab dem ersten Monat  
geleisteter Arbeit. Mit dem Ablauf jeden Monats in dem Kalenderjahr, in dem 
er die erste Arbeit aufnimmt, erlangt der Arbeitnehmer den Anspruch auf Ur- 
laub in Höhe von 1/12 des ihm nach einem Arbeitsjahr zustehenden Urlaubs. 
Das Recht auf die folgenden Urlaube erlangt der Arbeitnehmer in jedem nach- 
folgenden Kalenderjahr.

Erlischt das alte Arbeitsverhältnis und der Arbeitnehmer hat noch einen Urlaubs- 
anspruch, so bemisst sich die beim bisherigen Arbeitgeber nach dem Verhältnis  
der Beschäftigungsdauer im Kalenderjahr, in dem das Arbeitsverhältnis beendet  
wird.

Gegenüber einem neuen Arbeitgeber hat der Arbeitnehmer in der Regel An- 
spruch auf den Urlaub in folgender anteiliger Höhe im Verhältnis zur verbleiben- 
den Zeit bis zum Jahresende, wenn er mindestens bis zum Ende des Jahres 
beschäftigt ist oder anteilig zur Beschäftigungsdauer, falls er nicht bis zum 
Jahresende angestellt ist.

Hat der Arbeitnehmer allerdings vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses in- 
nerhalb des jeweiligen Kalenderjahrs seinen Urlaub bereits über den propor- 
tional erworbenen Anspruch genommen, oder lag der Arbeitsbeginn bei dem 
neuen Arbeitgeber in einem anderen Kalenderjahr als dem, in dem sein Arbeits- 
verhältnis mit dem bisherigen Arbeitgeber endete, so hat er bei dem neuen 
Arbeitgeber nur einen entsprechend verringerten Urlaubsanspruch. Die Gesamt- 
dauer des Erholungsurlaubs innerhalb des Kalenderjahrs darf allerdings in 
keinem Fall die Urlaubsdauer unterschreiten, die sich aus der Dauer der Be- 
schäftigung in diesem Jahr bei sämtlichen Arbeitgebern ergibt. 

Jugendliche erwerben mit Ablauf von sechs Monaten ab Beginn des ersten 
Arbeitsverhältnisses einen Anspruch auf Erholungsurlaub von zwölf Arbeits- 
tagen. Nach Ablauf eines Jahres haben sie einen Anspruch auf einen Erholungs- 
urlaub von 26 Arbeitstagen. 

Die Urlaubsdauer richtet sich auch nach der Beschäftigungszeit, sie beträgt bei  
weniger als zehn Beschäftigungsjahren 20 Arbeitstage und bei mehr als zehn  
Beschäftigungsjahren 26 Arbeitstage. Als Arbeitstage gelten alle Kalendertage,  
die für den betreffenden Arbeitnehmer als Arbeitstage vorgesehen sind.
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Auch in anderen Fällen kann der Arbeitnehmer schriftlich beantragen, ihm 
einen unbezahlten Urlaub zu gewähren, ohne dass er darauf einen Anspruch 
hat. Die Urlaubsdauer wird durch den Arbeitnehmer bestimmt. Bei der Gewäh- 
rung eines unbezahlten Urlaubs von einer Dauer von über drei Monaten können  
die Parteien die Möglichkeit vorsehen, dass es zulässig ist, den Arbeitnehmer  
aus wichtigen Gründen aus dem Urlaub abzuberufen. Der unbezahlte Urlaub 
zählt nicht zur Arbeitszeit.

03.5  Arbeitsverhinderung, Krankheit

Bei Fortbleiben von der Arbeit hat ein Arbeitnehmer die Pflicht, seinen Arbeit- 
geber so früh wie möglich zu informieren. Ist der Arbeitnehmer selbst erkrankt,  
oder fehlt er wegen der Erkrankung seines Kindes bei der Arbeit, muss er ab 
dem ersten Tag eine ärztliche Krankenbescheinigung vorlegen, ansonsten ist 
der Arbeitgeber berechtigt, die Fortzahlung des Arbeitsentgelts zu verweigern.  
Bei einer Krankheit, die länger als einen Monat andauert, hat der Arbeitnehmer  
dem Arbeitgeber nach dieser Zeit zu bescheinigen, dass er wieder arbeits- 
fähig ist.

03.5.1  Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Lohnfortzahlung wird durch den Arbeitgeber finanziert und steht dem Arbeit- 
nehmer für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder wegen Isolati- 
onsmaßnahmen aufgrund einer ansteckenden Krankheit zu. Die Lohnfortzah- 
lung wird insgesamt bis zu 33 Tage im Kalenderjahr gezahlt und im Fall eines 
Arbeitnehmers, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, wird die Lohnfortzahlung  
insgesamt bis zu 14 Tage im Kalenderjahr geleistet. Die Höhe der Lohnfort-
zahlung wird wie das Krankengeld berechnet. Die Bemessungsgrundlage des  
Krankengeldes bildet die durchschnittliche monatliche Vergütung aus den letz- 
ten zwölf Monaten vor dem Monat des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit, und 
sie beträgt grundsätzlich 80 Prozent der Bemessungsgrundlage. Die bei dem  
jeweiligen Arbeitgeber geltenden Arbeitsrechtsvorschriften können jedoch in 
diesem Fall eine höhere Vergütung vorsehen. Ausnahmsweise beträgt das 
Krankengeld 100 Prozent der Bemessungsgrundlage, wenn die Arbeitsunfä-
higkeit

–  auf einen Unfall auf dem Weg zur Arbeit bzw. auf dem Rückweg von der 
Arbeit zurückzuführen ist

– während der Schwangerschaft aufgetreten ist

Nach der Geburt des Kindes steht einem Elternteil bis zum 16. Lebensjahr des  
Kindes Zusatzurlaub zum jährlichen Grundurlaub zu. Der Zusatzurlaub beträgt  
bei einem Kind zwei, bei zwei Kindern vier und bei mehr als zwei Kindern sie- 
ben Arbeitstage. Diesen Anspruch kann der Elternteil geltend machen, der 
nach der Vereinbarung zwischen den Eltern die Hauptrolle in der Erziehung 
des Kindes oder der Kinder spielt. Als Zusatzurlaub kann der begünstigte 
Elternteil den Urlaub nach seinen Bedürfnissen anmelden. Die Gewährung des  
Urlaubs unterliegt denselben Regeln wie die Gewährung des Grundurlaubs. 
Dieser Urlaub wird vom Arbeitgeber vergütet.

Darüber hinaus können Eltern auch unbezahlten Urlaub in Anspruch nehmen. 
Der erziehende Elternteil kann grundsätzlich bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahrs des Kindes in unbezahlten Elternurlaub gehen. Unter bestimmten  
Umständen, z. B. bei häuslicher Pflege eines kranken Kindes, gilt dieser An- 
spruch auf unbezahlten Urlaub bis zum zwölften. Lebensjahr des Kindes. Wäh- 
rend des unbezahlten Urlaubs ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Arbeitsplatz  
für den Arbeitnehmer freizuhalten.

Über diese Urlaubsansprüche hinaus steht die Mutter allgemein ab der Feststel- 
lung der Schwangerschaft bis zum ersten Geburtstag des Kindes unter beson- 
derem Schutz. In dieser Zeit muss der Arbeitgeber ihr ihrem Zustand ent- 
sprechende Arbeitsbedingungen schaffen. Kann er dies nicht, so muss er sie 
während der Schutzfrist von der Arbeit freistellen und den Lohn fortzahlen.

03.4.3  Sonstige Formen von Urlaubsansprüchen

Neben dem Erholungsurlaub gibt es in Polen den unbezahlten Urlaub, der im 
ArbGB geregelt ist. In seinem Rahmen werden die Parteien eines Arbeitsver-
hältnisses von ihren Hauptpflichten befreit – der Arbeitnehmer von der Pflicht  
zur Erbringung der Arbeitsleistung, und der Arbeitgeber von der Zahlung der 
Arbeitsvergütung.

Beabsichtigen die Parteien bei der Vereinbarung eines unbezahlten Urlaubs 
eine Herabsetzung der Arbeitszeit bzw. der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers,  
so steht ihm ein verminderter Lohnanspruch für die im geringeren Umfang ge- 
leistete Arbeit zu. Unbezahlter Urlaub ist einem Arbeitnehmer u. a. auf Antrag  
einer Gewerkschaft zu erteilen, wenn er zur Ausübung einer gewerkschaftlichen  
Funktion außerhalb des Betriebs ausgewählt wurde.
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aus wichtigen Gründen aus dem Urlaub abzuberufen. Der unbezahlte Urlaub 
zählt nicht zur Arbeitszeit.

03.5  Arbeitsverhinderung, Krankheit

Bei Fortbleiben von der Arbeit hat ein Arbeitnehmer die Pflicht, seinen Arbeit- 
geber so früh wie möglich zu informieren. Ist der Arbeitnehmer selbst erkrankt,  
oder fehlt er wegen der Erkrankung seines Kindes bei der Arbeit, muss er ab 
dem ersten Tag eine ärztliche Krankenbescheinigung vorlegen, ansonsten ist 
der Arbeitgeber berechtigt, die Fortzahlung des Arbeitsentgelts zu verweigern.  
Bei einer Krankheit, die länger als einen Monat andauert, hat der Arbeitnehmer  
dem Arbeitgeber nach dieser Zeit zu bescheinigen, dass er wieder arbeits- 
fähig ist.

03.5.1  Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Lohnfortzahlung wird durch den Arbeitgeber finanziert und steht dem Arbeit- 
nehmer für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder wegen Isolati- 
onsmaßnahmen aufgrund einer ansteckenden Krankheit zu. Die Lohnfortzah- 
lung wird insgesamt bis zu 33 Tage im Kalenderjahr gezahlt und im Fall eines 
Arbeitnehmers, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, wird die Lohnfortzahlung  
insgesamt bis zu 14 Tage im Kalenderjahr geleistet. Die Höhe der Lohnfort-
zahlung wird wie das Krankengeld berechnet. Die Bemessungsgrundlage des  
Krankengeldes bildet die durchschnittliche monatliche Vergütung aus den letz- 
ten zwölf Monaten vor dem Monat des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit, und 
sie beträgt grundsätzlich 80 Prozent der Bemessungsgrundlage. Die bei dem  
jeweiligen Arbeitgeber geltenden Arbeitsrechtsvorschriften können jedoch in 
diesem Fall eine höhere Vergütung vorsehen. Ausnahmsweise beträgt das 
Krankengeld 100 Prozent der Bemessungsgrundlage, wenn die Arbeitsunfä-
higkeit

–  auf einen Unfall auf dem Weg zur Arbeit bzw. auf dem Rückweg von der 
Arbeit zurückzuführen ist

– während der Schwangerschaft aufgetreten ist

Nach der Geburt des Kindes steht einem Elternteil bis zum 16. Lebensjahr des  
Kindes Zusatzurlaub zum jährlichen Grundurlaub zu. Der Zusatzurlaub beträgt  
bei einem Kind zwei, bei zwei Kindern vier und bei mehr als zwei Kindern sie- 
ben Arbeitstage. Diesen Anspruch kann der Elternteil geltend machen, der 
nach der Vereinbarung zwischen den Eltern die Hauptrolle in der Erziehung 
des Kindes oder der Kinder spielt. Als Zusatzurlaub kann der begünstigte 
Elternteil den Urlaub nach seinen Bedürfnissen anmelden. Die Gewährung des  
Urlaubs unterliegt denselben Regeln wie die Gewährung des Grundurlaubs. 
Dieser Urlaub wird vom Arbeitgeber vergütet.

Darüber hinaus können Eltern auch unbezahlten Urlaub in Anspruch nehmen. 
Der erziehende Elternteil kann grundsätzlich bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahrs des Kindes in unbezahlten Elternurlaub gehen. Unter bestimmten  
Umständen, z. B. bei häuslicher Pflege eines kranken Kindes, gilt dieser An- 
spruch auf unbezahlten Urlaub bis zum zwölften. Lebensjahr des Kindes. Wäh- 
rend des unbezahlten Urlaubs ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Arbeitsplatz  
für den Arbeitnehmer freizuhalten.

Über diese Urlaubsansprüche hinaus steht die Mutter allgemein ab der Feststel- 
lung der Schwangerschaft bis zum ersten Geburtstag des Kindes unter beson- 
derem Schutz. In dieser Zeit muss der Arbeitgeber ihr ihrem Zustand ent- 
sprechende Arbeitsbedingungen schaffen. Kann er dies nicht, so muss er sie 
während der Schutzfrist von der Arbeit freistellen und den Lohn fortzahlen.

03.4.3  Sonstige Formen von Urlaubsansprüchen

Neben dem Erholungsurlaub gibt es in Polen den unbezahlten Urlaub, der im 
ArbGB geregelt ist. In seinem Rahmen werden die Parteien eines Arbeitsver-
hältnisses von ihren Hauptpflichten befreit – der Arbeitnehmer von der Pflicht  
zur Erbringung der Arbeitsleistung, und der Arbeitgeber von der Zahlung der 
Arbeitsvergütung.

Beabsichtigen die Parteien bei der Vereinbarung eines unbezahlten Urlaubs 
eine Herabsetzung der Arbeitszeit bzw. der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers,  
so steht ihm ein verminderter Lohnanspruch für die im geringeren Umfang ge- 
leistete Arbeit zu. Unbezahlter Urlaub ist einem Arbeitnehmer u. a. auf Antrag  
einer Gewerkschaft zu erteilen, wenn er zur Ausübung einer gewerkschaftlichen  
Funktion außerhalb des Betriebs ausgewählt wurde.
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zent der Bemessungsgrundlage des Krankengeldes für die Dauer des Kran- 
kenhausaufenthaltes vom 15. bis zum 33. Tag der Arbeitsunfähigkeit im Ka- 
lenderjahr gezahlt. Schließlich gibt es auch Fälle, bei denen das Krankengeld  
100 Prozent der Bemessungsgrundlage beträgt. Dies ist der Fall, wenn die Ar- 
beitsunfähigkeit auf einen Unfall auf dem Weg zur Arbeit bzw. auf dem Rückweg  
von der Arbeit zurückzuführen ist, wenn sie während der Schwangerschaft 
aufgetreten ist oder wenn sie infolge notwendiger ärztlicher Untersuchungen, 
die für Kandidaten für Zellen-, Gewebe- und Organspender vorgesehen sind, 
oder auch infolge der Durchführung des Eingriffs deren Entnahme eingetreten  
ist. 

Das monatliche Krankengeld aus der Unfallversicherung beträgt 100 Prozent 
der Bemessungsgrundlage. Es wird dann gezahlt, wenn sich die Arbeitsunfä- 
higkeit aus einem Unfall bei der Arbeit oder aus einer Berufskrankheit ergibt.

Die Bemessungsgrundlage des Krankengeldes, auf das der Arbeitnehmer An- 
spruch hat, bildet das durchschnittliche monatliche Entgelt, von dem der Bei- 
trag zur Krankengeldversicherung berechnet wurde, das für die dem Monat des  
Zustandekommens der Arbeitsunfähigkeit vorangehenden zwölf Kalendermonate  
gezahlt wurde. 

Bei Versicherten, die keine Arbeitnehmer sind, bildet hingegen der durchschnitt- 
liche monatliche Ertrag, der in den dem Monat des Entstehens der Arbeitsun- 
fähigkeit vorangehenden zwölf Kalendermonaten erzielt wurde, die Bemessungs- 
grundlage. Im Fall der freiwillig Versicherten ist die Bemessungsgrundlage für  
die Leistung auf die maximale Höhe der Bemessungsgrundlage bei Kranken-
geldversicherungen, d. h. 250 Prozent der durchschnittlichen monatlichen 
Löhne und Gehälter vom vorangehenden Vierteljahr, beschränkt. 

Das Krankengeld wird durch die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) oder – wenn  
bei einem Arbeitgeber mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigt sind – durch den  
Arbeitgeber ausgezahlt. Finanziert wird das Krankengeld aus dem Sozialver-
sicherungsfonds. Die Ausgaben aus dem Krankengeldfonds bilden nach den 
Renten eine der größten Positionen in den Ausgaben des Sozialversicherungs- 
fonds. Im Jahr 2010 wurden wegen Krankmeldungen 11.143 Millionen PLN 
(ca. 2.705 Millionen Euro) ausgezahlt, davon aus dem Sozialversicherungsfonds  
in Form von Krankengeld 6.821 Millionen PLN (ca. 1.656 Millionen Euro) (61 Pro- 
zent), und die Arbeitgeber zahlten in Form der Lohnfortzahlung im Krankheits- 
fall 4.322 Millionen PLN (ca. 1.049 Millionen Euro) (39 Prozent). Die Anzahl 
der krankgemeldeten Tage, die aus dem Sozialversicherungsfonds finanziert 
wurde, belief sich auf 119,3 Millionen und davon betrug die Anzahl der Tage, 
die von den Arbeitgebern vergütet wurden 68,4 Millionen. 

–  infolge notwendiger ärztlicher Untersuchungen, die für mögliche Zellen-, 
Gewebe- und Organspender vorgesehen sind, ebenso wenn infolge der 
Durchführung des Eingriffs deren Entnahme zustande kam

Anspruch auf Lohnfortzahlungsgeld erwerben Arbeitnehmer, die Beiträge zum  
Krankengeldfonds entrichten, jedoch erst nach 30 Tagen ununterbrochener 
Mindestversicherungszeit (Wartezeit). Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf 
Krankengeld nach Beendigung der Frist, in der die Lohnfortzahlung gewährt 
wird, d. h. entsprechend ab dem 34. Tag der Arbeitsunfähigkeit im Kalender-
jahr oder ab dem 15. Tag, wenn der Arbeitnehmer sein 50. Lebensjahr vollendet  
hat. Die Lohnfortzahlung steht nach Ablauf von 30 Tagen Wartezeit auch Per- 
sonen zu, die freiwillig Beiträge zur Krankengeldversicherung zahlen (z. B. 
Gewerbetreibende, Auftragnehmer). Diese haben Anspruch auf Krankengeld 
bereits ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit, weil sie keinen Anspruch 
auf Lohnfortzahlung haben. Darüber hinaus haben folgende Personen Anspruch  
auf Krankengeld ab dem ersten Tag Krankengeldversicherung: 

–  (Hoch-)Schulabsolventen, die in die Krankengeldversicherung aufgenommen  
wurden, oder der Krankengeldversicherung binnen 90 Tage nach dem Tag 
des Schulabschlusses oder der Erlangung des Hochschuldiploms beigetre-
ten sind

–  Personen, deren Arbeitsunfähigkeit durch einen Unfall auf dem Weg zur 
Arbeit oder von der Arbeit verursacht wurde

–  Pflichtversicherte, die zuvor mindestens zehn Jahre lang Versicherungszeiten  
in der Pflichtkrankengeldversicherung nachweisen können

–  Abgeordnete und Senatoren, die der Krankengeldversicherung innerhalb 
von 90 Tage nach der Beendigung der Wahlperiode beigetreten sind

Die maximale Leistungsdauer beträgt 182 Tage, und wenn die Arbeitsunfähig- 
keit auf die Erkrankung mit Tuberkulose zurückzuführen ist, maximal 270 Tage.  
Ab dem 01. Januar 2009 haben auch Versicherte, deren Arbeitsunfähigkeit in 
die Zeit der Schwangerschaft fällt, Anspruch auf Zahlung des Krankengeldes 
für einen Zeitraum von bis zu 270 Tagen.

Die monatliche Höhe des Krankengeldes aus der Krankengeldversicherung 
beträgt regelmäßig 80 Prozent der Bemessungsgrundlage des Krankengeldes.  
Andere Quoten gelten unter bestimmten gesetzlich festgelegten Vorausset- 
zungen. So werden nur 70 Prozent der Bemessungsgrundlage des Kranken-
geldes für die Dauer eines Krankenhausaufenthaltes bei einem Arbeitnehmer, 
der sein 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, gezahlt. Bei einem Arbeitneh- 
mer, der älter als 50 Jahre ist, wird allerdings der Regelprozentsatz von 80 Pro- 
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zent der Bemessungsgrundlage des Krankengeldes für die Dauer des Kran- 
kenhausaufenthaltes vom 15. bis zum 33. Tag der Arbeitsunfähigkeit im Ka- 
lenderjahr gezahlt. Schließlich gibt es auch Fälle, bei denen das Krankengeld  
100 Prozent der Bemessungsgrundlage beträgt. Dies ist der Fall, wenn die Ar- 
beitsunfähigkeit auf einen Unfall auf dem Weg zur Arbeit bzw. auf dem Rückweg  
von der Arbeit zurückzuführen ist, wenn sie während der Schwangerschaft 
aufgetreten ist oder wenn sie infolge notwendiger ärztlicher Untersuchungen, 
die für Kandidaten für Zellen-, Gewebe- und Organspender vorgesehen sind, 
oder auch infolge der Durchführung des Eingriffs deren Entnahme eingetreten  
ist. 

Das monatliche Krankengeld aus der Unfallversicherung beträgt 100 Prozent 
der Bemessungsgrundlage. Es wird dann gezahlt, wenn sich die Arbeitsunfä- 
higkeit aus einem Unfall bei der Arbeit oder aus einer Berufskrankheit ergibt.

Die Bemessungsgrundlage des Krankengeldes, auf das der Arbeitnehmer An- 
spruch hat, bildet das durchschnittliche monatliche Entgelt, von dem der Bei- 
trag zur Krankengeldversicherung berechnet wurde, das für die dem Monat des  
Zustandekommens der Arbeitsunfähigkeit vorangehenden zwölf Kalendermonate  
gezahlt wurde. 

Bei Versicherten, die keine Arbeitnehmer sind, bildet hingegen der durchschnitt- 
liche monatliche Ertrag, der in den dem Monat des Entstehens der Arbeitsun- 
fähigkeit vorangehenden zwölf Kalendermonaten erzielt wurde, die Bemessungs- 
grundlage. Im Fall der freiwillig Versicherten ist die Bemessungsgrundlage für  
die Leistung auf die maximale Höhe der Bemessungsgrundlage bei Kranken-
geldversicherungen, d. h. 250 Prozent der durchschnittlichen monatlichen 
Löhne und Gehälter vom vorangehenden Vierteljahr, beschränkt. 

Das Krankengeld wird durch die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) oder – wenn  
bei einem Arbeitgeber mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigt sind – durch den  
Arbeitgeber ausgezahlt. Finanziert wird das Krankengeld aus dem Sozialver-
sicherungsfonds. Die Ausgaben aus dem Krankengeldfonds bilden nach den 
Renten eine der größten Positionen in den Ausgaben des Sozialversicherungs- 
fonds. Im Jahr 2010 wurden wegen Krankmeldungen 11.143 Millionen PLN 
(ca. 2.705 Millionen Euro) ausgezahlt, davon aus dem Sozialversicherungsfonds  
in Form von Krankengeld 6.821 Millionen PLN (ca. 1.656 Millionen Euro) (61 Pro- 
zent), und die Arbeitgeber zahlten in Form der Lohnfortzahlung im Krankheits- 
fall 4.322 Millionen PLN (ca. 1.049 Millionen Euro) (39 Prozent). Die Anzahl 
der krankgemeldeten Tage, die aus dem Sozialversicherungsfonds finanziert 
wurde, belief sich auf 119,3 Millionen und davon betrug die Anzahl der Tage, 
die von den Arbeitgebern vergütet wurden 68,4 Millionen. 

–  infolge notwendiger ärztlicher Untersuchungen, die für mögliche Zellen-, 
Gewebe- und Organspender vorgesehen sind, ebenso wenn infolge der 
Durchführung des Eingriffs deren Entnahme zustande kam

Anspruch auf Lohnfortzahlungsgeld erwerben Arbeitnehmer, die Beiträge zum  
Krankengeldfonds entrichten, jedoch erst nach 30 Tagen ununterbrochener 
Mindestversicherungszeit (Wartezeit). Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf 
Krankengeld nach Beendigung der Frist, in der die Lohnfortzahlung gewährt 
wird, d. h. entsprechend ab dem 34. Tag der Arbeitsunfähigkeit im Kalender-
jahr oder ab dem 15. Tag, wenn der Arbeitnehmer sein 50. Lebensjahr vollendet  
hat. Die Lohnfortzahlung steht nach Ablauf von 30 Tagen Wartezeit auch Per- 
sonen zu, die freiwillig Beiträge zur Krankengeldversicherung zahlen (z. B. 
Gewerbetreibende, Auftragnehmer). Diese haben Anspruch auf Krankengeld 
bereits ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit, weil sie keinen Anspruch 
auf Lohnfortzahlung haben. Darüber hinaus haben folgende Personen Anspruch  
auf Krankengeld ab dem ersten Tag Krankengeldversicherung: 

–  (Hoch-)Schulabsolventen, die in die Krankengeldversicherung aufgenommen  
wurden, oder der Krankengeldversicherung binnen 90 Tage nach dem Tag 
des Schulabschlusses oder der Erlangung des Hochschuldiploms beigetre-
ten sind

–  Personen, deren Arbeitsunfähigkeit durch einen Unfall auf dem Weg zur 
Arbeit oder von der Arbeit verursacht wurde

–  Pflichtversicherte, die zuvor mindestens zehn Jahre lang Versicherungszeiten  
in der Pflichtkrankengeldversicherung nachweisen können

–  Abgeordnete und Senatoren, die der Krankengeldversicherung innerhalb 
von 90 Tage nach der Beendigung der Wahlperiode beigetreten sind

Die maximale Leistungsdauer beträgt 182 Tage, und wenn die Arbeitsunfähig- 
keit auf die Erkrankung mit Tuberkulose zurückzuführen ist, maximal 270 Tage.  
Ab dem 01. Januar 2009 haben auch Versicherte, deren Arbeitsunfähigkeit in 
die Zeit der Schwangerschaft fällt, Anspruch auf Zahlung des Krankengeldes 
für einen Zeitraum von bis zu 270 Tagen.

Die monatliche Höhe des Krankengeldes aus der Krankengeldversicherung 
beträgt regelmäßig 80 Prozent der Bemessungsgrundlage des Krankengeldes.  
Andere Quoten gelten unter bestimmten gesetzlich festgelegten Vorausset- 
zungen. So werden nur 70 Prozent der Bemessungsgrundlage des Kranken-
geldes für die Dauer eines Krankenhausaufenthaltes bei einem Arbeitnehmer, 
der sein 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, gezahlt. Bei einem Arbeitneh- 
mer, der älter als 50 Jahre ist, wird allerdings der Regelprozentsatz von 80 Pro- 
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– 20 Wochen bei der Annahme zur Erziehung von einem Kind
– 31 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von zwei Kindern
– 33 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von drei Kindern
– 35 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von vier Kindern
–  37 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von fünf und 

mehr Kindern

Das Mutterschaftsgeld beträgt 100 Prozent der Bemessungsgrundlage, d. h. 
des durchschnittlichen Gehalts aus den letzten zwölf Kalendermonaten bzw. 
des Ertrags. Eine Versicherte, die ein Kind zur Erziehung angenommen hat, 
hat vom 01. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2011 Anspruch auf Mutter- 
schaftsgeld, auch während des Zeitraums, der in den Vorschriften des ArbGBs  
als zusätzliche Urlaubszeit unter den Bedingungen des Mutterschaftsurlaubs  
bezeichnet wird. Dieses Mutterschaftsgeld wird für die folgende Dauer be- 
zogen:

– bis zu zwei Wochen bei der Annahme zur Erziehung von einem Kind
–  bis zu drei Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von mehr 

als von einem Kind
–  eine Woche bei der Inanspruchnahme des Mindestmaßes des Urlaubs 

nach den Voraussetzungen des Mutterschaftsurlaubs.

Das Mutterschaftsgeld für die Zeit des zusätzlichen Mutterschaftsurlaubs kann  
auch an den versicherten Vater des Kindes ausgezahlt werden. Dies geschieht  
in dem Fall, dass die versicherte Mutter des Kindes, die zunächst nach der 
Geburt mindestens 14 Wochen das Mutterschaftsgeld in Anspruch genom- 
men hatte, anschließend auf den übrigen Teil des Mutterschaftsgeldes ver- 
zichtet und der nicht durch die Mutter in Anspruch genommene Teil dem das 
Kind erziehenden, versicherten Vater ausgezahlt wurde. Andererseits kann das  
für die Zeit des Mutterschaftsurlaubs zustehende Mutterschaftsgeld an die 
versicherte Mutter des Kindes ausgezahlt werden. 

Der Versicherte, der kein Arbeitnehmer ist und der den Vaterschaftsurlaub 
nicht in Anspruch nimmt, hat nach den oben beschriebenen Grundsätzen An- 
spruch auf eine Woche Mutterschaftsgeld. 

Die Ausgaben für Mutterschaftsgeld beliefen sich im Jahre 2010 auf 2.939 
Millionen PLN (ca. 714 Millionen Euro), was 1,9 Prozent der Ausgaben für 
Geldleistungen aus dem Sozialversicherungsfond ausmachte. Das Mutter-
schaftsgeld wird entweder durch den Arbeitgeber bzw. durch die Sozialver- 

03.5.2  Vergütung bei Verhinderung des Arbeitnehmers

Das Mutterschaftsgeld steht der Versicherten zu, die während des Kranken-
geldversicherungsschutzes oder während des Erziehungsurlaubs ein Kind 
zur Welt gebracht hat, oder ein Kind im Alter bis zum siebten Lebensjahr zur 
Erziehung angenommen hat und beim Vormundschaftsgericht den Antrag 
auf Adoption gestellt hat, oder die ein Kind im Alter von bis zu sieben Jahren 
zur Erziehung im Rahmen der Pflegefamilie angenommen hat.

Der Anspruch auf Mutterschaftsgeld besteht auch, wenn ein Kind im Alter von  
bis zu zehn Jahren zur Erziehung angenommen wurde und bezüglich dieses 
Kindes eine Entscheidung über die Aufschiebung der Schulpflicht getroffen 
wurde. Außerdem hat ein Versicherter nach denselben Grundsätzen, wie sie  
für die Versicherten allgemein gelten, Anspruch auf Mutterschaftsgeld, der 
ein Kind zur Erziehung annimmt. Das Mutterschaftsgeld steht im Fall des Todes  
der Versicherten, dem Vater des Kindes oder einem anderen, versicherten Fa- 
milienangehörigen zu, wenn diese ihre Beschäftigung oder eine andere Erwerbs- 
tätigkeit zur Ausübung der persönlichen Fürsorge für das Kind unterbrechen.

Seit 2009 ist die Dauer des Bezugs von Mutterschaftsgeld im Zusammenhang  
mit der Geburt eines Kindes von der Anzahl der bei einer Geburt zur Welt ge- 
brachten Kinder abhängig, sie beträgt:

– 20 Wochen bei der Geburt eines Kindes
– 31 Wochen bei der Geburt von zwei Kindern bei einer Entbindung
– 33 Wochen bei der Geburt von drei Kindern bei einer Entbindung
– 35 Wochen bei der Geburt von vier Kindern bei einer Entbindung
– 37 Wochen bei der Geburt von fünf Kindern bei einer Entbindung

Eine Versicherte, die ein Kind geboren hat, hat vom 01. Januar 2010 bis zum 
31. Dezember 2011 Anspruch auf Mutterschaftsgeld, auch während des Zeit- 
raums, der in den Vorschriften des ArbGBs als Zeitraum des zusätzlichen Mut- 
terschaftsurlaubs bezeichnet wird, dieser beträgt:

– bis zu zwei Wochen bei der Geburt eines Kindes
– bis zu drei Wochen bei einer Mehrlingsgeburt

Das Mutterschaftsgeld im Zusammenhang mit der Annahme des Kindes zur 
Erziehung ist von der Anzahl der zur Erziehung angenommenen Kinder abhän- 
gig und wird für die folgende Dauer gezahlt:
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– 20 Wochen bei der Annahme zur Erziehung von einem Kind
– 31 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von zwei Kindern
– 33 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von drei Kindern
– 35 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von vier Kindern
–  37 Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von fünf und 

mehr Kindern

Das Mutterschaftsgeld beträgt 100 Prozent der Bemessungsgrundlage, d. h. 
des durchschnittlichen Gehalts aus den letzten zwölf Kalendermonaten bzw. 
des Ertrags. Eine Versicherte, die ein Kind zur Erziehung angenommen hat, 
hat vom 01. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2011 Anspruch auf Mutter- 
schaftsgeld, auch während des Zeitraums, der in den Vorschriften des ArbGBs  
als zusätzliche Urlaubszeit unter den Bedingungen des Mutterschaftsurlaubs  
bezeichnet wird. Dieses Mutterschaftsgeld wird für die folgende Dauer be- 
zogen:

– bis zu zwei Wochen bei der Annahme zur Erziehung von einem Kind
–  bis zu drei Wochen bei der gleichzeitigen Annahme zur Erziehung von mehr 

als von einem Kind
–  eine Woche bei der Inanspruchnahme des Mindestmaßes des Urlaubs 

nach den Voraussetzungen des Mutterschaftsurlaubs.

Das Mutterschaftsgeld für die Zeit des zusätzlichen Mutterschaftsurlaubs kann  
auch an den versicherten Vater des Kindes ausgezahlt werden. Dies geschieht  
in dem Fall, dass die versicherte Mutter des Kindes, die zunächst nach der 
Geburt mindestens 14 Wochen das Mutterschaftsgeld in Anspruch genom- 
men hatte, anschließend auf den übrigen Teil des Mutterschaftsgeldes ver- 
zichtet und der nicht durch die Mutter in Anspruch genommene Teil dem das 
Kind erziehenden, versicherten Vater ausgezahlt wurde. Andererseits kann das  
für die Zeit des Mutterschaftsurlaubs zustehende Mutterschaftsgeld an die 
versicherte Mutter des Kindes ausgezahlt werden. 

Der Versicherte, der kein Arbeitnehmer ist und der den Vaterschaftsurlaub 
nicht in Anspruch nimmt, hat nach den oben beschriebenen Grundsätzen An- 
spruch auf eine Woche Mutterschaftsgeld. 

Die Ausgaben für Mutterschaftsgeld beliefen sich im Jahre 2010 auf 2.939 
Millionen PLN (ca. 714 Millionen Euro), was 1,9 Prozent der Ausgaben für 
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03.5.2  Vergütung bei Verhinderung des Arbeitnehmers
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– 35 Wochen bei der Geburt von vier Kindern bei einer Entbindung
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Eine Versicherte, die ein Kind geboren hat, hat vom 01. Januar 2010 bis zum 
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Erziehung ist von der Anzahl der zur Erziehung angenommenen Kinder abhän- 
gig und wird für die folgende Dauer gezahlt:
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Landwirt oder einen anderen Gewerbetreibenden handelt, die ihre Zeit nicht 
frei einteilen können.

Ab dem Jahr 2009 hat der versicherte Vater des Kindes, unabhängig von diesem  
Betreuungsgeld, zusätzlich Anspruch auf ein Betreuungsgeld für den Zeitraum  
von bis zu acht Wochen, d. h. 56 Tagen nach der Geburt des Kindes. Dieses 
Betreuungsgeld steht einem Vater zu, der persönlich das Neugeborene betreut,  
während die Mutter noch im Krankenhaus bleiben muss und im Mutterschafts- 
urlaub ist. Anspruch auf dieses Betreuungsgeld hat auch ein versichertes  
Familienmitglied (z. B. die Großmutter des Kindes), soweit sie ihre Arbeit unter- 
bricht und das Kind betreut. Das Betreuungsgeld wird in der Höhe von 80 Pro- 
zent der Bemessungsgrundlage des Krankengeldes gezahlt. Die Ausgaben 
für Betreuungsgeld im Jahre 2010 beliefen sich auf 489,1 Millionen PLN (ca. 
118,7 Millionen Euro), d. h. 0,3 Prozent der Ausgaben des Sozialversicherungs- 
fonds. Das Betreuungsgeld wird durch die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) 
oder durch den Arbeitgeber gezahlt, und aus dem Sozialversicherungsfonds 
finanziert.

Weiter erhalten Beschäftigte auf ihren Antrag arbeitsfrei für religiöse Feiern, 
diese Freizeit müssen sie jedoch ausgleichen durch Arbeit zu anderen Zeiten.  
Außerdem hat der Arbeitnehmer nach einer Kündigung Anspruch auf Freistel- 
lung zur Arbeitssuche. Dieser besteht in Höhe von drei Tagen bei einer Kündi- 
gungsfrist von drei Monaten und in Höhe von zwei Tagen bei einer Kündigungs- 
frist bis zu einem Monat.

03.6  Wettbewerbsverbot

Ein Wettbewerbsverbot innerhalb des Arbeitsverhältnisses kann mit jedem Ar- 
beitnehmer – unabhängig von seiner Stellung oder Funktion – vereinbart werden,  
während für das nachvertragliche Wettbewerbsverbot der Grund vorliegen muss,  
dass der Arbeitnehmer Zugang zu besonders wichtigen Informationen hatte.

03.6.1   Wettbewerbsverbot während der Dauer des Arbeitsverhältnisses

Arbeitgeber und Arbeitnehmer können in einem gesonderten Wettbewerbs- 
verbotsvertrag, der im ArbGB speziell geregelt ist, festlegen, inwieweit der 
Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber während des Arbeitsverhältnisses keine 
Konkurrenz machen und nicht für einen Konkurrenten seines Arbeitgebers 
arbeiten darf. Durch die vertragliche Regelung wird das Wettbewerbsverbot 

sicherungsanstalt (ZUS) gezahlt, und es wird aus dem Sozialversicherungs-
fonds finanziert.

Ein Betreuungsgeld (Krankengeld) steht einem Versicherten für die Dauer der  
Krankmeldung wegen der persönlichen Betreuung eines gesunden Kindes im 
Alter bis zu acht Jahren oder eines kranken Kindes bis zu 14 Jahren oder von 
einem anderen kranken Familienangehörigen zu. Das Betreuungsgeld wird für  
bis zu 60 Tagen im Kalenderjahr gezahlt, wenn die Betreuung ein gesundes 
Kind im Alter von bis zu acht Jahren oder ein krankes Kind von bis zu 14 Jahren  
betrifft; es wird bis zu 14 Tagen im Kalenderjahr gezahlt, wenn die Betreuung 
ein krankes Kind, das sein 14. Lebensjahr vollendet hat bzw. einen anderen 
kranken Familienangehörigen betrifft. Der gesamte Zeitraum der Auszahlung 
des Betreuungsgeldes aufgrund der Betreuung von Kindern und von anderen  
Familienangehörigen darf höchstens 60 Tage im Kalenderjahr betragen. 

Als Kinder gelten dabei die eigenen Kinder des Versicherten oder dessen Ehe- 
gatten sowie Adoptivkinder oder auch fremde Kinder, die zur Erziehung und 
zur Verpflegung aufgenommen wurden. Als Familienangehörige im Sinne der 
Regelung werden der Ehegatte/in, die Eltern, die Schwiegereltern, die Groß- 
eltern, die Enkelkinder, die Geschwister und die Kinder im Alter von über 14 Jah- 
ren anerkannt, soweit sie während des Betreuungszeitraums im gemeinsamen  
Haushalt mit dem Versicherten wohnen.

Der Versicherte hat ab dem ersten Tag der Anmeldung zur Krankengeldver- 
sicherung Anspruch auf die Leistung von Betreuungsgeld im Versicherungs-
fall. Das Betreuungsgeld steht gleichermaßen der Mutter wie auch dem Vater 
des Kindes zu; das Betreuungsgeld wird aber nur an einen Elternteil ausgezahlt,  
und zwar an denjenigen, der den Antrag auf die Zahlung des Betreuungsgel-
des für den jeweiligen Zeitraum stellt. Ab Juni 2008 stand das Betreuungsgeld  
allen Versicherten in der Krankengeldversicherung sowohl Pflichtversicherten  
als auch freiwillig Versicherten zu.

Voraussetzung für die Leistung von Betreuungsgeld an den Versicherten ist, 
dass in dem gemeinsamen Haushalt keine anderen Personen vorhanden sind,  
die die Betreuung des Kindes bzw. eines anderen Familienangehörigen über- 
nehmen könnten. Diese Voraussetzung gilt auch dann als erfüllt, wenn im ge- 
meinsamen Haushalt eine Person wohnt, die zwar theoretisch die Betreuung 
übernehmen könnte, die voll erwerbsunfähig ist, die aber selbst erkrankt ist. 
Weiter ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn es sich bei der weiteren im gemein- 
samen Haushalt wohnenden Person um eine Person handelt, die wegen ihres  
Alters physisch oder psychisch behindert ist oder wenn es sich um einen 
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bricht und das Kind betreut. Das Betreuungsgeld wird in der Höhe von 80 Pro- 
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gungsfrist von drei Monaten und in Höhe von zwei Tagen bei einer Kündigungs- 
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beitnehmer – unabhängig von seiner Stellung oder Funktion – vereinbart werden,  
während für das nachvertragliche Wettbewerbsverbot der Grund vorliegen muss,  
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ein krankes Kind, das sein 14. Lebensjahr vollendet hat bzw. einen anderen 
kranken Familienangehörigen betrifft. Der gesamte Zeitraum der Auszahlung 
des Betreuungsgeldes aufgrund der Betreuung von Kindern und von anderen  
Familienangehörigen darf höchstens 60 Tage im Kalenderjahr betragen. 
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die die Betreuung des Kindes bzw. eines anderen Familienangehörigen über- 
nehmen könnten. Diese Voraussetzung gilt auch dann als erfüllt, wenn im ge- 
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03.7  Qualifizierung der Arbeitnehmer

03.7.1  Fortbildungsmaßnahmen

Bislang waren die Fortbildungsmaßnahmen durch Verordnung (VO) des Minis- 
ters für Bildung sowie des Ministers für Arbeit und Sozialpolitik festgelegt. 
Diese VO regelte die Einzelheiten, nach denen der Arbeitgeber seinen Arbeitneh- 
mern die Anhebung ihrer beruflichen Qualifikationen erleichtern sollte. Die VO  
trat allerdings 2010 aufgrund eines Verfassungsgerichtsurteils, das ihre Rechts- 
grundlage aufhob, außer Kraft. 

Durch Änderung des Arbeitsgesetzbuchs, die im Juni 2010 in Kraft trat, wurde  
die Fortbildung für Arbeitnehmer im Gesetz präzisiert. Insbesondere die Fragen  
des Bildungsurlaubs und der Arbeitsbefreiung für Fortbildungen wurde im 
ArbGB geregelt. Dabei stehen dem Arbeitnehmer sechs Urlaubstage für die 
Vorbereitung auf eine Abschlussprüfung, darunter die Reifeprüfung und 21 Ta- 
ge für die Vorbereitung einer Diplomarbeit, zu. Für die Fortbildung schließt der  
Arbeitgeber mit dem Arbeitnehmer einen schriftlichen Vertrag über die Teilnah- 
me an der Fortbildung, in dem die einzelnen Rechte des Arbeitnehmers ge- 
regelt werden. In bestimmten Fällen insbesondere bei einer Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses innerhalb von drei Jahren nach der Fortbildung durch den  
Arbeitgeber aufgrund von Ursachen, die in der Person des Arbeitnehmers lie- 
gen, oder wenn der Arbeitnehmer die Fortbildung abbricht oder gar nicht erst  
aufnimmt, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die Kosten der Fortbildung 
zu ersetzen.

Findet die Fortbildung während der Arbeitszeit statt, so hat der Arbeitgeber die  
Fortbildung des Arbeitnehmers als Arbeitszeit anzurechnen und zu vergüten. 

03.7.2  Studium und Arbeit

Ein Studium neben der Arbeit ist möglich, allerdings hat der Arbeitnehmer dies  
mit dem Arbeitgeber abzuklären, ob und wie er für das Studium freigestellt 
wird. Ein Anspruch auf Erstattung von Ausgaben, die mit dem Studium verbun- 
den sind, besteht gegenwärtig nicht. 

erst konkretisiert. Rechtsfolge eines Verstoßes gegen ein vertraglich vereinbar- 
tes Wettbewerbsverbot ist eine Schadensersatzpflicht des Arbeitnehmers 
gegenüber dem Arbeitgeber. 

03.6.2  Nachvertragliches Wettbewerbsverbot

Für die Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann die Pflicht des  
früheren Arbeitnehmers, die wirtschaftlichen Interessen des Arbeitgebers zu 
achten, durch Vertrag zwischen den Parteien fortgeführt werden. Wenn die 
Parteien keinen Vertrag schließen, darf der frühere Arbeitnehmer grundsätzlich  
sofort nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses zu dem früheren Arbeitgeber  
in Konkurrenz treten. Allerdings unterliegt ein Arbeitnehmer auch nach dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses dem im Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren  
Wettbewerbs verankerten Verbot, Geschäftsgeheimnisse des Arbeitgebers zu  
verraten oder zu verwerten.

Nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann ein nachvertragliches Wett- 
bewerbsverbot mit einem Arbeitnehmer vertraglich vereinbart werden, der 
Zugang zu besonders wichtigen Informationen des Arbeitgebers hatte, deren 
Offenlegung dem Arbeitgeber Schaden zufügen könnte. In dem schriftlich ab- 
zuschließenden Vertrag über das nachvertragliche Wettbewerbsverbot sind 
die Dauer des Verbots zu regeln sowie die dem Arbeitnehmer zu zahlende 
Abfindung. Diese Karenzentschädigung darf nicht niedriger als 25 Prozent des  
Entgelts sein, das der Arbeitnehmer vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses  
während einer der Geltungsdauer des Wettbewerbsverbots entsprechenden 
Zeit bezogen hat. Sie kann auch in monatlichen Raten ausgezahlt werden.

Nach dem Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs hat der Arbeit- 
nehmer zudem die gesetzlich begründete Pflicht, vertrauliche Informationen, 
die er im Rahmen des Arbeitsverhältnisses über technische oder organisato-
rische Vorgänge erlangt hat, während der Beschäftigung und bis zu drei Jahren  
nach Beendigung der Beschäftigung geheim zu halten. Das nachvertragliche 
Wettbewerbsverbot tritt außer Kraft, wenn der Grund hierfür weggefallen ist 
oder wenn der Arbeitgeber die Entschädigung nicht zahlt.
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chende Verfahren, sondern auch die Sonderrechte der entlassenen Arbeitneh- 
mer, wie beispielsweise Abfindungen u. a. regelt. Daneben gibt es eine ganze  
Reihe von weiteren Gesetzen, die mehr oder weniger detailliert die Beendi- 
gung von Arbeitsverhältnissen für bestimmte Arbeitnehmergruppen regeln, 
wie z. B. die der Beamten, Lehrer, der kommunalen Mitarbeiter unter anderem. 
Schließlich gibt es eine weitere Gruppe von Vorschriften, die außerhalb des 
ArbGB zu finden sind, und die bestimmte Schutzvorschriften enthalten, die 
einigen Arbeitnehmern wegen ihrer ausgeübten Funktion zustehen. In der 
Praxis sind vor allem die Sondervorschriften der Gewerkschaftsmitglieder re- 
levant, es gibt aber auch solche Sondervorschriften für Betriebsratsmitglieder-,  
Parlaments- und Kommunalratsabgeordnete unter anderem. Bestimmte Begren- 
zungen oder Sonderleistungen des Arbeitgebers können auch in autonomen 
Akten des Arbeitsrechts – beispielsweise in Tarifverträgen oder Lohnordnung- 
en – geregelt sein.

Ein Arbeitsverhältnis kann beendigt werden durch

–  einen Aufhebungsvertrag, der zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
geschlossen werden muss

–  den Ablauf der Befristung, in einem zeitlich befristeten Vertrag
–  der Beendigung der vereinbarten Arbeit, in einem aufgabenbefristeten 

Vertrag
–  die ordentliche Kündigung des Arbeitsvertrages entweder durch den Arbeit- 

geber oder den Arbeitnehmer sowie
–  die außerordentliche Kündigung des Arbeitsvertrages entweder durch 

Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer, und schließlich
–  erlischt der Arbeitsvertrag durch den Tod des Arbeitnehmers oder des 

Arbeitgebers

Ein befristeter Probearbeitsvertrag endet mit Ablauf der Probezeit, er kann 
jedoch auch vor Ablauf der Probezeit durch ordentliche Kündigung aufgelöst 
werden.

04.1  Aufhebungsvertrag

Die Parteien können jederzeit den Arbeitsvertrag durch übereinstimmende 
Willenserklärungen auflösen. Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann 
im Wege der Auflösung erfolgen. Es ist dabei unerheblich, welche der Parteien  
die Auflösung beantragt. Das ArbGB beinhaltet selbst keine Vorschriften, die 
eine auflösende Vereinbarung regeln, es sind aber die Vorschriften des polni- 

Art. 30 ArbGB

 
§ 1 Der Arbeitsvertrag wird aufgelöst:
  1) kraft einer Vereinbarung der Parteien,
  2)  durch Erklärung einer der Parteien mit Einhaltung der Kündigungsfrist (Auflösung des  

Arbeitsvertrages durch Kündigung),
  3)  durch Erklärung einer der Parteien ohne Einhaltung der Kündigungsfrist (Auflösung 

des Arbeitsvertrages ohne Kündigung),
  4)  durch Ablauf des Zeitraums, für den der Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde,
  5) mit dem Tage der Beendigung der Arbeit, für die der Vertrag abgeschlossen wurde.

§ 2  Der Arbeitsvertrag für eine Probezeit wird mit Ablauf dieses Zeitraums aufgelöst; vor 
seinem Ablauf kann der Arbeitsvertrag durch eine Kündigung aufgelöst werden.

§ 2/1  Falls die Kündigungsfrist eines Arbeitsvertrages eine Woche oder einen Monat oder ein 
Vielfaches hiervon beträgt, endet sie entsprechend an einem Samstag oder an dem letzten  
Tag des Monats.

§ 3  Die Erklärung jeder der Parteien über die Kündigung oder die Auflösung des Arbeitsver- 
trages ohne Kündigung hat schriftlich zu erfolgen.

§ 4  Die Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung eines auf unbestimmte Zeit abge- 
schlossenen Arbeitsvertrages oder über die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kün- 
digung hat den Grund der Kündigung oder der Auflösung des Vertrages zu enthalten.

§ 5  Die Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung oder die Auflösung des Arbeitsver-
trages ohne Kündigung hat eine Belehrung über das dem Arbeitnehmer zustehende 
Recht zur Berufung zum Arbeitsgericht zu enthalten.

Neben der zitierten Regelung der Problematik der Beendigung von Arbeitsver- 
hältnissen im ArbGB gibt es für spezielle Fälle der Beendigung von Arbeits- 
verhältnissen auch in einigen Sondergesetzen Regelungen. Es gibt einige 
Sondergesetze, auf die hinzuweisen ist. Für die spezielle Situation bei Gruppen- 
entlassungen gilt das Gruppenentlassungsgesetz, das die Richtlinie 98/59/EG  
vom 20. 07. 1998 in polnisches Recht umsetzt und das nicht nur das entspre-
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chende Verfahren, sondern auch die Sonderrechte der entlassenen Arbeitneh- 
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Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer, und schließlich
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Ein befristeter Probearbeitsvertrag endet mit Ablauf der Probezeit, er kann 
jedoch auch vor Ablauf der Probezeit durch ordentliche Kündigung aufgelöst 
werden.
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Willenserklärungen auflösen. Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann 
im Wege der Auflösung erfolgen. Es ist dabei unerheblich, welche der Parteien  
die Auflösung beantragt. Das ArbGB beinhaltet selbst keine Vorschriften, die 
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§ 2  Der Arbeitsvertrag für eine Probezeit wird mit Ablauf dieses Zeitraums aufgelöst; vor 
seinem Ablauf kann der Arbeitsvertrag durch eine Kündigung aufgelöst werden.

§ 2/1  Falls die Kündigungsfrist eines Arbeitsvertrages eine Woche oder einen Monat oder ein 
Vielfaches hiervon beträgt, endet sie entsprechend an einem Samstag oder an dem letzten  
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§ 3  Die Erklärung jeder der Parteien über die Kündigung oder die Auflösung des Arbeitsver- 
trages ohne Kündigung hat schriftlich zu erfolgen.

§ 4  Die Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung eines auf unbestimmte Zeit abge- 
schlossenen Arbeitsvertrages oder über die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kün- 
digung hat den Grund der Kündigung oder der Auflösung des Vertrages zu enthalten.

§ 5  Die Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung oder die Auflösung des Arbeitsver-
trages ohne Kündigung hat eine Belehrung über das dem Arbeitnehmer zustehende 
Recht zur Berufung zum Arbeitsgericht zu enthalten.

Neben der zitierten Regelung der Problematik der Beendigung von Arbeitsver- 
hältnissen im ArbGB gibt es für spezielle Fälle der Beendigung von Arbeits- 
verhältnissen auch in einigen Sondergesetzen Regelungen. Es gibt einige 
Sondergesetze, auf die hinzuweisen ist. Für die spezielle Situation bei Gruppen- 
entlassungen gilt das Gruppenentlassungsgesetz, das die Richtlinie 98/59/EG  
vom 20. 07. 1998 in polnisches Recht umsetzt und das nicht nur das entspre-
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Die Definition des Zugangs einer Willenserklärung ist im deutschen und im 
polnischen Recht ähnlich. Das Kündigungsschreiben ist dann zugegangen, 
wenn es derart in den Machtbereich des Empfängers gelangt ist, dass dieser 
die tatsächliche Möglichkeit hat, von dem Inhalt Kenntnis zu nehmen. Auch 
eine Kündigung, die per Fax versendet wurde, geht wirksam zu.

04.2.1  Ordentliche Kündigung des Arbeitgebers

Art. 32 ArbGB

 
§ 1 Jede Partei kann durch Kündigung einen Arbeitsvertrag auflösen, der: 
  1) für eine Probezeit geschlossen wurde,
  2) (weggefallen)
  3) auf unbestimmte Zeit geschlossen wurde.

§ 2 Die Auflösung des Arbeitsvertrages tritt mit Ablauf der Kündigungsfrist ein.

Die formellen Voraussetzungen der Kündigung des Arbeitgebers sind im ArbGB  
geregelt. Verlangt wird vor allem die Schriftform der Kündigungserklärung, dies  
betrifft im Übrigen nicht nur die Kündigung durch den Arbeitgeber, sondern 
auch durch den Arbeitnehmer. Die Schriftform ist zudem für die Erklärung über  
die fristlose Auflösung des Arbeitsvertrages vorgeschrieben. Der Arbeitgeber  
ist durch das ArbGB verpflichtet, in der Kündigungserklärung eines unbefris-
teten Arbeitsvertrages bzw. der Auflösungserklärung des Arbeitsvertrages ohne  
Kündigung die Begründung für die Kündigung bzw. Auflösung des Vertrages 
anzugeben. Es ist zu betonen, dass die Pflicht zur Begründung der Kündigung  
nur in Bezug auf einen unbefristeten Arbeitsvertrag gilt. Die Begründungspflicht  
ist formell zu verstehen und stets von der materiellen Rechtfertigung der Kün- 
digung zu unterscheiden. Damit ist der Schutz der Stabilität des befristeten 
Arbeitsverhältnisses sehr viel schwächer ausgestaltet. Darüber hinaus soll die  
Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung des Arbeitsvertrages bzw. 
über die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung eine Belehrung über  
das dem Arbeitnehmer zustehende Recht auf Anrufung des Arbeitsgerichts 
enthalten. Schließlich ist in der Kündigung die Kündigungsfrist zu nennen. Die  
Verletzung dieser Vorschriften führt allerdings nicht zur Nichtigkeit der Kündi- 
gung, sie kann aber einen Grund für die Einlegung eines Widerspruchs gegen  
die Kündigung beim Arbeitsgericht darstellen.

schen Zivilgesetzbuchs entsprechend anzuwenden. Dies betrifft vor allem die  
Regeln der Auslegung, Anfechtung oder Nichtigkeitsfeststellung von Willens-
erklärungen.

Ein Aufhebungsvertrag ist weder frist- noch formgebunden, d. h. er kann jeder- 
zeit aufgehoben werden und er kann auch mündlich geschlossen werden. Zu 
Beweiszwecken sollte man ihn aber schriftlich abschließen und in der Praxis 
ist die Schriftform auch üblich. 

Besondere Kündigungsschutzrechte für besonders geschützte Arbeitnehmer- 
gruppen, wie z. B. Eltern, Schwangere, Gewerkschaftsfunktionäre u. a. bestehen  
für ihn nicht. 

04.2  Kündigung

Beiden Parteien steht auch das Recht zu, das Arbeitsverhältnis zu kündigen. 
Es ist hierzu anzumerken, dass die Kündigung kraft Gesetz nur im Fall des 
unbefristeten Arbeitsvertrages oder des Arbeitsvertrages auf Probe (max. drei  
Monate) möglich ist. Bei befristeten Verträgen ist die Kündigung grundsätzlich  
nicht gestattet; es sei denn, sie wird von den Parteien ausdrücklich im Vertrag  
vorgesehen. Die Voraussetzung hierfür ist, dass der Vertrag für eine längere 
Zeit als sechs Monate abgeschlossen wurde. Das ArbGB regelt mehrere for- 
melle Voraussetzungen in Bezug auf die Kündigung, manche davon betreffen  
den Arbeitgeber. Nichtsdestotrotz ist die Kündigung, vor allem des unbefris-
teten Vertrages, nach der Rechtsprechung die „normale Weise der Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses“. Bei den Arbeitsvertragsformen des Arbeitsvertrages  
auf Probe und auf unbestimmte Zeit kann jede der Parteien den Vertrag kün- 
digen, wobei natürlich die formellen und materiellen Voraussetzungen des 
ArbGB, die zum Schutz des Arbeitnehmers gedacht sind, nur den Arbeitgeber  
einschränken.

Die Kündigung eines Arbeitsvertrages ist ein einseitiges Rechtsgeschäft. Mit 
Ablauf der in der Kündigung genannten Frist hört der Arbeitsvertrag auf, zu be- 
stehen. Die Kündigungserklärung der jeweilig kündigenden Partei des Arbeits- 
vertrages hat schriftlich zu erfolgen. 

Die Kündigungserklärung wird mit dem Zugang beim Erklärungsempfänger 
wirksam. Ab diesem Zeitpunkt beginnt die Kündigungsfrist zu laufen. 
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Die Definition des Zugangs einer Willenserklärung ist im deutschen und im 
polnischen Recht ähnlich. Das Kündigungsschreiben ist dann zugegangen, 
wenn es derart in den Machtbereich des Empfängers gelangt ist, dass dieser 
die tatsächliche Möglichkeit hat, von dem Inhalt Kenntnis zu nehmen. Auch 
eine Kündigung, die per Fax versendet wurde, geht wirksam zu.

04.2.1  Ordentliche Kündigung des Arbeitgebers

Art. 32 ArbGB

 
§ 1 Jede Partei kann durch Kündigung einen Arbeitsvertrag auflösen, der: 
  1) für eine Probezeit geschlossen wurde,
  2) (weggefallen)
  3) auf unbestimmte Zeit geschlossen wurde.

§ 2 Die Auflösung des Arbeitsvertrages tritt mit Ablauf der Kündigungsfrist ein.

Die formellen Voraussetzungen der Kündigung des Arbeitgebers sind im ArbGB  
geregelt. Verlangt wird vor allem die Schriftform der Kündigungserklärung, dies  
betrifft im Übrigen nicht nur die Kündigung durch den Arbeitgeber, sondern 
auch durch den Arbeitnehmer. Die Schriftform ist zudem für die Erklärung über  
die fristlose Auflösung des Arbeitsvertrages vorgeschrieben. Der Arbeitgeber  
ist durch das ArbGB verpflichtet, in der Kündigungserklärung eines unbefris-
teten Arbeitsvertrages bzw. der Auflösungserklärung des Arbeitsvertrages ohne  
Kündigung die Begründung für die Kündigung bzw. Auflösung des Vertrages 
anzugeben. Es ist zu betonen, dass die Pflicht zur Begründung der Kündigung  
nur in Bezug auf einen unbefristeten Arbeitsvertrag gilt. Die Begründungspflicht  
ist formell zu verstehen und stets von der materiellen Rechtfertigung der Kün- 
digung zu unterscheiden. Damit ist der Schutz der Stabilität des befristeten 
Arbeitsverhältnisses sehr viel schwächer ausgestaltet. Darüber hinaus soll die  
Erklärung des Arbeitgebers über die Kündigung des Arbeitsvertrages bzw. 
über die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung eine Belehrung über  
das dem Arbeitnehmer zustehende Recht auf Anrufung des Arbeitsgerichts 
enthalten. Schließlich ist in der Kündigung die Kündigungsfrist zu nennen. Die  
Verletzung dieser Vorschriften führt allerdings nicht zur Nichtigkeit der Kündi- 
gung, sie kann aber einen Grund für die Einlegung eines Widerspruchs gegen  
die Kündigung beim Arbeitsgericht darstellen.

schen Zivilgesetzbuchs entsprechend anzuwenden. Dies betrifft vor allem die  
Regeln der Auslegung, Anfechtung oder Nichtigkeitsfeststellung von Willens-
erklärungen.

Ein Aufhebungsvertrag ist weder frist- noch formgebunden, d. h. er kann jeder- 
zeit aufgehoben werden und er kann auch mündlich geschlossen werden. Zu 
Beweiszwecken sollte man ihn aber schriftlich abschließen und in der Praxis 
ist die Schriftform auch üblich. 

Besondere Kündigungsschutzrechte für besonders geschützte Arbeitnehmer- 
gruppen, wie z. B. Eltern, Schwangere, Gewerkschaftsfunktionäre u. a. bestehen  
für ihn nicht. 

04.2  Kündigung

Beiden Parteien steht auch das Recht zu, das Arbeitsverhältnis zu kündigen. 
Es ist hierzu anzumerken, dass die Kündigung kraft Gesetz nur im Fall des 
unbefristeten Arbeitsvertrages oder des Arbeitsvertrages auf Probe (max. drei  
Monate) möglich ist. Bei befristeten Verträgen ist die Kündigung grundsätzlich  
nicht gestattet; es sei denn, sie wird von den Parteien ausdrücklich im Vertrag  
vorgesehen. Die Voraussetzung hierfür ist, dass der Vertrag für eine längere 
Zeit als sechs Monate abgeschlossen wurde. Das ArbGB regelt mehrere for- 
melle Voraussetzungen in Bezug auf die Kündigung, manche davon betreffen  
den Arbeitgeber. Nichtsdestotrotz ist die Kündigung, vor allem des unbefris-
teten Vertrages, nach der Rechtsprechung die „normale Weise der Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses“. Bei den Arbeitsvertragsformen des Arbeitsvertrages  
auf Probe und auf unbestimmte Zeit kann jede der Parteien den Vertrag kün- 
digen, wobei natürlich die formellen und materiellen Voraussetzungen des 
ArbGB, die zum Schutz des Arbeitnehmers gedacht sind, nur den Arbeitgeber  
einschränken.

Die Kündigung eines Arbeitsvertrages ist ein einseitiges Rechtsgeschäft. Mit 
Ablauf der in der Kündigung genannten Frist hört der Arbeitsvertrag auf, zu be- 
stehen. Die Kündigungserklärung der jeweilig kündigenden Partei des Arbeits- 
vertrages hat schriftlich zu erfolgen. 

Die Kündigungserklärung wird mit dem Zugang beim Erklärungsempfänger 
wirksam. Ab diesem Zeitpunkt beginnt die Kündigungsfrist zu laufen. 



80 8104   Beendigung des Arbeitsverhältnisses 04   Beendigung des ArbeitsverhältnissesB   Individualarbeitsrecht B   Individualarbeitsrecht

bundenen Eigenschaften des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Andere den 
Arbeitnehmer betreffende Umstände, die mit dem Arbeitsverhältnis nichts zu 
tun haben, können dagegen nur ausnahmsweise nach Treu und Glauben einen  
Grund für die Rechtfertigung der Kündigung darstellen.

Weiter werden solche Umstände, die für den Schutz des Arbeitnehmers spre- 
chen, nur für diejenigen Arbeitnehmer in die Betrachtung einbezogen, die ihre  
Pflichten gewissenhaft und sorgfältig ausführen und die die Arbeitsdisziplin 
beachten. Es werden dabei bei Arbeitnehmern in leitender und selbstständiger  
Position strengere Kriterien für die Beurteilung der Kündigungsgründe ange- 
wandt. 

Eine Schlechterfüllung der Arbeitnehmerpflichten rechtfertigt die Kündigung 
nicht nur dann, wenn sie auf Verschulden, sondern auch wenn sie nicht auf 
dem Verschulden des Arbeitnehmers beruht. Allerdings ist eine Kündigung in  
der Regel nicht gerechtfertigt, wenn sie mit einer einmaligen geringfügigen 
Verletzung von Arbeitnehmerpflichten begründet wird.

Wurde für eine verschuldete Verletzung der Arbeitnehmerpflichten bereits eine  
Ordnungsstrafe durch den Arbeitgeber verhängt, so kann dieses Verschulden  
zusätzlich als rechtfertigender Grund für eine Kündigung angenommen werden,  
wenn ein erhebliches Verschulden vorliegt. Schließlich muss der Grund für die  
Kündigung wahr sein und er muss konkret sein. 

Die untergerichtliche Rechtsprechung hat anhand dieser Kriterien eine umfang- 
reiche Kasuistik entwickelt, wann eine Kündigung begründet oder eben nicht 
begründet ist. Möglich ist eine Kündigung z. B., wenn die Aufgaben, die im Ar- 
beitsvertrag geregelt sind, nicht ordnungsgemäß erfüllt werden, wenn gegen 
die Arbeitsordnung verstoßen wird, wenn die erbrachte Arbeitsleistung mangel- 
haft ist oder bei der Insolvenz des Betriebs. Unbegründet waren nach Ansicht  
des Obersten Gerichts Kündigungen entschuldigter oder einmaliger geringer 
Verspätung oder bei der Kündigung von Arbeitnehmern, weil diese einen An- 
spruch auf Frühpensionierung hatten.

Schließlich ist auch anzumerken, dass die rechtfertigenden Gründe sowohl in  
der Sphäre des Arbeitnehmers liegen können, ihn aber nicht zwingend per- 
sönlich betreffen müssen. Im ersten Fall sind die Vorschriften des ArbGB, im 
zweiten Fall das Gruppenentlassungsgesetz anwendbar. Das Gruppenent-
lassungsgesetz ist nämlich nicht bei der Entlassung einer bestimmten Anzahl  
von Beschäftigten, sondern bei der Auflösung von Arbeitsverhältnissen aus 
Gründen, die nicht in der Sphäre des Arbeitnehmers liegen, anwendbar.
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04.2.1.1  Kündigungsgründe

Wie eben erwähnt, ist nach polnischem Arbeitsrecht in der Erklärung des Ar- 
beitgebers über die Kündigung des unbefristeten Arbeitsvertrages bzw. die 
Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung die Begründung der Entschei- 
dung anzugeben. Die Pflicht, die Begründung der Kündigung zu nennen, hat 
jedoch nur einen formellen Charakter. Es wird lediglich geprüft, ob der Arbeit- 
geber irgendeinen Grund genannt hat. Davon unterschieden ist die materielle  
Pflicht, die ebenfalls aus dem ArbGB folgt, die Kündigung zu rechtfertigen. 
Diese materiell-rechtliche Pflicht bedeutet eine Rechtfertigung der Kündigung,  
d. h. im Fall eines Rechtsstreites wird vom Arbeitsgericht geprüft, ob die als 
Begründung genannten Umstände auch ausreichend für die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses sind. Das Arbeitsgericht prüft dabei die im ArbGB formu- 
lierte Generalklausel, ob die Kündigung gerechtfertigt ist. Das Arbeitsrecht 
selbst enthält nämlich keine konkrete Aufzählung von Rechtfertigungsgründen.  
Die einzelnen Rechtfertigungsgründe wurden vielmehr von der Rechtsprechung  
entwickelt. Besonders zu erwähnen ist hierbei die Rechtsprechung des Ober- 
sten Gerichts, das Richtlinien für die Auslegung dieser Generalklausel durch 
die unteren Gerichte entwickelt hat, die für die Rechtfertigung der Kündigung  
von unbefristeten Arbeitsverträgen von großer Bedeutung sind. 

Nach dieser Auslegungsrichtlinie des Obersten Gerichts sind zum einen die 
wahren Interessen des Arbeitgebers und die mit dem Arbeitsverhältnis ver- 
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bundenen Eigenschaften des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Andere den 
Arbeitnehmer betreffende Umstände, die mit dem Arbeitsverhältnis nichts zu 
tun haben, können dagegen nur ausnahmsweise nach Treu und Glauben einen  
Grund für die Rechtfertigung der Kündigung darstellen.

Weiter werden solche Umstände, die für den Schutz des Arbeitnehmers spre- 
chen, nur für diejenigen Arbeitnehmer in die Betrachtung einbezogen, die ihre  
Pflichten gewissenhaft und sorgfältig ausführen und die die Arbeitsdisziplin 
beachten. Es werden dabei bei Arbeitnehmern in leitender und selbstständiger  
Position strengere Kriterien für die Beurteilung der Kündigungsgründe ange- 
wandt. 

Eine Schlechterfüllung der Arbeitnehmerpflichten rechtfertigt die Kündigung 
nicht nur dann, wenn sie auf Verschulden, sondern auch wenn sie nicht auf 
dem Verschulden des Arbeitnehmers beruht. Allerdings ist eine Kündigung in  
der Regel nicht gerechtfertigt, wenn sie mit einer einmaligen geringfügigen 
Verletzung von Arbeitnehmerpflichten begründet wird.

Wurde für eine verschuldete Verletzung der Arbeitnehmerpflichten bereits eine  
Ordnungsstrafe durch den Arbeitgeber verhängt, so kann dieses Verschulden  
zusätzlich als rechtfertigender Grund für eine Kündigung angenommen werden,  
wenn ein erhebliches Verschulden vorliegt. Schließlich muss der Grund für die  
Kündigung wahr sein und er muss konkret sein. 

Die untergerichtliche Rechtsprechung hat anhand dieser Kriterien eine umfang- 
reiche Kasuistik entwickelt, wann eine Kündigung begründet oder eben nicht 
begründet ist. Möglich ist eine Kündigung z. B., wenn die Aufgaben, die im Ar- 
beitsvertrag geregelt sind, nicht ordnungsgemäß erfüllt werden, wenn gegen 
die Arbeitsordnung verstoßen wird, wenn die erbrachte Arbeitsleistung mangel- 
haft ist oder bei der Insolvenz des Betriebs. Unbegründet waren nach Ansicht  
des Obersten Gerichts Kündigungen entschuldigter oder einmaliger geringer 
Verspätung oder bei der Kündigung von Arbeitnehmern, weil diese einen An- 
spruch auf Frühpensionierung hatten.

Schließlich ist auch anzumerken, dass die rechtfertigenden Gründe sowohl in  
der Sphäre des Arbeitnehmers liegen können, ihn aber nicht zwingend per- 
sönlich betreffen müssen. Im ersten Fall sind die Vorschriften des ArbGB, im 
zweiten Fall das Gruppenentlassungsgesetz anwendbar. Das Gruppenent-
lassungsgesetz ist nämlich nicht bei der Entlassung einer bestimmten Anzahl  
von Beschäftigten, sondern bei der Auflösung von Arbeitsverhältnissen aus 
Gründen, die nicht in der Sphäre des Arbeitnehmers liegen, anwendbar.
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04.2.1.1  Kündigungsgründe

Wie eben erwähnt, ist nach polnischem Arbeitsrecht in der Erklärung des Ar- 
beitgebers über die Kündigung des unbefristeten Arbeitsvertrages bzw. die 
Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung die Begründung der Entschei- 
dung anzugeben. Die Pflicht, die Begründung der Kündigung zu nennen, hat 
jedoch nur einen formellen Charakter. Es wird lediglich geprüft, ob der Arbeit- 
geber irgendeinen Grund genannt hat. Davon unterschieden ist die materielle  
Pflicht, die ebenfalls aus dem ArbGB folgt, die Kündigung zu rechtfertigen. 
Diese materiell-rechtliche Pflicht bedeutet eine Rechtfertigung der Kündigung,  
d. h. im Fall eines Rechtsstreites wird vom Arbeitsgericht geprüft, ob die als 
Begründung genannten Umstände auch ausreichend für die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses sind. Das Arbeitsgericht prüft dabei die im ArbGB formu- 
lierte Generalklausel, ob die Kündigung gerechtfertigt ist. Das Arbeitsrecht 
selbst enthält nämlich keine konkrete Aufzählung von Rechtfertigungsgründen.  
Die einzelnen Rechtfertigungsgründe wurden vielmehr von der Rechtsprechung  
entwickelt. Besonders zu erwähnen ist hierbei die Rechtsprechung des Ober- 
sten Gerichts, das Richtlinien für die Auslegung dieser Generalklausel durch 
die unteren Gerichte entwickelt hat, die für die Rechtfertigung der Kündigung  
von unbefristeten Arbeitsverträgen von großer Bedeutung sind. 

Nach dieser Auslegungsrichtlinie des Obersten Gerichts sind zum einen die 
wahren Interessen des Arbeitgebers und die mit dem Arbeitsverhältnis ver- 
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Im Fall einer Insolvenz kann die dreimonatige Kündigungsfrist auf bis zu einen  
Monat verkürzt werden.

Nach dem polnischen Arbeitsrecht sind nicht nur die Kündigungsfristen zu 
beachten, sondern auch bestimmte Kündigungstermine. Hierunter sind die 
Tage zu verstehen, an welchen die Kündigungsfrist abläuft und das Arbeits- 
verhältnis damit endet. Nach dem ArbGB hängt der Kündigungstermin davon 
ab, ob die Kündigungsfrist eines Arbeitsvertrages eine Woche oder einen Mo- 
nat oder mehr umfasst. Wurde die Kündigungsfrist in Wochen bestimmt, so 
endet es an einem Sonnabend. Wenn sie in Monaten bestimmt ist, endet das 
Arbeitsverhältnis am letzten Tag des Monats. In der Praxis kann dies zu einer 
Verlängerung der Kündigungsfrist fuhren. Geht man beispielsweise von einer 
angenommenen Kündigungsfrist von einem Monat aus und wurde die Kündi- 
gungserklärung am 02. Januar des Jahres abgegeben, so ist der Kündigungs- 
termin erst der 28. Februar; nämlich der letzte Tag nach dem vollen Monat der  
Kündigungsfrist. Diese Auslegung ist auch von der Rechtsprechung anerkannt;  
in der Praxis geht es dabei vor allem um die Anwendung von Sondervorschrif-
ten, die nur während der Kündigungsfrist anwendbar sind.

In Polen ist eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den 
Arbeitgeber während des Urlaubs des Arbeitnehmers oder anderer entschul-
digter Abwesenheit unzulässig.

04.2.1.3  Kündigungsverbote

Im polnischen Recht werden zwei Gruppen von geschützten Arbeitnehmern 
unterschieden, bei denen Kündigungsverbote bestehen, die wegen persönlicher  
oder familiärer Umstände und wegen der ausgeübten Funktionen geschützt 
werden.

In der ersten Gruppe gilt das Kündigungsverbot des ArbGB, nach dem der Ar- 
beitgeber den Arbeitsvertrag während des Urlaubs des Arbeitnehmers sowie 
während dessen sonstiger gerechtfertigter Abwesenheit von der Arbeit (vor 
allem krankheitsbedingter) nicht kündigen darf, sofern die Frist, während der 
eine fristlose Kündigung zulässig wäre, noch nicht abgelaufen ist. Der Schutz  
des Arbeitnehmers erlischt allerdings, wenn er in der Zeit, in der seine Abwe- 
senheit gerechtfertigt wäre, dennoch zur Arbeit erscheint.

Nach dem ArbGB werden Arbeitnehmer besonders geschützt, denen nicht 
mehr als vier Jahre zum Erreichen des Rentenalters fehlen, soweit der Arbeit- 

04.2.1.2  Kündigungsfristen

Die Auflösung eines Arbeitsvertrages im Wege der Kündigung erfolgt mit Ab- 
lauf der Kündigungsfrist. Die Länge der Frist ist gesetzlich geregelt, getrennt 
für verschiedene Arbeitsvertragsarten. Die Kündigungsfrist eines Arbeitsver-
trages auf Probe hängt nach dem ArbGB ausschließlich von der Länge der 
Probezeit ab und beträgt drei Arbeitstage, wenn die Probezeit zwei Wochen 
nicht überschreitet, eine Woche, wenn die Probezeit zwei Wochen überschreitet  
und zwei Wochen, wenn die Probezeit mehr als drei Monate beträgt, was der 
Regelfall ist. 

Die Kündigungsfrist eines auf unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsver-
trages richtet sich nach der Dienstzeit bei dem jeweiligen Arbeitgeber. Es ist 
dabei unbeachtlich, wie lange dieser Vertrag dauert und welche Vertragsarten  
ihm vorangegangen waren. Nach der ständigen Rechtsprechung der polni- 
schen Arbeitsgerichte sind eventuelle Unterbrechungen in der Beschäftigung  
unbeachtlich. Die Kündigungsfrist beträgt dann zwei Wochen, wenn der Ar- 
beitnehmer kürzer als sechs Monate beschäftigt war und einen Monat, wenn 
der Arbeitnehmer mindestens sechs Monate beschäftigt war. Sie beträgt drei  
Monate, wenn der Arbeitnehmer mindestens drei Jahre beschäftigt war. 

Fraglich ist, ob die Kündigungsfrist durch Rechtsgeschäft verlängert oder ver- 
kürzt werden kann. Dabei spielt der im ArbGB geregelte Grundsatz der Privi- 
legierung des Arbeitnehmers eine wichtige Rolle. Nach diesem Grundsatz 
dürfen die Vereinbarungen des Arbeitsvertrages für den Arbeitnehmer „nicht 
nachteiliger sein, als die Vorschriften des Arbeitsrechts“. In der Praxis ist es 
sehr schwer, vor allem wegen Zeitablauf und Arbeitsmarktveränderungen, ein- 
deutig festzustellen, dass die die Kündigungsfrist betreffenden Vereinbarungen  
für den Arbeitnehmer „nicht nachteiliger“ sind. Sonst ist auch die Möglichkeit  
der Verlängerung der Kündigungsfrist ausdrücklich im Gesetz vorgesehen, und  
zwar für den Fall, dass die vom Arbeitnehmer ausgeübte Tätigkeit mit materi-
eller Haftung für ein anvertrautes Vermögen verbunden ist. Dann können die 
Parteien im unbefristeten Arbeitsvertrag vereinbaren, dass die Kündigungsfrist  
mindestens einen Monat beträgt. Diese wird schon nach einer Beschäftigungs- 
zeit von sechs Monaten auf drei Monate verlängert.

Das ArbGB sieht noch eine weitere Möglichkeit für die Veränderung der Kün- 
digungsfrist vor. Die Parteien können nach einer erfolgten Kündigung des 
Arbeitsvertrages auch eine Vertragsauflösung zu einem früheren Zeitpunkt 
vereinbaren. Eine solche Vereinbarung ändert aber das Verfahren zur Auflösung  
des Arbeitsvertrages nicht.
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es noch das Verbot, die Arbeits- und Lohnbedingungen für die Arbeitnehmer 
nachteilig zu verändern.

So darf der Arbeitgeber ohne die Einwilligung des Vorstandes der betrieblichen  
Gewerkschaft das Arbeitsverhältnis mit dem vom Vorstand bestimmten Mitglied  
des Vorstandes der Gewerkschaft weder kündigen, noch auflösen oder auch 
nur einseitig die Arbeits- und Lohnbedingungen zuungunsten des Arbeitneh-
mers ändern. Dieser Schutz besteht unabhängig von möglichen Gründen für 
die Auflösung des Arbeitsvertrages. So muss der Arbeitgeber selbst, wenn Um- 
stände vorliegen, die eine fristlose Kündigung rechtfertigen, die Einwilligung 
des Vorstandes der betrieblichen Gewerkschaft erhalten. Der besondere Schutz  
steht dem Arbeitnehmer innerhalb einer vom Vorstand der Gewerkschaft be- 
stimmten Zeit zu und nach deren Ablauf zusätzlich binnen der Hälfte des vom  
Vorstand bestimmten Zeitraums, jedoch nicht länger als ein Jahr.

Nach dem Prinzip der Selbstverwaltung der Gewerkschaften bestimmt dann 
der Vorstand, wer (namentlich) und wie lange (vor allem in Bezug auf die im 
Statut bestimmten Wahlperioden) geschützt wird. Nach dem Gewerkschafts-
gesetz wird die Zahl der geschützten Gewerkschafter proportional zur Anzahl  
der Mitglieder der Gewerkschaft berechnet.

04.2.1.4  Beteiligung Dritter

Die Kündigung eines Arbeitnehmers wird dadurch einer gewissen Kontrolle 
unterworfen, dass die Gewerkschaft das Recht auf Anhörung hat. 

Konkret ist der Arbeitgeber nach dem ArbGB verpflichtet, seine Absicht, einem  
Arbeitnehmer, der mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag beschäftigt ist, zu 
kündigen, der den Arbeitnehmer vertretenden betrieblichen Gewerkschaft unter  
Angabe der Begründung für die Lösung des Vertrages schriftlich mitzuteilen. 
Es geht dabei um die Kündigungsabsicht, d. h. die entsprechende schriftliche  
Mitteilung sollte noch vor der Kündigungserklärung gegenüber dem Arbeitneh- 
mer erfolgen.

Die betriebliche Gewerkschaft hat das Recht, innerhalb von fünf Tagen nach 
Eingang dieser Mitteilung ihre Einwände schriftlich und mit entsprechender 
Begründung versehen beim Arbeitgeber anzumelden. Diese Einwände können  
eine Kündigung zwar nicht verhindern, sie sind jedoch in einem Kündigungs-
schutzprozess bedeutsam. Hierzu ist anzumerken, dass der Vorbehalt der 

nehmer aufgrund seiner Beschäftigungsdauer bei Erreichen des Rentenalters  
einen Rentenanspruch erwerben würde. Dieses Kündigungsverbot gilt aller- 
dings dann nicht, wenn der Arbeitnehmer das Recht auf seine Rente aufgrund  
einer vollständigen Arbeitsunfähigkeit erwirbt.

In Bezug auf die Schwangerschaft und den Mutterschaftsurlaub hat sich der 
Gesetzgeber für ein Kündigungs- und Auflösungsverbot entschieden. Nach 
dem ArbGB darf der Arbeitgeber während der Schwangerschaft und des Mut- 
terschafts- bzw. Erziehungsurlaubs der Arbeitnehmerin den Arbeitsvertrag 
weder kündigen noch auflösen; es sei denn, es liegen Umstände vor, die eine  
von der Arbeitnehmerin verschuldete fristlose Vertragskündigung begründen. 
Außerdem muss die die Arbeitnehmerin vertretende betriebliche Gewerkschaft  
der Vertragsauflösung zugestimmt haben. In diesem Fall ist die Zustimmung 
der Gewerkschaft unbedingt notwendig. Erfolgt die Zustimmung nicht u. a. 
auch in dem Fall, dass keine Gewerkschaft, die zustimmen könnte, vorhanden  
ist, so kann der Vertrag nicht aufgelöst werden. Der besondere Kündigungs- 
schutz aus persönlichen Gründen ist in Fällen der Insolvenzanmeldung oder 
der Liquidation des Arbeitgebers begrenzt.

Jugendliche Arbeitnehmer sind nur aus den im ArbGB geregelten Gründen 
kündbar. Während der Lehre kann einem Jugendlichen nur gekündigt werden,  
wenn er seine Pflichten aus dem Arbeitsvertrag oder seine Pflicht zur Weiter-
bildung trotz der Anwendung von Erziehungsmitteln verletzt, der Arbeitgeber 
insolvent ist, der Betrieb umstrukturiert wird, so dass die Fortsetzung der Be- 
rufsausbildung nicht mehr möglich erscheint, oder wenn der Jugendliche für 
den Beruf, zu dem er ausgebildet wird, ungeeignet ist. 

Auch gegenüber Arbeitnehmern während des Wehrdienstes darf keine ordent- 
liche Kündigung ausgesprochen werden. 

Personen, die den Schutz wegen einer ausgeübten Funktion genießen, darf der  
Arbeitgeber ebenfalls nur unter besonderen Voraussetzungen kündigen, wenn  
eine Einwilligung zur Kündigung oder Auflösung des Arbeitsvertrages vorliegt.  
In dieser Gruppe sind beispielsweise die Parlaments- und Kommunalratsabge- 
ordneten, Mitglieder der Betriebsräte oder der europäischen Betriebsräte, die  
sog. Betriebsarbeitsinspekteure u. a. Die größte und praktisch bedeutsamste  
geschützte Gruppe stellen die Gewerkschaftsfunktionäre dar. Der Schutz die- 
ser Arbeitsverhältnisse ist vor allem im Gesetz über die Gewerkschaften ge- 
regelt. Zu dem Kündigungsschutz der Gewerkschaftsfunktionäre existiert 
eine breit gefächerte Rechtsprechung. Man unterscheidet hier zwei Formen: 
neben dem einwilligungsbedingten Kündigungs- und Auflösungsverbot gibt 
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Begründung versehen beim Arbeitgeber anzumelden. Diese Einwände können  
eine Kündigung zwar nicht verhindern, sie sind jedoch in einem Kündigungs-
schutzprozess bedeutsam. Hierzu ist anzumerken, dass der Vorbehalt der 

nehmer aufgrund seiner Beschäftigungsdauer bei Erreichen des Rentenalters  
einen Rentenanspruch erwerben würde. Dieses Kündigungsverbot gilt aller- 
dings dann nicht, wenn der Arbeitnehmer das Recht auf seine Rente aufgrund  
einer vollständigen Arbeitsunfähigkeit erwirbt.

In Bezug auf die Schwangerschaft und den Mutterschaftsurlaub hat sich der 
Gesetzgeber für ein Kündigungs- und Auflösungsverbot entschieden. Nach 
dem ArbGB darf der Arbeitgeber während der Schwangerschaft und des Mut- 
terschafts- bzw. Erziehungsurlaubs der Arbeitnehmerin den Arbeitsvertrag 
weder kündigen noch auflösen; es sei denn, es liegen Umstände vor, die eine  
von der Arbeitnehmerin verschuldete fristlose Vertragskündigung begründen. 
Außerdem muss die die Arbeitnehmerin vertretende betriebliche Gewerkschaft  
der Vertragsauflösung zugestimmt haben. In diesem Fall ist die Zustimmung 
der Gewerkschaft unbedingt notwendig. Erfolgt die Zustimmung nicht u. a. 
auch in dem Fall, dass keine Gewerkschaft, die zustimmen könnte, vorhanden  
ist, so kann der Vertrag nicht aufgelöst werden. Der besondere Kündigungs- 
schutz aus persönlichen Gründen ist in Fällen der Insolvenzanmeldung oder 
der Liquidation des Arbeitgebers begrenzt.

Jugendliche Arbeitnehmer sind nur aus den im ArbGB geregelten Gründen 
kündbar. Während der Lehre kann einem Jugendlichen nur gekündigt werden,  
wenn er seine Pflichten aus dem Arbeitsvertrag oder seine Pflicht zur Weiter-
bildung trotz der Anwendung von Erziehungsmitteln verletzt, der Arbeitgeber 
insolvent ist, der Betrieb umstrukturiert wird, so dass die Fortsetzung der Be- 
rufsausbildung nicht mehr möglich erscheint, oder wenn der Jugendliche für 
den Beruf, zu dem er ausgebildet wird, ungeeignet ist. 

Auch gegenüber Arbeitnehmern während des Wehrdienstes darf keine ordent- 
liche Kündigung ausgesprochen werden. 

Personen, die den Schutz wegen einer ausgeübten Funktion genießen, darf der  
Arbeitgeber ebenfalls nur unter besonderen Voraussetzungen kündigen, wenn  
eine Einwilligung zur Kündigung oder Auflösung des Arbeitsvertrages vorliegt.  
In dieser Gruppe sind beispielsweise die Parlaments- und Kommunalratsabge- 
ordneten, Mitglieder der Betriebsräte oder der europäischen Betriebsräte, die  
sog. Betriebsarbeitsinspekteure u. a. Die größte und praktisch bedeutsamste  
geschützte Gruppe stellen die Gewerkschaftsfunktionäre dar. Der Schutz die- 
ser Arbeitsverhältnisse ist vor allem im Gesetz über die Gewerkschaften ge- 
regelt. Zu dem Kündigungsschutz der Gewerkschaftsfunktionäre existiert 
eine breit gefächerte Rechtsprechung. Man unterscheidet hier zwei Formen: 
neben dem einwilligungsbedingten Kündigungs- und Auflösungsverbot gibt 
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Voraussetzungen der entsprechenden arbeitsrechtlichen Vorschriften dann 
erfüllt, wenn der Arbeitgeber sich schriftlich an alle bei ihm tätigen Gewerk- 
schaften mit der Mitteilung über die Kündigungsabsicht und deren Begrün-
dung wendet, ohne dass er dort vorher oder gleichzeitig noch Informationen 
über die geschützten Arbeitnehmer einholt. 

04.2.1.5  Besonderheiten bei der Kündigung behinderter Arbeitnehmer

Grundsätzlich können behinderte Arbeitnehmer genauso gekündigt werden 
wie andere Arbeitnehmer. Es gibt keine besonderen Schutzbestimmungen für  
behinderte Arbeitnehmer für den Kündigungsfall.

04.2.1.6  Massenentlassung

Eine Massenentlassung liegt nach polnischem Recht vor, wenn mindestens 

– zehn Personen von weniger als 100 Arbeitnehmern
– zehn Prozent einer Belegschaft zwischen 100 bis 300 Arbeitnehmern oder
– 30 Personen einer Belegschaft, die mindestens 300 Arbeitnehmer umfasst

innerhalb von 30 Tagen gekündigt werden. Zu den Gekündigten zählen auch 
solche Arbeitnehmer, mit denen die Auflösung des Arbeitsverhältnisses im 
beiderseitigen Einvernehmen vereinbart wurde.

04.2.1.6.1  Informations- und Erörterungspflicht des Arbeitgebers

Es sind die betrieblichen Gewerkschaften sowie das Kreisarbeitsamt zu infor-
mieren über: 

– die Zahl der beschäftigen und gekündigten Arbeitnehmer
– die Kündigungsgründe
– die von der Kündigung betroffenen Arbeitsgruppen
– den Zeitraum der Kündigung
– die Kriterien für die Auswahl der gekündigten Arbeitnehmer
– die Reihenfolge der Kündigung, und 
– über zusätzliche mit der Kündigung verbundene Leistungen 

Gewerkschaft sich nicht notwendig auf die von dem Arbeitgeber genannte 
Kündigungsbegründung beziehen muss. 

Nach der Prüfung der Stellungnahme der Gewerkschaft oder wenn die betrieb- 
liche Gewerkschaft innerhalb der vorgegebenen Frist keine Stellungnahme 
abgibt, entscheidet der Arbeitgeber über die Kündigung. Damit ist klar, dass 
dieses Verfahren lediglich eine Konsultation darstellt und der Arbeitgeber in 
seiner Entscheidung über die Kündigung nicht an die Stellungnahme der Ge- 
werkschaft gebunden ist. In der Praxis dient das Konsultationsverfahren dazu,  
dass dem Arbeitgeber aufgezeigt wird, in welche Richtung die Argumentation  
einer eventuellen arbeitsgerichtlichen Überprüfung der Kündigung gehen kann.

Die Anzahl von Gewerkschaften und deren Stärke, besonders bei Privatunter- 
nehmern, ist in Polen in der Praxis sehr gering. Nichtsdestoweniger sind bei 
manchen Unternehmen, vor allem bei älteren – möglicherweise noch staat- 
lichen – Unternehmen, oft mehrere verschiedene Gewerkschaften tätig. In 
solchen Fällen schützt nach dem Gewerkschaftsgesetz die jeweilige Gewerk- 
schaft die Rechte ihrer Mitglieder und vertritt deren Interessen. In diesem Fall  
ist zu prüfen, welche Gewerkschaft für die Konsultation die richtige ist, also 
diejenige, die die Rechte desjenigen Arbeitnehmers, dem gekündigt werden 
soll, schützt und dessen Interesse sie vertritt. Das Gesetz über die Gewerk-
schaften bestimmt nämlich, dass in individuellen Sachen des Arbeitsverhält-
nisses der Arbeitgeber verpflichtet ist, sich an diese Organisation mit der Bitte  
um Informationen über den geschützten Arbeitnehmer zu wenden. 

Dies gilt aber nur dann, wenn die Vorschriften des Arbeitsrechtes den Arbeit- 
geber zur Mitwirkung mit der Gewerkschaft verpflichten. Informiert die Gewerk- 
schaft den Arbeitgeber dann nicht innerhalb von fünf Tagen darüber, so ist er  
von der Pflicht zur Beteiligung der betrieblichen Gewerkschaft befreit. Eine 
grundsätzliche Frage in Bezug auf diese Pflicht des Arbeitgebers ist die Frage,  
ob der Arbeitgeber die Gewerkschaft in jeder individuellen Sache erneut fragen  
muss oder ob er seiner Verpflichtung nachgekommen ist, wenn er nur einmal 
informiert hat und die Gewerkschaft ihm eventuelle Änderungen über den Kreis  
ihrer geschützten Arbeitnehmer dann von sich aus mitzuteilen hat. Die ältere 
Rechtsprechung fand, dass die erste Auslegungsmöglichkeit richtig sei. Dabei  
kam es aber zu Fällen, in denen die Fünf-Tages-Frist von den Arbeitnehmern 
dazu genutzt wurde, dass die Arbeitnehmer, die bislang nicht gewerkschaft-
lich organisiert waren, einer betrieblichen Gewerkschaft beitraten und damit 
zu ihren geschützten Mitgliedern wurden. In der neueren Rechtsprechung hat  
sich deswegen die zweite Auslegungsmöglichkeit durchgesetzt, nach der die  
Kooperationspflichten der Gewerkschaften betont werden. Hiernach sind die 
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Voraussetzungen der entsprechenden arbeitsrechtlichen Vorschriften dann 
erfüllt, wenn der Arbeitgeber sich schriftlich an alle bei ihm tätigen Gewerk- 
schaften mit der Mitteilung über die Kündigungsabsicht und deren Begrün-
dung wendet, ohne dass er dort vorher oder gleichzeitig noch Informationen 
über die geschützten Arbeitnehmer einholt. 

04.2.1.5  Besonderheiten bei der Kündigung behinderter Arbeitnehmer

Grundsätzlich können behinderte Arbeitnehmer genauso gekündigt werden 
wie andere Arbeitnehmer. Es gibt keine besonderen Schutzbestimmungen für  
behinderte Arbeitnehmer für den Kündigungsfall.

04.2.1.6  Massenentlassung

Eine Massenentlassung liegt nach polnischem Recht vor, wenn mindestens 

– zehn Personen von weniger als 100 Arbeitnehmern
– zehn Prozent einer Belegschaft zwischen 100 bis 300 Arbeitnehmern oder
– 30 Personen einer Belegschaft, die mindestens 300 Arbeitnehmer umfasst

innerhalb von 30 Tagen gekündigt werden. Zu den Gekündigten zählen auch 
solche Arbeitnehmer, mit denen die Auflösung des Arbeitsverhältnisses im 
beiderseitigen Einvernehmen vereinbart wurde.

04.2.1.6.1  Informations- und Erörterungspflicht des Arbeitgebers

Es sind die betrieblichen Gewerkschaften sowie das Kreisarbeitsamt zu infor-
mieren über: 

– die Zahl der beschäftigen und gekündigten Arbeitnehmer
– die Kündigungsgründe
– die von der Kündigung betroffenen Arbeitsgruppen
– den Zeitraum der Kündigung
– die Kriterien für die Auswahl der gekündigten Arbeitnehmer
– die Reihenfolge der Kündigung, und 
– über zusätzliche mit der Kündigung verbundene Leistungen 

Gewerkschaft sich nicht notwendig auf die von dem Arbeitgeber genannte 
Kündigungsbegründung beziehen muss. 

Nach der Prüfung der Stellungnahme der Gewerkschaft oder wenn die betrieb- 
liche Gewerkschaft innerhalb der vorgegebenen Frist keine Stellungnahme 
abgibt, entscheidet der Arbeitgeber über die Kündigung. Damit ist klar, dass 
dieses Verfahren lediglich eine Konsultation darstellt und der Arbeitgeber in 
seiner Entscheidung über die Kündigung nicht an die Stellungnahme der Ge- 
werkschaft gebunden ist. In der Praxis dient das Konsultationsverfahren dazu,  
dass dem Arbeitgeber aufgezeigt wird, in welche Richtung die Argumentation  
einer eventuellen arbeitsgerichtlichen Überprüfung der Kündigung gehen kann.

Die Anzahl von Gewerkschaften und deren Stärke, besonders bei Privatunter- 
nehmern, ist in Polen in der Praxis sehr gering. Nichtsdestoweniger sind bei 
manchen Unternehmen, vor allem bei älteren – möglicherweise noch staat- 
lichen – Unternehmen, oft mehrere verschiedene Gewerkschaften tätig. In 
solchen Fällen schützt nach dem Gewerkschaftsgesetz die jeweilige Gewerk- 
schaft die Rechte ihrer Mitglieder und vertritt deren Interessen. In diesem Fall  
ist zu prüfen, welche Gewerkschaft für die Konsultation die richtige ist, also 
diejenige, die die Rechte desjenigen Arbeitnehmers, dem gekündigt werden 
soll, schützt und dessen Interesse sie vertritt. Das Gesetz über die Gewerk-
schaften bestimmt nämlich, dass in individuellen Sachen des Arbeitsverhält-
nisses der Arbeitgeber verpflichtet ist, sich an diese Organisation mit der Bitte  
um Informationen über den geschützten Arbeitnehmer zu wenden. 

Dies gilt aber nur dann, wenn die Vorschriften des Arbeitsrechtes den Arbeit- 
geber zur Mitwirkung mit der Gewerkschaft verpflichten. Informiert die Gewerk- 
schaft den Arbeitgeber dann nicht innerhalb von fünf Tagen darüber, so ist er  
von der Pflicht zur Beteiligung der betrieblichen Gewerkschaft befreit. Eine 
grundsätzliche Frage in Bezug auf diese Pflicht des Arbeitgebers ist die Frage,  
ob der Arbeitgeber die Gewerkschaft in jeder individuellen Sache erneut fragen  
muss oder ob er seiner Verpflichtung nachgekommen ist, wenn er nur einmal 
informiert hat und die Gewerkschaft ihm eventuelle Änderungen über den Kreis  
ihrer geschützten Arbeitnehmer dann von sich aus mitzuteilen hat. Die ältere 
Rechtsprechung fand, dass die erste Auslegungsmöglichkeit richtig sei. Dabei  
kam es aber zu Fällen, in denen die Fünf-Tages-Frist von den Arbeitnehmern 
dazu genutzt wurde, dass die Arbeitnehmer, die bislang nicht gewerkschaft-
lich organisiert waren, einer betrieblichen Gewerkschaft beitraten und damit 
zu ihren geschützten Mitgliedern wurden. In der neueren Rechtsprechung hat  
sich deswegen die zweite Auslegungsmöglichkeit durchgesetzt, nach der die  
Kooperationspflichten der Gewerkschaften betont werden. Hiernach sind die 
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sung korrekt durchlaufen wurde. Ist dies der Fall, hat die im Rahmen der Mas- 
senentlassung ausgesprochene Einzelkündigung dieselben Wirkungen wie 
jede andere ordentliche Kündigung.

04.2.1.7  Rechtsfolgen der Kündigung

Dem Arbeitnehmer, dem durch Massenentlassung gekündigt wurde, steht u. U.  
ein Anspruch auf Wiedereinstellung zu. Dies dann, wenn der Arbeitgeber 
einen Arbeitnehmer derselben Berufsgruppe wie der gekündigte Arbeitnehmer 
wieder einstellt und der Arbeitnehmer außerdem innerhalb eines Jahres seit 
seiner Entlassung seine Rückkehr zur Arbeit meldet. Die Wiedereinstellung 
muss innerhalb von 15 Monaten seit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
erfolgen.

Zusammenfassend ist zu bemerken, dass der aufgrund der Vorschriften des 
ArbGBs in der Arbeitsrechtslehre formulierte sogenannte allgemeine Schutz 
der Stabilität des Arbeitsverhältnisses, der insbesondere auch durch die Be- 
grenzung der Kündigungsmöglichkeiten verwirklicht wird, in der Praxis nicht 
besonders weit reicht. Dies vor allem aus dem Grund, dass die dargestellten 
Schutzvorschriften sich nur auf diejenigen Arbeitnehmer beziehen, die mit 
einem unbefristeten Arbeitsvertrag angestellt sind. Darüber hinaus ist darauf 
hinzuweisen, dass die Pflicht zur Konsultation mit der betrieblichen Gewerk-
schaft natürlich nur denjenigen Arbeitgeber betrifft, bei dem eine solche Or- 
ganisation tätig ist. In der Praxis sind aber die Zahl der Gewerkschaften und 
deren Stärke, besonders bei Privatunternehmern, sehr gering.

04.2.2  Außerordentliche Kündigung durch den Arbeitgeber

Art. 52 ArbGB

 
§ 1  Der Arbeitgeber kann den Arbeitsvertrag wegen des Verschuldens des Arbeitnehmers 

ohne Kündigung auflösen, im Falle: 
  1)  einer schweren Verletzung der grundlegenden Arbeitspflichten durch den Arbeitnehmer,
  2)  der Begehung durch den Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeitsvertrages einer  

Straftat, welche eine weitere Beschäftigung in der von ihm eingenommenen Stellung 
unmöglich macht, sofern die Straftat offensichtlich oder durch ein rechtskräftiges  
Urteil festgestellt worden ist,

  3)  eines durch den Arbeitnehmer verschuldeten Verlustes der zur Ausübung der Arbeit in  
der von ihm eingenommenen Stellung notwendigen Berechtigungen.

04.2.1.6.2  Mitwirkung der Arbeitsverwaltung

Der Arbeitgeber und die betrieblichen Gewerkschaften sollen innerhalb von 
20 Tagen nach der Informierung der Gewerkschaften über die Kündigungsbe-
dingungen eine Vereinbarung schließen, in der das mit der Massenentlassung  
verbundene Verfahren und die besonderen Pflichten des Arbeitgebers, z. B. 
hinsichtlich der Abfindung der Arbeitnehmer, geregelt werden. 

Scheitern die Verhandlungen, so hat der Arbeitgeber eine Kündigungsordnung  
zu erlassen. Dies gilt auch, wenn im Betrieb keine Gewerkschaften tätig sind. 
In diesem Fall ist die Kündigungsordnung mit sonstigen Vertretern der Arbeit- 
nehmer zu besprechen. Über die Vereinbarung bzw. die Kündigungsordnung 
hat der Arbeitgeber wiederum das Kreisarbeitsamt zu informieren. Die Kündi- 
gungen können dann 30 Tage nach Information des Kreisarbeitsamtes ausge- 
sprochen werden.

04.2.1.6.3  Sozialauswahl

Bei einer Massenentlassung finden die allgemeinen Kündigungsschutzvor- 
schriften keine Anwendung. Eine Ausnahme bilden die Normen zum Schutz 
der Arbeitnehmer, die innerhalb von vier Jahren das Rentenalter erreichen, 
die Vorschriften zum Schutz der Schwangeren, der Mütter, der Wehrdienst-
leistenden u. a. 

Nur wenn die Weiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers, der zu einer der ge- 
nannten Gruppen zählt, in seiner bisher ausgeübten Tätigkeit unmöglich ist, 
kann der Arbeitgeber die Arbeitsbedingungen kündigen. Führt dies zu Lohn- 
einbußen, so hat der Arbeitnehmer bis zum Ende der Schutzfrist Anspruch 
auf einen Ausgleichszuschlag. Allein, wenn die Massenentlassung aufgrund 
der Insolvenz des Unternehmens erfolgt, entfällt der besondere Kündigungs-
schutz. 

Eine Klagemöglichkeit gegen die Sozialauswahl bei betriebsbedingten Massen- 
entlassungen vor dem Arbeitsgericht gibt es allerdings nicht. 

04.2.1.6.4  Ende des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis wird durch eine ordentliche Kündigung beendet. Die 
Kündigung ist nur rechtmäßig, wenn zuvor das Verfahren der Massenentlas-
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sung korrekt durchlaufen wurde. Ist dies der Fall, hat die im Rahmen der Mas- 
senentlassung ausgesprochene Einzelkündigung dieselben Wirkungen wie 
jede andere ordentliche Kündigung.

04.2.1.7  Rechtsfolgen der Kündigung

Dem Arbeitnehmer, dem durch Massenentlassung gekündigt wurde, steht u. U.  
ein Anspruch auf Wiedereinstellung zu. Dies dann, wenn der Arbeitgeber 
einen Arbeitnehmer derselben Berufsgruppe wie der gekündigte Arbeitnehmer 
wieder einstellt und der Arbeitnehmer außerdem innerhalb eines Jahres seit 
seiner Entlassung seine Rückkehr zur Arbeit meldet. Die Wiedereinstellung 
muss innerhalb von 15 Monaten seit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
erfolgen.

Zusammenfassend ist zu bemerken, dass der aufgrund der Vorschriften des 
ArbGBs in der Arbeitsrechtslehre formulierte sogenannte allgemeine Schutz 
der Stabilität des Arbeitsverhältnisses, der insbesondere auch durch die Be- 
grenzung der Kündigungsmöglichkeiten verwirklicht wird, in der Praxis nicht 
besonders weit reicht. Dies vor allem aus dem Grund, dass die dargestellten 
Schutzvorschriften sich nur auf diejenigen Arbeitnehmer beziehen, die mit 
einem unbefristeten Arbeitsvertrag angestellt sind. Darüber hinaus ist darauf 
hinzuweisen, dass die Pflicht zur Konsultation mit der betrieblichen Gewerk-
schaft natürlich nur denjenigen Arbeitgeber betrifft, bei dem eine solche Or- 
ganisation tätig ist. In der Praxis sind aber die Zahl der Gewerkschaften und 
deren Stärke, besonders bei Privatunternehmern, sehr gering.

04.2.2  Außerordentliche Kündigung durch den Arbeitgeber

Art. 52 ArbGB

 
§ 1  Der Arbeitgeber kann den Arbeitsvertrag wegen des Verschuldens des Arbeitnehmers 

ohne Kündigung auflösen, im Falle: 
  1)  einer schweren Verletzung der grundlegenden Arbeitspflichten durch den Arbeitnehmer,
  2)  der Begehung durch den Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeitsvertrages einer  

Straftat, welche eine weitere Beschäftigung in der von ihm eingenommenen Stellung 
unmöglich macht, sofern die Straftat offensichtlich oder durch ein rechtskräftiges  
Urteil festgestellt worden ist,

  3)  eines durch den Arbeitnehmer verschuldeten Verlustes der zur Ausübung der Arbeit in  
der von ihm eingenommenen Stellung notwendigen Berechtigungen.

04.2.1.6.2  Mitwirkung der Arbeitsverwaltung

Der Arbeitgeber und die betrieblichen Gewerkschaften sollen innerhalb von 
20 Tagen nach der Informierung der Gewerkschaften über die Kündigungsbe-
dingungen eine Vereinbarung schließen, in der das mit der Massenentlassung  
verbundene Verfahren und die besonderen Pflichten des Arbeitgebers, z. B. 
hinsichtlich der Abfindung der Arbeitnehmer, geregelt werden. 

Scheitern die Verhandlungen, so hat der Arbeitgeber eine Kündigungsordnung  
zu erlassen. Dies gilt auch, wenn im Betrieb keine Gewerkschaften tätig sind. 
In diesem Fall ist die Kündigungsordnung mit sonstigen Vertretern der Arbeit- 
nehmer zu besprechen. Über die Vereinbarung bzw. die Kündigungsordnung 
hat der Arbeitgeber wiederum das Kreisarbeitsamt zu informieren. Die Kündi- 
gungen können dann 30 Tage nach Information des Kreisarbeitsamtes ausge- 
sprochen werden.

04.2.1.6.3  Sozialauswahl

Bei einer Massenentlassung finden die allgemeinen Kündigungsschutzvor- 
schriften keine Anwendung. Eine Ausnahme bilden die Normen zum Schutz 
der Arbeitnehmer, die innerhalb von vier Jahren das Rentenalter erreichen, 
die Vorschriften zum Schutz der Schwangeren, der Mütter, der Wehrdienst-
leistenden u. a. 

Nur wenn die Weiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers, der zu einer der ge- 
nannten Gruppen zählt, in seiner bisher ausgeübten Tätigkeit unmöglich ist, 
kann der Arbeitgeber die Arbeitsbedingungen kündigen. Führt dies zu Lohn- 
einbußen, so hat der Arbeitnehmer bis zum Ende der Schutzfrist Anspruch 
auf einen Ausgleichszuschlag. Allein, wenn die Massenentlassung aufgrund 
der Insolvenz des Unternehmens erfolgt, entfällt der besondere Kündigungs-
schutz. 

Eine Klagemöglichkeit gegen die Sozialauswahl bei betriebsbedingten Massen- 
entlassungen vor dem Arbeitsgericht gibt es allerdings nicht. 

04.2.1.6.4  Ende des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis wird durch eine ordentliche Kündigung beendet. Die 
Kündigung ist nur rechtmäßig, wenn zuvor das Verfahren der Massenentlas-
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Arbeitnehmer grundlegend war oder nicht. Im Arbeitsvertrag oder in anderen 
betrieblichen Rechtsakten können diese grundlegenden Pflichten präzisiert 
werden. Trotz einer solchen Konkretisierung beurteilt das Arbeitsgericht in ei- 
nem konkreten Rechtsstreit jedoch selbst die grundlegende Bedeutung einer 
bestimmten Pflicht. Zudem muss die Verletzung schwer sein. Früher stellte 
die Rechtsprechung vor allem auf den Grad der Böswilligkeit des Arbeitneh-
mers ab, mittlerweile haben auch die Verletzungsfolgen Bedeutung. 

Ein weiterer Grund für die fristlose Kündigung des Arbeitsvertrages durch den  
Arbeitgeber liegt vor, wenn der Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeits- 
vertrages eine Straftat begeht, die seine weitere Beschäftigung in der bishe- 
rigen Position unmöglich macht, sofern die Straftat offensichtlich oder durch 
ein rechtskräftiges Urteil bestätigt ist. Damit ist nicht jede begangene Straftat  
Grund für die fristlose Kündigung, sondern nur eine solche, die die weitere Be- 
schäftigung des Arbeitnehmers in der bisherigen Position unmöglich macht. 
Zur Beurteilung, ob dies der Fall ist, kommt es auf den Charakter der Beschäf- 
tigung und die damit verbundenen Pflichten und Erwartungen grundlegend an.  
Die Straftat soll durch ein rechtskräftiges Urteil bestätigt oder offensichtlich 
sein. Die zweite Voraussetzung ist nach der Rechtsprechung erfüllt, wenn der  
Arbeitnehmer auf frischer Tat ertappt wurde. 

Schließlich ist der dritte Grund für eine fristlose Kündigung des Arbeitsver- 
trages der durch den Arbeitnehmer verschuldete Verlust der zur Ausführung 
seiner beruflichen Aufgaben erforderlichen Berechtigungen. Dies ist eine ob- 
jektive Voraussetzung, d. h. es geht dabei nicht um den Verlust von Doku- 
menten, sondern um einen rechtlich relevanten Verlust der Berechtigung, der 
meist durch Verwaltungsakt oder durch ein gerichtliches Urteil erfolgt, wie z. B.  
den Verlust der Fahrerlaubnis.

Beispiele, in denen das Vorliegen eines außerordentlichen Kündigungsgrunds  
vorliegt, weil die Voraussetzung eines solch schwerwiegenden Verstoßes ge- 
gen grundsätzliche Arbeitnehmerpflichten erfüllt ist, sind das unentschuldigte  
Fernbleiben von der Arbeit, der Arbeitsantritt im alkoholisierten Zustand, der 
Genuss von Alkohol während der Arbeitszeit und / oder am Arbeitsplatz, die  
unberechtigte Inanspruchnahme von Leistungen aus der Sozialversicherung  
oder anderer Sozialleistungen. 

Eine fristlose Kündigung des Arbeitsvertrages aufgrund des Verschuldens des  
Arbeitnehmers darf allerdings nicht später als einen Monat, nachdem der Ar- 
beitgeber Kenntnis der die Kündigung begründenden Umstände erlangt hat, 

§ 2  Die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung wegen des Verschuldens des Arbeit- 
nehmers darf nicht nach Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt erfolgen, an dem der Ar- 
beitgeber die Umstände erfahren hat, welche die Auflösung des Vertrages rechtfertigen.

§ 3  Der Arbeitgeber trifft die Entscheidung über die Auflösung des Arbeitsvertrages nach 
Einholung einer Stellungnahme der betrieblichen Gewerkschaftsorganisation, die den 
Arbeitnehmer vertritt, der er den Grund für die Auflösung des Vertrages mitteilt. Bestehen  
Einwände gegen die Begründetheit der Auflösung des Vertrages, so teilt die betriebliche  
Gewerkschaftsorganisation ihre Auffassung unverzüglich, nicht später jedoch als inner- 
halb von 3 Tagen, mit.

Es ist auch möglich, den Arbeitsvertrag ohne Wahrung der Kündigungsfrist 
aufzulösen. Das ArbGB spricht insofern von der fristlosen Kündigung des Ar- 
beitsvertrages. Sie steht grundsätzlich ebenfalls beiden Parteien zu, jedoch 
sind die formellen und materiellen Voraussetzungen für den Arbeitgeber und 
den Arbeitnehmer ganz andere. Da die Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
ohne Wahrung der Kündigungsfrist unverzüglich erfolgt, wurden im ArGB vor 
allem ein abschließender Katalog von rechtfertigenden Gründen vorgesehen. 
Darüber hinaus verlangt die Rechtsprechung der polnischen Arbeitsgerichte, 
dass diese Vorschriften „ausnahmsweise und vorsichtig“ angewendet werden.
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04.2.2.1  Kündigungsgründe

Die fristlose Kündigung seitens des Arbeitgebers erfolgt meisten aus vom 
Arbeitnehmer verschuldeten Gründen. Die Gründe für die außerordentliche 
Kündigung werden im ArbGB genannt. Es bestimmt drei Tatbestände, die eine  
fristlose Kündigung rechtfertigen. In der Praxis wird eine außerordentliche 
Kündigung vor allem wegen einer schweren Verletzung der grundlegenden 
Arbeitnehmerpflichten ausgesprochen. Auch hier enthält das ArbGB keinen 
Katalog der grundlegenden Arbeitnehmerpflichten. Der Arbeitgeber muss da- 
her in jedem konkreten Fall selbst beurteilen, ob die verletzte Pflicht für den 
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Arbeitnehmer grundlegend war oder nicht. Im Arbeitsvertrag oder in anderen 
betrieblichen Rechtsakten können diese grundlegenden Pflichten präzisiert 
werden. Trotz einer solchen Konkretisierung beurteilt das Arbeitsgericht in ei- 
nem konkreten Rechtsstreit jedoch selbst die grundlegende Bedeutung einer 
bestimmten Pflicht. Zudem muss die Verletzung schwer sein. Früher stellte 
die Rechtsprechung vor allem auf den Grad der Böswilligkeit des Arbeitneh-
mers ab, mittlerweile haben auch die Verletzungsfolgen Bedeutung. 

Ein weiterer Grund für die fristlose Kündigung des Arbeitsvertrages durch den  
Arbeitgeber liegt vor, wenn der Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeits- 
vertrages eine Straftat begeht, die seine weitere Beschäftigung in der bishe- 
rigen Position unmöglich macht, sofern die Straftat offensichtlich oder durch 
ein rechtskräftiges Urteil bestätigt ist. Damit ist nicht jede begangene Straftat  
Grund für die fristlose Kündigung, sondern nur eine solche, die die weitere Be- 
schäftigung des Arbeitnehmers in der bisherigen Position unmöglich macht. 
Zur Beurteilung, ob dies der Fall ist, kommt es auf den Charakter der Beschäf- 
tigung und die damit verbundenen Pflichten und Erwartungen grundlegend an.  
Die Straftat soll durch ein rechtskräftiges Urteil bestätigt oder offensichtlich 
sein. Die zweite Voraussetzung ist nach der Rechtsprechung erfüllt, wenn der  
Arbeitnehmer auf frischer Tat ertappt wurde. 

Schließlich ist der dritte Grund für eine fristlose Kündigung des Arbeitsver- 
trages der durch den Arbeitnehmer verschuldete Verlust der zur Ausführung 
seiner beruflichen Aufgaben erforderlichen Berechtigungen. Dies ist eine ob- 
jektive Voraussetzung, d. h. es geht dabei nicht um den Verlust von Doku- 
menten, sondern um einen rechtlich relevanten Verlust der Berechtigung, der 
meist durch Verwaltungsakt oder durch ein gerichtliches Urteil erfolgt, wie z. B.  
den Verlust der Fahrerlaubnis.

Beispiele, in denen das Vorliegen eines außerordentlichen Kündigungsgrunds  
vorliegt, weil die Voraussetzung eines solch schwerwiegenden Verstoßes ge- 
gen grundsätzliche Arbeitnehmerpflichten erfüllt ist, sind das unentschuldigte  
Fernbleiben von der Arbeit, der Arbeitsantritt im alkoholisierten Zustand, der 
Genuss von Alkohol während der Arbeitszeit und / oder am Arbeitsplatz, die  
unberechtigte Inanspruchnahme von Leistungen aus der Sozialversicherung  
oder anderer Sozialleistungen. 

Eine fristlose Kündigung des Arbeitsvertrages aufgrund des Verschuldens des  
Arbeitnehmers darf allerdings nicht später als einen Monat, nachdem der Ar- 
beitgeber Kenntnis der die Kündigung begründenden Umstände erlangt hat, 

§ 2  Die Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung wegen des Verschuldens des Arbeit- 
nehmers darf nicht nach Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt erfolgen, an dem der Ar- 
beitgeber die Umstände erfahren hat, welche die Auflösung des Vertrages rechtfertigen.

§ 3  Der Arbeitgeber trifft die Entscheidung über die Auflösung des Arbeitsvertrages nach 
Einholung einer Stellungnahme der betrieblichen Gewerkschaftsorganisation, die den 
Arbeitnehmer vertritt, der er den Grund für die Auflösung des Vertrages mitteilt. Bestehen  
Einwände gegen die Begründetheit der Auflösung des Vertrages, so teilt die betriebliche  
Gewerkschaftsorganisation ihre Auffassung unverzüglich, nicht später jedoch als inner- 
halb von 3 Tagen, mit.

Es ist auch möglich, den Arbeitsvertrag ohne Wahrung der Kündigungsfrist 
aufzulösen. Das ArbGB spricht insofern von der fristlosen Kündigung des Ar- 
beitsvertrages. Sie steht grundsätzlich ebenfalls beiden Parteien zu, jedoch 
sind die formellen und materiellen Voraussetzungen für den Arbeitgeber und 
den Arbeitnehmer ganz andere. Da die Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
ohne Wahrung der Kündigungsfrist unverzüglich erfolgt, wurden im ArGB vor 
allem ein abschließender Katalog von rechtfertigenden Gründen vorgesehen. 
Darüber hinaus verlangt die Rechtsprechung der polnischen Arbeitsgerichte, 
dass diese Vorschriften „ausnahmsweise und vorsichtig“ angewendet werden.
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04.2.2.1  Kündigungsgründe

Die fristlose Kündigung seitens des Arbeitgebers erfolgt meisten aus vom 
Arbeitnehmer verschuldeten Gründen. Die Gründe für die außerordentliche 
Kündigung werden im ArbGB genannt. Es bestimmt drei Tatbestände, die eine  
fristlose Kündigung rechtfertigen. In der Praxis wird eine außerordentliche 
Kündigung vor allem wegen einer schweren Verletzung der grundlegenden 
Arbeitnehmerpflichten ausgesprochen. Auch hier enthält das ArbGB keinen 
Katalog der grundlegenden Arbeitnehmerpflichten. Der Arbeitgeber muss da- 
her in jedem konkreten Fall selbst beurteilen, ob die verletzte Pflicht für den 
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richt die Forderung des Arbeitnehmers auf Wiedereinstellung nicht berück-
sichtigen, wenn die Berücksichtigung einer derartigen Forderung nicht möglich  
oder nicht zweckmäßig wäre. Wird der Arbeitnehmer wiedereingestellt, so 
steht ihm auch ein Anspruch auf die Vergütung für die beschäftigungslose 
Zeit zu, nicht mehr jedoch als für drei Monate und nicht weniger als für einen 
Monat.

Bei der Kündigung eines befristeten oder zweckbefristeten Arbeitsvertrages 
sieht das ArbGB eine Sonderregel vor. Nach dieser Regel kann der Arbeitneh- 
mer nur dann Schadensersatz verlangen, wenn die Vertragsfrist bereits abge- 
laufen ist oder wegen der Kürze der zum Ablauf des Vertrages verbliebenen 
Frist eine Wiedereinstellung nicht zweckmäßig wäre. Die Höhe des Schadens- 
ersatzes entspricht der Höhe der Vergütung für den Zeitraum der Kündigung.

04.2.3  Kündigungsrecht des Arbeitnehmers

Auch der Arbeitnehmer kann seinem Arbeitgeber fristlos kündigen, wenn die- 
ser grundlegende Arbeitnehmerrechte verletzt hat. Bemerkenswert ist, dass 
in dieser Vorschrift unmittelbar an die Umstände angeknüpft wurde, die nach  
dem ArbGB die fristlose Kündigung seitens des Arbeitgebers rechtfertigen. 
Es geht also um die Verletzung von Grundpflichten des Arbeitgebers. Darüber  
hinaus muss es sich um eine schwere Verletzung handeln. In der Praxis geht 
es hier vor allem um Verzögerungen bei der Lohnauszahlung und um Mobbing- 
fälle. Die Voraussetzung ist auch dann erfüllt, wenn die Arbeit gesundheits-
schädigend ist und dies durch einen Betrieb des sozialen Gesundheitsdiens-
tes festgestellt wurde und der Arbeitgeber diesem Zustand nicht abhilft; z. B. 
indem er dem Arbeitnehmer innerhalb der durch den sozialen Gesundheits-
dienst gesetzten Frist eine seinem Gesundheitszustand und seiner beruflichen  
Qualifikation entsprechende Stelle anbietet.

In dem Fall einer berechtigten fristlosen Kündigung steht dem Arbeitnehmer 
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist sein Lohn zu und ihm dürfen  
durch die fristlose Kündigung keine Nachteile beim Bezug von Leistungen aus  
der Arbeitslosenversicherung entstehen.

Bei einer unberechtigten fristlosen Arbeitnehmerkündigung hingegen hat der 
Arbeitgeber gegen den Arbeitnehmer einen Schadensersatzanspruch, den er 
vor dem Arbeitsgericht durchsetzen kann. Dieser Schadensersatzanspruch ist  
allerdings auf die Höhe des Einkommens, das der Arbeitnehmer im Fall einer 
fristgemäßen Kündigung noch erhalten hätte, begrenzt.

erfolgen. Der Arbeitgeber hat erst dann Kenntnis von den Umständen, wenn 
die Umstände einer Person bekannt werden, die bei dem konkreten Arbeit- 
geber berechtigt ist, Rechtsgeschäfte im Personalbereich vorzunehmen. 

Weitere außerordentliche Kündigungsgründe liegen vor, wenn bei einer Betriebs- 
zugehörigkeit von weniger als sechs Monaten eine Arbeitsunfähigkeit vorliegt,  
die länger als drei Monate andauert oder bei einer Betriebszugehörigkeit von 
mindestens sechs Monaten eine Arbeitsunfähigkeit vorliegt, die länger als die  
Bezugszeit des Arbeitslosengeldes dauert bzw. die Arbeitsunfähigkeit durch 
einen Betriebsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht wurde oder eine ent- 
schuldigte Abwesenheit aus anderen als krankheitsbedingten Gründen länger  
als einen Monat anhält. Für letztere Umstände, die die fristlose Kündigung 
seitens des Arbeitgebers rechtfertigen, ist kein Verschulden des Arbeitneh-
mers erforderlich.

04.2.2.2  Beteiligung Dritter

Bevor der Arbeitgeber die außerordentliche Kündigung erklärt, hat er ebenso 
wie bei der ordentlichen Kündigung die Betriebsgewerkschaft, die den Arbeit- 
nehmer vertritt, zu konsultieren und deren Meinung über die Kündigung anzu- 
hören, andernfalls ist die Kündigung unwirksam. Bestehen Einwände gegen die  
Kündigung, so hat die Gewerkschaft sie unverzüglich, spätestens innerhalb 
von drei Tagen dem Arbeitgeber mitzuteilen. Nach Auswertung der Stellung-
nahme der Gewerkschaft oder nach Ablauf der Frist kann der Arbeitgeber die  
Kündigung aussprechen.

04.2.2.3  Rechtsfolgen

Der Ausspruch der fristlosen Kündigung beendet das Arbeitsverhältnis ab so- 
fort. Ist die außerordentliche Kündigung nach dem ArbGB gerechtfertigt, so 
verliert der Arbeitnehmer seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die ersten  
180 Tage nach der Kündigung. 

Wurde einem Arbeitnehmer der Arbeitsvertrag unter Verletzung der Vorschriften  
über die Kündigung von Arbeitsverträgen – sei es der formellen oder der ma- 
teriellen Voraussetzungen – fristlos gekündigt, so hat er einen Anspruch auf 
Wiedereinstellung unter den bisherigen Bedingungen bzw. auf Schadenser- 
satz. Über die Wiedereinstellung oder den Schadensersatz entscheidet das 
Arbeitsgericht. Wie im Fall der ordentlichen Kündigung kann das Arbeitsge-
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richt die Forderung des Arbeitnehmers auf Wiedereinstellung nicht berück-
sichtigen, wenn die Berücksichtigung einer derartigen Forderung nicht möglich  
oder nicht zweckmäßig wäre. Wird der Arbeitnehmer wiedereingestellt, so 
steht ihm auch ein Anspruch auf die Vergütung für die beschäftigungslose 
Zeit zu, nicht mehr jedoch als für drei Monate und nicht weniger als für einen 
Monat.

Bei der Kündigung eines befristeten oder zweckbefristeten Arbeitsvertrages 
sieht das ArbGB eine Sonderregel vor. Nach dieser Regel kann der Arbeitneh- 
mer nur dann Schadensersatz verlangen, wenn die Vertragsfrist bereits abge- 
laufen ist oder wegen der Kürze der zum Ablauf des Vertrages verbliebenen 
Frist eine Wiedereinstellung nicht zweckmäßig wäre. Die Höhe des Schadens- 
ersatzes entspricht der Höhe der Vergütung für den Zeitraum der Kündigung.

04.2.3  Kündigungsrecht des Arbeitnehmers

Auch der Arbeitnehmer kann seinem Arbeitgeber fristlos kündigen, wenn die- 
ser grundlegende Arbeitnehmerrechte verletzt hat. Bemerkenswert ist, dass 
in dieser Vorschrift unmittelbar an die Umstände angeknüpft wurde, die nach  
dem ArbGB die fristlose Kündigung seitens des Arbeitgebers rechtfertigen. 
Es geht also um die Verletzung von Grundpflichten des Arbeitgebers. Darüber  
hinaus muss es sich um eine schwere Verletzung handeln. In der Praxis geht 
es hier vor allem um Verzögerungen bei der Lohnauszahlung und um Mobbing- 
fälle. Die Voraussetzung ist auch dann erfüllt, wenn die Arbeit gesundheits-
schädigend ist und dies durch einen Betrieb des sozialen Gesundheitsdiens-
tes festgestellt wurde und der Arbeitgeber diesem Zustand nicht abhilft; z. B. 
indem er dem Arbeitnehmer innerhalb der durch den sozialen Gesundheits-
dienst gesetzten Frist eine seinem Gesundheitszustand und seiner beruflichen  
Qualifikation entsprechende Stelle anbietet.

In dem Fall einer berechtigten fristlosen Kündigung steht dem Arbeitnehmer 
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist sein Lohn zu und ihm dürfen  
durch die fristlose Kündigung keine Nachteile beim Bezug von Leistungen aus  
der Arbeitslosenversicherung entstehen.

Bei einer unberechtigten fristlosen Arbeitnehmerkündigung hingegen hat der 
Arbeitgeber gegen den Arbeitnehmer einen Schadensersatzanspruch, den er 
vor dem Arbeitsgericht durchsetzen kann. Dieser Schadensersatzanspruch ist  
allerdings auf die Höhe des Einkommens, das der Arbeitnehmer im Fall einer 
fristgemäßen Kündigung noch erhalten hätte, begrenzt.

erfolgen. Der Arbeitgeber hat erst dann Kenntnis von den Umständen, wenn 
die Umstände einer Person bekannt werden, die bei dem konkreten Arbeit- 
geber berechtigt ist, Rechtsgeschäfte im Personalbereich vorzunehmen. 

Weitere außerordentliche Kündigungsgründe liegen vor, wenn bei einer Betriebs- 
zugehörigkeit von weniger als sechs Monaten eine Arbeitsunfähigkeit vorliegt,  
die länger als drei Monate andauert oder bei einer Betriebszugehörigkeit von 
mindestens sechs Monaten eine Arbeitsunfähigkeit vorliegt, die länger als die  
Bezugszeit des Arbeitslosengeldes dauert bzw. die Arbeitsunfähigkeit durch 
einen Betriebsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht wurde oder eine ent- 
schuldigte Abwesenheit aus anderen als krankheitsbedingten Gründen länger  
als einen Monat anhält. Für letztere Umstände, die die fristlose Kündigung 
seitens des Arbeitgebers rechtfertigen, ist kein Verschulden des Arbeitneh-
mers erforderlich.

04.2.2.2  Beteiligung Dritter

Bevor der Arbeitgeber die außerordentliche Kündigung erklärt, hat er ebenso 
wie bei der ordentlichen Kündigung die Betriebsgewerkschaft, die den Arbeit- 
nehmer vertritt, zu konsultieren und deren Meinung über die Kündigung anzu- 
hören, andernfalls ist die Kündigung unwirksam. Bestehen Einwände gegen die  
Kündigung, so hat die Gewerkschaft sie unverzüglich, spätestens innerhalb 
von drei Tagen dem Arbeitgeber mitzuteilen. Nach Auswertung der Stellung-
nahme der Gewerkschaft oder nach Ablauf der Frist kann der Arbeitgeber die  
Kündigung aussprechen.

04.2.2.3  Rechtsfolgen

Der Ausspruch der fristlosen Kündigung beendet das Arbeitsverhältnis ab so- 
fort. Ist die außerordentliche Kündigung nach dem ArbGB gerechtfertigt, so 
verliert der Arbeitnehmer seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die ersten  
180 Tage nach der Kündigung. 

Wurde einem Arbeitnehmer der Arbeitsvertrag unter Verletzung der Vorschriften  
über die Kündigung von Arbeitsverträgen – sei es der formellen oder der ma- 
teriellen Voraussetzungen – fristlos gekündigt, so hat er einen Anspruch auf 
Wiedereinstellung unter den bisherigen Bedingungen bzw. auf Schadenser- 
satz. Über die Wiedereinstellung oder den Schadensersatz entscheidet das 
Arbeitsgericht. Wie im Fall der ordentlichen Kündigung kann das Arbeitsge-
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04.5  Beendigung eines befristeten Arbeitsverhältnisses

Befristete Arbeitsverhältnisse enden mit Fristablauf oder mit Beendigung der 
vereinbarten Arbeit. Ein aufgabenbefristeter Arbeitsvertrag ist nicht kündbar. 
Nach dem ArbGB ist für die Kündigung eines befristeten Arbeitsvertrages eine  
vorherige Vereinbarung der Parteien notwendig. Es geht somit in einem solchen  
Fall um eine rechtsgeschäftsbedingte Kündigungsmöglichkeit. Die entspre- 
chende Vereinbarung kann nur dann wirksam zustande kommen, wenn der 
Vertrag auf eine Dauer von über sechs Monaten abgeschlossen wurde. Bei 
kürzeren Verträgen gibt es also keine Möglichkeit, zu kündigen. Das Gleiche  
gilt, wenn die Parteien keine Kündigungsmöglichkeit vereinbart haben. In sol- 
chen Fällen ist die abgegebene Kündigungserklärung aber nicht nichtig. Nur 
das Gericht kann die Kündigung, weil sei unter der Verletzung von Kündigungs- 
vorschriften zustande kam, als unwirksam anerkennen.

Der befristete Vertrag wird, wenn er nicht früher gekündigt wird, mit Ablauf der  
Frist, auf welche er geschlossen wurde, aufgelöst. Im ArbGB sind auch zwei 
andere Arten von befristeten Verträgen, die nicht kündbar sind, geregelt. Der 
erste ist der Vertrag, der für die Dauer einer bestimmten Arbeitsleistung ge- 
schlossen wurde. Er löst sich mit dem Tage der Beendigung der vertraglich 
bestimmten Arbeit auf. Der zweite Vertrag, der sogenannte Vertretungsvertrag,  
kann für die Vertretung von gerechtfertigt abwesenden Arbeitnehmern abge- 
schlossen werden. Die Rückkehr der vertretenen Person löst gleichzeitig das 
Arbeitsverhältnis mit dem als Vertreter eingestellten Arbeitnehmer auf.

Ein zeitlich bis zu sechs Monaten befristeter Arbeitsvertrag kann ebenfalls 
nicht ordentlich gekündigt werden. Bei einer längeren Dauer der Befristung 
eines zeitlich befristeten Vertrages kann eine Kündigungsfrist von zwei Wo- 
chen zu einem Sonnabend vereinbart werden. Ein befristetes Arbeitsverhältnis  
wird bei Schwangerschaft – anders als in Deutschland – bis zur Entbindung 
verlängert. Dies gilt allerdings nur, wenn die Arbeitnehmerin bei Fristende schon  
mindestens drei Monate schwanger war; es sei denn, die Arbeitnehmerin war 
lediglich zur Vertretung eingestellt worden. 

04.6  Rücktritt vom Arbeitsvertrag

Das ArbGB sieht keinen Rücktritt vom Arbeitsvertrag vor. Die allgemeinen Re- 
geln des Zivilrechts sind nur insofern anwendbar, als sie mit den Prinzipien des  
Arbeitsrechts vereinbar sind. 

Auch die fristlose Kündigungserklärung des Arbeitnehmers hat schriftlich unter  
Angabe der Begründung für die Vertragsauflösung zu erfolgen. Auch hier gilt, 
dass die Kündigung nicht nach Ablauf eines Monats ab Kenntnisnahme der 
die Kündigung begründenden Umstände durch den Arbeitnehmer erfolgen 
darf.

04.3  Auflösung in der Probezeit

Ein befristeter Probearbeitsvertrag endet mit Ablauf der Probezeit, er kann 
jedoch auch vor Ablauf der Probezeit durch ordentliche Kündigung aufgelöst 
werden. Die Kündigungsfrist während des Laufs des Probearbeitsvertrages 
hängt davon ab, für welchen Zeitraum die Probezeit vereinbart wurde. Sie 
beträgt drei Tage für einen Probezeitraum, der zwei Wochen nicht übersteigt, 
eine Woche für einen Zeitraum länger als zwei Wochen, und zwei Wochen, 
wenn der Probezeitraum drei Monate dauert. Der Arbeitgeber unterliegt der 
Verpflichtung zur Angabe des Kündigungsgrundes nur dann, wenn ein unbe- 
fristeter Arbeitsvertrag im Wege der ordentlichen Kündigung aufgelöst werden  
soll oder im Fall der Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung. Die 
Rechtsprechung fordert in diesen Fällen eine präzise Angabe des Kündigungs- 
grundes und das tatsächliche Vorliegen dieses Grundes zum Zeitpunkt der 
Kündigung. Pauschale Begründungen sind nicht ausreichend. Die Beweislast  
trifft den Arbeitgeber.

04.4   Auflösung aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen 
Entscheidung

Das Arbeitsverhältnis kann aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen Ent- 
scheidung beendet werden. So erlischt das Arbeitsverhältnis bei Abwesenheit  
des Arbeitnehmers, wenn er wegen einer Untersuchungshaft von über drei Mo- 
naten nicht zur Arbeit erscheint. Der Arbeitnehmer hat allerdings dann ein 
Recht auf Wiedereinstellung, wenn das Strafverfahren eingestellt oder der 
Arbeitnehmer freigesprochen wurde und der Arbeitnehmer seine Rückkehr 
innerhalb von sieben Tagen nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils anmeldet.
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04.5  Beendigung eines befristeten Arbeitsverhältnisses

Befristete Arbeitsverhältnisse enden mit Fristablauf oder mit Beendigung der 
vereinbarten Arbeit. Ein aufgabenbefristeter Arbeitsvertrag ist nicht kündbar. 
Nach dem ArbGB ist für die Kündigung eines befristeten Arbeitsvertrages eine  
vorherige Vereinbarung der Parteien notwendig. Es geht somit in einem solchen  
Fall um eine rechtsgeschäftsbedingte Kündigungsmöglichkeit. Die entspre- 
chende Vereinbarung kann nur dann wirksam zustande kommen, wenn der 
Vertrag auf eine Dauer von über sechs Monaten abgeschlossen wurde. Bei 
kürzeren Verträgen gibt es also keine Möglichkeit, zu kündigen. Das Gleiche  
gilt, wenn die Parteien keine Kündigungsmöglichkeit vereinbart haben. In sol- 
chen Fällen ist die abgegebene Kündigungserklärung aber nicht nichtig. Nur 
das Gericht kann die Kündigung, weil sei unter der Verletzung von Kündigungs- 
vorschriften zustande kam, als unwirksam anerkennen.

Der befristete Vertrag wird, wenn er nicht früher gekündigt wird, mit Ablauf der  
Frist, auf welche er geschlossen wurde, aufgelöst. Im ArbGB sind auch zwei 
andere Arten von befristeten Verträgen, die nicht kündbar sind, geregelt. Der 
erste ist der Vertrag, der für die Dauer einer bestimmten Arbeitsleistung ge- 
schlossen wurde. Er löst sich mit dem Tage der Beendigung der vertraglich 
bestimmten Arbeit auf. Der zweite Vertrag, der sogenannte Vertretungsvertrag,  
kann für die Vertretung von gerechtfertigt abwesenden Arbeitnehmern abge- 
schlossen werden. Die Rückkehr der vertretenen Person löst gleichzeitig das 
Arbeitsverhältnis mit dem als Vertreter eingestellten Arbeitnehmer auf.

Ein zeitlich bis zu sechs Monaten befristeter Arbeitsvertrag kann ebenfalls 
nicht ordentlich gekündigt werden. Bei einer längeren Dauer der Befristung 
eines zeitlich befristeten Vertrages kann eine Kündigungsfrist von zwei Wo- 
chen zu einem Sonnabend vereinbart werden. Ein befristetes Arbeitsverhältnis  
wird bei Schwangerschaft – anders als in Deutschland – bis zur Entbindung 
verlängert. Dies gilt allerdings nur, wenn die Arbeitnehmerin bei Fristende schon  
mindestens drei Monate schwanger war; es sei denn, die Arbeitnehmerin war 
lediglich zur Vertretung eingestellt worden. 

04.6  Rücktritt vom Arbeitsvertrag

Das ArbGB sieht keinen Rücktritt vom Arbeitsvertrag vor. Die allgemeinen Re- 
geln des Zivilrechts sind nur insofern anwendbar, als sie mit den Prinzipien des  
Arbeitsrechts vereinbar sind. 

Auch die fristlose Kündigungserklärung des Arbeitnehmers hat schriftlich unter  
Angabe der Begründung für die Vertragsauflösung zu erfolgen. Auch hier gilt, 
dass die Kündigung nicht nach Ablauf eines Monats ab Kenntnisnahme der 
die Kündigung begründenden Umstände durch den Arbeitnehmer erfolgen 
darf.

04.3  Auflösung in der Probezeit

Ein befristeter Probearbeitsvertrag endet mit Ablauf der Probezeit, er kann 
jedoch auch vor Ablauf der Probezeit durch ordentliche Kündigung aufgelöst 
werden. Die Kündigungsfrist während des Laufs des Probearbeitsvertrages 
hängt davon ab, für welchen Zeitraum die Probezeit vereinbart wurde. Sie 
beträgt drei Tage für einen Probezeitraum, der zwei Wochen nicht übersteigt, 
eine Woche für einen Zeitraum länger als zwei Wochen, und zwei Wochen, 
wenn der Probezeitraum drei Monate dauert. Der Arbeitgeber unterliegt der 
Verpflichtung zur Angabe des Kündigungsgrundes nur dann, wenn ein unbe- 
fristeter Arbeitsvertrag im Wege der ordentlichen Kündigung aufgelöst werden  
soll oder im Fall der Auflösung des Arbeitsvertrages ohne Kündigung. Die 
Rechtsprechung fordert in diesen Fällen eine präzise Angabe des Kündigungs- 
grundes und das tatsächliche Vorliegen dieses Grundes zum Zeitpunkt der 
Kündigung. Pauschale Begründungen sind nicht ausreichend. Die Beweislast  
trifft den Arbeitgeber.

04.4   Auflösung aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen 
Entscheidung

Das Arbeitsverhältnis kann aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen Ent- 
scheidung beendet werden. So erlischt das Arbeitsverhältnis bei Abwesenheit  
des Arbeitnehmers, wenn er wegen einer Untersuchungshaft von über drei Mo- 
naten nicht zur Arbeit erscheint. Der Arbeitnehmer hat allerdings dann ein 
Recht auf Wiedereinstellung, wenn das Strafverfahren eingestellt oder der 
Arbeitnehmer freigesprochen wurde und der Arbeitnehmer seine Rückkehr 
innerhalb von sieben Tagen nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils anmeldet.
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die er während der normalen Kündigungsfrist bezogen hätte. Eine Wiederein- 
stellung kann hingegen nicht verlangt werden. Nach der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung wird die Frage, ob einem vor dem Ende der Amtszeit abberu- 
fenen Arbeitnehmer ein Anspruch auf Wiedereinstellung oder Entschädigung 
zusteht, bejaht. Allerdings gibt es hier nur eine vereinzelte Entscheidung, die 
ein rechtswidrig abberufenes Mitglied eines Gemeindevorstands betrifft.

04.8  Tod des Arbeitnehmers

Das Erlöschen des Arbeitsverhältnisses ist auf drei Sonderfälle begrenzt. Vor 
allem geht es hier um den Tod des Arbeitnehmers. Auch der Tod des Arbeit- 
gebers führt zum Erlöschen des Arbeitsverhältnisses, es muss sich aber um 
eine natürliche Person handeln, was heutzutage für die Arbeitgeber immer sel- 
tener gilt. Ansonsten erlöschen die Arbeitsverträge mit den Arbeitnehmern bei  
Tod des Arbeitgebers nicht, wenn es zu einer Übernahme des Arbeitnehmers 
durch einen neuen Arbeitgeber kommt. Eine weitere Sondersituation, der das  
ArbGB Rechnung trägt, ist das Erlöschen des Arbeitsvertrages mit Ablauf von  
drei Monaten Abwesenheit des Arbeitnehmers von der Arbeit aufgrund einer 
vorläufigen Inhaftierung; es sei denn, dass der Arbeitgeber zuvor den Arbeits- 
vertrag aufgrund Verschuldens des Arbeitnehmers fristlos gekündigt hat. In 
diesem Fall müssen gleichzeitig zwei Voraussetzungen erfüllt werden. Der 
Grund der Abwesenheit muss in der vorläufigen Inhaftierung liegen und die 
Dauer der Abwesenheit muss länger als drei Monate betragen. Das Erlöschen  
des Arbeitsverhältnisses erfolgt dann kraft Gesetzes. Weitere Umstände des 
Strafverfahrens sind unbeachtlich.

04.9   Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Auflösung  
des Arbeitgebers

Die Liquidation oder die Insolvenz des Arbeitgebers stellt einen besonderen 
Kündigungsgrund dar. Anders ist die Situation beim Übergang des Betriebs 
oder eines Teils auf einen anderen Arbeitgeber. Der Übergang des Betriebs 
oder eines Teils des Betriebs auf einen anderen Arbeitgeber kann keinen Grund  
für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber darstellen.

04.6.1  Voraussetzungen

Ein Rücktritt vom Arbeitsvertrag ist daher nur möglich, wenn der im ArbGB 
garantierte Kündigungsschutz dadurch nicht umgangen wird. 

04.6.2  Rechtsfolgen

Auch die Rechtsfolgen des Rücktritts dürfen für den Arbeitnehmer nicht un- 
günstiger sein als bei einer Kündigung. 

04.7   Beendigung eines durch Wahl oder Ernennung begründeten 
Arbeitsverhältnisses

04.7.1  Voraussetzungen

Ein aufgrund einer Berufung, Wahl oder Ernennung gegründetes Arbeitsver-
hältnis erlischt in den im ArbGB und in besonderen Vorschriften genannten 
Fällen. Ein durch Ernennung begründetes Arbeitsverhältnis erlischt mit der 
Abberufung des leitenden Angestellten. 

An den Kündigungsschutz werden in diesem Fall geringere Anforderungen ge- 
stellt als bei der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses aufgrund des ArbGB, 
insbesondere kann die Abberufung auch während einer berechtigten Abwesen- 
heit des leitenden Angestellten erfolgen (z. B. bei Urlaub oder Krankheit), der 
Lauf der Abberufungsfrist wird dann gehemmt. Leitenden Angestellten, die 
schwanger sind bzw. solchen, die noch zwei Jahre zur Erreichung des Renten- 
alters benötigen, hat der Arbeitgeber auch hier auf einer anderen Stelle zu 
beschäftigen, die der Qualifikation des Arbeitnehmers entspricht. Auch bei 
einer außerordentlichen Abberufung müssen die Gründe des ArbGB für eine 
außerordentliche Kündigung vorliegen. 

04.7.2  Rechtsfolgen

Eventuelle Ansprüche des Arbeitnehmers im Fall einer rechtswidrigen Auflösung  
eines auf der Grundlage einer Ernennung begründeten Arbeitsverhältnisses 
regeln die Dienstvorschriften. Bei einer Abberufung hat der Arbeitnehmer ei- 
nen Anspruch auf Entschädigung für eine rechtswidrige und ungerechtfertigte  
Abberufung. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich nach der Vergütung, 
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die er während der normalen Kündigungsfrist bezogen hätte. Eine Wiederein- 
stellung kann hingegen nicht verlangt werden. Nach der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung wird die Frage, ob einem vor dem Ende der Amtszeit abberu- 
fenen Arbeitnehmer ein Anspruch auf Wiedereinstellung oder Entschädigung 
zusteht, bejaht. Allerdings gibt es hier nur eine vereinzelte Entscheidung, die 
ein rechtswidrig abberufenes Mitglied eines Gemeindevorstands betrifft.

04.8  Tod des Arbeitnehmers

Das Erlöschen des Arbeitsverhältnisses ist auf drei Sonderfälle begrenzt. Vor 
allem geht es hier um den Tod des Arbeitnehmers. Auch der Tod des Arbeit- 
gebers führt zum Erlöschen des Arbeitsverhältnisses, es muss sich aber um 
eine natürliche Person handeln, was heutzutage für die Arbeitgeber immer sel- 
tener gilt. Ansonsten erlöschen die Arbeitsverträge mit den Arbeitnehmern bei  
Tod des Arbeitgebers nicht, wenn es zu einer Übernahme des Arbeitnehmers 
durch einen neuen Arbeitgeber kommt. Eine weitere Sondersituation, der das  
ArbGB Rechnung trägt, ist das Erlöschen des Arbeitsvertrages mit Ablauf von  
drei Monaten Abwesenheit des Arbeitnehmers von der Arbeit aufgrund einer 
vorläufigen Inhaftierung; es sei denn, dass der Arbeitgeber zuvor den Arbeits- 
vertrag aufgrund Verschuldens des Arbeitnehmers fristlos gekündigt hat. In 
diesem Fall müssen gleichzeitig zwei Voraussetzungen erfüllt werden. Der 
Grund der Abwesenheit muss in der vorläufigen Inhaftierung liegen und die 
Dauer der Abwesenheit muss länger als drei Monate betragen. Das Erlöschen  
des Arbeitsverhältnisses erfolgt dann kraft Gesetzes. Weitere Umstände des 
Strafverfahrens sind unbeachtlich.

04.9   Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Auflösung  
des Arbeitgebers

Die Liquidation oder die Insolvenz des Arbeitgebers stellt einen besonderen 
Kündigungsgrund dar. Anders ist die Situation beim Übergang des Betriebs 
oder eines Teils auf einen anderen Arbeitgeber. Der Übergang des Betriebs 
oder eines Teils des Betriebs auf einen anderen Arbeitgeber kann keinen Grund  
für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber darstellen.

04.6.1  Voraussetzungen

Ein Rücktritt vom Arbeitsvertrag ist daher nur möglich, wenn der im ArbGB 
garantierte Kündigungsschutz dadurch nicht umgangen wird. 

04.6.2  Rechtsfolgen

Auch die Rechtsfolgen des Rücktritts dürfen für den Arbeitnehmer nicht un- 
günstiger sein als bei einer Kündigung. 

04.7   Beendigung eines durch Wahl oder Ernennung begründeten 
Arbeitsverhältnisses

04.7.1  Voraussetzungen

Ein aufgrund einer Berufung, Wahl oder Ernennung gegründetes Arbeitsver-
hältnis erlischt in den im ArbGB und in besonderen Vorschriften genannten 
Fällen. Ein durch Ernennung begründetes Arbeitsverhältnis erlischt mit der 
Abberufung des leitenden Angestellten. 

An den Kündigungsschutz werden in diesem Fall geringere Anforderungen ge- 
stellt als bei der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses aufgrund des ArbGB, 
insbesondere kann die Abberufung auch während einer berechtigten Abwesen- 
heit des leitenden Angestellten erfolgen (z. B. bei Urlaub oder Krankheit), der 
Lauf der Abberufungsfrist wird dann gehemmt. Leitenden Angestellten, die 
schwanger sind bzw. solchen, die noch zwei Jahre zur Erreichung des Renten- 
alters benötigen, hat der Arbeitgeber auch hier auf einer anderen Stelle zu 
beschäftigen, die der Qualifikation des Arbeitnehmers entspricht. Auch bei 
einer außerordentlichen Abberufung müssen die Gründe des ArbGB für eine 
außerordentliche Kündigung vorliegen. 

04.7.2  Rechtsfolgen

Eventuelle Ansprüche des Arbeitnehmers im Fall einer rechtswidrigen Auflösung  
eines auf der Grundlage einer Ernennung begründeten Arbeitsverhältnisses 
regeln die Dienstvorschriften. Bei einer Abberufung hat der Arbeitnehmer ei- 
nen Anspruch auf Entschädigung für eine rechtswidrige und ungerechtfertigte  
Abberufung. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich nach der Vergütung, 
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und drei Tage bei einer Kündigungsfrist von drei Monaten. Während dieser 
Freistellung behält der Arbeitnehmer seinen Lohnanspruch. 

04.10.3  Abfindung

Die Abfindung, die wegen einer Kündigung aus vom Arbeitnehmer unabhän-
gigen Gründen, d. h. wegen einer Massenentlassung gezahlt wird, wird nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ebenfalls entsprechend den Bestim- 
mungen, die in der Vereinbarung vorgesehen sind, fällig. Außerdem wird die 
Abfindung wegen nicht in Anspruch genommenen Urlaubs fällig. 

04.10.4   Ansprüche wegen unwirksamer Auflösung des  
Arbeitsverhältnisses

Wird festgestellt, dass die Kündigung eines auf unbestimmte Zeit geschlos-
senen Arbeitsvertrages ungerechtfertigt ist, oder dass sie die Vorschriften 
über die Kündigung von Arbeitsverträgen verletzt, so entscheidet das Arbeits- 
gericht entsprechend dem Antrag des Arbeitnehmers über die Unwirksamkeit  
der Kündigung. Wurde der Vertrag bereits aufgelöst, so entscheidet das Ar- 
beitsgericht auch über die Wiederherstellung des Arbeitsverhältnisses zu den  
bisherigen Bedingungen oder über eine Entschädigung.

Kapitelübersicht

04.10.4.1  Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch  
den Arbeitgeber – Lohnersatz  99

04.10.4.2  Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch  
den Arbeitnehmer – Schadensersatz  100

04.10.4.3  Unwirksamer Aufhebungsvertrag  100

04.10.4.1   Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den 
Arbeitgeber – Lohnersatz

Im Fall einer ungerechtfertigten Kündigung eines auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossenen Vertrages oder der Verletzung der Vorschriften über die Kündigung  

04.10  Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitgeber dem Arbeit- 
nehmer die mit der Auflösung des Verhältnisses verbundenen Abfindungen 
und Entschädigungen auszuzahlen, nicht in Anspruch genommenen Urlaub zu  
vergüten sowie ein Arbeitszeugnis auszustellen.

04.10.1  Arbeitszeugnis

Das Arbeitszeugnis muss den Verlauf der beruflichen Tätigkeit des Arbeitneh- 
mers beim Arbeitgeber dokumentieren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem  
Arbeitnehmer unverzüglich ein Arbeitszeugnis auszustellen. Die Aushändigung  
des Arbeitszeugnisses darf nicht von der vorherigen Abrechnung des Arbeit- 
nehmers mit dem Arbeitgeber abhängig gemacht werden. 

In dem Arbeitszeugnis sind Angaben über die Dauer und die Art der ausge- 
führten Arbeit, die eingenommenen Arbeitsstellen, das Verfahren der Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses oder die Umstände seines Erlöschens zu machen so- 
wie andere Auskünfte zu erteilen, die zur Feststellung der arbeitsrechtlichen 
sowie der sozialrechtlichen Berechtigungen notwendig sind. Darüber hinaus 
wird im Arbeitszeugnis ein Vermerk über die Pfändung der Arbeitsvergütung 
nach den Vorschriften über die Zwangsvollstreckung vorgenommen. Auf Ver- 
langen des Arbeitnehmers wird im Arbeitszeugnis auch eine Auskunft über 
die Höhe und über die Bestandteile der Vergütung sowie über die erlangten 
Qualifikationen erteilt. 

Der Arbeitnehmer kann innerhalb von sieben Tagen nach Empfang des Arbeits- 
zeugnisses bei dem Arbeitgeber die Berichtigung des Zeugnisses beantragen.  
Wird der Antrag des Arbeitnehmers nicht berücksichtigt, kann der Arbeitneh- 
mer innerhalb von sieben Tagen ab Benachrichtigung über die Ablehnung der  
Berichtigung des Arbeitszeugnisses beim Arbeitsgericht seine Berichtigung 
beantragen. 

04.10.2  Freizeit für die Arbeitsplatzsuche

Hat der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis gekündigt, so erwirbt der Arbeitneh- 
mer einen Anspruch auf Freizeit für die Arbeitssuche. Die Länge der Arbeits- 
freistellung für die Arbeitsplatzsuche ist dabei unterschiedlich. Sie beträgt 
zwei Tage bei einer Kündigungsfrist von zwei Wochen bis zu einem Monat; 
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und drei Tage bei einer Kündigungsfrist von drei Monaten. Während dieser 
Freistellung behält der Arbeitnehmer seinen Lohnanspruch. 

04.10.3  Abfindung

Die Abfindung, die wegen einer Kündigung aus vom Arbeitnehmer unabhän-
gigen Gründen, d. h. wegen einer Massenentlassung gezahlt wird, wird nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ebenfalls entsprechend den Bestim- 
mungen, die in der Vereinbarung vorgesehen sind, fällig. Außerdem wird die 
Abfindung wegen nicht in Anspruch genommenen Urlaubs fällig. 

04.10.4   Ansprüche wegen unwirksamer Auflösung des  
Arbeitsverhältnisses

Wird festgestellt, dass die Kündigung eines auf unbestimmte Zeit geschlos-
senen Arbeitsvertrages ungerechtfertigt ist, oder dass sie die Vorschriften 
über die Kündigung von Arbeitsverträgen verletzt, so entscheidet das Arbeits- 
gericht entsprechend dem Antrag des Arbeitnehmers über die Unwirksamkeit  
der Kündigung. Wurde der Vertrag bereits aufgelöst, so entscheidet das Ar- 
beitsgericht auch über die Wiederherstellung des Arbeitsverhältnisses zu den  
bisherigen Bedingungen oder über eine Entschädigung.

Kapitelübersicht

04.10.4.1  Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch  
den Arbeitgeber – Lohnersatz  99

04.10.4.2  Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch  
den Arbeitnehmer – Schadensersatz  100

04.10.4.3  Unwirksamer Aufhebungsvertrag  100

04.10.4.1   Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den 
Arbeitgeber – Lohnersatz

Im Fall einer ungerechtfertigten Kündigung eines auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossenen Vertrages oder der Verletzung der Vorschriften über die Kündigung  

04.10  Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitgeber dem Arbeit- 
nehmer die mit der Auflösung des Verhältnisses verbundenen Abfindungen 
und Entschädigungen auszuzahlen, nicht in Anspruch genommenen Urlaub zu  
vergüten sowie ein Arbeitszeugnis auszustellen.

04.10.1  Arbeitszeugnis

Das Arbeitszeugnis muss den Verlauf der beruflichen Tätigkeit des Arbeitneh- 
mers beim Arbeitgeber dokumentieren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem  
Arbeitnehmer unverzüglich ein Arbeitszeugnis auszustellen. Die Aushändigung  
des Arbeitszeugnisses darf nicht von der vorherigen Abrechnung des Arbeit- 
nehmers mit dem Arbeitgeber abhängig gemacht werden. 

In dem Arbeitszeugnis sind Angaben über die Dauer und die Art der ausge- 
führten Arbeit, die eingenommenen Arbeitsstellen, das Verfahren der Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses oder die Umstände seines Erlöschens zu machen so- 
wie andere Auskünfte zu erteilen, die zur Feststellung der arbeitsrechtlichen 
sowie der sozialrechtlichen Berechtigungen notwendig sind. Darüber hinaus 
wird im Arbeitszeugnis ein Vermerk über die Pfändung der Arbeitsvergütung 
nach den Vorschriften über die Zwangsvollstreckung vorgenommen. Auf Ver- 
langen des Arbeitnehmers wird im Arbeitszeugnis auch eine Auskunft über 
die Höhe und über die Bestandteile der Vergütung sowie über die erlangten 
Qualifikationen erteilt. 

Der Arbeitnehmer kann innerhalb von sieben Tagen nach Empfang des Arbeits- 
zeugnisses bei dem Arbeitgeber die Berichtigung des Zeugnisses beantragen.  
Wird der Antrag des Arbeitnehmers nicht berücksichtigt, kann der Arbeitneh- 
mer innerhalb von sieben Tagen ab Benachrichtigung über die Ablehnung der  
Berichtigung des Arbeitszeugnisses beim Arbeitsgericht seine Berichtigung 
beantragen. 

04.10.2  Freizeit für die Arbeitsplatzsuche

Hat der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis gekündigt, so erwirbt der Arbeitneh- 
mer einen Anspruch auf Freizeit für die Arbeitssuche. Die Länge der Arbeits- 
freistellung für die Arbeitsplatzsuche ist dabei unterschiedlich. Sie beträgt 
zwei Tage bei einer Kündigungsfrist von zwei Wochen bis zu einem Monat; 
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05.1  Nebenarbeitsverhältnis, Nebentätigkeit

Ein Arbeitnehmer kann Nebentätigkeiten ausüben, soweit dadurch seine Arbeits- 
leistung nicht beeinträchtigt wird und er dem Arbeitgeber keine Konkurrenz 
macht. 

Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber seine Absicht, ein weiteres Arbeits- 
verhältnis oder ein sonstiges auf Arbeitsleistung gerichtetes Rechtsverhältnis  
einzugehen, vorab mitteilen. Der Arbeitgeber darf dies nur verbieten, wenn 
der Arbeitnehmer dadurch gegen ein Wettbewerbsverbot verstoßen würde.

05.2  Dienst- und Werkverträge

Der Dienstleistungsauftrag – eine Vertragsform des Zivilgesetzbuchs – wird 
gegenwärtig häufig für einmalige und kurzfristige Tätigkeiten genutzt. Zuneh- 
mend stellt man in der polnischen Praxis allerdings auch fest, dass die Parteien  
häufig aufgrund der Initiative des Arbeitgebers, aber in beiderseitigem Einver- 
ständnis einen zivilrechtlichen Vertrag abschließen, anstatt ein Arbeitsverhält- 
nis zu vereinbaren. Das Ziel dieser Praxis ist vor allem die Nichtanwendung 
von den Arbeitnehmer schützenden Normen des Arbeitsrechts sowie die Um- 
gehung der Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen. 

Beim Dienstleistungsauftrag verpflichtet sich der Auftragnehmer, die verein- 
barten Aufgaben zu erfüllen, der Auftraggeber, die Kosten und Zinsen zu über- 
nehmen sowie den fälligen Vorschuss zu zahlen. Das Entgelt für den Auftrag 
ist erst nach Erfüllung der vereinbarten Leistung fällig. Der Arbeitgeber kann 
den Auftrag zwar jederzeit kündigen, muss dann jedoch die bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Kosten sowie den entsprechenden Arbeitsanteil bezahlen.  
Ist die Kündigung durch den Auftraggeber nicht gerechtfertigt, so hat er dem  
Auftragnehmer Schadensersatz zu leisten. Ein Dienstleistungsauftrag unter- 
liegt grundsätzlich auch der Sozialversicherungspflicht; es sei denn, der Dienst- 
leistungsauftrag wurde mit Schülern oder Studenten geschlossen, die jünger 
als 26 Jahre sind. 

der Arbeitsverträge steht dem Arbeitnehmer eine Entschädigung zu, auf die 
das Arbeitsgericht erkennen kann.

04.10.4.2   Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den 
Arbeitnehmer – Schadensersatz

Bei einer unwirksamen Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeit- 
nehmer kann ein Schadensersatzanspruch des Arbeitgebers gegen den Arbeit- 
nehmer bestehen. Allerdings haftet ein Arbeitnehmer nur dann, wenn er infolge  
der Nichterfüllung oder der nicht ordnungsgemäßen Erfüllung von Arbeitneh- 
merpflichten dem Arbeitgeber schuldhaft einen Schaden zugefügt hat.

04.10.4.3  Unwirksamer Aufhebungsvertrag

Im Fall eines unwirksamen Aufhebungsvertrages steht dem Arbeitnehmer eine  
Entschädigung zu, auf die das Arbeitsgericht erkennen kann, wenn die Vor- 
schriften über die Kündigung der Arbeitsverträge verletzt wurden.
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05.1  Nebenarbeitsverhältnis, Nebentätigkeit

Ein Arbeitnehmer kann Nebentätigkeiten ausüben, soweit dadurch seine Arbeits- 
leistung nicht beeinträchtigt wird und er dem Arbeitgeber keine Konkurrenz 
macht. 

Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber seine Absicht, ein weiteres Arbeits- 
verhältnis oder ein sonstiges auf Arbeitsleistung gerichtetes Rechtsverhältnis  
einzugehen, vorab mitteilen. Der Arbeitgeber darf dies nur verbieten, wenn 
der Arbeitnehmer dadurch gegen ein Wettbewerbsverbot verstoßen würde.

05.2  Dienst- und Werkverträge

Der Dienstleistungsauftrag – eine Vertragsform des Zivilgesetzbuchs – wird 
gegenwärtig häufig für einmalige und kurzfristige Tätigkeiten genutzt. Zuneh- 
mend stellt man in der polnischen Praxis allerdings auch fest, dass die Parteien  
häufig aufgrund der Initiative des Arbeitgebers, aber in beiderseitigem Einver- 
ständnis einen zivilrechtlichen Vertrag abschließen, anstatt ein Arbeitsverhält- 
nis zu vereinbaren. Das Ziel dieser Praxis ist vor allem die Nichtanwendung 
von den Arbeitnehmer schützenden Normen des Arbeitsrechts sowie die Um- 
gehung der Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen. 

Beim Dienstleistungsauftrag verpflichtet sich der Auftragnehmer, die verein- 
barten Aufgaben zu erfüllen, der Auftraggeber, die Kosten und Zinsen zu über- 
nehmen sowie den fälligen Vorschuss zu zahlen. Das Entgelt für den Auftrag 
ist erst nach Erfüllung der vereinbarten Leistung fällig. Der Arbeitgeber kann 
den Auftrag zwar jederzeit kündigen, muss dann jedoch die bis zu diesem Zeit- 
punkt entstandenen Kosten sowie den entsprechenden Arbeitsanteil bezahlen.  
Ist die Kündigung durch den Auftraggeber nicht gerechtfertigt, so hat er dem  
Auftragnehmer Schadensersatz zu leisten. Ein Dienstleistungsauftrag unter- 
liegt grundsätzlich auch der Sozialversicherungspflicht; es sei denn, der Dienst- 
leistungsauftrag wurde mit Schülern oder Studenten geschlossen, die jünger 
als 26 Jahre sind. 

der Arbeitsverträge steht dem Arbeitnehmer eine Entschädigung zu, auf die 
das Arbeitsgericht erkennen kann.

04.10.4.2   Rechtswidrige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den 
Arbeitnehmer – Schadensersatz

Bei einer unwirksamen Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeit- 
nehmer kann ein Schadensersatzanspruch des Arbeitgebers gegen den Arbeit- 
nehmer bestehen. Allerdings haftet ein Arbeitnehmer nur dann, wenn er infolge  
der Nichterfüllung oder der nicht ordnungsgemäßen Erfüllung von Arbeitneh- 
merpflichten dem Arbeitgeber schuldhaft einen Schaden zugefügt hat.

04.10.4.3  Unwirksamer Aufhebungsvertrag

Im Fall eines unwirksamen Aufhebungsvertrages steht dem Arbeitnehmer eine  
Entschädigung zu, auf die das Arbeitsgericht erkennen kann, wenn die Vor- 
schriften über die Kündigung der Arbeitsverträge verletzt wurden.
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kann auch formlos abgeschlossen werden. Die Ausführung hat nicht persönlich  
durch den Auftragnehmer zu erfolgen und es handelt sich ebenfalls um kein 
Dauerschuldverhältnis. Es bestehen selbstverständlich weitere Unterschiede,  
wie die Verjährungsfristen, die zuständige Gerichtsbarkeit für die Geltend-
machung von Ansprüchen aus dem Auftrag u. a.

Beim Werkvertrag verpflichtet sich der Hersteller, das bestellte Werk herzu- 
stellen, der Besteller, das Werk nach Herstellung zu bezahlen und abzunehmen.  
Geschuldet ist damit ein Erfolg. Das Werk kann ein handwerkliches Produkt 
sein, wie z. B. Möbel oder Kleidung oder ein Bauwerk; in diesem Fall finden 
die Vorschriften über den Bauvertrag Anwendung. Eine Abschlagszahlung 
kann aufgrund eines Kostenvoranschlags mit Änderungsmöglichkeit nach 
Fertigstellung des Werkes oder als Pauschale ohne Änderungsmöglichkeit 
vereinbart werden. Durch einen Werkvertrag entsteht keine Sozialversiche-
rungspflicht.

Schließlich gibt es im Zivilgesetzbuch den Vertragstyp des Agenturvertrages, 
bei diesem verpflichtet sich der Auftragnehmer (Agent) gegenüber dem Auftrag- 
geber zu einer langfristigen Vermittlung von Verträgen, für deren Abschluss er  
eine vorher festgelegte Provision erhält. Bei teilweiser Erfüllung des Vertrages  
hat eine sukzessive Bezahlung zu erfolgen. Der Agenturvertrag unterfällt der 
Sozialversicherungspflicht. Die Kündigungsfrist eines auf unbestimmte Zeit 
geschlossenen Agenturvertrages beträgt im ersten Jahr einen Monat, im zweiten  
Jahr zwei Monate und im dritten und den folgenden Jahren drei Monate zum 
Monatsende. Die fristlose Kündigung ist – auch wenn der Agenturvertrag auf 
unbestimmte Zeit geschlossen wurde – möglich.

Die grundlegenden Unterschiede zwischen einem arbeitsrechtlichen und ei- 
nem zivilrechtlichen (Werk- oder Dienstleistungs-)Vertrag bestehen in dem 
Zweck der Vertragsausführung; dem persönlichen Charakter des Vertrages 
sowie in der Entgeltlichkeit des Rechtsverhältnisses, wobei es aber auf die 
Angemessenheit des (Werk-)lohns – anders als beim Arbeitslohn – nicht an- 
kommt. Während zum Wesen eines Arbeitsverhältnisses eine auf Dauer ange- 
legte, wiederholend auszuführende Arbeit gehört, ist beim Werkvertrag das 
Ergebnis der Arbeit / das Werk geschuldet. Keiner der beiden zivilrechtlichen 
Verträge setzt ferner seine Ausführung durch die Partei des Vertrages selbst 
voraus. Der Unternehmer des Werkvertrages trägt in der Regel das Risiko 
seiner Ausführung selbst und ist von der anderen Partei / dem Besteller orga- 
nisatorisch unabhängig. Es fehlt damit die Weisungsabhängigkeit des Leis- 
tenden. Der Werkvertrag kann formlos abgeschlossen werden. Auch handelt 
es sich bei dem Werkvertrag nicht um ein Dauerschuldverhältnis. Es bestehen  
selbstverständlich weitere Unterschiede, wie die Verjährungsfristen, die zu- 
ständige Gerichtsbarkeit für die Geltendmachung von Ansprüchen aus dem 
Werkvertrag u. a.

Bei einem Auftrag besteht der Gegensatz zu einem Arbeitsvertrag u. a. darin, 
dass kein Entgelt für die geleistete Arbeit bestimmt werden muss. Ein Auftrag  
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kann auch formlos abgeschlossen werden. Die Ausführung hat nicht persönlich  
durch den Auftragnehmer zu erfolgen und es handelt sich ebenfalls um kein 
Dauerschuldverhältnis. Es bestehen selbstverständlich weitere Unterschiede,  
wie die Verjährungsfristen, die zuständige Gerichtsbarkeit für die Geltend-
machung von Ansprüchen aus dem Auftrag u. a.

Beim Werkvertrag verpflichtet sich der Hersteller, das bestellte Werk herzu- 
stellen, der Besteller, das Werk nach Herstellung zu bezahlen und abzunehmen.  
Geschuldet ist damit ein Erfolg. Das Werk kann ein handwerkliches Produkt 
sein, wie z. B. Möbel oder Kleidung oder ein Bauwerk; in diesem Fall finden 
die Vorschriften über den Bauvertrag Anwendung. Eine Abschlagszahlung 
kann aufgrund eines Kostenvoranschlags mit Änderungsmöglichkeit nach 
Fertigstellung des Werkes oder als Pauschale ohne Änderungsmöglichkeit 
vereinbart werden. Durch einen Werkvertrag entsteht keine Sozialversiche-
rungspflicht.

Schließlich gibt es im Zivilgesetzbuch den Vertragstyp des Agenturvertrages, 
bei diesem verpflichtet sich der Auftragnehmer (Agent) gegenüber dem Auftrag- 
geber zu einer langfristigen Vermittlung von Verträgen, für deren Abschluss er  
eine vorher festgelegte Provision erhält. Bei teilweiser Erfüllung des Vertrages  
hat eine sukzessive Bezahlung zu erfolgen. Der Agenturvertrag unterfällt der 
Sozialversicherungspflicht. Die Kündigungsfrist eines auf unbestimmte Zeit 
geschlossenen Agenturvertrages beträgt im ersten Jahr einen Monat, im zweiten  
Jahr zwei Monate und im dritten und den folgenden Jahren drei Monate zum 
Monatsende. Die fristlose Kündigung ist – auch wenn der Agenturvertrag auf 
unbestimmte Zeit geschlossen wurde – möglich.

Die grundlegenden Unterschiede zwischen einem arbeitsrechtlichen und ei- 
nem zivilrechtlichen (Werk- oder Dienstleistungs-)Vertrag bestehen in dem 
Zweck der Vertragsausführung; dem persönlichen Charakter des Vertrages 
sowie in der Entgeltlichkeit des Rechtsverhältnisses, wobei es aber auf die 
Angemessenheit des (Werk-)lohns – anders als beim Arbeitslohn – nicht an- 
kommt. Während zum Wesen eines Arbeitsverhältnisses eine auf Dauer ange- 
legte, wiederholend auszuführende Arbeit gehört, ist beim Werkvertrag das 
Ergebnis der Arbeit / das Werk geschuldet. Keiner der beiden zivilrechtlichen 
Verträge setzt ferner seine Ausführung durch die Partei des Vertrages selbst 
voraus. Der Unternehmer des Werkvertrages trägt in der Regel das Risiko 
seiner Ausführung selbst und ist von der anderen Partei / dem Besteller orga- 
nisatorisch unabhängig. Es fehlt damit die Weisungsabhängigkeit des Leis- 
tenden. Der Werkvertrag kann formlos abgeschlossen werden. Auch handelt 
es sich bei dem Werkvertrag nicht um ein Dauerschuldverhältnis. Es bestehen  
selbstverständlich weitere Unterschiede, wie die Verjährungsfristen, die zu- 
ständige Gerichtsbarkeit für die Geltendmachung von Ansprüchen aus dem 
Werkvertrag u. a.

Bei einem Auftrag besteht der Gegensatz zu einem Arbeitsvertrag u. a. darin, 
dass kein Entgelt für die geleistete Arbeit bestimmt werden muss. Ein Auftrag  
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§ 6  Der Übergang des Betriebes oder seines Teils auf einen anderen Arbeitgeber kann kein 
Grund für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber darstellen.

06.1   Übernahme der Arbeitnehmer bei Betriebsübergang  
und bei Umwandlungen

Im Fall des Übergangs des Betriebs oder eines Teils des Betriebs auf einen 
anderen Arbeitgeber wird dieser grundsätzlich automatisch Partei der bis- 
herigen Arbeitsverhältnisse. Für die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergeben-
den Verbindlichkeiten, die vor dem Übergang eines Betriebsteils auf einen 
anderen Arbeitgeber entstanden sind, haften der bisherige und der neue Ar- 
beitgeber gesamtschuldnerisch. 

06.2   Anhörungs- und Informationspflichten gegenüber Arbeitnehmer-
vertretungen und der Arbeitsverwaltung

Sind beim alten oder beim neuen Arbeitgeber betriebliche Gewerkschaften 
tätig, so informieren der bisherige und der neue Arbeitgeber diese schriftlich 
über den vorgesehenen Zeitpunkt des Übergangs des Betriebs oder eines Teils  
des Betriebs auf einen anderen Arbeitgeber, über die Gründe dafür, über die 
rechtlichen, ökonomischen und sozialen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer 
sowie über die beabsichtigten Handlungen betreffend die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern; insbesondere hinsichtlich der Arbeits-, Vergütungs- und Um- 
schulungsbedingungen; die Erteilung der Informationen soll mindestens 30 Tage  
vor dem Termin des Übergangs des Betriebs oder seines Teils auf einen an- 
deren Arbeitgeber erfolgen.

Sind keine Betriebsgewerkschaften vorhanden, so müssen alter und neuer  
Arbeitgeber die Arbeitnehmer selbst darüber informieren. 

Art. 23/1 ArbGB

 
§ 1  Im Falle des Übergangs des Betriebs oder eines Teils des Betriebs auf einen anderen 

Arbeitgeber wird dieser, vorbehaltlich der Regelung in § 5, von Rechts wegen Partei der 
bisherigen Arbeitsverhältnisse.

§ 2  Für die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebenden Verbindlichkeiten, die vor dem Über-
gang eines Betriebsteils auf einen anderen Arbeitgeber entstanden sind, haften der bis-
herige und der neue Arbeitgeber gesamtschuldnerisch.

§ 3  Sind bei den in § 1 genannten Arbeitgebern die betrieblichen Gewerkschaften nicht tätig, 
so informieren der bisherige und der neue Arbeitgeber schriftlich ihre Arbeitnehmer über 
die vorgesehene Zeit des Übergangs des Betriebes oder des Teils des Betriebes auf ei-
nen anderen Arbeitgeber, über seine Gründe, über die rechtlichen, ökonomischen und 
sozialen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer sowie über die beabsichtigten Handlungen 
betreffend die Beschäftigung von Arbeitnehmern, insbesondere hinsichtlich der Arbeits-, 
Vergütungs- und Umschulungsbedingungen; die Erteilung der Informationen soll min-
destens 30 Tage vor dem Termin des Übergangs des Betriebes oder seines Teils auf ei-
nen anderen Arbeitgeber erfolgen.

§ 4  Innerhalb von 2 Monaten ab dem Übergang des Betriebes oder seines Teils auf einen 
anderen Arbeitgeber kann der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis mit Einhaltung einer 
siebentägigen Vorlauffrist ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist auflösen. Die Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses in diesem Verfahren bewirkt für den Arbeitnehmer die Rechts- 
folgen, welche die Vorschriften des Arbeitsrechts mit der Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses durch den Arbeitgeber mit Einhaltung der Kündigungsfrist verknüpfen.

§ 5  Mit dem Tage der Übernahme des Betriebs oder seines Teils ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, den Arbeitnehmern, die bisher auf einer anderen Grundlage als der eines Ar-
beitsvertrages Arbeitsleistungen erbracht haben, neue Arbeits- und Vergütungsbedin-
gungen anzubieten sowie eine Frist, die nicht kürzer als 7 Tage ist, für die Annahme oder 
Ablehnung der angebotenen Bedingungen einzuräumen. Für den Fall, dass keine neuen 
Arbeits- und Vergütungsbedingungen vereinbart werden, wird das bisherige Arbeitsver-
hältnis nach Ablauf der Kündigungsfrist aufgelöst; die Kündigungsfrist wird ab dem Tage 
gerechnet, an dem der Arbeitnehmer die Erklärung über die Ablehnung der Annahme der 
angebotenen Bedingungen abgegeben hat oder sie hätte abgeben können. Die Vor-
schrift des § 4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

Arbeitsverhältnisse bei  06
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§ 6  Der Übergang des Betriebes oder seines Teils auf einen anderen Arbeitgeber kann kein 
Grund für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber darstellen.

06.1   Übernahme der Arbeitnehmer bei Betriebsübergang  
und bei Umwandlungen

Im Fall des Übergangs des Betriebs oder eines Teils des Betriebs auf einen 
anderen Arbeitgeber wird dieser grundsätzlich automatisch Partei der bis- 
herigen Arbeitsverhältnisse. Für die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergeben-
den Verbindlichkeiten, die vor dem Übergang eines Betriebsteils auf einen 
anderen Arbeitgeber entstanden sind, haften der bisherige und der neue Ar- 
beitgeber gesamtschuldnerisch. 

06.2   Anhörungs- und Informationspflichten gegenüber Arbeitnehmer-
vertretungen und der Arbeitsverwaltung

Sind beim alten oder beim neuen Arbeitgeber betriebliche Gewerkschaften 
tätig, so informieren der bisherige und der neue Arbeitgeber diese schriftlich 
über den vorgesehenen Zeitpunkt des Übergangs des Betriebs oder eines Teils  
des Betriebs auf einen anderen Arbeitgeber, über die Gründe dafür, über die 
rechtlichen, ökonomischen und sozialen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer 
sowie über die beabsichtigten Handlungen betreffend die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern; insbesondere hinsichtlich der Arbeits-, Vergütungs- und Um- 
schulungsbedingungen; die Erteilung der Informationen soll mindestens 30 Tage  
vor dem Termin des Übergangs des Betriebs oder seines Teils auf einen an- 
deren Arbeitgeber erfolgen.

Sind keine Betriebsgewerkschaften vorhanden, so müssen alter und neuer  
Arbeitgeber die Arbeitnehmer selbst darüber informieren. 

Art. 23/1 ArbGB

 
§ 1  Im Falle des Übergangs des Betriebs oder eines Teils des Betriebs auf einen anderen 

Arbeitgeber wird dieser, vorbehaltlich der Regelung in § 5, von Rechts wegen Partei der 
bisherigen Arbeitsverhältnisse.

§ 2  Für die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebenden Verbindlichkeiten, die vor dem Über-
gang eines Betriebsteils auf einen anderen Arbeitgeber entstanden sind, haften der bis-
herige und der neue Arbeitgeber gesamtschuldnerisch.

§ 3  Sind bei den in § 1 genannten Arbeitgebern die betrieblichen Gewerkschaften nicht tätig, 
so informieren der bisherige und der neue Arbeitgeber schriftlich ihre Arbeitnehmer über 
die vorgesehene Zeit des Übergangs des Betriebes oder des Teils des Betriebes auf ei-
nen anderen Arbeitgeber, über seine Gründe, über die rechtlichen, ökonomischen und 
sozialen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer sowie über die beabsichtigten Handlungen 
betreffend die Beschäftigung von Arbeitnehmern, insbesondere hinsichtlich der Arbeits-, 
Vergütungs- und Umschulungsbedingungen; die Erteilung der Informationen soll min-
destens 30 Tage vor dem Termin des Übergangs des Betriebes oder seines Teils auf ei-
nen anderen Arbeitgeber erfolgen.

§ 4  Innerhalb von 2 Monaten ab dem Übergang des Betriebes oder seines Teils auf einen 
anderen Arbeitgeber kann der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis mit Einhaltung einer 
siebentägigen Vorlauffrist ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist auflösen. Die Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses in diesem Verfahren bewirkt für den Arbeitnehmer die Rechts- 
folgen, welche die Vorschriften des Arbeitsrechts mit der Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses durch den Arbeitgeber mit Einhaltung der Kündigungsfrist verknüpfen.

§ 5  Mit dem Tage der Übernahme des Betriebs oder seines Teils ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, den Arbeitnehmern, die bisher auf einer anderen Grundlage als der eines Ar-
beitsvertrages Arbeitsleistungen erbracht haben, neue Arbeits- und Vergütungsbedin-
gungen anzubieten sowie eine Frist, die nicht kürzer als 7 Tage ist, für die Annahme oder 
Ablehnung der angebotenen Bedingungen einzuräumen. Für den Fall, dass keine neuen 
Arbeits- und Vergütungsbedingungen vereinbart werden, wird das bisherige Arbeitsver-
hältnis nach Ablauf der Kündigungsfrist aufgelöst; die Kündigungsfrist wird ab dem Tage 
gerechnet, an dem der Arbeitnehmer die Erklärung über die Ablehnung der Annahme der 
angebotenen Bedingungen abgegeben hat oder sie hätte abgeben können. Die Vor-
schrift des § 4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
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Die allgemeine Haftung für Schäden durch den Arbeitnehmer hat nach der pol- 
nischen Lehre nicht nur die Funktion, den entstandenen Schaden zu kompen- 
sieren, sondern sie soll auch präventiv und erziehend auf den Arbeitnehmer 
einwirken, indem die Haftung den Arbeitnehmer dazu anhält, Schäden von vorn- 
herein zu vermeiden und auf das Vermögen des Arbeitgebers achtzugeben.  
Das Arbeitsrecht unterscheidet hinsichtlich der Haftung des Arbeitnehmers 
zwischen der Haftung für einen dem Arbeitgeber zugefügten Schäden allgemein  
sowie für Schäden, die durch das Verschulden des Arbeitnehmers an dem ihm  
anvertrauten Vermögen entstanden sind. 

Die allgemeine Schadenshaftung des Arbeitnehmers setzt voraus:
 
– einen Schaden des Arbeitgebers
–  die Rechtswidrigkeit, die Nichterfüllung oder die Schlechterfüllung einer 

Pflicht des Arbeitnehmers
– ein Verschulden und 
–  einen Kausalzusammenhang zwischen dem rechtswidrigen Tun oder Unter- 

lassen des Arbeitnehmers und der Entstehung des Schadens

Unter einem Schaden wird eine Minderung des Vermögens des Arbeitgebers 
verstanden. Dieser wird nach der Differenztheorie berechnet, d. h. es wird der  
Unterschied zwischen dem aktuellen Wert des Vermögens und dem Wert, den  
das Vermögen gehabt hätte, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre, be- 
stimmt. Ausgeschlossen ist eine Wertminderung, die begründet ist, z. B. die 
normale Abnutzung eines Arbeitsgeräts. 

Rechtswidrig handelt der Arbeitnehmer, wenn er eine Pflicht verletzt, die aus 
der Art der zu leistenden Arbeit, den arbeitsrechtlichen Vorschriften, Anord- 
nungen und Anweisungen des Arbeitgebers folgt. Der Arbeitnehmer muss 
positive Kenntnis von dieser Pflicht haben.

Die materielle Haftung ist ausgeschlossen, wenn dem Arbeitnehmer keine 
Schuld zuzurechnen ist. Dabei ist zwischen Vorsatz und einem nicht vorsätz- 
lichen Tun zu unterscheiden. Der Arbeitnehmer hat einen Schaden nur dann 
verschuldet, wenn er imstande ist, die Folgen seines Handelns oder Unter- 
lassens zu erkennen oder sein Verhalten zu leiten, wenn er also während der 
schadensstiftenden Handlung nicht zurechnungsfähig war; es sei denn, er ist 
für die Herbeiführung seiner Unzurechnungsfähigkeit verantwortlich. Die 
Schuld muss vom Arbeitgeber nachgewiesen werden.

07.1  Arbeitnehmerhaftung

Das ArbGB kennt zwei Formen der Arbeitnehmerhaftung: die Ordnungshaf-
tung und die materielle Haftung für Schäden im Vermögen des Arbeitgebers.

07.1.1  Haftungstatbestände für Arbeitnehmer

Kapitelübersicht

07.1.1.1  Allgemeine Schadenshaftung  106 
07.1.1.2  Haftung bei Verletzung der Pflicht zur Schadensverhütung  109 
07.1.1.3   Haftung für Schäden und Verluste bei anvertrauten  

Gegenständen und Beträgen (Mankohaftung)  110
07.1.1.4  Haftung für die Herstellung fehlerhafter Produkte  112 

07.1.1.1  Allgemeine Schadenshaftung

Art. 114 ArbGB 

 
Ein Arbeitnehmer, der infolge der Nichterfüllung oder der nicht ordnungsgemäßen Erfüllung 
von Arbeitnehmerpflichten dem Arbeitgeber schuldhaft einen Schaden zugefügt hat, trägt die 
materielle Haftung nach den in diesem Abschnitt niedergelegten Grundsätzen.

Art. 115 ArbGB

 
Ein Arbeitnehmer haftet in Grenzen des tatsächlich durch den Arbeitgeber erlittenen Schadens  
und nur für die gewöhnlichen Folgen seines Handelns oder Unterlassens, aus dem der Schaden  
hervorgegangen ist.

Schadensersatzhaftung innerhalb  07
des Arbeitsverhältnisses
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Die allgemeine Haftung für Schäden durch den Arbeitnehmer hat nach der pol- 
nischen Lehre nicht nur die Funktion, den entstandenen Schaden zu kompen- 
sieren, sondern sie soll auch präventiv und erziehend auf den Arbeitnehmer 
einwirken, indem die Haftung den Arbeitnehmer dazu anhält, Schäden von vorn- 
herein zu vermeiden und auf das Vermögen des Arbeitgebers achtzugeben.  
Das Arbeitsrecht unterscheidet hinsichtlich der Haftung des Arbeitnehmers 
zwischen der Haftung für einen dem Arbeitgeber zugefügten Schäden allgemein  
sowie für Schäden, die durch das Verschulden des Arbeitnehmers an dem ihm  
anvertrauten Vermögen entstanden sind. 

Die allgemeine Schadenshaftung des Arbeitnehmers setzt voraus:
 
– einen Schaden des Arbeitgebers
–  die Rechtswidrigkeit, die Nichterfüllung oder die Schlechterfüllung einer 

Pflicht des Arbeitnehmers
– ein Verschulden und 
–  einen Kausalzusammenhang zwischen dem rechtswidrigen Tun oder Unter- 

lassen des Arbeitnehmers und der Entstehung des Schadens

Unter einem Schaden wird eine Minderung des Vermögens des Arbeitgebers 
verstanden. Dieser wird nach der Differenztheorie berechnet, d. h. es wird der  
Unterschied zwischen dem aktuellen Wert des Vermögens und dem Wert, den  
das Vermögen gehabt hätte, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre, be- 
stimmt. Ausgeschlossen ist eine Wertminderung, die begründet ist, z. B. die 
normale Abnutzung eines Arbeitsgeräts. 

Rechtswidrig handelt der Arbeitnehmer, wenn er eine Pflicht verletzt, die aus 
der Art der zu leistenden Arbeit, den arbeitsrechtlichen Vorschriften, Anord- 
nungen und Anweisungen des Arbeitgebers folgt. Der Arbeitnehmer muss 
positive Kenntnis von dieser Pflicht haben.

Die materielle Haftung ist ausgeschlossen, wenn dem Arbeitnehmer keine 
Schuld zuzurechnen ist. Dabei ist zwischen Vorsatz und einem nicht vorsätz- 
lichen Tun zu unterscheiden. Der Arbeitnehmer hat einen Schaden nur dann 
verschuldet, wenn er imstande ist, die Folgen seines Handelns oder Unter- 
lassens zu erkennen oder sein Verhalten zu leiten, wenn er also während der 
schadensstiftenden Handlung nicht zurechnungsfähig war; es sei denn, er ist 
für die Herbeiführung seiner Unzurechnungsfähigkeit verantwortlich. Die 
Schuld muss vom Arbeitgeber nachgewiesen werden.

07.1  Arbeitnehmerhaftung

Das ArbGB kennt zwei Formen der Arbeitnehmerhaftung: die Ordnungshaf-
tung und die materielle Haftung für Schäden im Vermögen des Arbeitgebers.

07.1.1  Haftungstatbestände für Arbeitnehmer

Kapitelübersicht

07.1.1.1  Allgemeine Schadenshaftung  106 
07.1.1.2  Haftung bei Verletzung der Pflicht zur Schadensverhütung  109 
07.1.1.3   Haftung für Schäden und Verluste bei anvertrauten  

Gegenständen und Beträgen (Mankohaftung)  110
07.1.1.4  Haftung für die Herstellung fehlerhafter Produkte  112 

07.1.1.1  Allgemeine Schadenshaftung

Art. 114 ArbGB 

 
Ein Arbeitnehmer, der infolge der Nichterfüllung oder der nicht ordnungsgemäßen Erfüllung 
von Arbeitnehmerpflichten dem Arbeitgeber schuldhaft einen Schaden zugefügt hat, trägt die 
materielle Haftung nach den in diesem Abschnitt niedergelegten Grundsätzen.

Art. 115 ArbGB

 
Ein Arbeitnehmer haftet in Grenzen des tatsächlich durch den Arbeitgeber erlittenen Schadens  
und nur für die gewöhnlichen Folgen seines Handelns oder Unterlassens, aus dem der Schaden  
hervorgegangen ist.

Schadensersatzhaftung innerhalb  07
des Arbeitsverhältnisses
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In einem kausalen Zusammenhang steht das Ereignis mit dem dem Arbeitge-
ber zugefügten Schaden, wenn der Schaden die gewöhnliche Folge dieses 
Handelns oder Unterlassens ist.

Die Beweislast für die genannten Voraussetzungen trägt der Arbeitgeber, d. h.,  
der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Umstände, welche die Haftung des Arbeit- 
nehmers begründen sowie die Höhe des entstandenen Schadens nachzu-
weisen.

Haben der Arbeitgeber oder eine andere Person zur Entstehung oder Vergrö- 
ßerung des Schadens beigetragen, so haftet der Arbeitnehmer nicht für die- 
sen Anteil an der Entstehung des Schadens bzw. an der Vergrößerung des 
Schadens, denn grundsätzlich liegt das Risiko beim Arbeitgeber; oder anders  
ausgedrückt, trägt der Arbeitnehmer kein Risiko, das mit der Tätigkeit des Ar- 
beitgebers zusammenhängt, und insbesondere haftet er nicht für den Schaden,  
der im Zusammenhang mit dem Handeln innerhalb des erlaubten Risikos ver- 
ursacht wurde. In dem Fall, dass mehrere Arbeitnehmer für die Entstehung 
des Schadens zusammen verantwortlich sind, haftet jeder proportional für 
den Teil des Schadens, der seiner Mitwirkung und seiner Schuld an der Scha- 
densverursachung entspricht. Ist es nicht möglich, den Grad der Schuld und 
der Mitwirkung der einzelnen Arbeitnehmer festzustellen, so stellt das ArbGB  
die gesetzliche Vermutung auf, dass ihr Anteil an der Verursachung des Scha- 
dens gleich ist und dass sie zu gleichen Teilen haften.

Wird einem Dritten durch einen Arbeitnehmer bei der Verrichtung seiner Arbeit- 
nehmerpflichten ein Schaden zugefügt, so ist ausschließlich der Arbeitgeber 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Der Arbeitnehmer hat seinem Arbeit- 
geber, der den Schaden einem Dritten ersetzt hat, diesen Betrag zu ersetzen.

Wurde der Schaden durch den Arbeitnehmer dabei vorsätzlich verursacht, so  
ist er zu seinem Ersatz in voller Höhe verpflichtet. Bei Fahrlässigkeit ist die Ent- 
schädigung ebenfalls dem allgemeinen Schadensersatzrecht entsprechend 
durch die Höhe des verursachten Schadens begrenzt. Außerdem ist der Scha- 
densersatz insofern gedeckelt, als die Entschädigung nicht den Betrag einer 
dreimonatigen Vergütung übersteigen darf, die dem Arbeitnehmer am Tag der  
Schadenszufügung zustand.

Ansonsten besteht die Möglichkeit, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich 
in einem Vergleich über die Höhe des Schadens verständigen. Dabei können 
sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Aushandlung der Höhe der Ent- 

schädigung an sämtlichen Umständen der Angelegenheit orientieren; insbe- 
sondere an dem Grad der Schuld des Arbeitnehmers und seiner Einstellung 
zu den Arbeitnehmerpflichten. Hat der Arbeitnehmer sich ansonsten nichts 
zuschulden kommen lassen und immer gut gearbeitet, so kann die Höhe des 
Schadensersatzes gemindert werden.

Dieser Vergleich kann durch das Arbeitsgericht überprüft werden bzw. das Ar- 
beitsgericht kann einen solchen Vergleich in einer mündlichen Verhandlung 
vorschlagen. Dabei berücksichtigt auch das Arbeitsgericht die genannten Um- 
stände und kann dementsprechend die Höhe der Entschädigung mindern. Ein  
weiteres Korrektiv des Arbeitsgerichts besteht darin, dass es, wenn der Arbeit- 
nehmer den Vergleich nicht erfüllt und er nach den Vorschriften des Zivilver- 
fahrensgesetzbuchs über die Vollstreckung durchgesetzt werden soll, die Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel verweigern kann, wenn es feststellt, dass 
der Vergleich rechtswidrig ist oder den Grundsätzen des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens widerspricht.

07.1.1.2  Haftung bei Verletzung der Pflicht zur Schadensverhütung

Bei der Verletzung einer Pflicht zur Schadensverhütung setzt die Ordnungs-
haftung nach dem polnischen Arbeitsrecht ein. Die Ordnungshaftung ist das 
Gegenstück zum Recht des Arbeitgebers, eine Strafe zu verhängen bei einer 
rechtswidrigen und schuldhaften Verletzung der im Betrieb herrschenden Ord- 
nung durch den Arbeitnehmer. Somit ist eine solche rechtswidrige und schuld- 
hafte Verletzung der im Betrieb herrschenden Ordnung Voraussetzung für das  
Eingreifen der Ordnungshaftung. 

Wegen der Nichteinhaltung der festgelegten Organisation und Ordnung im Ar- 
beitsprozess, der Vorschriften über die Arbeitssicherheit und -hygiene, der 
Feuerschutzvorschriften sowie der angenommenen Art und Weise der Bestä- 
tigung der Ankunft und der Anwesenheit in der Arbeit oder der Entschuldigung  
für die Nichtanwesenheit in der Arbeit, kann der Arbeitgeber die Strafe der 
Ermahnung und die des Verweises anwenden.

Wegen der Nichteinhaltung durch den Arbeitnehmer der Vorschriften über die  
Arbeitssicherheit und -hygiene oder der Feuerschutzvorschriften, der unge- 
rechtfertigten Entfernung vom Arbeitsplatz, des Erscheinens in der Arbeit im 
Zustand der Trunkenheit sowie wegen des Konsums von Alkohol während der  
Arbeitszeit kann der Arbeitgeber auch eine Geldstrafe verhängen, wobei die 
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In einem kausalen Zusammenhang steht das Ereignis mit dem dem Arbeitge-
ber zugefügten Schaden, wenn der Schaden die gewöhnliche Folge dieses 
Handelns oder Unterlassens ist.

Die Beweislast für die genannten Voraussetzungen trägt der Arbeitgeber, d. h.,  
der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Umstände, welche die Haftung des Arbeit- 
nehmers begründen sowie die Höhe des entstandenen Schadens nachzu-
weisen.

Haben der Arbeitgeber oder eine andere Person zur Entstehung oder Vergrö- 
ßerung des Schadens beigetragen, so haftet der Arbeitnehmer nicht für die- 
sen Anteil an der Entstehung des Schadens bzw. an der Vergrößerung des 
Schadens, denn grundsätzlich liegt das Risiko beim Arbeitgeber; oder anders  
ausgedrückt, trägt der Arbeitnehmer kein Risiko, das mit der Tätigkeit des Ar- 
beitgebers zusammenhängt, und insbesondere haftet er nicht für den Schaden,  
der im Zusammenhang mit dem Handeln innerhalb des erlaubten Risikos ver- 
ursacht wurde. In dem Fall, dass mehrere Arbeitnehmer für die Entstehung 
des Schadens zusammen verantwortlich sind, haftet jeder proportional für 
den Teil des Schadens, der seiner Mitwirkung und seiner Schuld an der Scha- 
densverursachung entspricht. Ist es nicht möglich, den Grad der Schuld und 
der Mitwirkung der einzelnen Arbeitnehmer festzustellen, so stellt das ArbGB  
die gesetzliche Vermutung auf, dass ihr Anteil an der Verursachung des Scha- 
dens gleich ist und dass sie zu gleichen Teilen haften.

Wird einem Dritten durch einen Arbeitnehmer bei der Verrichtung seiner Arbeit- 
nehmerpflichten ein Schaden zugefügt, so ist ausschließlich der Arbeitgeber 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Der Arbeitnehmer hat seinem Arbeit- 
geber, der den Schaden einem Dritten ersetzt hat, diesen Betrag zu ersetzen.

Wurde der Schaden durch den Arbeitnehmer dabei vorsätzlich verursacht, so  
ist er zu seinem Ersatz in voller Höhe verpflichtet. Bei Fahrlässigkeit ist die Ent- 
schädigung ebenfalls dem allgemeinen Schadensersatzrecht entsprechend 
durch die Höhe des verursachten Schadens begrenzt. Außerdem ist der Scha- 
densersatz insofern gedeckelt, als die Entschädigung nicht den Betrag einer 
dreimonatigen Vergütung übersteigen darf, die dem Arbeitnehmer am Tag der  
Schadenszufügung zustand.

Ansonsten besteht die Möglichkeit, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich 
in einem Vergleich über die Höhe des Schadens verständigen. Dabei können 
sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Aushandlung der Höhe der Ent- 

schädigung an sämtlichen Umständen der Angelegenheit orientieren; insbe- 
sondere an dem Grad der Schuld des Arbeitnehmers und seiner Einstellung 
zu den Arbeitnehmerpflichten. Hat der Arbeitnehmer sich ansonsten nichts 
zuschulden kommen lassen und immer gut gearbeitet, so kann die Höhe des 
Schadensersatzes gemindert werden.

Dieser Vergleich kann durch das Arbeitsgericht überprüft werden bzw. das Ar- 
beitsgericht kann einen solchen Vergleich in einer mündlichen Verhandlung 
vorschlagen. Dabei berücksichtigt auch das Arbeitsgericht die genannten Um- 
stände und kann dementsprechend die Höhe der Entschädigung mindern. Ein  
weiteres Korrektiv des Arbeitsgerichts besteht darin, dass es, wenn der Arbeit- 
nehmer den Vergleich nicht erfüllt und er nach den Vorschriften des Zivilver- 
fahrensgesetzbuchs über die Vollstreckung durchgesetzt werden soll, die Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel verweigern kann, wenn es feststellt, dass 
der Vergleich rechtswidrig ist oder den Grundsätzen des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens widerspricht.

07.1.1.2  Haftung bei Verletzung der Pflicht zur Schadensverhütung

Bei der Verletzung einer Pflicht zur Schadensverhütung setzt die Ordnungs-
haftung nach dem polnischen Arbeitsrecht ein. Die Ordnungshaftung ist das 
Gegenstück zum Recht des Arbeitgebers, eine Strafe zu verhängen bei einer 
rechtswidrigen und schuldhaften Verletzung der im Betrieb herrschenden Ord- 
nung durch den Arbeitnehmer. Somit ist eine solche rechtswidrige und schuld- 
hafte Verletzung der im Betrieb herrschenden Ordnung Voraussetzung für das  
Eingreifen der Ordnungshaftung. 

Wegen der Nichteinhaltung der festgelegten Organisation und Ordnung im Ar- 
beitsprozess, der Vorschriften über die Arbeitssicherheit und -hygiene, der 
Feuerschutzvorschriften sowie der angenommenen Art und Weise der Bestä- 
tigung der Ankunft und der Anwesenheit in der Arbeit oder der Entschuldigung  
für die Nichtanwesenheit in der Arbeit, kann der Arbeitgeber die Strafe der 
Ermahnung und die des Verweises anwenden.

Wegen der Nichteinhaltung durch den Arbeitnehmer der Vorschriften über die  
Arbeitssicherheit und -hygiene oder der Feuerschutzvorschriften, der unge- 
rechtfertigten Entfernung vom Arbeitsplatz, des Erscheinens in der Arbeit im 
Zustand der Trunkenheit sowie wegen des Konsums von Alkohol während der  
Arbeitszeit kann der Arbeitgeber auch eine Geldstrafe verhängen, wobei die 
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Geldstrafe für eine Überschreitung dieser Regeln und für einen Tag einer nicht  
entschuldigten Abwesenheit von der Arbeit die Vergütung des Arbeitnehmers  
für einen Arbeitstag und die Gesamtgeldstrafe 1/10 des dem Arbeitnehmer zur  
Auszahlung verbleibenden Betrags nicht überschreiten darf. Die Einnahmen aus  
Geldstrafen sind für die Verbesserung der Bedingungen der Arbeitssicherheit  
und -hygiene zu verwenden. 

Es darf keine Strafe mehr verhängt werden, wenn nach dem Erhalt der Be- 
nachrichtigung von der Verletzung einer Arbeitspflicht zwei Wochen oder nach  
der Begehung dieser Verletzung drei Monate vergangen sind. 

Der Arbeitnehmer kann innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt der schriftlichen  
Benachrichtigung über die Bestrafung Einspruch einlegen. Wird dieser Ein- 
spruch nicht innerhalb von 14 Tagen abgelehnt, so gilt er als stattgegeben. 

07.1.1.3   Haftung für Schäden und Verluste bei anvertrauten  
Gegenständen und Beträgen (Mankohaftung)

Die Haftung für anvertrautes Vermögen setzt ein, wenn ein Schaden an dem 
einem Arbeitnehmer, mit der Pflicht der Rückgabe oder Rechenschaft, anver- 
trauten Vermögensgegenstand entstanden ist. Der Arbeitnehmer haftet in voller  
Höhe für den an diesem Vermögen entstandenen Schaden. 

Das geschützte Vermögen besteht aus:
 
– Geld, Wertpapieren oder Wertgegenständen
– Werkzeugen und Instrumenten oder ähnlichen Gegenständen
–  Mittel des individuellen Arbeitsschutzes, darunter auch die vom Arbeitge-

ber zur Verfügung gestellte Arbeitskleidung und Arbeitsschuhe

Die Voraussetzungen der Haftung sind Folgende:

– Schäden in dem anvertrauten Vermögen
–  rechtswidriges Handeln oder Unterlassen, das hier auf Verletzung der mit der  

Rückgabe oder der Rechenschaft über das anvertraute Vermögen verbun-
denen Pflicht beruht

Weiter ist Voraussetzung für die Verletzung einer Pflicht an dem dem Arbeit- 
nehmer anvertrauten Vermögen, dass ihm dieses Vermögen ausdrücklich über- 
geben wurde, dass es ihm anvertraut wurde. Das heißt, dass er die Obhut über  

dieses Vermögen selbstständig ausüben kann. Ihm sind dabei die Umstände 
offenzulegen, die die Vermögensart und seinen Wert ausmachen. 

Die Beweislast für den Schadenseintritt und die Höhe des Schadens trägt auch  
hier grundsätzlich der Arbeitgeber. Allerdings stellt das ArbGB die Vermutung  
auf, dass der Schaden an dem dem Arbeitnehmer anvertrauten Vermögen in- 
folge eines schuldhaften Handelns oder Unterlassens des Arbeitnehmers ent- 
standen ist. Dies ist insofern sachgerecht, als der Arbeitgeber mit der Über- 
gabe des Vermögens an den Arbeitnehmer faktisch auf dieses Vermögen nicht  
mehr einwirken kann und den Arbeitnehmer die Pflicht zum sorgfältigen Um- 
gang mit diesem Vermögen trifft. 

Der Arbeitnehmer kann sich von der Haftung für die an dem Vermögen des Ar- 
beitgebers zugefügten Schaden exkulpieren, wenn die Schäden aus Gründen  
entstanden sind, die er nicht zu vertreten hat; insbesondere dadurch, dass 
der Arbeitgeber keine Bedingungen geschaffen hat, die eine Sicherung des an- 
vertrauten Vermögens ermöglichen. Auch bei der Haftung für das anvertraute  
Vermögen sieht das ArbGB eine Haftungsteilung beim Verschulden durch meh- 
rere Personen vor. Mehrere Arbeitnehmer, die die gemeinsame materielle Haf- 
tung für das anvertraute Vermögen mit der Pflicht zur Rechenschaft übernehmen,  
haften insofern gemeinsam, wobei die Grundlage für das gemeinschaftliche 
Anvertrauen des Vermögens ein schriftlich zwischen den Arbeitnehmern und 
dem Arbeitgeber abzuschließender Vertrag über die gemeinsame materielle 
Haftung ist. In diesem Vertrag ist die Aufteilung der Haftung unter den Arbeit- 
nehmern zu formulieren Die Arbeitnehmer, die die gemeinsame materielle Haf- 
tung tragen, haften dann grundsätzlich entsprechend dem im Vertrag bezeich- 
neten Anteil. Wird jedoch festgestellt, dass der Schaden ganz oder zum Teil 
durch einen bestimmten Arbeitnehmer verursacht wurde, so haftet für diesen  
Schaden oder seinen Teil nur der Verursacher. Durch Verordnung hat der Mi- 
nisterrat bestimmt, dass die Haftung für anvertraute Vermögensgegenstände  
Beschäftigte in Lagern tragen, bestimmte Verkäufer im Einzelhandel und im 
Selbstbedienungsgeschäft, wenn sie vorher schriftlich über das Eingreifen 
dieser Haftung informiert wurden und wenn eine Inventur durchgeführt wurde.  
In diesen Fällen sieht die Verordnung eine Haftungsminderung vor, wenn auch  
andere Personen Zugang zu den Waren (dem anvertrauten Vermögen) hatten,  
z. B. in einem Selbstbedienungsladen. Auch hier gilt, dass unter besonderen 
Umständen nach dem Grundsatz von Treu und Glauben die Höhe des Scha- 
densersatzes herabgesetzt werden kann. 
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Geldstrafe für eine Überschreitung dieser Regeln und für einen Tag einer nicht  
entschuldigten Abwesenheit von der Arbeit die Vergütung des Arbeitnehmers  
für einen Arbeitstag und die Gesamtgeldstrafe 1/10 des dem Arbeitnehmer zur  
Auszahlung verbleibenden Betrags nicht überschreiten darf. Die Einnahmen aus  
Geldstrafen sind für die Verbesserung der Bedingungen der Arbeitssicherheit  
und -hygiene zu verwenden. 

Es darf keine Strafe mehr verhängt werden, wenn nach dem Erhalt der Be- 
nachrichtigung von der Verletzung einer Arbeitspflicht zwei Wochen oder nach  
der Begehung dieser Verletzung drei Monate vergangen sind. 

Der Arbeitnehmer kann innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt der schriftlichen  
Benachrichtigung über die Bestrafung Einspruch einlegen. Wird dieser Ein- 
spruch nicht innerhalb von 14 Tagen abgelehnt, so gilt er als stattgegeben. 

07.1.1.3   Haftung für Schäden und Verluste bei anvertrauten  
Gegenständen und Beträgen (Mankohaftung)

Die Haftung für anvertrautes Vermögen setzt ein, wenn ein Schaden an dem 
einem Arbeitnehmer, mit der Pflicht der Rückgabe oder Rechenschaft, anver- 
trauten Vermögensgegenstand entstanden ist. Der Arbeitnehmer haftet in voller  
Höhe für den an diesem Vermögen entstandenen Schaden. 

Das geschützte Vermögen besteht aus:
 
– Geld, Wertpapieren oder Wertgegenständen
– Werkzeugen und Instrumenten oder ähnlichen Gegenständen
–  Mittel des individuellen Arbeitsschutzes, darunter auch die vom Arbeitge-

ber zur Verfügung gestellte Arbeitskleidung und Arbeitsschuhe

Die Voraussetzungen der Haftung sind Folgende:

– Schäden in dem anvertrauten Vermögen
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der Arbeitgeber keine Bedingungen geschaffen hat, die eine Sicherung des an- 
vertrauten Vermögens ermöglichen. Auch bei der Haftung für das anvertraute  
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07.1.1.4  Haftung für die Herstellung fehlerhafter Produkte

Auch für die Herstellung fehlerhafter Produkte haftet der Arbeitnehmer, wenn  
hierdurch ein Vermögensschaden des Arbeitgebers entstanden ist. Wird aller- 
dings einem Dritten durch einen Arbeitnehmer bei der Verrichtung seiner Arbeit- 
nehmerpflichten ein Schaden zugefügt, so ist ausschließlich der Arbeitgeber 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Allerdings ist der Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber zum Ersatz des an den Dritten ausgezahlten Schadensersatzes 
verpflichtet.

07.1.2  Umfang der Haftung des Arbeitnehmers

Die Haftung ist begrenzt auf die Höhe des durch den Arbeitgeber tatsächlich 
erlittenen Schadens. Bei einem fahrlässig verursachten Schaden ist die Haf- 
tung begrenzt auf das Dreifache der Monatsvergütung, die dem Arbeitnehmer  
zum Zeitpunkt der Schadensverursachung zustand. Erfolgt der Schadenser-
satz aufgrund eines Vergleichs zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitneh- 
mer, kann die Höhe der Entschädigung unter Berücksichtigung aller Umstände  
der Angelegenheit, insbesondere des Grades der Schuld des Arbeitnehmers 
und seiner Einstellung zu den Arbeitnehmerpflichten, gemindert werden. Diese  
Minderung kann auch das Arbeitsgericht vornehmen. Eine Begrenzung der Hö- 
he des Schadensersatzes ist bei Vorsatz des Arbeitnehmers ausgeschlossen.

Der Arbeitnehmer haftet nicht für den Schaden in dem Umfang, in dem der Ar- 
beitgeber oder eine andere Person zu seiner Entstehung oder Vergrößerung 
beigetragen hat.

07.1.3  Beteiligung Dritter an der Geltendmachung von Ansprüchen

Die Schadensersatzansprüche können vor den Arbeitsgerichten geltend ge- 
macht werden, die gegebenenfalls auch eine Minderung der Schadenser-
satzpflicht beschließen können oder die Erteilung der Vollstreckungsklausel 
ablehnen können.

07.1.4  Verjährung

Der Gesetzgeber hat für die Verhängung einer Ordnungsstrafe eine zweiwö-
chige Frist vorgesehen; die Frist ist ab dem Tag der Kenntnisnahme von der 

Verletzung der Arbeitnehmerpflicht zu berechnen. Die Strafe darf jedoch nicht  
nach Ablauf von drei Monaten seit der Begehung der Verletzung verhängt 
werden. 

Die Ansprüche des Arbeitgebers auf Ersatz des durch den Arbeitnehmer in- 
folge der Nichterfüllung oder nicht ordnungsgemäßen Erfüllung von Arbeit- 
nehmerpflichten verursachten Schadens verjähren nach Ablauf eines Jahres 
ab dem Tag, an dem der Arbeitgeber von der Schadensverursachung durch 
den Arbeitnehmer erfahren hat; jedoch nicht später als mit dem Ablauf von 
drei Jahren ab ihrer Verursachung. 

Bei Vorsatz verjähren die Ansprüche nach drei Jahren nach den Vorschriften 
über die Verjährung unerlaubter Handlungen des Zivilgesetzbuchs. 

07.2  Arbeitgeberhaftung

07.2.1  Haftungstatbestände für Arbeitgeber

Der Arbeitgeber haftet nach den Grundsätzen der materiellen Haftung, den 
Grundsätzen der Übertretungshaftung, und ihn trifft zudem eine strafrechtliche  
Haftung. Letztere kann u. a. auch durch die Verletzung von Pflichten gegen- 
über den Gewerkschaften oder Staatsorganen entstehen. Ein Arbeitgeber 
kann bei den im ArbGB genannten Verstößen gegen Arbeitnehmerschutzvor-
schriften vom Arbeitsschutzinspektor zu einer Geldstrafe bis zu 5.000,– PLN 
(ca. 1.214 Euro) verurteilt werden, wenn er unter anderem:

– offensichtlich gesetzwidrig außerordentlich kündigt
– gesetzwidrig Betriebsbußen verhängt
–  die Vorschriften zum Schutz der Arbeitszeit, der Frauen- und der Jugend 

verletzt
– fällige Geldleistungen nicht (oder nicht vollständig) rechtzeitig auszahlt
– rechtswidrig Erholungsurlaub nicht (oder nicht vollständig) gewährt
–  ein Arbeitszeugnis oder eine schriftliche Beurteilung gesetzwidrig nicht 

ausstellt
–  die Vorschriften und Grundsätze der Arbeitssicherheit oder -gesundheit 

nicht beachtet

Zahlt der Arbeitgeber den Lohn nicht rechtzeitig aus, so schuldet er dem Arbeit- 
nehmer zudem die Verzugszinsen.
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07.2.1.1  Allgemeine Schadenshaftung

Die materielle Haftung des Arbeitgebers wird im ArbGB nur geregelt für die 
Verletzung von besonderen Pflichten oder für Folgen von Ereignissen, die in 
die Sphäre der Verantwortlichkeit des Arbeitgebers fallen. Eine materielle Haf- 
tung des Arbeitgebers nach ArbGB kommt beispielsweise in Betracht bei der 
Nichtausstellung eines Arbeitszeugnisses, bei Mobbing, bei einem Arbeits- 
unfall, bei der Verletzung von Gleichbehandlungspflichten u. a.

Die generelle, materielle Haftung des Arbeitgebers folgt aus den allgemeinen 
zivilrechtlichen Schadensersatzvorschriften. Dies wird durch die Rechtspre-
chung der polnischen Gerichte bestätigt. Dabei ist die Tendenz festzustellen, 
die zivilrechtliche Haftung in diesem Bereich eher noch weiter auszudehnen.

07.2.1.2  Haftung für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Bei Arbeitsunfällen ist neben dem Schadensersatz für den Beschäftigten die 
Verhängung einer Geldstrafe möglich. Wer für den Stand der Arbeitssicherheit  
und -hygiene in einem Betrieb verantwortlich ist oder Arbeitnehmer leitet und  
dabei die Vorschriften oder Grundsätze von Arbeitssicherheit und -hygiene 
nicht beachtet, wird mit einer Geldstrafe bestraft. Ebenso, wer pflichtwidrig 
den zuständigen Arbeitsinspekteur, Staatsanwalt oder ein anderes zuständiges  
Organ über einen tödlichen, schweren oder Massenarbeitsunfall oder über 
jeden anderen Unfall, der im Zusammenhang mit der Arbeit steht und die ge- 
nannten Folgen verursacht hat, sofern er als Arbeitsunfall anerkannt werden 
kann, nicht unterrichtet, eine Berufskrankheit oder einen entsprechenden Ver- 
dacht nicht anmeldet, einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit nicht offen- 

bart oder wahrheitswidrige Auskünfte über solche Unfälle oder Krankheiten 
erteilt oder hierzu wahrheitswidrige Beweise oder Urkunden vorlegt.

07.2.1.3  Haftung für Sachen des Arbeitnehmers

Für die Sachen des Arbeitnehmers haftet der Arbeitgeber nach den allgemeinen 
zivilrechtlichen Grundsätzen.

07.2.1.4  Haftung für bei der Schadensabwendung erlittene Schäden

Auch hier ist der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nach den allgemeinen zivil- 
rechtlichen Vorschriften haftbar. 

07.2.1.5  Haftung für Schäden, die der Arbeitnehmer Dritten zufügt

Wird einem Dritten durch einen Arbeitnehmer bei der Verrichtung seiner Arbeit- 
nehmerpflichten ein Schaden zugefügt, so ist ausschließlich der Arbeitgeber 
dem Dritten gegenüber zum Ersatz des Schadens verpflichtet. Er hat einen 
Regressanspruch gegenüber dem Arbeitnehmer. 

07.3  Umfang der Haftung des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber haftet in vollem Umfang. Zudem sind eventuelle Strafvorschrif- 
ten einschlägig. Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer sowie dem Dritten 
grundsätzlich den gesamten entstandenen Schaden ersetzen. Nach allgemei- 
nem Zivilrecht, das insoweit auch im Arbeitsrecht gilt, beinhaltet der Schadens- 
ersatzanspruch des Geschädigten nicht nur den materiellen Schaden, sondern  
auch immaterielle Schäden (Schmerzensgeld) bei der Verletzung bestimmter 
Rechtsgüter wie der Verletzung an der Gesundheit oder einer Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts. In letzter Zeit wurde der Katalog dieser Rechtsgüter 
eher noch ausgebaut.

Der materielle Schaden hingegen umfasst Einbußen an Eigentum und Vermögen  
sowie den entgangenen Gewinn. Hier ist ein Vergleich des Vermögens vor dem  
schädigenden Ereignis mit dem Vermögen danach anzustellen.
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07.4  Regress des Arbeitgebers beim Arbeitnehmer

Im Fall, dass einem Dritten durch einen Arbeitnehmer bei der Verrichtung sei- 
ner Arbeitnehmerpflichten ein Schaden zugefügt wurde und der Arbeitgeber 
diesen ersetzt hat, hat der Arbeitgeber einen Regressanspruch gegen den 
Arbeitnehmer.

07.5  Verjährung

Die Ansprüche auf Schadensersatz verjähren nach drei Jahren. Bei einer Haf- 
tung, die nach den allgemeinen Regeln des Zivilgesetzbuchs erfolgt, verjähren  
die Ansprüche nach Ablauf eines Jahres.

08.1  Frauen

08.1.1  Gesundheitsschutz, Verbot bestimmter Arbeiten

Art. 176 ArbGB

 
Die Frauen dürfen nicht bei besonders belastenden oder bei besonders gesundheitsschädli-
chen Arbeiten beschäftigt werden. Der Ministerrat bestimmt im Wege einer Rechtsverordnung 
ein Verzeichnis dieser Arbeiten.

Für Frauen sind besonders belastende oder gesundheitsschädliche Arbeiten 
überhaupt verboten. Die einzelnen Arbeiten wurden vom Ministerrat im Wege  
einer Rechtsverordnung festgelegt. Dies sind in erster Linie Arbeiten, die be- 
sondere körperliche Anstrengungen voraussetzen, wie das regelmäßige Tragen  
von Lasten, die ein bestimmtes Gewicht übersteigen, regelmäßiges Arbeiten 
unter Tage. Weitere Arbeiten sind für Schwangere oder stillende Mütter verbo- 
ten, wie solche mit einer Strahlenbelastung in großer Höhe, bei verschiedenen  
Druckverhältnissen, Arbeiten, bei deren Ausführung Kontakt mit schädigenden  
chemischen Substanzen besteht u. a. 

08.1.2  Diskriminierungsverbot

Die Arbeitnehmer haben die gleichen Rechte bei der Erfüllung der gleichen 
Pflichten. Dies betrifft insbesondere die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in der Beschäftigung. Aber auch die Diskriminierung aufgrund anderer  
Unterscheidungsmerkmale ist verboten. Jedwede Diskriminierung bei der  
Beschäftigung, ob unmittelbar oder mittelbar, insbesondere wegen des Ge- 
schlechts, Alters, einer Behinderung, Rasse, Religion, Nationalität, politischer  
Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, der ethnischen Her- 
kunft, der Konfession, der geschlechtlichen Ausrichtung sowie wegen einer 

Besonderer Schutz bestimmter 08
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08.1  Frauen

08.1.1  Gesundheitsschutz, Verbot bestimmter Arbeiten

Art. 176 ArbGB

 
Die Frauen dürfen nicht bei besonders belastenden oder bei besonders gesundheitsschädli-
chen Arbeiten beschäftigt werden. Der Ministerrat bestimmt im Wege einer Rechtsverordnung 
ein Verzeichnis dieser Arbeiten.

Für Frauen sind besonders belastende oder gesundheitsschädliche Arbeiten 
überhaupt verboten. Die einzelnen Arbeiten wurden vom Ministerrat im Wege  
einer Rechtsverordnung festgelegt. Dies sind in erster Linie Arbeiten, die be- 
sondere körperliche Anstrengungen voraussetzen, wie das regelmäßige Tragen  
von Lasten, die ein bestimmtes Gewicht übersteigen, regelmäßiges Arbeiten 
unter Tage. Weitere Arbeiten sind für Schwangere oder stillende Mütter verbo- 
ten, wie solche mit einer Strahlenbelastung in großer Höhe, bei verschiedenen  
Druckverhältnissen, Arbeiten, bei deren Ausführung Kontakt mit schädigenden  
chemischen Substanzen besteht u. a. 

08.1.2  Diskriminierungsverbot

Die Arbeitnehmer haben die gleichen Rechte bei der Erfüllung der gleichen 
Pflichten. Dies betrifft insbesondere die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen in der Beschäftigung. Aber auch die Diskriminierung aufgrund anderer  
Unterscheidungsmerkmale ist verboten. Jedwede Diskriminierung bei der  
Beschäftigung, ob unmittelbar oder mittelbar, insbesondere wegen des Ge- 
schlechts, Alters, einer Behinderung, Rasse, Religion, Nationalität, politischer  
Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft, der ethnischen Her- 
kunft, der Konfession, der geschlechtlichen Ausrichtung sowie wegen einer 
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Beschäftigung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder im vollen oder nicht- 
vollem Ausmaß der Arbeitszeit, ist unzulässig. 

Das Gleichbehandlungsgebot erstreckt sich auf die Begründung und Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses, die Arbeitsbedingungen, die Beförderung und den 
Zugang zur Weiterbildung, zur Verbesserung der beruflichen Qualifikationen.

Einer Person, der gegenüber der Arbeitgeber den Grundsatz der Gleichbe-
handlung bei der Beschäftigung verletzt hat, steht das Recht auf Schadens- 
ersatz in einer Höhe zu, die nicht niedriger als der in gesonderten Vorschriften 
bestimmte Mindestlohn ist.

08.1.3  Schutz schwangerer Frauen und Mütter

Schwangere werden durch das ArbGB einmal dadurch geschützt, dass für be- 
stimmte Arbeiten ein generelles Verbot der Beschäftigung von Schwangeren 
besteht, und andererseits wird die Möglichkeit der Beschäftigung von Schwan- 
geren nach ihrer individuellen Gesundheit eingeschränkt. Generell nicht be- 
schäftigt werden dürfen Schwangere zu Arbeiten, die in einer Verordnung des  
Ministerrats im Verzeichnis der für schwangere Frauen verbotenen Arbeiten 
aufgezählt sind. Daneben sind Arbeiten verboten, die die schwangere Arbeit- 
nehmerin nach der von ihr vorgelegten ärztlichen Bescheinigung nicht ausüben  
darf. In beiden Fällen hat der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin eine andere Ar- 
beit zuzuweisen und die schwangere Arbeitnehmerin ist ihrerseits verpflichtet,  
dieses Arbeitsangebot anzunehmen, soweit die ihr angebotene Arbeit ihrer 
Qualifikation entspricht.

Kann der Arbeitgeber der Schwangeren keine solche, ihren Qualifikationen ent- 
sprechende Arbeit zuweisen oder die Gefahr für die Sicherheit und die Gesund- 
heit der Schwangeren durch eine Änderung der Arbeitsbedingungen, wie bei- 
spielsweise eine Beschränkung der Arbeitszeit, vermeiden, so hat der Arbeit- 
geber die Arbeitnehmerin für die erforderliche Zeit von der Arbeit freizustellen,  
wobei die Arbeitnehmerin ihren Vergütungsanspruch in bisheriger Höhe behält. 

Auch bei einer Verringerung der Beschäftigungszeit bleibt die Höhe der Vergü- 
tung der Arbeitnehmerin im Ergebnis gleich, ihr steht für die Lohnminderung 
eine Ausgleichszulage zu. Diese Zulage stellt eine Sonderleistung aus dem 
Arbeitsverhältnis dar, durch die der Arbeitnehmerin die Verminderung der Ver- 
gütung aufgrund der Zuweisung einer anderen Arbeit kompensiert werden 

soll. Ihre Höhe richtet sich nach einer Verordnung des Ministers für Arbeits- 
und Sozialpolitik.

Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhältnis während der Schwangerschaft oder  
während des Mutterschaftsurlaubs einer Arbeitnehmerin weder kündigen noch  
auflösen; es sei denn, dass Gründe vorliegen, die eine Auflösung des Vertrages  
ohne Kündigung aufgrund des Verschuldens der Arbeitnehmerin rechtfertigen  
und die die Arbeitnehmerin vertretende Betriebsgewerkschaft der Auflösung 
des Vertrages zugestimmt hat.

08.2  Jugendliche

Art. 190 ArbGB

 
§ 1  Ein Jugendlicher im Sinne des Gesetzbuches ist eine Person, die das 16. Lebensjahr voll- 

endet, aber das 18. Lebensjahr nicht überschritten hat.

§ 2 Es ist verboten, eine Person zu beschäftigen, die das 16. Lebensjahr nicht vollendet hat.

Die arbeitsrechtlichen Vorschriften erlauben die Einstellung von Jugendlichen,  
allerdings nur zu bestimmten Zwecken, nämlich der Berufsvorbereitung, der 
Berufsvorbereitung im Handwerk sowie zur Ausführung leichter Arbeiten.

Die Arbeit von Kindern unter 16 Jahren stellt Kinderarbeit dar, diese ist nach 
dem ArbGB nur in Ausnahmefällen unter noch engeren Voraussetzungen mög- 
lich als die Beschäftigung von Jugendlichen. So ist die Ausübung der Arbeit 
oder anderer Erwerbstätigkeiten von einem Kind bis zur Beendigung des 16. 
Lebensjahrs durch dieses Kind ausschließlich zugunsten eines Rechtssubjekts  
gestattet, das eine Kulturtätigkeit, eine artistische Tätigkeit, oder eine Sport-  
oder Werbetätigkeit ausübt. Zudem muss vorher ein Einverständnis des gesetz- 
lichen Vertreters oder des Vormundes des Kindes erteilt werden und zusätzlich  
muss auch die Einwilligung des zuständigen Arbeitsinspekteurs vorliegen. Die  
Kinderarbeit stellt in Polen tatsächlich kein Problem dar, ihre Bedeutung ist 
marginal. 

Die Beschäftigung von Jugendlichen unterliegt gesetzlichen Schranken zum 
Schutz des Jugendlichen. Sie knüpfen zum einen an die Person des Jugend- 
lichen, zum anderen an die auszuführende Arbeit, außerdem wird unterschieden,  
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Beschäftigung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder im vollen oder nicht- 
vollem Ausmaß der Arbeitszeit, ist unzulässig. 

Das Gleichbehandlungsgebot erstreckt sich auf die Begründung und Auflösung  
des Arbeitsverhältnisses, die Arbeitsbedingungen, die Beförderung und den 
Zugang zur Weiterbildung, zur Verbesserung der beruflichen Qualifikationen.

Einer Person, der gegenüber der Arbeitgeber den Grundsatz der Gleichbe-
handlung bei der Beschäftigung verletzt hat, steht das Recht auf Schadens- 
ersatz in einer Höhe zu, die nicht niedriger als der in gesonderten Vorschriften 
bestimmte Mindestlohn ist.

08.1.3  Schutz schwangerer Frauen und Mütter

Schwangere werden durch das ArbGB einmal dadurch geschützt, dass für be- 
stimmte Arbeiten ein generelles Verbot der Beschäftigung von Schwangeren 
besteht, und andererseits wird die Möglichkeit der Beschäftigung von Schwan- 
geren nach ihrer individuellen Gesundheit eingeschränkt. Generell nicht be- 
schäftigt werden dürfen Schwangere zu Arbeiten, die in einer Verordnung des  
Ministerrats im Verzeichnis der für schwangere Frauen verbotenen Arbeiten 
aufgezählt sind. Daneben sind Arbeiten verboten, die die schwangere Arbeit- 
nehmerin nach der von ihr vorgelegten ärztlichen Bescheinigung nicht ausüben  
darf. In beiden Fällen hat der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin eine andere Ar- 
beit zuzuweisen und die schwangere Arbeitnehmerin ist ihrerseits verpflichtet,  
dieses Arbeitsangebot anzunehmen, soweit die ihr angebotene Arbeit ihrer 
Qualifikation entspricht.

Kann der Arbeitgeber der Schwangeren keine solche, ihren Qualifikationen ent- 
sprechende Arbeit zuweisen oder die Gefahr für die Sicherheit und die Gesund- 
heit der Schwangeren durch eine Änderung der Arbeitsbedingungen, wie bei- 
spielsweise eine Beschränkung der Arbeitszeit, vermeiden, so hat der Arbeit- 
geber die Arbeitnehmerin für die erforderliche Zeit von der Arbeit freizustellen,  
wobei die Arbeitnehmerin ihren Vergütungsanspruch in bisheriger Höhe behält. 

Auch bei einer Verringerung der Beschäftigungszeit bleibt die Höhe der Vergü- 
tung der Arbeitnehmerin im Ergebnis gleich, ihr steht für die Lohnminderung 
eine Ausgleichszulage zu. Diese Zulage stellt eine Sonderleistung aus dem 
Arbeitsverhältnis dar, durch die der Arbeitnehmerin die Verminderung der Ver- 
gütung aufgrund der Zuweisung einer anderen Arbeit kompensiert werden 

soll. Ihre Höhe richtet sich nach einer Verordnung des Ministers für Arbeits- 
und Sozialpolitik.

Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhältnis während der Schwangerschaft oder  
während des Mutterschaftsurlaubs einer Arbeitnehmerin weder kündigen noch  
auflösen; es sei denn, dass Gründe vorliegen, die eine Auflösung des Vertrages  
ohne Kündigung aufgrund des Verschuldens der Arbeitnehmerin rechtfertigen  
und die die Arbeitnehmerin vertretende Betriebsgewerkschaft der Auflösung 
des Vertrages zugestimmt hat.

08.2  Jugendliche

Art. 190 ArbGB

 
§ 1  Ein Jugendlicher im Sinne des Gesetzbuches ist eine Person, die das 16. Lebensjahr voll- 

endet, aber das 18. Lebensjahr nicht überschritten hat.

§ 2 Es ist verboten, eine Person zu beschäftigen, die das 16. Lebensjahr nicht vollendet hat.

Die arbeitsrechtlichen Vorschriften erlauben die Einstellung von Jugendlichen,  
allerdings nur zu bestimmten Zwecken, nämlich der Berufsvorbereitung, der 
Berufsvorbereitung im Handwerk sowie zur Ausführung leichter Arbeiten.

Die Arbeit von Kindern unter 16 Jahren stellt Kinderarbeit dar, diese ist nach 
dem ArbGB nur in Ausnahmefällen unter noch engeren Voraussetzungen mög- 
lich als die Beschäftigung von Jugendlichen. So ist die Ausübung der Arbeit 
oder anderer Erwerbstätigkeiten von einem Kind bis zur Beendigung des 16. 
Lebensjahrs durch dieses Kind ausschließlich zugunsten eines Rechtssubjekts  
gestattet, das eine Kulturtätigkeit, eine artistische Tätigkeit, oder eine Sport-  
oder Werbetätigkeit ausübt. Zudem muss vorher ein Einverständnis des gesetz- 
lichen Vertreters oder des Vormundes des Kindes erteilt werden und zusätzlich  
muss auch die Einwilligung des zuständigen Arbeitsinspekteurs vorliegen. Die  
Kinderarbeit stellt in Polen tatsächlich kein Problem dar, ihre Bedeutung ist 
marginal. 

Die Beschäftigung von Jugendlichen unterliegt gesetzlichen Schranken zum 
Schutz des Jugendlichen. Sie knüpfen zum einen an die Person des Jugend- 
lichen, zum anderen an die auszuführende Arbeit, außerdem wird unterschieden,  
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ob ein Jugendlicher zum Zweck der Ausbildung oder aus sonstigen Gründen 
angestellt wird. 

Ein Jugendlicher unter 18 Jahren darf nach dem ArbGB nur eingestellt werden,  
wenn er

– das 16. Lebensjahr vollendet hat
– mindestens das Gymnasium absolviert hat
–  ein ärztliches Attest vorlegt, das bescheinigt, dass eine Arbeit der gegebenen 

Art seine Gesundheit nicht gefährdet

Ein Jugendlicher ohne berufliche Qualifikationen darf ausschließlich zum Zweck  
der Berufsausbildung oder -vorbereitung eingestellt werden. Dies wird in einer  
Verordnung des Ministers für Arbeit und Sozialpolitik zum ArbGB weiter kon- 
kretisiert. 

Für Jugendliche gelten bestimmte Schutzrechte. Zum Schutz seiner Gesund- 
heit muss ein Jugendlicher vor der Einstellung einer ärztlichen Eingangsunter- 
suchung unterzogen werden. Außerdem müssen in Abständen weitere ärztliche  
Untersuchungen zur Kontrolle während der Beschäftigung stattfinden. Wird 
dabei durch den Arzt festgestellt, dass die ausgeübte Arbeit die Gesundheit 
des Jugendlichen gefährdet, ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem Jugendlichen  
eine andere Art der Arbeit zuzuteilen. Besteht diese Möglichkeit nicht, so muss  
der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag unverzüglich auflösen. Der Jungendliche 
hat dann Anspruch auf eine Entschädigung für den Lohnausfall in Höhe der 
Vergütung, die während der Kündigungsfrist angefallen wäre. Der Arbeitgeber  
ist zudem verpflichtet, den Eltern bzw. den gesetzlichen Vertretern des Jugend- 
lichen Informationen über die Risiken der ausgeübten Arbeit, die der Jugend- 
liche verrichtet, und die Möglichkeiten des Schutzes vor einer Gefährdung durch  
diese Risiken mitzuteilen.

Ebenfalls zum Schutz der Gesundheit der Jugendlichen gelten weitere Be- 
schränkungen. So darf ein Jugendlicher nicht in Überstunden, in der Nacht- 
zeit oder in für Jugendliche verbotenen Arbeiten beschäftigt werden. Dem 
Schutz der Gesundheit der Jugendlichen dient auch die Regelung der regel- 
mäßigen Arbeitszeiten. 

Die Arbeitszeit eines Jugendlichen darf

– bis zum Alter von 16 Jahren höchstens sechs Stunden täglich betragen
– bei einem Alter über 16 Jahren höchstens acht Stunden täglich betragen 

Zu der Arbeitszeit des Jugendlichen wird die Zeit der verpflichtenden Schul-  
bzw. Berufsschulausbildung hinzugerechnet, auch wenn sie während der nor- 
malen Arbeitszeit, in der der Jugendliche dem Arbeitgeber zur Verfügung steht,  
durchgeführt wird.

Auch die Pausenregelungen für Jugendlichen sind weiter als für die normalen  
Arbeiter ausgestaltet. Bei einer Arbeitszeit von 4,5 Stunden täglich hat der 
Jugendliche Anspruch darauf, dass ihm eine Pause von mindestens 30 Minuten  
gewährt wird. Diese Pause zählt dabei zur Arbeitszeit.

Hinsichtlich der täglichen Ruhezeit des Jugendlichen gilt, dass sie mindestens  
14 Stunden lang sein muss und auch die Nachtzeit mit einschließen muss. Zu- 
dem hat ein Jugendlicher Anspruch auf 48 Stunden ununterbrochener Ruhe- 
zeit pro Woche, bei der der Sonntag eingeschlossen sein sollte. 

Der Schutz der psychischen und physischen Gesundheit des Jugendlichen 
wirkt sich auch auf den Urlaub aus. Ein Jugendlicher erlangt nach Ablauf von  
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Aufnahme der ersten Arbeit einen Urlaubs- 
anspruch von zwölf Werktagen. Nach Ablauf eines Arbeitsjahrs erlangt ein 
Jugendlicher dann einen Urlaubsanspruch in Höhe von 26 Werktagen. Er hat 
in dem Kalenderjahr, in dem er das 18. Lebensjahr vollendet, einen Urlaubs- 
anspruch in Höhe von 20 Werktagen. 

Besucht der Jugendliche eine Schule, so ist ihm der Urlaub während der Schul- 
ferien zu gewähren. Außerdem kann ein Arbeitgeber einem Jugendlichen, der  
zum Urlaub nicht berechtigt ist, weil er noch keinen Urlaubsanspruch erworben  
hat, unter Berücksichtigung seines Antrages einen vorzeitigen Urlaub während  
der Schulferien gewähren. 

Darüber hinaus ist der Arbeitgeber auf Antrag eines Jugendlichen, der eine 
Schule für Berufstätige besucht, verpflichtet, ihm während der Schulferien un- 
bezahlten Urlaub zu gewähren, dessen Gesamtdauer – den Erholungsurlaub 
eingerechnet – zwei Monaten nicht überschreiten darf. Die Dauer des unbe- 
zahlten Urlaubs wird zu der Arbeitszeit gerechnet, von der die Arbeitnehmer-
rechte abhängig sind. 

Die für Jugendliche verbotenen Arbeiten werden durch eine Verordnung des 
Ministerrats bestimmt. Das Verzeichnis der für Jugendliche verbotenen Arbeiten  
ist im Anhang zu dieser Verordnung bestimmt. Es verbietet Jugendlichen Ar- 
beiten, die rein körperlich sind oder die einen über einen festgelegten Höchst- 
wert hinausgehenden hohen Netto-Energie-Aufwand haben, Arbeiten, die 
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ob ein Jugendlicher zum Zweck der Ausbildung oder aus sonstigen Gründen 
angestellt wird. 

Ein Jugendlicher unter 18 Jahren darf nach dem ArbGB nur eingestellt werden,  
wenn er

– das 16. Lebensjahr vollendet hat
– mindestens das Gymnasium absolviert hat
–  ein ärztliches Attest vorlegt, das bescheinigt, dass eine Arbeit der gegebenen 

Art seine Gesundheit nicht gefährdet

Ein Jugendlicher ohne berufliche Qualifikationen darf ausschließlich zum Zweck  
der Berufsausbildung oder -vorbereitung eingestellt werden. Dies wird in einer  
Verordnung des Ministers für Arbeit und Sozialpolitik zum ArbGB weiter kon- 
kretisiert. 

Für Jugendliche gelten bestimmte Schutzrechte. Zum Schutz seiner Gesund- 
heit muss ein Jugendlicher vor der Einstellung einer ärztlichen Eingangsunter- 
suchung unterzogen werden. Außerdem müssen in Abständen weitere ärztliche  
Untersuchungen zur Kontrolle während der Beschäftigung stattfinden. Wird 
dabei durch den Arzt festgestellt, dass die ausgeübte Arbeit die Gesundheit 
des Jugendlichen gefährdet, ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem Jugendlichen  
eine andere Art der Arbeit zuzuteilen. Besteht diese Möglichkeit nicht, so muss  
der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag unverzüglich auflösen. Der Jungendliche 
hat dann Anspruch auf eine Entschädigung für den Lohnausfall in Höhe der 
Vergütung, die während der Kündigungsfrist angefallen wäre. Der Arbeitgeber  
ist zudem verpflichtet, den Eltern bzw. den gesetzlichen Vertretern des Jugend- 
lichen Informationen über die Risiken der ausgeübten Arbeit, die der Jugend- 
liche verrichtet, und die Möglichkeiten des Schutzes vor einer Gefährdung durch  
diese Risiken mitzuteilen.

Ebenfalls zum Schutz der Gesundheit der Jugendlichen gelten weitere Be- 
schränkungen. So darf ein Jugendlicher nicht in Überstunden, in der Nacht- 
zeit oder in für Jugendliche verbotenen Arbeiten beschäftigt werden. Dem 
Schutz der Gesundheit der Jugendlichen dient auch die Regelung der regel- 
mäßigen Arbeitszeiten. 

Die Arbeitszeit eines Jugendlichen darf

– bis zum Alter von 16 Jahren höchstens sechs Stunden täglich betragen
– bei einem Alter über 16 Jahren höchstens acht Stunden täglich betragen 

Zu der Arbeitszeit des Jugendlichen wird die Zeit der verpflichtenden Schul-  
bzw. Berufsschulausbildung hinzugerechnet, auch wenn sie während der nor- 
malen Arbeitszeit, in der der Jugendliche dem Arbeitgeber zur Verfügung steht,  
durchgeführt wird.

Auch die Pausenregelungen für Jugendlichen sind weiter als für die normalen  
Arbeiter ausgestaltet. Bei einer Arbeitszeit von 4,5 Stunden täglich hat der 
Jugendliche Anspruch darauf, dass ihm eine Pause von mindestens 30 Minuten  
gewährt wird. Diese Pause zählt dabei zur Arbeitszeit.

Hinsichtlich der täglichen Ruhezeit des Jugendlichen gilt, dass sie mindestens  
14 Stunden lang sein muss und auch die Nachtzeit mit einschließen muss. Zu- 
dem hat ein Jugendlicher Anspruch auf 48 Stunden ununterbrochener Ruhe- 
zeit pro Woche, bei der der Sonntag eingeschlossen sein sollte. 

Der Schutz der psychischen und physischen Gesundheit des Jugendlichen 
wirkt sich auch auf den Urlaub aus. Ein Jugendlicher erlangt nach Ablauf von  
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Aufnahme der ersten Arbeit einen Urlaubs- 
anspruch von zwölf Werktagen. Nach Ablauf eines Arbeitsjahrs erlangt ein 
Jugendlicher dann einen Urlaubsanspruch in Höhe von 26 Werktagen. Er hat 
in dem Kalenderjahr, in dem er das 18. Lebensjahr vollendet, einen Urlaubs- 
anspruch in Höhe von 20 Werktagen. 

Besucht der Jugendliche eine Schule, so ist ihm der Urlaub während der Schul- 
ferien zu gewähren. Außerdem kann ein Arbeitgeber einem Jugendlichen, der  
zum Urlaub nicht berechtigt ist, weil er noch keinen Urlaubsanspruch erworben  
hat, unter Berücksichtigung seines Antrages einen vorzeitigen Urlaub während  
der Schulferien gewähren. 

Darüber hinaus ist der Arbeitgeber auf Antrag eines Jugendlichen, der eine 
Schule für Berufstätige besucht, verpflichtet, ihm während der Schulferien un- 
bezahlten Urlaub zu gewähren, dessen Gesamtdauer – den Erholungsurlaub 
eingerechnet – zwei Monaten nicht überschreiten darf. Die Dauer des unbe- 
zahlten Urlaubs wird zu der Arbeitszeit gerechnet, von der die Arbeitnehmer-
rechte abhängig sind. 

Die für Jugendliche verbotenen Arbeiten werden durch eine Verordnung des 
Ministerrats bestimmt. Das Verzeichnis der für Jugendliche verbotenen Arbeiten  
ist im Anhang zu dieser Verordnung bestimmt. Es verbietet Jugendlichen Ar- 
beiten, die rein körperlich sind oder die einen über einen festgelegten Höchst- 
wert hinausgehenden hohen Netto-Energie-Aufwand haben, Arbeiten, die 
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ständig in der gleichen körperlichen Haltung ausgeübt werden, psychisch 
belastende Arbeiten u. a. 

Generell ist der Arbeitgeber verpflichtet, jugendlichen Arbeitnehmern Betreu- 
ung und Hilfe zu gewähren, die für ihre Vorbereitung zu einer ordnungsgemäßen  
Ausführung der Arbeit unerlässlich ist. Auch muss der Arbeitgeber ein Verzeich- 
nis der bei ihm angestellten Jugendlichen führen.

Ein weiterer Schutzaspekt ist der Schutz der Ausbildung des Jugendlichen. 
Ein jugendlicher Arbeitnehmer ist daher bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahrs zur Weiterbildung verpflichtet, dabei hat er insbesondere

–  seine Ausbildung im Bereich der Grundschule und der Gymnasialbildung 
fortzusetzen, sofern er diese Schule nicht abgeschlossen hat

–  sich im Bereich der weiterbildenden oder einer anderen Schule fortzubilden.

Dieser Pflicht des Jugendlichen entspricht die Verpflichtung des Arbeitgebers,  
ihn von der Arbeit für die Zeit freizustellen, die notwendig ist, damit er am 
Schulunterricht teilnehmen kann.

Auch nach der Vollendung des 18. Lebensjahrs besteht die Pflicht zur Weiter- 
bildung bis zur Beendigung der Berufsvorbereitung fort, sofern der Jugend- 
liche seine Berufsvorbereitung vor der Vollendung des 18. Lebensjahrs nicht 
beenden konnte. 

Auf den Abschluss und die Auflösung von Arbeitsverträgen zum Zweck der 
Berufsvorbereitung mit Jugendlichen sind die Vorschriften des Gesetzbuchs 
über die Arbeitsverträge auf unbestimmte Zeit mit den Änderungen, die sich 
aus den speziellen Vorschriften zum Jugendschutz ergeben, anwendbar.

Ein solcher Ausbildungsvertrag mit einem Jugendlichen muss besonderen 
Formerfordernissen beim Abschluss genügen. Der Arbeitsvertrag zum Zweck  
der Berufsvorbereitung sollte insbesondere bestimmen:

–  die Art der Berufsvorbereitung (die Berufsausbildung, das Anlernen zur 
Ausübung einer bestimmten Arbeit)

– die Dauer und den Ort der Berufsvorbereitung
– die Art und Weise der theoretischen Weiterbildung
– die Höhe der Vergütung

Zudem kann ein Arbeitsvertrag zur Berufsausbildung mit Jugendlichen nur un- 
ter erschwerten Gründen gekündigt werden; insbesondere ist eine ordentliche  
Kündigung eines Arbeitsvertrages zum Zweck der Berufsvorbereitung nur zu- 
lässig, wenn der Jugendliche seine Pflichten aus dem Arbeitsvertrag oder seine  
Pflicht zur Weiterbildung trotz der Anwendung von Erziehungsmitteln verletzt,  
bei der Insolvenz des Arbeitgebers oder wenn seine Liquidation angeordnet 
wird, wenn der Betrieb so umorganisiert wird, dass die Fortsetzung der Berufs- 
vorbereitung ausgeschlossen ist, oder wenn schließlich die fehlende Eignung  
des Jugendlichen für die Arbeit, zu der er die Berufsvorbereitung durchführt, 
festgestellt wird.

Jugendliche, die nicht zur Berufsausbildung eingestellt werden, dürfen nur zur  
Ausübung von leichten Arbeiten beschäftigt werden. Eine leichte Arbeit darf 
keine Gefahr für das Leben, die Gesundheit und die geistige und körperliche 
Entwicklung des Jugendlichen darstellen, und auch nicht die Erfüllung der 
Schulpflichten des Jugendlichen erschweren. Der Arbeitgeber hat mit der 
Zustimmung des zuständigen Arbeitsinspektors ein Verzeichnis der leichten 
Arbeiten zu bestimmen.

08.3  Behinderte Menschen

Behinderte werden nach der Schwere der Behinderung in drei Gruppen einge- 
teilt. Die Arbeitszeit einer behinderten Person aus der Gruppe der leichten 
Behinderungen darf acht Stunden täglich und 40 Stunden in der Woche nicht  
überschreiten. Für die Gruppe der Mittel- und Schwerbehinderten gilt eine 
Höchstarbeitszeit von täglich sieben Stunden und 35 Stunden in der Woche. 
Außerdem haben Behinderte Anspruch auf weitere Pausen und Gymnastik, 
zusätzlich auf zehn weitere Urlaubstage im Jahr und einen Kururlaub zur Reha- 
bilitation von 21 Tagen im Jahr.

Es wird angestrebt, dass Arbeitgeber, die mindestens 25 Personen beschäf-
tigen, sechs Prozent der Stellen der Belegschaft mit Behinderten besetzen. 
Ist dies nicht erreicht, so zahlt der Arbeitgeber zusätzliche Abgaben in den 
staatlichen Fonds für Behinderte.

Ein Arbeitgeber, der Behinderte beschäftigt, hat für sie geeignete Arbeitsbe-
dingungen bereitzustellen.
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ständig in der gleichen körperlichen Haltung ausgeübt werden, psychisch 
belastende Arbeiten u. a. 

Generell ist der Arbeitgeber verpflichtet, jugendlichen Arbeitnehmern Betreu- 
ung und Hilfe zu gewähren, die für ihre Vorbereitung zu einer ordnungsgemäßen  
Ausführung der Arbeit unerlässlich ist. Auch muss der Arbeitgeber ein Verzeich- 
nis der bei ihm angestellten Jugendlichen führen.

Ein weiterer Schutzaspekt ist der Schutz der Ausbildung des Jugendlichen. 
Ein jugendlicher Arbeitnehmer ist daher bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahrs zur Weiterbildung verpflichtet, dabei hat er insbesondere

–  seine Ausbildung im Bereich der Grundschule und der Gymnasialbildung 
fortzusetzen, sofern er diese Schule nicht abgeschlossen hat

–  sich im Bereich der weiterbildenden oder einer anderen Schule fortzubilden.

Dieser Pflicht des Jugendlichen entspricht die Verpflichtung des Arbeitgebers,  
ihn von der Arbeit für die Zeit freizustellen, die notwendig ist, damit er am 
Schulunterricht teilnehmen kann.

Auch nach der Vollendung des 18. Lebensjahrs besteht die Pflicht zur Weiter- 
bildung bis zur Beendigung der Berufsvorbereitung fort, sofern der Jugend- 
liche seine Berufsvorbereitung vor der Vollendung des 18. Lebensjahrs nicht 
beenden konnte. 

Auf den Abschluss und die Auflösung von Arbeitsverträgen zum Zweck der 
Berufsvorbereitung mit Jugendlichen sind die Vorschriften des Gesetzbuchs 
über die Arbeitsverträge auf unbestimmte Zeit mit den Änderungen, die sich 
aus den speziellen Vorschriften zum Jugendschutz ergeben, anwendbar.

Ein solcher Ausbildungsvertrag mit einem Jugendlichen muss besonderen 
Formerfordernissen beim Abschluss genügen. Der Arbeitsvertrag zum Zweck  
der Berufsvorbereitung sollte insbesondere bestimmen:

–  die Art der Berufsvorbereitung (die Berufsausbildung, das Anlernen zur 
Ausübung einer bestimmten Arbeit)

– die Dauer und den Ort der Berufsvorbereitung
– die Art und Weise der theoretischen Weiterbildung
– die Höhe der Vergütung

Zudem kann ein Arbeitsvertrag zur Berufsausbildung mit Jugendlichen nur un- 
ter erschwerten Gründen gekündigt werden; insbesondere ist eine ordentliche  
Kündigung eines Arbeitsvertrages zum Zweck der Berufsvorbereitung nur zu- 
lässig, wenn der Jugendliche seine Pflichten aus dem Arbeitsvertrag oder seine  
Pflicht zur Weiterbildung trotz der Anwendung von Erziehungsmitteln verletzt,  
bei der Insolvenz des Arbeitgebers oder wenn seine Liquidation angeordnet 
wird, wenn der Betrieb so umorganisiert wird, dass die Fortsetzung der Berufs- 
vorbereitung ausgeschlossen ist, oder wenn schließlich die fehlende Eignung  
des Jugendlichen für die Arbeit, zu der er die Berufsvorbereitung durchführt, 
festgestellt wird.

Jugendliche, die nicht zur Berufsausbildung eingestellt werden, dürfen nur zur  
Ausübung von leichten Arbeiten beschäftigt werden. Eine leichte Arbeit darf 
keine Gefahr für das Leben, die Gesundheit und die geistige und körperliche 
Entwicklung des Jugendlichen darstellen, und auch nicht die Erfüllung der 
Schulpflichten des Jugendlichen erschweren. Der Arbeitgeber hat mit der 
Zustimmung des zuständigen Arbeitsinspektors ein Verzeichnis der leichten 
Arbeiten zu bestimmen.

08.3  Behinderte Menschen

Behinderte werden nach der Schwere der Behinderung in drei Gruppen einge- 
teilt. Die Arbeitszeit einer behinderten Person aus der Gruppe der leichten 
Behinderungen darf acht Stunden täglich und 40 Stunden in der Woche nicht  
überschreiten. Für die Gruppe der Mittel- und Schwerbehinderten gilt eine 
Höchstarbeitszeit von täglich sieben Stunden und 35 Stunden in der Woche. 
Außerdem haben Behinderte Anspruch auf weitere Pausen und Gymnastik, 
zusätzlich auf zehn weitere Urlaubstage im Jahr und einen Kururlaub zur Reha- 
bilitation von 21 Tagen im Jahr.

Es wird angestrebt, dass Arbeitgeber, die mindestens 25 Personen beschäf-
tigen, sechs Prozent der Stellen der Belegschaft mit Behinderten besetzen. 
Ist dies nicht erreicht, so zahlt der Arbeitgeber zusätzliche Abgaben in den 
staatlichen Fonds für Behinderte.

Ein Arbeitgeber, der Behinderte beschäftigt, hat für sie geeignete Arbeitsbe-
dingungen bereitzustellen.
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01.1  Gewerkschaften

Die Gewerkschaften sind die Vertretung der Arbeitnehmer. Die Tätigkeit, die 
Kompetenzen und die Rechte der Gewerkschaften werden durch das Gesetz 
über die Gewerkschaften geregelt. In diesem Gesetz wird die Gewerkschaft 
als eine freiwillige und selbstverwaltete Organisation der Arbeitenden definiert,  
die zur Vertretung der Arbeitenden und zum Schutz ihrer Rechte und ihrer be- 
ruflichen und sozialen Interessen gegründet wird. 

Das ArbGB behandelt die Rolle der Gewerkschaften beim Abschluss von Tarif- 
verträgen und ihre Mitwirkungsrechte im individuellen Arbeitsrecht, beispiels- 
weise bei der Kündigung.

01.1.1  Rechtslage und Struktur der Gewerkschaften

Gegründet wird eine Gewerkschaft durch Gründungsbeschluss, den min- 
destens zehn Personen fassen müssen. Gründungsmitglieder können – auch  
aufgrund eines Agenturvertrages angestellte – Arbeitnehmer, Mitglieder von 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften oder Ersatzdienstleis-
tende sein. Beitreten können einer Gewerkschaft auch andere Personen. Die 
Gewerkschaft muss sich eine Satzung geben und sich registrieren. Aufgabe 
der Gewerkschaft ist es, die Rechte der Arbeitnehmer und ihre beruflichen 
und sozialen Interessen zu verteidigen.

01.1.2  Stellung der Gewerkschaften in den Betrieben

Die Gewerkschaften vertreten im Betrieb die Arbeitnehmer, sie verteidigen ihre  
Würde, ihre Rechte und ihre materiellen und immateriellen, kollektiven und in- 
dividuellen Interessen. Neben dem kollektiven Schutz durch die Tarifautonomie  
und der Verhandlung von Tarifverträgen ist die Hauptaufgabe der Gewerkschaf- 
ten auf betrieblicher Ebene darin zu sehen, dass sie die Arbeitnehmer des 
Betriebs bei der Wahrnehmung ihrer individuellen Rechte unterstützen; z. B. 
beim Kündigungsschutz, außerdem arbeiten die Gewerkschaften mit bei der 
Erstellung des Arbeitszeit- und des Urlaubsplans.

01.2  Betriebsräte

In Polen gibt es Betriebsräte im eigentlichen Sinne nur bei staatlichen Unterneh- 
men wie z. B. der polnischen Fluggesellschaft LOT. Bei privaten Unternehmen  
gibt es aber ab einer Beschäftigungszahl von 50 Arbeitnehmern Arbeitnehmer- 
räte, denen das Recht auf Information und auf Konsultation zusteht. Außerdem  
handeln im Betrieb die Gewerkschaften.

01.2.1  Rechtsstellung der Vertretung der Arbeitnehmer im Betrieb 

Die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Gewerkschaft auf be- 
trieblicher Ebene als repräsentativ anerkannt wird, und sie damit ihre Rechte 
ausüben kann, ist gegeben, wenn sie eine Organisationseinheit oder ein Mit- 
glied einer repräsentativen überbetrieblichen Gewerkschaft ist, und wenn 
mindestens sieben Prozent der bei dem Arbeitgeber beschäftigten Arbeitneh- 
mer ihre Mitglieder sind oder, ohne dass die Voraussetzung der Mitgliedschaft  
in einer überbetrieblichen Gewerkschaft erfüllt sein muss, wenn mindestens 
zehn Prozent der bei dem Arbeitgeber beschäftigten Arbeitnehmer in ihr ver- 
einigt sind. Erfüllt keine der Betriebsgewerkschaften diese Voraussetzungen, 
so ist diejenige Gewerkschaft repräsentativ, die die größte Anzahl der Arbeit- 
nehmer des Betriebs vereinigt.

Einwände gegen die Repräsentativität einer Betriebsgewerkschaft kann vor 
dem Abschluss eines Tarifvertrages eine andere Betriebsgewerkschaft oder 
der Arbeitgeber vorbringen. In diesem Fall kann die Gewerkschaft beim Amts- 
gericht die Feststellung ihrer Repräsentativität beantragen.

01.2.2   Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung der Arbeitnehmer 
im Betrieb 

Damit der Grundsatz der Unabhängigkeit der Gewerkschaften verwirklicht und  
die Aufgaben der Organisationen ausgeführt werden können, werden den Ge- 
werkschaftsmitgliedern bestimmte Rechte eingeräumt. Sie werden auch von 
einem besonderen Kündigungsschutz umfasst. 

Zu den Rechten der Gewerkschaftsmitglieder gehören vor allem:

–  Das Recht auf Freistellung von der Arbeit für die Zeit der Ausführung einer 
bestimmten Tätigkeit. Dieses Recht steht jedem Arbeitnehmer zu, der eine 
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01.1  Gewerkschaften

Die Gewerkschaften sind die Vertretung der Arbeitnehmer. Die Tätigkeit, die 
Kompetenzen und die Rechte der Gewerkschaften werden durch das Gesetz 
über die Gewerkschaften geregelt. In diesem Gesetz wird die Gewerkschaft 
als eine freiwillige und selbstverwaltete Organisation der Arbeitenden definiert,  
die zur Vertretung der Arbeitenden und zum Schutz ihrer Rechte und ihrer be- 
ruflichen und sozialen Interessen gegründet wird. 

Das ArbGB behandelt die Rolle der Gewerkschaften beim Abschluss von Tarif- 
verträgen und ihre Mitwirkungsrechte im individuellen Arbeitsrecht, beispiels- 
weise bei der Kündigung.

01.1.1  Rechtslage und Struktur der Gewerkschaften

Gegründet wird eine Gewerkschaft durch Gründungsbeschluss, den min- 
destens zehn Personen fassen müssen. Gründungsmitglieder können – auch  
aufgrund eines Agenturvertrages angestellte – Arbeitnehmer, Mitglieder von 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften oder Ersatzdienstleis-
tende sein. Beitreten können einer Gewerkschaft auch andere Personen. Die 
Gewerkschaft muss sich eine Satzung geben und sich registrieren. Aufgabe 
der Gewerkschaft ist es, die Rechte der Arbeitnehmer und ihre beruflichen 
und sozialen Interessen zu verteidigen.

01.1.2  Stellung der Gewerkschaften in den Betrieben

Die Gewerkschaften vertreten im Betrieb die Arbeitnehmer, sie verteidigen ihre  
Würde, ihre Rechte und ihre materiellen und immateriellen, kollektiven und in- 
dividuellen Interessen. Neben dem kollektiven Schutz durch die Tarifautonomie  
und der Verhandlung von Tarifverträgen ist die Hauptaufgabe der Gewerkschaf- 
ten auf betrieblicher Ebene darin zu sehen, dass sie die Arbeitnehmer des 
Betriebs bei der Wahrnehmung ihrer individuellen Rechte unterstützen; z. B. 
beim Kündigungsschutz, außerdem arbeiten die Gewerkschaften mit bei der 
Erstellung des Arbeitszeit- und des Urlaubsplans.

01.2  Betriebsräte

In Polen gibt es Betriebsräte im eigentlichen Sinne nur bei staatlichen Unterneh- 
men wie z. B. der polnischen Fluggesellschaft LOT. Bei privaten Unternehmen  
gibt es aber ab einer Beschäftigungszahl von 50 Arbeitnehmern Arbeitnehmer- 
räte, denen das Recht auf Information und auf Konsultation zusteht. Außerdem  
handeln im Betrieb die Gewerkschaften.

01.2.1  Rechtsstellung der Vertretung der Arbeitnehmer im Betrieb 

Die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Gewerkschaft auf be- 
trieblicher Ebene als repräsentativ anerkannt wird, und sie damit ihre Rechte 
ausüben kann, ist gegeben, wenn sie eine Organisationseinheit oder ein Mit- 
glied einer repräsentativen überbetrieblichen Gewerkschaft ist, und wenn 
mindestens sieben Prozent der bei dem Arbeitgeber beschäftigten Arbeitneh- 
mer ihre Mitglieder sind oder, ohne dass die Voraussetzung der Mitgliedschaft  
in einer überbetrieblichen Gewerkschaft erfüllt sein muss, wenn mindestens 
zehn Prozent der bei dem Arbeitgeber beschäftigten Arbeitnehmer in ihr ver- 
einigt sind. Erfüllt keine der Betriebsgewerkschaften diese Voraussetzungen, 
so ist diejenige Gewerkschaft repräsentativ, die die größte Anzahl der Arbeit- 
nehmer des Betriebs vereinigt.

Einwände gegen die Repräsentativität einer Betriebsgewerkschaft kann vor 
dem Abschluss eines Tarifvertrages eine andere Betriebsgewerkschaft oder 
der Arbeitgeber vorbringen. In diesem Fall kann die Gewerkschaft beim Amts- 
gericht die Feststellung ihrer Repräsentativität beantragen.

01.2.2   Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung der Arbeitnehmer 
im Betrieb 

Damit der Grundsatz der Unabhängigkeit der Gewerkschaften verwirklicht und  
die Aufgaben der Organisationen ausgeführt werden können, werden den Ge- 
werkschaftsmitgliedern bestimmte Rechte eingeräumt. Sie werden auch von 
einem besonderen Kündigungsschutz umfasst. 

Zu den Rechten der Gewerkschaftsmitglieder gehören vor allem:

–  Das Recht auf Freistellung von der Arbeit für die Zeit der Ausführung einer 
bestimmten Tätigkeit. Dieses Recht steht jedem Arbeitnehmer zu, der eine 
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Gewerkschaftsfunktion ausübt, wenn die gegebene Tätigkeit nicht außerhalb  
der Arbeitszeit ausgeführt werden kann; der Arbeitnehmer behält das 
Recht auf Vergütung.

–  Das Recht auf Arbeitsfreistellung, dieses steht ausschließlich den Vorstands- 
mitgliedern der Gewerkschaft zu.

–  Der Schutz des Arbeitsverhältnisses vor Kündigung. Er gilt für ein bestimmtes  
Vorstandsmitglied der Gewerkschaft oder ein Gewerkschaftsmitglied, das 
zur Vertretung der Organisation bei dem Arbeitgeber befugt ist.

Der Kündigungsschutz für Gewerkschaftsmitglieder umfasst das Verbot, einem  
Gewerkschaftsfunktionär zu kündigen oder das Arbeitsverhältnis aufzulösen. 
Außerdem ist es dem Arbeitgeber untersagt, die Arbeits- oder Vergütungsbe- 
dingungen einseitig zuungunsten des geschützten Arbeitnehmers zu ändern. 
Allerdings kann einem Gewerkschaftsfunktionär ausnahmsweise doch gekün- 
digt werden, wenn die betriebliche Gewerkschaft dem zustimmt oder die Vor- 
aussetzungen, die in besonderen Vorschriften – wie z. B. dem Massenentlas- 
sungsgesetz – geregelt werden, vorliegen.

Im Fall der Insolvenz oder der Liquidation hört der besondere Schutz auf, zu 
bestehen.

Art. 18/2 ArbGB 

 
Die Arbeitnehmer nehmen an der Führung des Betriebes in dem in besonderen Vorschriften 
geregelten Umfang und nach den dort geregelten Grundsätzen teil.

Die in diesem Artikel genannten Gesetze sind insbesondere das Gesetz über 
die Information und die Konsultationen mit den Arbeitnehmern sowie das 
Gesetz über die Staatsbetriebe sowie das Gesetz über die Europäischen Be- 
triebsräte. Durch das Gesetz über die europäischen Betriebsräte wurde die 
Richtlinie 94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die Einsetzung 
eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Un- 
terrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden  
Unternehmen und Unternehmensgruppen in das polnische Recht umgesetzt. 
Dieses wurde wortgetreu umgesetzt, die Umsetzung betrifft nur Unternehmen,  
die gemeinschaftsweit operieren, nicht auch Unternehmen, die nur in Polen 
tätig sind. Die Mitgliedstaaten legen das Verfahren für die Wahl oder die Be- 
nennung der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums fest, die in 
ihrem Hoheitsgebiet zu wählen oder zu benennen sind.

Durch das Gesetz über die Europäischen Betriebsräte wird vorgesehen, dass  
in Betrieben, die gemeinschaftsweit operieren, besondere Verhandlungsgre-
mien, ein Europäischer Betriebsrat, gewählt oder ernannt werden, durch die 
das Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer gestärkt wird. 
Diese Europäischen Betriebsräte vertreten die Arbeitnehmer der Betriebe und /  
oder Unternehmen, in denen unabhängig vom Willen der Arbeitnehmer keine 
Arbeitnehmervertreter vorhanden sind. 

Dabei ist die zentrale Leitung dafür verantwortlich, dass die Voraussetzungen  
geschaffen und die Mittel bereitgestellt werden, damit für gemeinschaftsweit 
operierende Unternehmen und Unternehmensgruppen der Europäische Be- 
triebsrat eingesetzt oder das Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer geschaffen werden kann.

Mitbestimmung der Arbeitnehmer 02
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Gewerkschaftsfunktion ausübt, wenn die gegebene Tätigkeit nicht außerhalb  
der Arbeitszeit ausgeführt werden kann; der Arbeitnehmer behält das 
Recht auf Vergütung.

–  Das Recht auf Arbeitsfreistellung, dieses steht ausschließlich den Vorstands- 
mitgliedern der Gewerkschaft zu.

–  Der Schutz des Arbeitsverhältnisses vor Kündigung. Er gilt für ein bestimmtes  
Vorstandsmitglied der Gewerkschaft oder ein Gewerkschaftsmitglied, das 
zur Vertretung der Organisation bei dem Arbeitgeber befugt ist.

Der Kündigungsschutz für Gewerkschaftsmitglieder umfasst das Verbot, einem  
Gewerkschaftsfunktionär zu kündigen oder das Arbeitsverhältnis aufzulösen. 
Außerdem ist es dem Arbeitgeber untersagt, die Arbeits- oder Vergütungsbe- 
dingungen einseitig zuungunsten des geschützten Arbeitnehmers zu ändern. 
Allerdings kann einem Gewerkschaftsfunktionär ausnahmsweise doch gekün- 
digt werden, wenn die betriebliche Gewerkschaft dem zustimmt oder die Vor- 
aussetzungen, die in besonderen Vorschriften – wie z. B. dem Massenentlas- 
sungsgesetz – geregelt werden, vorliegen.

Im Fall der Insolvenz oder der Liquidation hört der besondere Schutz auf, zu 
bestehen.

Art. 18/2 ArbGB 

 
Die Arbeitnehmer nehmen an der Führung des Betriebes in dem in besonderen Vorschriften 
geregelten Umfang und nach den dort geregelten Grundsätzen teil.

Die in diesem Artikel genannten Gesetze sind insbesondere das Gesetz über 
die Information und die Konsultationen mit den Arbeitnehmern sowie das 
Gesetz über die Staatsbetriebe sowie das Gesetz über die Europäischen Be- 
triebsräte. Durch das Gesetz über die europäischen Betriebsräte wurde die 
Richtlinie 94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die Einsetzung 
eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Un- 
terrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden  
Unternehmen und Unternehmensgruppen in das polnische Recht umgesetzt. 
Dieses wurde wortgetreu umgesetzt, die Umsetzung betrifft nur Unternehmen,  
die gemeinschaftsweit operieren, nicht auch Unternehmen, die nur in Polen 
tätig sind. Die Mitgliedstaaten legen das Verfahren für die Wahl oder die Be- 
nennung der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums fest, die in 
ihrem Hoheitsgebiet zu wählen oder zu benennen sind.

Durch das Gesetz über die Europäischen Betriebsräte wird vorgesehen, dass  
in Betrieben, die gemeinschaftsweit operieren, besondere Verhandlungsgre-
mien, ein Europäischer Betriebsrat, gewählt oder ernannt werden, durch die 
das Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer gestärkt wird. 
Diese Europäischen Betriebsräte vertreten die Arbeitnehmer der Betriebe und /  
oder Unternehmen, in denen unabhängig vom Willen der Arbeitnehmer keine 
Arbeitnehmervertreter vorhanden sind. 

Dabei ist die zentrale Leitung dafür verantwortlich, dass die Voraussetzungen  
geschaffen und die Mittel bereitgestellt werden, damit für gemeinschaftsweit 
operierende Unternehmen und Unternehmensgruppen der Europäische Be- 
triebsrat eingesetzt oder das Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer geschaffen werden kann.
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Dieser setzt sich aus mindestens drei und höchstens 17 Mitgliedern zusam- 
men. Bei seiner Wahl oder Benennung ist sicherzustellen, dass zunächst  
die Vertretung durch ein Mitglied für jeden Mitgliedstaat, in dem sich ein oder  
mehrere Betriebe des gemeinschaftsweit operierenden Unternehmens oder 
das herrschende Unternehmen oder ein oder mehrere abhängige Unternehmen  
der gemeinschaftsweit operierenden Unternehmensgruppe befinden, dass 
sodann die Anzahl der zusätzlichen Mitglieder im Verhältnis zur Zahl in den 
Betrieben, dem herrschenden Unternehmen oder den abhängigen Unterneh-
men beschäftigten Arbeitnehmer, wie in den Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die zentrale Leitung ansässig ist, vorgesehen. 

Nach dem Gesetz über die Information und die Konsultationen mit den Arbeit- 
nehmern, das für alle Betriebe unabhängig davon, ob sie gemeinschaftsweit 
tätig werden, gilt, wird ein Arbeitnehmerrat gebildet. Dieser Arbeitnehmerrat 
wird in Polen bei privaten Betrieben gebildet, die mehr als 50 Angestellte haben.  
Die Größe des Rats hängt von der Anzahl der Beschäftigten in einem bestimm-
ten Unternehmen ab. Die Anzahl seiner Mitglieder beträgt:

–  drei Mitglieder bei einem Arbeitgeber, der eine Anzahl von  
50 bis 250 Personen beschäftigt

–  fünf Mitglieder bei einem Arbeitgeber, der eine Anzahl von  
251 bis 500 Personen beschäftigt

–  sieben Mitglieder bei einem Arbeitgeber, der eine Anzahl von  
über 500 Personen beschäftigt.

Der Rat wird gewählt. Wahlberechtigt sind alle volljährigen Arbeitnehmer. Ge- 
wählt werden kann, wer mindestens ein Jahr bei dem Arbeitgeber beschäftigt  
ist und wenn der Arbeitgeber weniger als ein Jahr besteht, wer von Anfang an  
dort beschäftigt ist. Personen, die den Arbeitgeber repräsentieren, können 
nicht in den Arbeitnehmerrat gewählt werden, dies sind z. B. der Leiter des 
Betriebs sowie seine Stellvertreter, die Mitglieder des Aufsichtsrats, der Haupt- 
buchhalter und der Rechtsberater. 

Zwischen dem Arbeitnehmerrat und der Betriebsleitung wird ein Vertrag ge- 
schlossen, in dem die Grundsätze der Zusammenarbeit festgelegt werden, 
wie die Art und das Verfahren der Konsultationen mit dem Rat, die Schlichtung  
von Streitigkeiten des Rats mit der Betriebsleitung z. B. durch eine paritätisch  
besetzte Kommission, einen Mediator usw. Außerdem können Kostenfragen 
in dem Vertrag geregelt werden. Der Arbeitgeber konsultiert mit den Arbeit- 
nehmern oder ihren Vertretern alle Tätigkeiten, die mit der Arbeitssicherheit 
und -hygiene verbunden sind.

02.1  Mitbestimmung auf Betriebsebene

02.1.1  Rechte der Vertretung der Arbeitnehmer im Betrieb

Der Arbeitnehmerrat ist vom Arbeitgeber in bestimmten Situationen zu informie- 
ren, u. a. über die Tätigkeit und die ökonomische Situation des Arbeitgebers 
oder über eventuelle Änderungen in diesem Bereich, über die Beschäftigungs- 
struktur und diesbezügliche Änderungen oder Vorhaben, über Tätigkeiten, die  
wesentliche Änderungen in der Arbeitsorganisation zur Folge haben oder die 
Grundlagen der Beschäftigung betreffen. 

Hingegen betrifft die Pflicht, Konsultationen mit dem Rat durchzuführen, nur 
den Stand, die Struktur und die vorgesehenen Änderungen im Beschäftigungs- 
bereich, nicht jedoch die ökonomische Tätigkeit oder Situation des Unterneh-
mens. 

02.1.2  Rechte der Gewerkschaften

Die Befugnisse der Gewerkschaften lassen sich unterscheiden nach denen, die  
ihnen im individuellen und im kollektiven Arbeitsrecht zustehen. Die Gewerk- 
schaften haben die Befugnis zur Rechtssetzung, zur Rechtsanwendung und 
auf Information und Konsultation. Hinsichtlich der Rechtssetzung haben sie 
die Möglichkeit, Tarifverträge sowie andere Vereinbarungen auszuhandeln und  
abzuschließen; die betrieblichen Ordnungen, insbesondere die Arbeits- und 
Vergütungsordnungen, mit dem Arbeitgeber abzustimmen, als Mitglied der 
dreiseitigen Kommission zu Richtlinien und Entwürfen von Rechtsakten, die in  
die Kompetenz dieses Gremiums fallen, Stellung zu beziehen und dort unter 
Umständen eigene Gesetzesinitiativen vorzulegen.

02.2  Mitbestimmung im Unternehmen

In Polen gibt es eine allgemeine Mitbestimmung im Wesentlichen nur im Be- 
reich der Arbeitnehmerräte, die im Übrigen erst durch die Umsetzung der Euro- 
päischen Richtlinie über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder  
die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeit- 
nehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmens- 
gruppen in polnisches Recht im Jahr 2006 geschaffen wurden. Nur in den 
staatlichen Betrieben gibt es eine weitergehende Mitbestimmung. 
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ist und wenn der Arbeitgeber weniger als ein Jahr besteht, wer von Anfang an  
dort beschäftigt ist. Personen, die den Arbeitgeber repräsentieren, können 
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schlossen, in dem die Grundsätze der Zusammenarbeit festgelegt werden, 
wie die Art und das Verfahren der Konsultationen mit dem Rat, die Schlichtung  
von Streitigkeiten des Rats mit der Betriebsleitung z. B. durch eine paritätisch  
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abzuschließen; die betrieblichen Ordnungen, insbesondere die Arbeits- und 
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In staatlichen Betrieben oder in Betrieben, in denen der Fiskus Anteile hat, wird  
der Umfang der Beteiligung der Arbeitnehmer durch die geltenden Rechts- 
vorschriften festgelegt. In anderen privatwirtschaftlichen Betrieben wird die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer an den Entscheidungen des Arbeitgebers 
außerhalb der dargestellten rechtlich geregelten Fälle durch Tarifverträge und  
die Entscheidungen des Arbeitgebers geregelt.

02.2.1   Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat und anderen  
Gesellschaftsorganen

Arbeitnehmervertreter haben in staatlichen Firmen das Recht, im Vorstand und  
im Aufsichtsrat vertreten zu sein. Üblicherweise handelt es sich bei den Arbeit- 
nehmermitgliedern um Gewerkschaftsfunktionäre. In Privatunternehmen gibt 
es hingegen keine Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat oder in an- 
deren Gesellschaftsorganen. 

02.2.2  Bedeutung der Unternehmensmitbestimmung

Eine Arbeitnehmermitbestimmung gibt es in Polen im Wesentlichen nur in den  
staatlichen Firmen, dies ist in diesem Bereich ein Relikt aus der kommunistischen  
Zeit. Außerdem gibt es die Mitbestimmung im Bereich der Arbeitnehmerräte, 
die sich aber auf Informationspflichten und Konsultationspflichten beschränkt  
und die keine Beteiligung an der Leitung der Firma, sei es im Vorstand oder 
im Aufsichtsrat, ermöglicht.

Der Grundsatz des sozialen Dialogs findet sich bereits in der Verfassung, in der  
bestimmt wird, dass der Dialog und die Zusammenarbeit der gesellschaftlichen  
Partner einen der Pfeiler des wirtschaftlichen Systems der Republik Polen bildet. 

In Polen gibt es seit 1994 die dreiseitige Kommission zu gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Fragen, die diesen Dialog maßgeblich führt. Sie wurde 
auf Beschluss der Regierung gegründet, seit 2001 handelt sie aufgrund des 
Gesetzes über die dreiseitige Kommission. 

Sie setzt sich zusammen aus Vertretern der Regierung, der privaten Arbeitgeber- 
verbände sowie der Gewerkschaften. Die Kommission führt den gesellschaft- 
lichen Dialog und nimmt Stellung zu gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fragen. Zu ihren Kompetenzen zählen die Feststellung der Indikatoren des 
Lohnwachstums in den Betrieben und den Haushalten sowie die Vorbereitungs- 
arbeiten für den Staatshaushalt. Zudem nimmt sie Stellung zur Höhe der Sozial- 
leistungen, sie erörtert Angelegenheiten mit hoher gesellschaftlicher Bedeutung,  
die durch ein Mitglied der Kommission in die Kommission getragen wurde. Die  
Kommission kann eine Sache mit einer gemeinsamen Verständigung abschlie-
ßen, deren Gegenstand die gegenseitigen Verpflichtungen der Parteien sind 
und die dem Ausgleich der Interessen der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und  
dem Gemeinwohl dienen. 

Es bestehen auch in den Woiwodschaften Dreiseitige Kommissionen, die diese  
Angelegenheiten auf Woiwodschaftsebene behandeln. 

Regierung und Tarifparteien 03
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die sich aber auf Informationspflichten und Konsultationspflichten beschränkt  
und die keine Beteiligung an der Leitung der Firma, sei es im Vorstand oder 
im Aufsichtsrat, ermöglicht.

Der Grundsatz des sozialen Dialogs findet sich bereits in der Verfassung, in der  
bestimmt wird, dass der Dialog und die Zusammenarbeit der gesellschaftlichen  
Partner einen der Pfeiler des wirtschaftlichen Systems der Republik Polen bildet. 

In Polen gibt es seit 1994 die dreiseitige Kommission zu gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Fragen, die diesen Dialog maßgeblich führt. Sie wurde 
auf Beschluss der Regierung gegründet, seit 2001 handelt sie aufgrund des 
Gesetzes über die dreiseitige Kommission. 

Sie setzt sich zusammen aus Vertretern der Regierung, der privaten Arbeitgeber- 
verbände sowie der Gewerkschaften. Die Kommission führt den gesellschaft- 
lichen Dialog und nimmt Stellung zu gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fragen. Zu ihren Kompetenzen zählen die Feststellung der Indikatoren des 
Lohnwachstums in den Betrieben und den Haushalten sowie die Vorbereitungs- 
arbeiten für den Staatshaushalt. Zudem nimmt sie Stellung zur Höhe der Sozial- 
leistungen, sie erörtert Angelegenheiten mit hoher gesellschaftlicher Bedeutung,  
die durch ein Mitglied der Kommission in die Kommission getragen wurde. Die  
Kommission kann eine Sache mit einer gemeinsamen Verständigung abschlie-
ßen, deren Gegenstand die gegenseitigen Verpflichtungen der Parteien sind 
und die dem Ausgleich der Interessen der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und  
dem Gemeinwohl dienen. 

Es bestehen auch in den Woiwodschaften Dreiseitige Kommissionen, die diese  
Angelegenheiten auf Woiwodschaftsebene behandeln. 
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Art. 18/1 ArbGB

 
§ 1  Die Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht, Organisationen zum Zwecke der Ver- 

tretung und des Schutzes eigener Rechte und Interessen zu gründen und ihnen beizutreten.

§ 2  Die Grundsätze der Gründung und Tätigkeit der in § 1 genannten Organisationen bestimmen  
das Gesetz über die Gewerkschaften, das Gesetz über die Arbeitgeberorganisationen sowie  
andere Rechtsvorschriften.

Der Tarifvertrag wird definiert als eine normative Vereinbarung zwischen einer  
oder mehreren Gewerkschaften und einem oder mehreren Arbeitgebern oder 
einer Arbeitgeberorganisation, deren Bestimmungen die Vertragsparteien, aber  
auch die Arbeitnehmer erfassen, die bei den Vertrag abschließenden Arbeit- 
gebern beschäftigt sind.

04.1  Kollektivverträge und ihre Parteien

Im Arbeitsgesetzbuch wird zwischen einem betrieblichen Tarifvertrag und einem  
überbetrieblichen Tarifvertrag unterschieden. Tarifverträge haben allgemeinen  
Charakter. Sie dürfen grundsätzlich für jeden Betrieb geschlossen werden.

04.1.1  Kollektivverträge auf Landesebene, Branchentarifverträge

Ein überbetrieblicher Tarifvertrag kann sich auf mehrere Betriebe eines Arbeit- 
gebers oder auf mehrere Betriebe unterschiedlicher Arbeitgeber erstrecken. 
Er kann sich auf eine Branche, eine Berufsgruppe, ein bestimmtes Gebiet oder  
eine Gruppe von Betrieben richten. Der Umfang des Tarifvertrages ist im Ein- 
zelnen von dem Willen der beteiligten Tarifparteien abhängig.

04.1.2  Kollektivverträge auf Unternehmens- und Betriebsebene

Ein betrieblicher Tarifvertrag wird für einen Betrieb durch den Arbeitgeber und  
die in dem Betrieb tätigen Gewerkschaften geschlossen. Er kann in Ausführung  
eines überbetrieblichen Tarifvertrages geschlossen werden oder unabhängig 
davon.

04.1.3  Parteien von Kollektivverträgen

Die Vereinigungsfreiheit, die bereits in der polnischen Verfassung garantiert 
wird, gilt grundsätzlich im gleichen Umfang für die Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer. Im Rahmen der Vereinigungsfreiheit steht den Arbeitgebern das Recht 
zu, ohne vorherige Zustimmung und nach eigenem Ermessen Vereinigungen 
(Organisationen) zu gründen, und unter der Voraussetzung, dass die Satzung 
beachtet wird, einer solchen Organisation beizutreten. Die Vereinigungsfreiheit  
umfasst auch das Recht, Satzungen und andere innere Richtlinien der Arbeit- 
geberverbände und der Gewerkschaften zu beschließen, die Vertreter der Ar- 
beitgeberverbände und der Gewerkschaften frei zu wählen, einen Vorstand zu  
berufen und einen Tätigkeitsplan zu entwickeln. Die Vereinigungsfreiheit be- 
rechtigt auch dazu, Föderationen und Konföderationen von Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaften zu gründen sowie ihnen beizutreten und auch 
das Recht, internationalen Arbeitgeberverbänden bzw. Gewerkschaften bei- 
zutreten.

Im ArbGB wird die Koalitionsfreiheit einfachgesetzlich nochmals bestätigt. Hier  
werden die Rechtssubjekte bestimmt, die tariffähig sein können: die Arbeit- 
geberverbände und die Gewerkschaften. Die Einzelheiten zu ihrer Gründung 
und ihrem Tätigwerden sind allerdings in besonderen Gesetzen weiter konkre- 
tisiert.
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Er kann sich auf eine Branche, eine Berufsgruppe, ein bestimmtes Gebiet oder  
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umfasst auch das Recht, Satzungen und andere innere Richtlinien der Arbeit- 
geberverbände und der Gewerkschaften zu beschließen, die Vertreter der Ar- 
beitgeberverbände und der Gewerkschaften frei zu wählen, einen Vorstand zu  
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rechtigt auch dazu, Föderationen und Konföderationen von Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaften zu gründen sowie ihnen beizutreten und auch 
das Recht, internationalen Arbeitgeberverbänden bzw. Gewerkschaften bei- 
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04.1.3.1  Arbeitgeberverband

Im Gesetz über die Arbeitgeberverbände sind die Gründung und die Tätigkeit  
der Arbeitgeberverbände geregelt. Dieses Gesetz enthält keine ausdrückliche  
Definition eines Arbeitgeberverbands. Das Gesetz führt aber Kriterien an, wann  
man von einem Arbeitgeberverband nach diesem Gesetz sprechen kann. Dies  
ist dann der Fall, wenn es sich um eine Vereinigung von Arbeitgebern handelt,  
wobei der oben dargestellte Begriff des Arbeitgebers nach dem ArbGB zugrun- 
de gelegt wird, und wenn die Aufgabe dieser Vereinigung darin besteht, die 
Rechte ihrer Mitglieder gegenüber den Gewerkschaften, den Staatsorganen, 
anderen Organen der staatlichen Verwaltung und der territorialen Selbstver-
waltung zu schützen und die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber diesen 
Organisationen oder staatlichen Organen zu vertreten. Weitere notwendige 
Merkmale, um von einer Arbeitgeberorganisation im Sinne des Gesetzes über  
die Arbeitgeberverbände sprechen zu können, sind das Recht auf Selbstver-
waltung, die Unabhängigkeit von den Organen des Staates und der territorialen  
Selbstverwaltung, die Freiwilligkeit der Mitgliedschaft in der Organisation, eine  
in gewissem Sinne formalisierte Binnenstruktur und ein formalisiertes System  
der Vertretung nach außen. Auch die Dauerhaftigkeit des Verbands, d. h. die 
Unabhängigkeit des Bestehens des Verbands von einem Mitgliederwechsel 
sowie die Gründung auf unbefristete Zeit, sind Merkmale, die ein Arbeitgeber- 
verband erfüllen muss. Schließlich muss die innere Organisationsstruktur des  
Verbands gewisse demokratische Elemente enthalten, oder anders ausgedrückt:  
es darf keine despotische Struktur geben. 

Abzugrenzen sind Arbeitgeberverbände insofern von Businessclubs oder 
Industrie- und Handelskammern oder Zweckvereinigungen von Arbeitgebern, 
die sich zur Erreichung eines bestimmten Ziels gegründet haben. 

Die Gründung eines Arbeitgeberverbands kann erfolgen, wenn mindestens 
10 Gründungsmitglieder vorhanden sind. Diese beschließen, dass sie einen 
Arbeitgeberverband gründen wollen und erlassen gleichzeitig eine Satzung.  

Bis zur endgültigen Gründung übernimmt ein Gründungsvorstand, der gewählt  
wird, die Organisationsaufgaben während der Gründung. 

Die Satzung des Arbeitgeberverbands muss dabei den Namen, den Sitz und 
den räumlichen Tätigkeitsbereich des Verbands nennen, die Organstruktur des  
Verbands, das Verfahren der Wahl und der Abberufung dieser Organe sowie 
die Aufgaben der Organe und die Dauer der Wahlperiode ihrer Tätigkeit. Weiter  
sind in der Satzung zu nennen die grundlegenden Ziele und Aufgaben des Ar- 
beitgeberverbands und die Mittel, mit denen die Verwirklichung dieser Ziele 
angestrebt werden soll. Auch in der Satzung enthalten sein müssen Vorschriften  
über den Beitritt und den Austritt bzw. über den Ausschluss aus dem Verband  
u. a. 

Endgültig gegründet ist der Arbeitgeberverband dann, wenn der Gründungs-
vorstand den Antrag auf die Eintragung des Verbands in das Landesgerichts- 
register gestellt hat, und die Eintragung vorgenommen wurde. Dies hat innerhalb  
von 30 Tagen nach dem Beschluss zur Gründung des Verbands zu erfolgen. 
Mit der Eintragung erlangt der Verband Rechtsfähigkeit. Die Arbeitgeberver-
bände sind selbstverwaltet organisiert und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
unabhängig vom Staat, insbesondere der staatlichen Verwaltung, der Selbst- 
verwaltung und anderen Organisationen, z. B. Parteien. 

Die Aufgaben der polnischen Arbeitgeberverbände sind mit denen der deut- 
schen Verbände durchaus vergleichbar, zumal bestimmte Aufgaben sich auch  
schon aus dem internationalen Recht, z. B. aus den Konventionen der ILO er- 
geben. So gehören auch in Polen die Förderung und der Schutz der Interessen  
ihrer Mitglieder in ökonomischer und sozialer Hinsicht zu den Aufgaben eines  
Arbeitgeberverbands. Diese Interessen vertritt der Arbeitgeberverband gegen- 
über den Gewerkschaften, aber auch gegenüber staatlichen Stellen. 

Die Grenze der Tätigkeit der Arbeitnehmerverbände bildet das geltende Recht,  
insbesondere das genannte Gesetz über die Arbeitgeberverbände, das be- 
stimmte Verbotstatbestände enthält. Beispielsweise verbietet es einer dieser 
Tatbestände den Arbeitgeberverbänden, Handlungen vorzunehmen, die die 
Einschränkung der Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmer oder die Ausübung 
von Kontrolle über Arbeitnehmervereinigungen bezwecken. 

Faktisch sind die Arbeitgeberverbände in Polen nach Branchen organisiert 
sowie nach Regionalgruppen. 
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04.1.3.1  Arbeitgeberverband

Im Gesetz über die Arbeitgeberverbände sind die Gründung und die Tätigkeit  
der Arbeitgeberverbände geregelt. Dieses Gesetz enthält keine ausdrückliche  
Definition eines Arbeitgeberverbands. Das Gesetz führt aber Kriterien an, wann  
man von einem Arbeitgeberverband nach diesem Gesetz sprechen kann. Dies  
ist dann der Fall, wenn es sich um eine Vereinigung von Arbeitgebern handelt,  
wobei der oben dargestellte Begriff des Arbeitgebers nach dem ArbGB zugrun- 
de gelegt wird, und wenn die Aufgabe dieser Vereinigung darin besteht, die 
Rechte ihrer Mitglieder gegenüber den Gewerkschaften, den Staatsorganen, 
anderen Organen der staatlichen Verwaltung und der territorialen Selbstver-
waltung zu schützen und die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber diesen 
Organisationen oder staatlichen Organen zu vertreten. Weitere notwendige 
Merkmale, um von einer Arbeitgeberorganisation im Sinne des Gesetzes über  
die Arbeitgeberverbände sprechen zu können, sind das Recht auf Selbstver-
waltung, die Unabhängigkeit von den Organen des Staates und der territorialen  
Selbstverwaltung, die Freiwilligkeit der Mitgliedschaft in der Organisation, eine  
in gewissem Sinne formalisierte Binnenstruktur und ein formalisiertes System  
der Vertretung nach außen. Auch die Dauerhaftigkeit des Verbands, d. h. die 
Unabhängigkeit des Bestehens des Verbands von einem Mitgliederwechsel 
sowie die Gründung auf unbefristete Zeit, sind Merkmale, die ein Arbeitgeber- 
verband erfüllen muss. Schließlich muss die innere Organisationsstruktur des  
Verbands gewisse demokratische Elemente enthalten, oder anders ausgedrückt:  
es darf keine despotische Struktur geben. 

Abzugrenzen sind Arbeitgeberverbände insofern von Businessclubs oder 
Industrie- und Handelskammern oder Zweckvereinigungen von Arbeitgebern, 
die sich zur Erreichung eines bestimmten Ziels gegründet haben. 

Die Gründung eines Arbeitgeberverbands kann erfolgen, wenn mindestens 
10 Gründungsmitglieder vorhanden sind. Diese beschließen, dass sie einen 
Arbeitgeberverband gründen wollen und erlassen gleichzeitig eine Satzung.  

Bis zur endgültigen Gründung übernimmt ein Gründungsvorstand, der gewählt  
wird, die Organisationsaufgaben während der Gründung. 

Die Satzung des Arbeitgeberverbands muss dabei den Namen, den Sitz und 
den räumlichen Tätigkeitsbereich des Verbands nennen, die Organstruktur des  
Verbands, das Verfahren der Wahl und der Abberufung dieser Organe sowie 
die Aufgaben der Organe und die Dauer der Wahlperiode ihrer Tätigkeit. Weiter  
sind in der Satzung zu nennen die grundlegenden Ziele und Aufgaben des Ar- 
beitgeberverbands und die Mittel, mit denen die Verwirklichung dieser Ziele 
angestrebt werden soll. Auch in der Satzung enthalten sein müssen Vorschriften  
über den Beitritt und den Austritt bzw. über den Ausschluss aus dem Verband  
u. a. 

Endgültig gegründet ist der Arbeitgeberverband dann, wenn der Gründungs-
vorstand den Antrag auf die Eintragung des Verbands in das Landesgerichts- 
register gestellt hat, und die Eintragung vorgenommen wurde. Dies hat innerhalb  
von 30 Tagen nach dem Beschluss zur Gründung des Verbands zu erfolgen. 
Mit der Eintragung erlangt der Verband Rechtsfähigkeit. Die Arbeitgeberver-
bände sind selbstverwaltet organisiert und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
unabhängig vom Staat, insbesondere der staatlichen Verwaltung, der Selbst- 
verwaltung und anderen Organisationen, z. B. Parteien. 

Die Aufgaben der polnischen Arbeitgeberverbände sind mit denen der deut- 
schen Verbände durchaus vergleichbar, zumal bestimmte Aufgaben sich auch  
schon aus dem internationalen Recht, z. B. aus den Konventionen der ILO er- 
geben. So gehören auch in Polen die Förderung und der Schutz der Interessen  
ihrer Mitglieder in ökonomischer und sozialer Hinsicht zu den Aufgaben eines  
Arbeitgeberverbands. Diese Interessen vertritt der Arbeitgeberverband gegen- 
über den Gewerkschaften, aber auch gegenüber staatlichen Stellen. 

Die Grenze der Tätigkeit der Arbeitnehmerverbände bildet das geltende Recht,  
insbesondere das genannte Gesetz über die Arbeitgeberverbände, das be- 
stimmte Verbotstatbestände enthält. Beispielsweise verbietet es einer dieser 
Tatbestände den Arbeitgeberverbänden, Handlungen vorzunehmen, die die 
Einschränkung der Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmer oder die Ausübung 
von Kontrolle über Arbeitnehmervereinigungen bezwecken. 

Faktisch sind die Arbeitgeberverbände in Polen nach Branchen organisiert 
sowie nach Regionalgruppen. 
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Gesamtpolnisch sind z. Zt. einige Arbeitgeberverbände aktiv, dies sind 

–  Pracodawcy Rzeczypospolitej Polskiej (Arbeitgeber der Republik Polen):  
eine unabhängige und konfessionslose Organisation, in der Arbeitgeberver- 
bände und Föderationen Mitglieder sind sowie Unternehmen, die Arbeitgeber  
von allgemeinpolnischer Bedeutung sind

–  Polska Konfederacja Pracodawców Prywatnych Lewiatan – PKPP Lewiatan 
(polnische Konföderation der privaten Arbeitgeber Lewiatan): 
eine freiwillige, selbstverwaltete und unabhängige Organisation mit wirtschaft- 
lichem- und sozialem Charakter. In ihr sind ebenfalls Arbeitgeberverbände 
und Föderationen sowie Unternehmen, die Arbeitgeber von allgemeinpolni-
scher Bedeutung sind, Mitglieder. 

–  Związek Rzemiosła Polskiego – ZRP (der Verband des polnischen Handwerks): 
von allgemeinpolnischer Bedeutung, als Wirtschaftsorganisation, die das 
Handwerk auf nationaler Ebene vertritt u. a. 

04.1.3.2  Gewerkschaft, Gewerkschaftsverband

Die Koalitionsfreiheit gilt natürlich auch für die Arbeitnehmer. Sie können Ge- 
werkschaften gründen und ihnen nach ihrer Wahl beitreten, wobei sie selbst- 
ständig entscheiden können, welche Organisation sie gründen bzw. welcher 
Organisation sie beitreten. Die Koalitionsfreiheit umfasst dabei auch das Recht,  
keiner Gewerkschaft beizutreten oder aus einer Gewerkschaft auszutreten. 

Die Rechte der Gewerkschaften sind in Polen im Gesetz über die Gewerkschaf- 
ten geregelt. Dieses konkretisiert auch die Koalitionsfreiheit und bestimmt u. a.,  
dass ein Arbeitnehmer, der ein Gewerkschaftsmitglied ist, nicht diskriminiert 
werden darf. 

Auch für die Gewerkschaften gelten – wie für die Arbeitgeberverbände – das 
Selbstverwaltungsprinzip und die Unabhängigkeit der Organisation der Gewerk- 
schaft. Der Grundsatz der Unabhängigkeit der Gewerkschaft, d. h. einer Ver- 
einigung von Arbeitnehmern, die nach den Bestimmungen des Gesetzes über  
die Gewerkschaften gegründet wurde und auf dessen Grundlage tätig ist, be- 
steht darin, dass staatliche Verwaltungsorgane, Arbeitgeberverbände und 
andere Organisationen, wie z. B. Berufsorganisationen oder politischen Par- 
teien, keinen Einfluss auf die Gewerkschaften ausüben. Keiner dieser Verbände  
darf in die Tätigkeiten der Gewerkschaft eingreifen. Nur die Gewerkschaft selbst  
bestimmt über ihre Struktur und ihre sämtlichen Aktivitäten, insbesondere hin- 
sichtlich der Mitgliedschaft und der Wahl zu ihren Organen. Eine weitere Kon- 

kretisierung der Koalitionsfreiheit besteht in der Verpflichtung des Arbeitgebers,  
einer betrieblichen Gewerkschaft Räumlichkeiten und technische Ausstattung,  
aber auch die Freistellung ihrer Funktionäre von der Arbeit zur Verfügung zu 
stellen, soweit dies für ihre Tätigkeit notwendig ist.

Auch die Tätigkeit der Gewerkschaften findet ihre Grenze in den geltenden 
Gesetzen, insbesondere dem Gesetz über die Gewerkschaft. Folge eines Ge- 
setzesverstoßes können Sanktionen gegen die Gewerkschaft selbst bis hin 
zur Streichung der Gewerkschaft aus dem Landesgerichtsregister sein oder 
Sanktionen, die gegen ihre Mitglieder gerichtet sind, z. B. in Form einer Geld- 
buße. 

Die Aufgaben und Kompetenzen der Gewerkschaften bestehen auf unterschied- 
lichen Gebieten, im Bereich des individuellen und des kollektiven Arbeitsrechts.  
Zudem haben die überbetrieblichen Gewerkschaften weitere Befugnisse. Ins- 
gesamt unterscheidet man die Befugnisse der Gewerkschaften im Bereich der  
Rechtssetzung, der Rechtsanwendung, der Information und Konsultation.

Rechtssetzend werden die Gewerkschaften tätig beim Abschluss von Tarifver- 
trägen und bei der Verhandlung anderer Vereinbarungen, zu denen sie durch 
die Gesetze (ArbGB, das Gesetz über die Gewerkschaften u. a.) ermächtigt 
werden. Beim Abschluss von Arbeits- und Vergütungsordnungen, bei denen 
die Gewerkschaften zuständig sind, und die sie mit dem Arbeitgeber abzustim- 
men haben. Schließlich werden die Gewerkschaften auch beim Einbringen von  
Gesetzesentwürfen im Bereich der Dreiseitigen Kommission rechtssetzend 
tätig. 

Die Rechtsanwendung und Rechtsauslegung zählt insofern zu den Kompe-
tenzen von Gewerkschaften, als sie Stellungnahmen, Zustimmungen oder 
Widersprüche in Angelegenheiten des individuellen Arbeitsrechts abgeben, 
insbesondere bei einer Kündigung oder der Auflösung eines Arbeitsvertrages.  
Schließlich hat die Gewerkschaft auch Aufgaben im Bereich der Kontrolle der  
Einhaltung der Arbeitssicherheit und -hygiene. 

Die Gewerkschaften haben auch das Recht auf Informationen und Konsultati-
onen durch die Arbeitgeber. So müssen die Gewerkschaften solche Informa- 
tionen erhalten, die für die Ausübung der gewerkschaftlichen Tätigkeit unerläss- 
lich sind. 

Die Gründung einer Gewerkschaft ist im Gewerkschaftsgesetz geregelt. Sie 
erfolgt durch einen Beschluss von mindestens zehn Personen über die Grün- 
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Gesamtpolnisch sind z. Zt. einige Arbeitgeberverbände aktiv, dies sind 

–  Pracodawcy Rzeczypospolitej Polskiej (Arbeitgeber der Republik Polen):  
eine unabhängige und konfessionslose Organisation, in der Arbeitgeberver- 
bände und Föderationen Mitglieder sind sowie Unternehmen, die Arbeitgeber  
von allgemeinpolnischer Bedeutung sind

–  Polska Konfederacja Pracodawców Prywatnych Lewiatan – PKPP Lewiatan 
(polnische Konföderation der privaten Arbeitgeber Lewiatan): 
eine freiwillige, selbstverwaltete und unabhängige Organisation mit wirtschaft- 
lichem- und sozialem Charakter. In ihr sind ebenfalls Arbeitgeberverbände 
und Föderationen sowie Unternehmen, die Arbeitgeber von allgemeinpolni-
scher Bedeutung sind, Mitglieder. 

–  Związek Rzemiosła Polskiego – ZRP (der Verband des polnischen Handwerks): 
von allgemeinpolnischer Bedeutung, als Wirtschaftsorganisation, die das 
Handwerk auf nationaler Ebene vertritt u. a. 

04.1.3.2  Gewerkschaft, Gewerkschaftsverband

Die Koalitionsfreiheit gilt natürlich auch für die Arbeitnehmer. Sie können Ge- 
werkschaften gründen und ihnen nach ihrer Wahl beitreten, wobei sie selbst- 
ständig entscheiden können, welche Organisation sie gründen bzw. welcher 
Organisation sie beitreten. Die Koalitionsfreiheit umfasst dabei auch das Recht,  
keiner Gewerkschaft beizutreten oder aus einer Gewerkschaft auszutreten. 

Die Rechte der Gewerkschaften sind in Polen im Gesetz über die Gewerkschaf- 
ten geregelt. Dieses konkretisiert auch die Koalitionsfreiheit und bestimmt u. a.,  
dass ein Arbeitnehmer, der ein Gewerkschaftsmitglied ist, nicht diskriminiert 
werden darf. 

Auch für die Gewerkschaften gelten – wie für die Arbeitgeberverbände – das 
Selbstverwaltungsprinzip und die Unabhängigkeit der Organisation der Gewerk- 
schaft. Der Grundsatz der Unabhängigkeit der Gewerkschaft, d. h. einer Ver- 
einigung von Arbeitnehmern, die nach den Bestimmungen des Gesetzes über  
die Gewerkschaften gegründet wurde und auf dessen Grundlage tätig ist, be- 
steht darin, dass staatliche Verwaltungsorgane, Arbeitgeberverbände und 
andere Organisationen, wie z. B. Berufsorganisationen oder politischen Par- 
teien, keinen Einfluss auf die Gewerkschaften ausüben. Keiner dieser Verbände  
darf in die Tätigkeiten der Gewerkschaft eingreifen. Nur die Gewerkschaft selbst  
bestimmt über ihre Struktur und ihre sämtlichen Aktivitäten, insbesondere hin- 
sichtlich der Mitgliedschaft und der Wahl zu ihren Organen. Eine weitere Kon- 

kretisierung der Koalitionsfreiheit besteht in der Verpflichtung des Arbeitgebers,  
einer betrieblichen Gewerkschaft Räumlichkeiten und technische Ausstattung,  
aber auch die Freistellung ihrer Funktionäre von der Arbeit zur Verfügung zu 
stellen, soweit dies für ihre Tätigkeit notwendig ist.

Auch die Tätigkeit der Gewerkschaften findet ihre Grenze in den geltenden 
Gesetzen, insbesondere dem Gesetz über die Gewerkschaft. Folge eines Ge- 
setzesverstoßes können Sanktionen gegen die Gewerkschaft selbst bis hin 
zur Streichung der Gewerkschaft aus dem Landesgerichtsregister sein oder 
Sanktionen, die gegen ihre Mitglieder gerichtet sind, z. B. in Form einer Geld- 
buße. 

Die Aufgaben und Kompetenzen der Gewerkschaften bestehen auf unterschied- 
lichen Gebieten, im Bereich des individuellen und des kollektiven Arbeitsrechts.  
Zudem haben die überbetrieblichen Gewerkschaften weitere Befugnisse. Ins- 
gesamt unterscheidet man die Befugnisse der Gewerkschaften im Bereich der  
Rechtssetzung, der Rechtsanwendung, der Information und Konsultation.

Rechtssetzend werden die Gewerkschaften tätig beim Abschluss von Tarifver- 
trägen und bei der Verhandlung anderer Vereinbarungen, zu denen sie durch 
die Gesetze (ArbGB, das Gesetz über die Gewerkschaften u. a.) ermächtigt 
werden. Beim Abschluss von Arbeits- und Vergütungsordnungen, bei denen 
die Gewerkschaften zuständig sind, und die sie mit dem Arbeitgeber abzustim- 
men haben. Schließlich werden die Gewerkschaften auch beim Einbringen von  
Gesetzesentwürfen im Bereich der Dreiseitigen Kommission rechtssetzend 
tätig. 

Die Rechtsanwendung und Rechtsauslegung zählt insofern zu den Kompe-
tenzen von Gewerkschaften, als sie Stellungnahmen, Zustimmungen oder 
Widersprüche in Angelegenheiten des individuellen Arbeitsrechts abgeben, 
insbesondere bei einer Kündigung oder der Auflösung eines Arbeitsvertrages.  
Schließlich hat die Gewerkschaft auch Aufgaben im Bereich der Kontrolle der  
Einhaltung der Arbeitssicherheit und -hygiene. 

Die Gewerkschaften haben auch das Recht auf Informationen und Konsultati-
onen durch die Arbeitgeber. So müssen die Gewerkschaften solche Informa- 
tionen erhalten, die für die Ausübung der gewerkschaftlichen Tätigkeit unerläss- 
lich sind. 

Die Gründung einer Gewerkschaft ist im Gewerkschaftsgesetz geregelt. Sie 
erfolgt durch einen Beschluss von mindestens zehn Personen über die Grün- 
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dung einer Gewerkschaft, wobei dies nur bestimmte Personen können, nämlich  
Arbeitnehmer. Dabei kommt es nicht auf die konkrete Art des Arbeitsvertrages  
an, mit dem der Arbeitnehmer bei seinem Arbeitgeber beschäftigt ist. Arbeit-
nehmer in diesem Sinne sind auch die Mitglieder von landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften, Beschäftigte, die aufgrund eines Agenturver-
trages tätig sind; es sei denn, sie sind Arbeitgeber sowie Wehrersatzdienst-
leistende. 

Einer bestehenden Gewerkschaft können alle beitreten, die auch eine Gewerk- 
schaft gründen können und zusätzlich können in eine Gewerkschaft Heim- 
arbeiter, Arbeitslose und Rentner eintreten. 

Nachdem der Beschluss über die Gründung einer Gewerkschaft gefasst wurde,  
muss auch bei der Gründung einer Gewerkschaft zunächst eine Satzung be- 
schlossen werden und ein Gründungsvorstand gewählt werden, zu dessen 
wichtigsten Aufgaben der Antrag auf Eintragung der Gewerkschaft in das ört- 
lich zuständige Landesgerichtsregister zählt.

Auch die notwendigen Bestimmungen der Satzung einer Gewerkschaft sind 
im Gesetz über die Gewerkschaften festgelegt. Die Satzung muss danach ins- 
besondere den Namen und den Sitz der Gewerkschaft, eine Beschreibung ihrer  
örtlichen und inhaltlichen Zuständigkeit, ihre Ziele und Aufgaben enthalten. 
Weiter müssen dort die Mitgliedschaft in der Gewerkschaft, ihre Organe sowie  
das Verfahren der Wahl und Abberufung der Organmitglieder geregelt sein. 
Dies entspricht im Wesentlichen auch den Punkten, die in der Satzung eines 
Arbeitgeberverbands enthalten sein müssen. 

Ebenfalls wie der Arbeitgeberverband muss sich auch eine Gewerkschaft im 
Landesgerichtsregister eintragen. Auch hier gilt die 30-tägige Frist zur Eintra- 
gung seit dem Gründungsbeschluss. Der Antrag auf Eintragung in das Register  
ist gebührenfrei. Auch die Gewerkschaft erlangt mit dem Tag der Eintragung 
Rechtsfähigkeit. 

Aufgelöst wird eine Gewerkschaft durch einen entsprechenden Beschluss des  
zuständigen Organs der Gewerkschaft, wobei sich die Zuständigkeit aus der 
Satzung ergibt. Der Beschluss lautet dann auf Streichung der Gewerkschaft 
aus dem Landesgerichtsregister. Ohne einen solchen Antrag wird eine Gewerk- 
schaft von Amts wegen aus dem Register gelöscht, wenn die Anzahl der Mit- 
glieder über einen Zeitraum von drei Monaten unter zehn liegt, oder der einzige  
Betrieb, in dem die Gewerkschaft tätig war, liquidiert wurde oder der Betrieb 
insolvent ist, oder wenn er umgewandelt wurde. Auch bei einer groben Verlet- 

zung der Rechtsvorschriften durch die Gewerkschaft ist die Auflösung und 
damit die Löschung der Eintragung im Landesgerichtsregister eine mögliche 
Sanktion. 

Aufgabe der Gewerkschaften ist es nach der Formulierung im Gesetz über die  
Gewerkschaften, die Rechte der Arbeitnehmer sowie ihre beruflichen und sozi- 
alen Interessen zu verteidigen, die Gewerkschaften vertreten die Arbeitnehmer,  
verteidigen ihre Würde, ihre Rechte sowie ihre materiellen und immateriellen, 
kollektiven und individuellen Interessen.

Der Schutz der Interessen der Arbeitnehmer wird nach überwiegender Ansicht  
dahingehend verstanden, dass zu den wichtigsten Aufgaben der Gewerk-
schaften die Verbesserung der Arbeits- und Vergütungsbedingungen zählt. 
Zur Erreichung dieses Ziels stehen der Gewerkschaft aufgrund der Gesetze 
verschiedene Mittel zu. Die Gewerkschaft hat das Recht auf das Führen von 
Tarifverhandlungen und das Recht zum Abschluss von Tarifverträgen, das 
Recht auf das Führen von kollektiven Streitigkeiten sowie das Streikrecht. 

Der Schutz der Rechte der Arbeitnehmer, der als weitere Aufgabe genannt 
wird, ist dahingehend zu verstehen, dass die Gewerkschaften vor allem dazu 
beitragen, dass die Arbeitnehmerrechte beachtet werden. Im Vergleich zu den  
Staatsorganen, die in diesem Bereich ebenfalls tätig sind, ist die Aufgabe der  
Gewerkschaften hier allerdings als geringer einzustufen. Wichtige Bereiche 
sind hier die Konsultationen mit den betrieblichen Gewerkschaften beim Kün- 
digungsschutz und die Mitwirkung der Gewerkschaften z. B. bei der Aufstellung  
des Arbeitszeitplans oder des Urlaubsplans. 

Seine Grenze findet die Tätigkeit der Gewerkschaften – ebenso wie die der Ar- 
beitgeberverbände – in den geltenden Rechtsvorschriften. Da aber die Aufga- 
benformulierung – Schutz der Interessen und Rechte der Arbeitnehmer – eher  
weit und unpräzise formuliert wurde, haben die Gewerkschaften auch einen 
weiten Tätigkeitsbereich. Liegt allerdings ein Verstoß gegen das geltende Recht  
durch die Tätigkeit der Gewerkschaft vor, so besteht ein dreistufiges Sanktions- 
verfahren. Zunächst wird das Gewerkschaftsorgan, das das geltende Recht 
verletzt hat durch das zuständige Gericht aufgefordert, seine Tätigkeit mit dem  
Recht in Einklang zu bringen. Der Gewerkschaft wird hierfür eine Frist gesetzt.  
Lässt die Gewerkschaft die Frist unbeachtet verstreichen, so kann entweder 
gegen die Mitglieder der Gewerkschaft eine Geldbuße verhängt werden oder 
eine Frist gesetzt werden zur Neuwahl von Gewerkschaftsorganen. Erfolgt diese  
nicht, so ist die Tätigkeit des Organs der Gewerkschaft in der alten Besetzung  
unzulässig. Letztlich kann bei der Erfolglosigkeit dieser Maßnahmen das Re- 
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dung einer Gewerkschaft, wobei dies nur bestimmte Personen können, nämlich  
Arbeitnehmer. Dabei kommt es nicht auf die konkrete Art des Arbeitsvertrages  
an, mit dem der Arbeitnehmer bei seinem Arbeitgeber beschäftigt ist. Arbeit-
nehmer in diesem Sinne sind auch die Mitglieder von landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften, Beschäftigte, die aufgrund eines Agenturver-
trages tätig sind; es sei denn, sie sind Arbeitgeber sowie Wehrersatzdienst-
leistende. 

Einer bestehenden Gewerkschaft können alle beitreten, die auch eine Gewerk- 
schaft gründen können und zusätzlich können in eine Gewerkschaft Heim- 
arbeiter, Arbeitslose und Rentner eintreten. 

Nachdem der Beschluss über die Gründung einer Gewerkschaft gefasst wurde,  
muss auch bei der Gründung einer Gewerkschaft zunächst eine Satzung be- 
schlossen werden und ein Gründungsvorstand gewählt werden, zu dessen 
wichtigsten Aufgaben der Antrag auf Eintragung der Gewerkschaft in das ört- 
lich zuständige Landesgerichtsregister zählt.

Auch die notwendigen Bestimmungen der Satzung einer Gewerkschaft sind 
im Gesetz über die Gewerkschaften festgelegt. Die Satzung muss danach ins- 
besondere den Namen und den Sitz der Gewerkschaft, eine Beschreibung ihrer  
örtlichen und inhaltlichen Zuständigkeit, ihre Ziele und Aufgaben enthalten. 
Weiter müssen dort die Mitgliedschaft in der Gewerkschaft, ihre Organe sowie  
das Verfahren der Wahl und Abberufung der Organmitglieder geregelt sein. 
Dies entspricht im Wesentlichen auch den Punkten, die in der Satzung eines 
Arbeitgeberverbands enthalten sein müssen. 

Ebenfalls wie der Arbeitgeberverband muss sich auch eine Gewerkschaft im 
Landesgerichtsregister eintragen. Auch hier gilt die 30-tägige Frist zur Eintra- 
gung seit dem Gründungsbeschluss. Der Antrag auf Eintragung in das Register  
ist gebührenfrei. Auch die Gewerkschaft erlangt mit dem Tag der Eintragung 
Rechtsfähigkeit. 

Aufgelöst wird eine Gewerkschaft durch einen entsprechenden Beschluss des  
zuständigen Organs der Gewerkschaft, wobei sich die Zuständigkeit aus der 
Satzung ergibt. Der Beschluss lautet dann auf Streichung der Gewerkschaft 
aus dem Landesgerichtsregister. Ohne einen solchen Antrag wird eine Gewerk- 
schaft von Amts wegen aus dem Register gelöscht, wenn die Anzahl der Mit- 
glieder über einen Zeitraum von drei Monaten unter zehn liegt, oder der einzige  
Betrieb, in dem die Gewerkschaft tätig war, liquidiert wurde oder der Betrieb 
insolvent ist, oder wenn er umgewandelt wurde. Auch bei einer groben Verlet- 

zung der Rechtsvorschriften durch die Gewerkschaft ist die Auflösung und 
damit die Löschung der Eintragung im Landesgerichtsregister eine mögliche 
Sanktion. 

Aufgabe der Gewerkschaften ist es nach der Formulierung im Gesetz über die  
Gewerkschaften, die Rechte der Arbeitnehmer sowie ihre beruflichen und sozi- 
alen Interessen zu verteidigen, die Gewerkschaften vertreten die Arbeitnehmer,  
verteidigen ihre Würde, ihre Rechte sowie ihre materiellen und immateriellen, 
kollektiven und individuellen Interessen.

Der Schutz der Interessen der Arbeitnehmer wird nach überwiegender Ansicht  
dahingehend verstanden, dass zu den wichtigsten Aufgaben der Gewerk-
schaften die Verbesserung der Arbeits- und Vergütungsbedingungen zählt. 
Zur Erreichung dieses Ziels stehen der Gewerkschaft aufgrund der Gesetze 
verschiedene Mittel zu. Die Gewerkschaft hat das Recht auf das Führen von 
Tarifverhandlungen und das Recht zum Abschluss von Tarifverträgen, das 
Recht auf das Führen von kollektiven Streitigkeiten sowie das Streikrecht. 

Der Schutz der Rechte der Arbeitnehmer, der als weitere Aufgabe genannt 
wird, ist dahingehend zu verstehen, dass die Gewerkschaften vor allem dazu 
beitragen, dass die Arbeitnehmerrechte beachtet werden. Im Vergleich zu den  
Staatsorganen, die in diesem Bereich ebenfalls tätig sind, ist die Aufgabe der  
Gewerkschaften hier allerdings als geringer einzustufen. Wichtige Bereiche 
sind hier die Konsultationen mit den betrieblichen Gewerkschaften beim Kün- 
digungsschutz und die Mitwirkung der Gewerkschaften z. B. bei der Aufstellung  
des Arbeitszeitplans oder des Urlaubsplans. 

Seine Grenze findet die Tätigkeit der Gewerkschaften – ebenso wie die der Ar- 
beitgeberverbände – in den geltenden Rechtsvorschriften. Da aber die Aufga- 
benformulierung – Schutz der Interessen und Rechte der Arbeitnehmer – eher  
weit und unpräzise formuliert wurde, haben die Gewerkschaften auch einen 
weiten Tätigkeitsbereich. Liegt allerdings ein Verstoß gegen das geltende Recht  
durch die Tätigkeit der Gewerkschaft vor, so besteht ein dreistufiges Sanktions- 
verfahren. Zunächst wird das Gewerkschaftsorgan, das das geltende Recht 
verletzt hat durch das zuständige Gericht aufgefordert, seine Tätigkeit mit dem  
Recht in Einklang zu bringen. Der Gewerkschaft wird hierfür eine Frist gesetzt.  
Lässt die Gewerkschaft die Frist unbeachtet verstreichen, so kann entweder 
gegen die Mitglieder der Gewerkschaft eine Geldbuße verhängt werden oder 
eine Frist gesetzt werden zur Neuwahl von Gewerkschaftsorganen. Erfolgt diese  
nicht, so ist die Tätigkeit des Organs der Gewerkschaft in der alten Besetzung  
unzulässig. Letztlich kann bei der Erfolglosigkeit dieser Maßnahmen das Re- 
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gistergericht auf Antrag des Justizministers die Gewerkschaft aus dem Register  
streichen. 

Aber auch bei der Verletzung der Rechte und Freiheiten der Gewerkschaften 
sieht das Gesetz über die Gewerkschaften bestimmte straf- und ordnungs-
rechtliche Sanktionen vor. So kann gegen eine Person, die eine rechtmäßige 
Gründung der Gewerkschaft behindert, oder die eine gesetzmäßig durchge-
führte Tätigkeit der Gewerkschaften erschwert, oder die einen Arbeitnehmer 
aufgrund seiner Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, aufgrund seiner Nicht- 
mitgliedschaft in einer Gewerkschaft oder aufgrund der Ausübung einer ge- 
werkschaftlichen Funktion diskriminiert, mit Geldstrafe oder der Strafe der 
Freiheitsbeschränkung bestraft werden. 

Tatsächlich sind die Gewerkschaften in Polen – ebenso wie die Arbeitgeberver- 
bände – nach Branchen organisiert. In Polen existieren etwa 23.000 Gewerk- 
schaften. Grund dafür ist, dass es viele Betriebsgewerkschaften gibt. Der 
Anteil der Beschäftigten, die gewerkschaftlich organisiert sind beträgt etwa 
15 Prozent. In 97 Prozent der Unternehmen existiert überhaupt keine Gewerk- 
schaft. 

Die drei größten Gewerkschaftsbünde sind NSZZ Solidarnosc (die unabhängige  
Gewerkschaft Solidarität), Ogólnopolskie Porozumienie Związków Zawodo- 
wych – OPZZ (allgemeinpolnische Verständigung der Gewerkschaften). Zur 
OPZZ gehören 79 allgemeinpolnische Zusammenschlüsse und einheitliche 
Gewerkschaften sowie einige Hundert lokale und Betriebsgewerkschaften, 
die in dem Rat der Woiwodschaften dieser Gewerkschaft vereinigt sind sowie  
das Forum Związków Zawodowych – FZZ Forum (Forum der Gewerkschaften),  
das sich Anfang 2002 von der OPZZ abspaltete. Im FZZ Forum stammen die 
Mitglieder überwiegend aus den öffentlichen Diensten und den Kommunal-
verwaltungen sowie aus dem Bereich der polnischen Bahn und der Staatsbe- 
triebe. 

Bei den Gewerkschaften wird zwischen der allgemeinen und der besonderen 
Tariffähigkeit unterschieden. Mit der Registrierung wird eine Gewerkschaft 
allgemein tariffähig. Um jedoch einen bestimmten Tarifvertrag schließen zu 
können, muss sie auch die besondere Tariffähigkeit haben. Diese hängt von 
der Anzahl der Mitglieder der Gewerkschaft ab, die sie in einem Betrieb oder 
in einem Bereich, in dem die Gewerkschaft tätig wird, hat. Die Voraussetzun-
gen, die erfüllt werden müssen, damit eine Gewerkschaft als repräsentativ 
anerkannt wird, sind für die betriebliche und die überbetriebliche Ebene ge- 
sondert geregelt. 

Eine überbetriebliche Gewerkschaft ist repräsentativ, wenn sie mindestens 
zehn Prozent der Gesamtzahl der durch den Geltungsbereich ihrer Satzungen  
erfassten Arbeitnehmer, jedoch nicht weniger als 10.000 Arbeitnehmer vereinigt  
oder die höchste Zahl der Arbeitnehmer, für die ein bestimmter überbetrieb-
licher Tarifvertrag geschlossen werden soll, vereinigt. Die Repräsentativität 
einer überbetrieblichen Gewerkschaft wird auf ihren Antrag durch das Bezirks- 
gericht Warschau festgestellt. 

Eine Betriebsgewerkschaft ist repräsentativ, wenn sie ein Teil der Organisation  
oder ein Mitglied einer repräsentativen überbetrieblichen Gewerkschaft ist 
und wenn zusätzlich mindestens sieben Prozent der bei dem Arbeitgeber be- 
schäftigten Arbeitnehmer in ihr vereinigt sind oder wenn – ohne dass die zuerst  
genannte Voraussetzung vorliegt – mindestens zehn Prozent der bei dem Ar- 
beitgeber beschäftigten Arbeitnehmer in ihr vereinigt sind, oder, wenn keine 
dieser Voraussetzungen erfüllt ist, wenn diese Gewerkschaft die höchste Zahl 
von den im jeweiligen Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern vereinigt. 

Da eine der Tarifvertragsparteien eine Gewerkschaft ist, ist der Abschluss 
eines betrieblichen Tarifvertrages für einen Betrieb unmöglich, in dem keine 
Gewerkschaften tätig sind.

04.1.4  Allgemeinverbindlichkeitserklärung

Art. 241/18 ArbGB

 
§ 1  Der für Arbeitsangelegenheiten zuständige Minister kann auf gemeinsamen Antrag einer 

überbetrieblichen Gewerkschaft und einer Arbeitgeberorganisation, die einen überbetrieb- 
lichen Tarifvertrag abgeschlossen haben - sofern ein wichtiges gesellschaftliches Interesse  
dies erfordert - im Wege einer Rechtsverordnung die Anwendung dieses Tarifvertrages 
ganz oder teilweise auf Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber beschäftigt sind, der von  
keinem überbetrieblichen Tarifvertrag erfasst wird, der weiterhin die gleiche oder eine 
ähnliche wirtschaftliche Tätigkeit wie diejenigen Arbeitgeber ausübt, die von diesem Tarif- 
vertrag erfasst sind, was aufgrund besonderer Vorschriften, die die Einordnung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit betreffen, festgestellt wird, erweitern, was nach der Einholung einer  
Stellungnahme dieses Arbeitgebers oder einer durch ihn genannten Arbeitgeberorganisation  
und einer betrieblichen Gewerkschaft - wenn eine solche bei dem Arbeitgeber tätig ist -  
und auch einer Stellungnahme der Kommission für Tarifverträge, die aufgrund besonderer  
Vorschriften gegründet wurde, geschieht.
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gistergericht auf Antrag des Justizministers die Gewerkschaft aus dem Register  
streichen. 

Aber auch bei der Verletzung der Rechte und Freiheiten der Gewerkschaften 
sieht das Gesetz über die Gewerkschaften bestimmte straf- und ordnungs-
rechtliche Sanktionen vor. So kann gegen eine Person, die eine rechtmäßige 
Gründung der Gewerkschaft behindert, oder die eine gesetzmäßig durchge-
führte Tätigkeit der Gewerkschaften erschwert, oder die einen Arbeitnehmer 
aufgrund seiner Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, aufgrund seiner Nicht- 
mitgliedschaft in einer Gewerkschaft oder aufgrund der Ausübung einer ge- 
werkschaftlichen Funktion diskriminiert, mit Geldstrafe oder der Strafe der 
Freiheitsbeschränkung bestraft werden. 

Tatsächlich sind die Gewerkschaften in Polen – ebenso wie die Arbeitgeberver- 
bände – nach Branchen organisiert. In Polen existieren etwa 23.000 Gewerk- 
schaften. Grund dafür ist, dass es viele Betriebsgewerkschaften gibt. Der 
Anteil der Beschäftigten, die gewerkschaftlich organisiert sind beträgt etwa 
15 Prozent. In 97 Prozent der Unternehmen existiert überhaupt keine Gewerk- 
schaft. 

Die drei größten Gewerkschaftsbünde sind NSZZ Solidarnosc (die unabhängige  
Gewerkschaft Solidarität), Ogólnopolskie Porozumienie Związków Zawodo- 
wych – OPZZ (allgemeinpolnische Verständigung der Gewerkschaften). Zur 
OPZZ gehören 79 allgemeinpolnische Zusammenschlüsse und einheitliche 
Gewerkschaften sowie einige Hundert lokale und Betriebsgewerkschaften, 
die in dem Rat der Woiwodschaften dieser Gewerkschaft vereinigt sind sowie  
das Forum Związków Zawodowych – FZZ Forum (Forum der Gewerkschaften),  
das sich Anfang 2002 von der OPZZ abspaltete. Im FZZ Forum stammen die 
Mitglieder überwiegend aus den öffentlichen Diensten und den Kommunal-
verwaltungen sowie aus dem Bereich der polnischen Bahn und der Staatsbe- 
triebe. 

Bei den Gewerkschaften wird zwischen der allgemeinen und der besonderen 
Tariffähigkeit unterschieden. Mit der Registrierung wird eine Gewerkschaft 
allgemein tariffähig. Um jedoch einen bestimmten Tarifvertrag schließen zu 
können, muss sie auch die besondere Tariffähigkeit haben. Diese hängt von 
der Anzahl der Mitglieder der Gewerkschaft ab, die sie in einem Betrieb oder 
in einem Bereich, in dem die Gewerkschaft tätig wird, hat. Die Voraussetzun-
gen, die erfüllt werden müssen, damit eine Gewerkschaft als repräsentativ 
anerkannt wird, sind für die betriebliche und die überbetriebliche Ebene ge- 
sondert geregelt. 

Eine überbetriebliche Gewerkschaft ist repräsentativ, wenn sie mindestens 
zehn Prozent der Gesamtzahl der durch den Geltungsbereich ihrer Satzungen  
erfassten Arbeitnehmer, jedoch nicht weniger als 10.000 Arbeitnehmer vereinigt  
oder die höchste Zahl der Arbeitnehmer, für die ein bestimmter überbetrieb-
licher Tarifvertrag geschlossen werden soll, vereinigt. Die Repräsentativität 
einer überbetrieblichen Gewerkschaft wird auf ihren Antrag durch das Bezirks- 
gericht Warschau festgestellt. 

Eine Betriebsgewerkschaft ist repräsentativ, wenn sie ein Teil der Organisation  
oder ein Mitglied einer repräsentativen überbetrieblichen Gewerkschaft ist 
und wenn zusätzlich mindestens sieben Prozent der bei dem Arbeitgeber be- 
schäftigten Arbeitnehmer in ihr vereinigt sind oder wenn – ohne dass die zuerst  
genannte Voraussetzung vorliegt – mindestens zehn Prozent der bei dem Ar- 
beitgeber beschäftigten Arbeitnehmer in ihr vereinigt sind, oder, wenn keine 
dieser Voraussetzungen erfüllt ist, wenn diese Gewerkschaft die höchste Zahl 
von den im jeweiligen Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern vereinigt. 

Da eine der Tarifvertragsparteien eine Gewerkschaft ist, ist der Abschluss 
eines betrieblichen Tarifvertrages für einen Betrieb unmöglich, in dem keine 
Gewerkschaften tätig sind.

04.1.4  Allgemeinverbindlichkeitserklärung

Art. 241/18 ArbGB

 
§ 1  Der für Arbeitsangelegenheiten zuständige Minister kann auf gemeinsamen Antrag einer 

überbetrieblichen Gewerkschaft und einer Arbeitgeberorganisation, die einen überbetrieb- 
lichen Tarifvertrag abgeschlossen haben - sofern ein wichtiges gesellschaftliches Interesse  
dies erfordert - im Wege einer Rechtsverordnung die Anwendung dieses Tarifvertrages 
ganz oder teilweise auf Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber beschäftigt sind, der von  
keinem überbetrieblichen Tarifvertrag erfasst wird, der weiterhin die gleiche oder eine 
ähnliche wirtschaftliche Tätigkeit wie diejenigen Arbeitgeber ausübt, die von diesem Tarif- 
vertrag erfasst sind, was aufgrund besonderer Vorschriften, die die Einordnung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit betreffen, festgestellt wird, erweitern, was nach der Einholung einer  
Stellungnahme dieses Arbeitgebers oder einer durch ihn genannten Arbeitgeberorganisation  
und einer betrieblichen Gewerkschaft - wenn eine solche bei dem Arbeitgeber tätig ist -  
und auch einer Stellungnahme der Kommission für Tarifverträge, die aufgrund besonderer  
Vorschriften gegründet wurde, geschieht.
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§ 2  Ein Antrag auf die Erweiterung der Anwendung des überbetrieblichen Tarifvertrages hat 
die Bezeichnung des Arbeitgebers und dessen Sitz, die Begründung für die Erweiterung 
der Anwendung des überbetrieblichen Tarifvertrages, sowie die Informationen und Doku-
mente zu enthalten, die für die Bestimmungen der in § 1 genannten Anforderungen uner-
lässlich sind.

§ 3  Die Anordnung im Sinne des § 1 bedarf nicht der Einholung einer Stellungnahme der Ge-
werkschaften und Arbeitgeberorganisationen.

§ 4  Die Erweiterung der Vertragsanwendung gilt nicht länger als die Arbeitgeber von einem 
anderen überbetrieblichen Tarifvertrag erfasst werden.

§ 5  Auf einen Antrag auf Rücknahme der Erweiterung der Vertragsanwendung finden die Vor-
schriften der § 1 - 3 und Art. 2418 § 2, entsprechende Anwendung. 

Nach dem ArbGB ist der subjektive Umfang von Tarifverträgen festgelegt. Der  
Tarifvertrag wird für alle Arbeitnehmer abgeschlossen, die bei den durch seine  
Bestimmungen erfassten Arbeitgebern beschäftigt sind; es sei denn, dass die  
Parteien im Tarifvertrag etwas anderes bestimmen.

Der Tarifvertrag kann Personen erfassen, die die Arbeit auf einer anderen 
Rechtsgrundlage als einem Arbeitsvertrag leisten; er kann zudem auch Rentner  
und Invalidenrentner erfassen.

Die Tarifparteien können vereinbaren, dass sie einen Tarifvertrag ganz oder 
teilweise anwenden werden, dessen Parteien sie nicht sind. Auf eine solche 
Vereinbarung sind die Vorschriften über den Tarifvertrag anzuwenden. 

Eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen kann durch Verord- 
nung des zuständigen Arbeitsministers geschehen. Voraussetzung ist ein ge- 
meinsamer Antrag des Arbeitgeberverbands und der überbetrieblichen Gewerk- 
schaft, die einen überbetrieblichen Tarifvertrag geschlossen haben, den sub- 
jektiven Anwendungsumfang des ganzen oder eines Teils des Tarifvertrages 
auf die Arbeitnehmer zu erweitern, die bei einem Arbeitgeber eingestellt sind, 
der von keinem überbetrieblichen Tarifvertrag erfasst wird. Weitere Voraus-
setzung ist, dass dieser Arbeitgeber dieselbe oder eine ähnliche wirtschaftliche  
Tätigkeit ausübt wie die Vertragsparteien und dass ein wichtiges gesellschaft-
liches Interesse für die Allgemeinverbindlichkeitserklärung vorliegt.

04.2  Inhalt von Kollektivverträgen

Ein Tarifvertrag i. S. d. Vorschriften des ArbGB wird dahingehend definiert, 
dass hierunter eine normative Vereinbarung zwischen Gewerkschaft(en) und 
Arbeitgeber(n) zu verstehen ist, deren Bestimmungen die Vertragsparteien, 
aber auch die Arbeitnehmer erfassen, die bei den den Vertrag abschließenden  
Arbeitgebern beschäftigt sind.

Dabei bedeutet das Merkmal der normativen Vereinbarung, dass die Regelun- 
gen des Tarifvertrages direkt auf die Arbeitsverhältnisse, auf die der Tarifvertrag  
bezogen ist, Anwendung findet. Aufgrund des Grundsatzes der Arbeitnehmer- 
privilegierung werden die für die Arbeitnehmer ungünstigeren Bestimmungen  
des ArbGB oder des individuellen Arbeitsvertrages oder der Arbeitsordnung 
des Betriebs mit dem Inkrafttreten des Tarifvertrages durch die dort getroffenen  
Bestimmungen ersetzt. Dies bedeutet für künftig abzuschließende Arbeitsver- 
träge und andere Rechtsakte wie Betriebsordnungen, dass diese ab dem Tag  
des Inkrafttretens des Tarifvertrages die Regelungen, die die Arbeitnehmer 
schützen, nicht unterschreiten dürfen. 

Soweit aber die in dem Tarifvertrag getroffenen Vorschriften für die Arbeitneh- 
mer unvorteilhafter sind als die bisher im Arbeitsvertrag oder der Betriebsord- 
nung geltenden, ohne dass sie aber gegen höherrangiges Recht, beispiels-
weise das ArbGB verstoßen, bleiben die bisherigen Bestimmungen in Kraft. 
Sie können im Einzelfall nur durch eine vertraglich zu regelnde Änderung des 
Arbeitsvertrages oder durch eine Änderungskündigung geändert werden. In 
diesem Fall gilt allerdings nicht der allgemeine und besondere Kündigungs-
schutz.

Das Arbeitsgesetzbuch kennt zwei Arten von Tarifverträgen: betriebliche und 
überbetriebliche Tarifverträge. Der betriebliche Tarifvertrag wird nur für den 
Betrieb eines Arbeitgebers zwischen dem Arbeitgeber für diesen Betrieb und  
den in diesem Betrieb tätigen Gewerkschaften geschlossen. Ein betrieblicher  
Tarifvertrag kann entweder vollkommen unabhängig von einem überbetrieb- 
lichen Tarifvertrag oder in Ausführung eines überbetrieblichen Tarifvertrages 
geschlossen werden. Der überbetriebliche Tarifvertrag erstreckt sich auf meh- 
rere Betriebe und mehrere Arbeitgeber. Er wird entweder als Branchentarifver- 
trag für eine bestimmte Branche, für eine Berufsgruppe oder für alle Betriebe  
einer Branche in einem bestimmten Gebiet geschlossen. Dies ist abhängig 
von den Tarifparteien und deren Tariffähigkeit.
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§ 2  Ein Antrag auf die Erweiterung der Anwendung des überbetrieblichen Tarifvertrages hat 
die Bezeichnung des Arbeitgebers und dessen Sitz, die Begründung für die Erweiterung 
der Anwendung des überbetrieblichen Tarifvertrages, sowie die Informationen und Doku-
mente zu enthalten, die für die Bestimmungen der in § 1 genannten Anforderungen uner-
lässlich sind.

§ 3  Die Anordnung im Sinne des § 1 bedarf nicht der Einholung einer Stellungnahme der Ge-
werkschaften und Arbeitgeberorganisationen.

§ 4  Die Erweiterung der Vertragsanwendung gilt nicht länger als die Arbeitgeber von einem 
anderen überbetrieblichen Tarifvertrag erfasst werden.

§ 5  Auf einen Antrag auf Rücknahme der Erweiterung der Vertragsanwendung finden die Vor-
schriften der § 1 - 3 und Art. 2418 § 2, entsprechende Anwendung. 

Nach dem ArbGB ist der subjektive Umfang von Tarifverträgen festgelegt. Der  
Tarifvertrag wird für alle Arbeitnehmer abgeschlossen, die bei den durch seine  
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04.2.1  Regelungsgegenstand

Die Tarifparteien haben einen großen Gestaltungsspielraum bei der Regelung  
der Tarifverträge. Die Grenze dieser Tarifvertragsfreiheit bildet erstens das 
ArbGB, indem es den Mindestschutz für die Rechte der Arbeitnehmer festlegt,  
zweitens der Grundsatz, dass das Risiko, das mit dem Unternehmen verbunden  
ist, vom Arbeitgeber getragen wird und dieser insofern auch über die Führung  
des Unternehmens bestimmt sowie schließlich drittens die allgemeinen Ge- 
setze und die öffentliche Ordnung. Darüber hinaus sind die Tarifvertragspar-
teien frei, den Inhalt des Tarifvertrages zu gestalten. 

Üblicherweise enthält der Tarifvertrag einen schuldrechtlichen Teil, in dem 
die Anwendung, die Einhaltung und die Dauer des Tarifvertrages geregelt 
werden können sowie einen normativen Teil, in dem die Voraussetzungen, 
denen der Inhalt eines Arbeitsverhältnisses zu entsprechen hat, geregelt 
werden. 

04.2.2  Schuldrechtlicher Teil

Im schuldrechtlichen Teil des Tarifvertrages bestimmen die Parteien die gegen- 
seitigen Verpflichtungen bezüglich seiner Anwendung. Er kann Bestimmungen  
zur Veröffentlichung des Tarifvertrages, zur Durchführung einer Evaluierung 
der Vertragsanwendung, Vorschriften über die Vertragsauslegung und Bestim- 
mungen über Streitbeilegungsverfahren enthalten. 

04.2.3  Normativer Teil

Im normativen Teil des Tarifvertrages werden die Arbeits- und Lohnbedingungen 
festgelegt. Sie können von den Tarifparteien weitgehend frei gestaltet werden,  
soweit die gesetzlichen Vorschriften (insbesondere die Schutzvorschriften 
des ArbGB zugunsten der Arbeitnehmer) und Rechte Dritter nicht verletzt 
werden. 

Es wird in der polnischen Literatur vermutet, dass die überwiegende Anzahl 
der Tarifverträge in erster Linie die Lohnbedingungen regelt, da die Arbeits- 
bedingungen im Arbeitsgesetzbuch und anderen geltenden Vorschriften bereits  
ausführlich festgelegt werden und dabei das Niveau der Arbeitnehmerrechte 
relativ hoch ist. 

04.3  Verhältnis Kollektivvertrag – Arbeitsvertrag

Die Bestimmungen des Tarifvertrages gelten direkt im Arbeitsverhältnis, weil 
der Arbeitsvertrag mit dem entsprechenden Tarifvertrag in Einklang stehen 
muss. Verträge und andere ein Arbeitsverhältnis begründende Rechtsakte, 
die für die Arbeitnehmer weniger günstig sind als die Vorschriften des Tarifver- 
trages, sind nichtig und an ihrer Stelle finden die entsprechenden Vorschriften  
des Tarifvertrages Anwendung. 

Wird ein Tarifvertrag zugunsten der Arbeitnehmer geändert, ersetzen die neu- 
eren Vertragsbestimmungen kraft Gesetzes mit dem Tag des Inkrafttretens 
des Vertrages die aus den bisherigen Vorschriften des Arbeitsrechts folgenden  
Vorschriften der Arbeitsverträge. Sind die neuen Tarifvertragsbestimmungen 
für die Arbeitnehmer dagegen ungünstiger als die alten, so müssen die bis- 
herigen Arbeitsvertragsbedingungen gekündigt werden, damit der neue Rechts- 
akt eingeführt werden kann. 

04.4  Verhältnis der Kollektivverträge untereinander

Das Verhältnis der Kollektivverträge untereinander ist im ArbGB nur für das 
Verhältnis betrieblicher/überbetrieblicher Tarifvertrag ausdrücklich geregelt. 
Das ArbGB enthält insofern folgerichtig eine Vorschrift, nach der die Bestim- 
mungen eines betrieblichen Tarifvertrages für die Arbeitnehmer nicht weniger  
günstig sein dürfen als die Bestimmungen des für sie geltenden überbetrieb- 
lichen Tarifvertrages. In der Praxis gibt es zwischen diesen Tarifverträgen auch  
nur wenige Konflikte, da meist ohnehin nur Betriebstarifverträge geschlossen  
werden. Grundsätzlich bestehen Tarifverträge nebeneinander weiter und die 
Bestimmungen eines Tarifvertrages können nicht durch die eines anderen ge- 
ändert werden. Aus dem Grundsatz der Arbeitnehmerprivilegierung des Arbeits- 
rechts folgt, dass die im konkreten Fall jeweils für den Arbeitnehmer günstigste  
Norm eines Tarifvertrages Anwendung findet. 

Außerdem sieht das ArbGB die Pflicht vor, dass bei den Tarifverhandlungen 
möglichst alle relevanten Gewerkschaften vertreten sind, d. h. solche, die 
die Arbeitnehmer vertreten, für die der Tarifvertrag geschlossen werden soll. 
Das ArbGB sieht konkret vor, dass die Gewerkschaft, die den Abschluss eines  
Tarifvertrages initiiert, alle weiteren Gewerkschaften, die hier tangiert werden 
könnten, zu benachrichtigen hat. Hieraus lässt sich schließen, dass der Ge- 
setzgeber bemüht ist, dass möglichst viele Betroffene an der Ausarbeitung 
der Tarifverträge beteiligt werden sollen und somit eine Überschneidung von 
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Tarifverträgen bzw. unterschiedliche Regelungen in unterschiedlichen Tarifver- 
trägen vermieden werden sollen. Ist allerdings eine überbetriebliche Gewerk- 
schaft, die die Arbeitnehmer vertritt, für die ein überbetrieblicher Tarifvertrag 
geschlossen wird, in einer Vereinigung (Föderation) von Gewerkschaften oder  
in einer zwischengewerkschaftlichen Landesgewerkschaft (Konföderation) ver- 
einigt, so ist diese ausschließlich überbetriebliche Gewerkschaft zum Abschluss  
des überbetrieblichen Tarifvertrages berechtigt. Die zwischengewerkschaft- 
liche Landesgewerkschaftsorganisation (Konföderation) hingegen führt gemein- 
same Verhandlungen. Sie schließt – anstelle der bei ihr vereinigten überbe-
trieblichen Gewerkschaftsorganisationen, die die Arbeitnehmer vertreten, für 
welche ein überbetrieblicher Tarifvertrag geschlossen wird und die repräsen- 
tativ sind – nur dann einen überbetrieblichen Tarifvertrag ab, wenn an sie ein 
begründeter, schriftlicher Antrag mindestens von einer dieser überbetrieblichen  
Gewerkschaftsorganisationen, die an den gemeinsamen Verhandlungen be- 
teiligt ist, gerichtet wurde. In diesem Fall darf die Konföderation der Gewerk- 
schaften ihre Beteiligung an den gemeinsamen Verhandlungen nicht verweigern,  
denn eine solche Verweigerung hätte einen Verlust der Repräsentativität für 
den jeweiligen überbetrieblichen Tarifvertragsabschluss aller antragstellenden  
Organisationen, die die zwischengewerkschaftliche Landesgewerkschafts- 
organisation vertreten sollte, zur Folge. 

04.5  Abschluss, Form und Laufzeit der Kollektivverträge

Art. 241/5

 
§ 1  Der Tarifvertrag wird in schriftlicher Form für eine unbestimmte oder eine bestimmte Zeit  

abgeschlossen.

§ 2  Im Tarifvertrag wird sein Geltungsbereich bestimmt und der Sitz der Vertragsparteien 
angegeben.

§ 3  Vor Ablauf der Geltungsfrist eines für eine bestimmte Zeit geschlossenen Tarifvertrages 
können die Parteien seine Geltung für eine bestimmte Zeit verlängern oder den Tarifvertrag  
zu einem für unbestimmte Zeit abgeschlossenen Tarifvertrag erklären. 

Das Inkrafttreten eines Tarifvertrages erfordert neben der Einhaltung der 
Schriftform seine Registrierung. Diese dient der Sicherheit des Rechtsverkehrs  
und der Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Vertragsbestimmungen. Das Ver- 
fahren der Registrierung ist bei betrieblichen und überbetrieblichen Tarifver-

trägen unterschiedlich. Das Register für überbetriebliche Verträge wird vom 
Minister für Arbeit und Sozialpolitik geführt, das für betriebliche Verträge vom  
zuständigen Bezirksarbeitsinspekteur. Die Frist zur Registrierung beträgt bei 
einem überbetrieblichen Tarifvertrag drei Monate und bei einem betrieblichen  
Tarifvertrag einen Monat. Bei der Registrierung wird auch eine Rechtmäßig-
keitskontrolle durchgeführt. Zudem kann ein Tarifvertrag auf Antrag einer Per- 
son, die ein rechtliches Interesse daran hat, innerhalb von 90 Tagen seit dem 
Tag der Registrierung in einem Verifizierungsverfahren auf seine Rechtmäßig- 
keit überprüft werden. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitnehmer über 
das Inkrafttreten, die Änderungen sowie über die Kündigung und Auflösung 
des Tarifvertrages zu benachrichtigen. Außerdem hat er der betrieblichen Ge- 
werkschaft eine notwendige Anzahl von Vertragsexemplaren zu liefern und, auf  
Verlangen eines Arbeitnehmers, diesem den Tarifvertragstext zur Einsichtnah- 
me zur Verfügung zu stellen und ihm seinen Inhalt zu erklären.

Der Tarifvertrag enthält Regelungen über seine Dauer und die Änderung oder 
Kündigung des Tarifvertrages. Der Tarifvertrag wird nach dem ArbGB aufge- 
löst durch die einvernehmlichen schriftlichen Erklärungen der Parteien. Er 
endet zudem mit Ablauf der Zeit, für die er abgeschlossen wurde oder mit 
Ablauf der Kündigungsfrist im Fall einer Kündigung durch eine der Parteien. 
Haben die Parteien nichts anderes bestimmt, beträgt die Kündigungsfrist drei  
Monate. Tarifvertragsänderungen können durch Zusatzprotokolle vorgenom-
men werden. 

Da eine der Vertragsparteien des Tarifvertrages die Gewerkschaft ist, ist der 
Abschluss eines Tarifvertrages für Betriebe unmöglich, in denen keine Gewerk- 
schaften tätig sind. Dies sind tatsächlich immerhin ca. 97 Prozent der Unterneh- 
men (s. o.). Nach dem ArbGB müssen diese Betriebe ohne gewerkschaftliche  
Vertretung, wenn bei ihnen mindestens 20 Personen beschäftigt sind, eine 
Vergütungsordnung einführen. 

Tarifverträge können mit Rücksicht auf die finanzielle Situation des Arbeitgebers  
auch ausgesetzt werden, wenn die Tarifvertragsparteien eine Vereinbarung 
über die Aussetzung der Anwendung des Tarifvertrages und gleichzeitig des 
überbetrieblichen Tarifvertrages oder aber eines dieser Tarifverträge treffen. 
Dies kann aber nur für einen Zeitraum von nicht mehr als drei Jahren vereinbart  
werden. Für den Fall, dass bei einem Arbeitgeber in einer finanziell schwierigen  
Situation nur ein überbetrieblicher Tarifvertrag gilt, können die Vereinbarung 
über die Aussetzung dieses Tarifvertrages oder einige seiner Bestimmungen 
nur die Parteien treffen, die auch zum Abschluss des überbetrieblichen Tarif- 
vertrages berechtigt sind. Die Aussetzung eines Tarifvertrages oder Teilen davon  
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schaften tätig sind. Dies sind tatsächlich immerhin ca. 97 Prozent der Unterneh- 
men (s. o.). Nach dem ArbGB müssen diese Betriebe ohne gewerkschaftliche  
Vertretung, wenn bei ihnen mindestens 20 Personen beschäftigt sind, eine 
Vergütungsordnung einführen. 

Tarifverträge können mit Rücksicht auf die finanzielle Situation des Arbeitgebers  
auch ausgesetzt werden, wenn die Tarifvertragsparteien eine Vereinbarung 
über die Aussetzung der Anwendung des Tarifvertrages und gleichzeitig des 
überbetrieblichen Tarifvertrages oder aber eines dieser Tarifverträge treffen. 
Dies kann aber nur für einen Zeitraum von nicht mehr als drei Jahren vereinbart  
werden. Für den Fall, dass bei einem Arbeitgeber in einer finanziell schwierigen  
Situation nur ein überbetrieblicher Tarifvertrag gilt, können die Vereinbarung 
über die Aussetzung dieses Tarifvertrages oder einige seiner Bestimmungen 
nur die Parteien treffen, die auch zum Abschluss des überbetrieblichen Tarif- 
vertrages berechtigt sind. Die Aussetzung eines Tarifvertrages oder Teilen davon  
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ist im Register der betrieblichen Tarifverträge oder der überbetrieblichen Tarif- 
verträge anzumelden. Außerdem benachrichtigen die Verhandlungsparteien 
die Vertragsparteien von der Aussetzung der Anwendung des überbetrieblichen  
Tarifvertrages. 

In dem Umfang und in der Zeit, die in der Vereinbarung über die Aussetzung 
des Tarifvertrages oder Teilen davon bestimmt sind, werden von Rechts wegen  
die aus dem überbetrieblichen und betrieblichen Tarifvertrag und aus dem 
betrieblichen Tarifvertrag folgenden Bedingungen der Arbeitsverträge sowie 
anderer, die Grundlage der Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses bildender 
Rechtsakte nicht angewendet.

05.1  Rechtsgrundlagen

Der Arbeitskampf ist ebenfalls im ArbGB und im Gesetz über die Lösung kol- 
lektiver Konflikte geregelt.

05.2  Verhandlung, Mediation 

Beim Vorliegen des Tatbestands eines kollektiven Konflikts müssen mehrere 
abgestufte ADR-Verfahren 25 durchgeführt werden, um einen Streik, der nur das  
äußerste Mittel der Auseinandersetzung ist, zu vermeiden. Ein kollektiver Kon- 
flikt liegt vor bei einer Streitigkeit über die Rechte und die Interessen der Tarif- 
parteien. 

Zu diesen zählen insbesondere die Arbeitsbedingungen sowie alle Elemente, 
die das Arbeitsverhältnis gestalten, diese sind abzugrenzen von der bloßen 
Arbeitsausführung. Weiter zählen hierzu die Vergütungsbedingungen, d. h. 
alle Fragen, die mit der Vergütung zu tun haben, die Sozialleistungen wie z. B.  
die Erholung der Beschäftigten, die betrieblichen Fortbildungsmöglichkeiten 
u. a. sowie schließlich die Rechte und Freiheiten der Gewerkschaften.

05.2.1  Voraussetzungen und Verfahren

Beim Vorliegen eines kollektiven Konflikts finden zunächst Verhandlungen 
zwischen dem Arbeitgeber und den Gewerkschaften statt, scheitern diese, 
so ist auf zweiter Stufe eine Mediation durchzuführen. Als Mediator kommt 
eine Person in Betracht, die von beiden Parteien anerkannt wird und die neutral  
ist. Der Arbeitsminister führt eine Mediatorenliste. Weitere Anforderungen an 
den Mediator gibt das Gesetz nicht vor, die einzelnen Qualifikationskriterien 

25 ADR: alternative dispute resolution – dt.: Alternative (außergerichtliche) Streitbeilegung.
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werden von den Mediatorenverbänden aufgestellt. Können sich die Parteien 
innerhalb von fünf Tagen nicht auf einen Mediator einigen, wird er auf Antrag 
einer Partei vom Arbeitsminister ernannt. Während der Mediation kann der 
Mediator verschiedene Maßnahmen anregen, wie z. B., dass noch mehr Fest- 
stellungen über die Natur des Streits getroffen werden sollen, oder dass die 
wirtschaftliche und finanzielle Situation des Betriebs geprüft werden soll, u. a.  
Diese Anregungen sind allerdings für die Parteien nicht verbindlich. Der Media- 
tor hat in dem Streit keine Entscheidungsbefugnis.

05.2.2  Rechtsfolgen

Die Mediation schließt mit einer Vereinbarung ab oder mit einem Protokoll, in 
dem die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien dargelegt werden. Ver- 
weigert der Arbeitgeber die Teilnahme an der Mediation, so liegen die Voraus- 
setzungen für die Durchführung eines Streiks vor. 

05.3  Schiedsverfahren

05.3.1  Voraussetzungen und Verfahren

Erst wenn auch die Mediation ohne Einigung bleibt, steht der Gewerkschaft 
die Möglichkeit offen, entweder ein Verfahren vor einem sozialen Schlichtungs- 
kollegium einzuleiten oder direkt einen Streik zu beginnen. Wählt die Gewerk- 
schaft und der Arbeitgeberverband das Verfahren vor dem Schiedsgericht, 
so wird dieses, wenn es sich um eine Auseinandersetzung auf betrieblicher Ebe- 
ne handelt, durchgeführt bei einem am Bezirksgericht angesiedelten Schieds- 
gerichtskolleg, handelt es sich um eine überbetriebliche Streitigkeit, so ist 
das Kolleg für gesellschaftliche Schiedsgerichtsbarkeit beim Obersten Gericht  
zuständig. Diese Gremien sind besetzt mit einem Richter des jeweiligen Gerichts  
und sechs weiteren Mitgliedern, von denen jeweils drei von der Arbeitgeber 
und drei von der Arbeitnehmerseite gestellt werden. 

05.3.2  Rechtsfolgen

Das Kolleg entscheidet mit einfacher Mehrheit. Die Entscheidungen der Kolle- 
gien sind i. d. R. für die Parteien verbindlich.

05.4  Streik

05.4.1  Voraussetzungen eines rechtmäßigen Streiks

Ein Streik ist nach der gesetzlichen Definition die: „kollektive Verweigerung der  
Arbeitsleistung durch die Arbeitnehmer zum Zweck der Lösung einer kollektiven  
Auseinandersetzung“.

Ein Streik ist nur dann rechtmäßig, wenn ein kollektiver Konflikt vorliegt und 
die eben dargestellten ADR-Verfahren zu seiner Vermeidung vorher erfolglos 
geblieben sind. 

Ausgeschlossen ist ein Streik bei Beamten sowie allgemein, wenn als Folge 
des Streiks eine Gefährdung des Lebens, der Gesundheit oder der Staats- 
sicherheit eintritt. Ein Streik ist weiterhin nur dann legal, wenn zusätzlich die 
Verhältnismäßigkeit der Arbeitnehmerforderung zum erwarteten Schaden beim  
Arbeitgeber gewahrt bleibt. Der Tarifvertrag muss zudem gekündigt sein und 
die Arbeitnehmer müssen dem Streik zugestimmt haben. Bei einem betrieb- 
lichen Streik ist die Zustimmung der Mehrheit der abstimmenden Beschäftigten  
des Betriebs erforderlich, bei Teilnahme von mindestens der Hälfte der Beleg- 
schaft an der Abstimmung. Bei einem überbetrieblichen Streik ist die Mehrheit  
der abstimmenden Beschäftigten in den einzelnen Betrieben erforderlich, die  
von der Streikaktion erfasst werden, bei Teilnahme von mindestens der Hälfte  
der Belegschaft an der Abstimmung in sämtlichen betroffenen Betrieben.

Der Streik muss zudem mindestens fünf Tage vor seinem Beginn erklärt werden.

05.4.2  Rechtsfolgen

Unter Beachtung der geschilderten Voraussetzungen ist der Streik rechtmäßig.  
Folge eines rechtmäßigen Streiks ist es, dass derjenige, der eine rechtsmäßige  
Initiierung oder Führung einer kollektiven Auseinandersetzung behindert, mit 
einer Geldstrafe oder einer Freiheitsstrafe bestraft werden kann. Es besteht 
also eine Strafbewährung. 

Weiter haftet für Schäden, die infolge der Verletzung einschlägiger Vorschrif-
ten bei der Durchführung eines Streiks eintreten, die Gewerkschaft, die den 
Streik organisiert hat nach den allgemeinen Grundsätzen des Zivilgesetzbuchs.
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ten bei der Durchführung eines Streiks eintreten, die Gewerkschaft, die den 
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Die Arbeitnehmer behalten während eines rechtmäßigen Streiks ihr Recht auf  
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge, ihr Lohn wird aber nicht weiterge-
zahlt. 

05.4.3  Unrechtmäßige Streiks

Ebenfalls mit einer Geld- oder einer Freiheitsstrafe kann bestraft werden, wer  
einen Streik oder eine andere Protestaktion leitet, die unter Verletzung gel- 
tender Vorschriften organisiert wurde. 

05.5  Aussperrung

Gegenwärtig wird die Aussperrung im polnischen Recht nicht behandelt. Aller- 
dings besteht eine Strafbewährung für die Behinderung eines legalen Streiks,  
worunter gegebenenfalls auch eine Aussperrung fallen könnte. In dem Ge- 
setzesprojekt zu einem neuen Arbeitsrecht soll allerdings explizit bei einem 
illegalen Streik die Aussperrung zugelassen werden und bei einem legalen 
Streik soll dem Arbeitgeber die Aussetzung der Tätigkeit insgesamt oder teil- 
weise erlaubt werden.



154 05  ArbeitskampfC   Kollektivarbeitsrecht

Die Arbeitnehmer behalten während eines rechtmäßigen Streiks ihr Recht auf  
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge, ihr Lohn wird aber nicht weiterge-
zahlt. 

05.4.3  Unrechtmäßige Streiks

Ebenfalls mit einer Geld- oder einer Freiheitsstrafe kann bestraft werden, wer  
einen Streik oder eine andere Protestaktion leitet, die unter Verletzung gel- 
tender Vorschriften organisiert wurde. 

05.5  Aussperrung

Gegenwärtig wird die Aussperrung im polnischen Recht nicht behandelt. Aller- 
dings besteht eine Strafbewährung für die Behinderung eines legalen Streiks,  
worunter gegebenenfalls auch eine Aussperrung fallen könnte. In dem Ge- 
setzesprojekt zu einem neuen Arbeitsrecht soll allerdings explizit bei einem 
illegalen Streik die Aussperrung zugelassen werden und bei einem legalen 
Streik soll dem Arbeitgeber die Aussetzung der Tätigkeit insgesamt oder teil- 
weise erlaubt werden.



A

01  Zuständigkeit der Gerichte  158

02  Individualrechtliche Streitigkeiten  159

03  Kollektivrechtliche Streitigkeiten  160

Gerichtlicher RechtsschutzD



A

01  Zuständigkeit der Gerichte  158

02  Individualrechtliche Streitigkeiten  159

03  Kollektivrechtliche Streitigkeiten  160

Gerichtlicher RechtsschutzD



15902  Individualrechtliche StreitigkeitenD   Gerichtlicher Rechts- 
schutz

158 01  Zuständigkeit der GerichteD   Gerichtlicher Rechts- 
schutz

Zuständig für Streitigkeiten aus einem Arbeitsverhältnis sind die Arbeitsge- 
richte, die als besondere Spruchkörper am Rayonsgericht 26 vorhanden sind; 
die Arbeits- und Sozialversicherungsgerichte, die als besondere Abteilungen 
der Bezirksgerichte tätig sind; die Arbeits- und Sozialversicherungsgerichte 
als besondere Abteilungen der Berufungsgerichte (in der zweiten Instanz). In 
erster Instanz ist das Arbeitsgericht mit einem Berufsrichter als Vorsitzenden  
und zwei Schöffen besetzt. In besonders komplizierten Fällen oder in Fällen 
mit besonderer Bedeutung für die Rechtsfortbildung kann der Präsident des 
Gerichts auch anordnen, dass eine Sache in der Besetzung von drei Berufs- 
richtern entschieden wird.

Gegen die erstinstanzliche Entscheidung ist die Berufung statthaft. Diese wird  
bei Rayonsgerichtsurteilen vom Bezirksgericht entschieden und bei erstinstanz- 
lichen Entscheidungen des Bezirksgerichts durch das Berufungsgericht ge- 
prüft. Die zweite Instanz ist mit drei Berufsrichtern besetzt.

Eine Kassation an das Oberste Gericht ist statthaft gegen ein Urteil oder einen  
das Verfahren beendenden Beschluss des Gerichts zweiter Instanz. Allerdings  
ist die Kassation nur begrenzt zulässig, nämlich bei der Verletzung materiellen  
Rechts oder der Verletzung von Verfahrensvorschriften, wenn der Verstoß ei- 
nen wesentlichen Einfluss auf den Ausgang der Sache haben könnte. Sie ist 
unstatthaft, wenn es um vermögensrechtliche Ansprüche geht und der Streit- 
wert geringer als 10.000,– PLN (ca. 2.428 Euro) ist sowie bei Ordnungsstrafen,  
Verfahren bezüglich des Arbeitszeugnisses und Sachbezügen.

26 Rayonsgericht: Amtsgericht in Polen.

Die Rayonsgerichte entscheiden in erster Instanz u. a. über die Feststellung 
des Bestehens eines Arbeitsverhältnisses, die Feststellung der Unwirksamkeit  
der Kündigung des Arbeitsvertrages oder einer anderen Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses; über Entschädigungszahlungen aufgrund einer rechtswidrigen 
Kündigung, Ordnungsstrafen sowie die Ausstellung des Arbeitszeugnisses. 

Die Bezirksgerichte sind in erster Instanz zuständig für Streitigkeiten über im- 
materielle Rechte und mit ihnen geltend gemachte vermögensrechtliche An- 
sprüche, deren Wert 75.000,– PLN (ca. 18.208 Euro) übersteigt. 

Der Wert des Streitgegenstands wird wie folgt berechnet: Bei befristeten Ver- 
trägen wird die Summe des Lohns für den streitigen Zeitraum, der jedoch die  
Summe des Jahreslohns nicht übersteigt, zugrunde gelegt. Bei unbefristeten 
Verträgen wird der Lohn, der für ein Jahr gezahlt wird, zugrunde gelegt.

Örtlich zuständig ist entweder das Gericht der allgemeinen Zuständigkeit des  
Beklagten, das Gericht, in dessen Bezirk die Arbeit geleistet wird oder das 
Gericht, in dessen Bezirk der Arbeitgeber seinen Sitz hat. 
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Für die individuellen Auseinandersetzungen sind normalerweise die Arbeits- 
gerichte zuständig. Für kollektive Auseinandersetzungen zwischen Arbeitneh- 
mern und einem oder mehreren Arbeitgebern gibt es nach polnischem Recht 
ein besonderes Verfahren, das in dem Gesetz über kollektive Konflikte geregelt  
wird. Hiernach können Gegenstand eines kollektiven Konflikts Rechte und 
Interessen der Parteien sein. Das Gesetz sieht eine Aufzählung der Streitge-
genstände vor, dazu gehören insbesondere:

– Arbeitsbedingungen 27 
–  Vergütungsbedingungen, d. h. alle Fragen, die mit dem Lohn zusammen-

hängen
–  Sozialleistungen, d. h. Streitigkeiten zu Fragen, die mit der Erholung der 

Arbeitnehmer, mit betrieblichen Kultur- und Bildungsaktivitäten oder der 
materiellen Hilfe für Arbeitnehmer verbunden sind

– Rechte und Freiheiten der Gewerkschaften 28 

Ein kollektiver Konflikt kann nur zwischen einem Arbeitgeber und den Arbeit- 
nehmern entstehen. Eine Streitigkeit, an der Staatsorgane oder Organe der 
territorialen Selbstverwaltung beteiligt sind, können keine kollektiven Streitig- 
keiten i. S. d. Gesetzes sein.

Nur wenn auch tatsächlich mehrere Personen von der Streitigkeit betroffen 
sind, handelt es sich um einen kollektiven Konflikt und nicht um einen individuel-
len. Das Verfahren eines kollektiven Konflikts ist mithin nicht zulässig, wenn 
es um eine bloße individuelle Forderung, einen konkreten Arbeitnehmeran-
spruch geht. Hierfür ist das Arbeitsgericht, dessen konkrete Zuständigkeit 
nach allgemeinen Kriterien zu bestimmen ist, zuständig.

27  Diese sind weitreichender zu verstehen, als alle Elemente, die das Arbeitsverhältnis ge- 
stalten. Die Abgrenzung erfolgt hier zu den bloßen Umständen der Arbeitsausführung.

28  Hier geht es um Streitigkeiten, die dadurch entstehen können, dass die Rechte der Gewerk- 
schaften auf Konsultation im Betrieb oder andere verletzt werden.

Denkbar sind auch weitere kollektive Konflikte zu anderen Themen, diese 
unterfallen dann allerdings nicht den speziellen Regelungen des Gesetzes 
über kollektive Konflikte und können in anderen Verfahren geltend gemacht 
werden. 

Die Parteien eines kollektiven Konflikts sind aufseiten der Arbeitnehmer die 
Gewerkschaften und aufseiten der Arbeitgeber die Arbeitgeberverbände, wobei  
ein Arbeitgeber auch befugt ist, seine Interessen selbstständig zu vertreten.

Dabei muss es sich bei der Vertretung der Arbeitnehmer um eine echte Gewerk- 
schaft handeln. Weder der Betriebsbelegschaft noch die Selbstverwaltung 
der Arbeitnehmer eines Betriebs haben die Fähigkeit, Partei eines kollektiven 
Konflikts zu sein. In Betrieben, in denen keine Gewerkschaft vorhanden ist, 
besteht nach dem Gesetz über kollektive Streitigkeiten die Möglichkeit, dass 
sich die Arbeitnehmer an irgendeine Gewerkschaft wenden, die sie in der 
kollektiven Streitigkeit vertreten möge. Sind in einem Betrieb hingegen meh-
rere Gewerkschaften vorhanden, so können die Arbeitnehmer frei wählen, 
welche der Gewerkschaften sie vertreten soll. Hierbei spielt es keine Rolle, 
ob es sich um eine repräsentative Gewerkschaft handelt. 

Das Gesetz über die Lösung kollektiver Konflikte sieht als Streitbeilegungs-
mechanismen zwei verschiedene Kategorien vor. Einmal sind dies konsensuale,  
alternative Streitbeilegungsmethoden wie Verhandlungen, Mediation und  
Schiedsgerichtsbarkeit, und andererseits sind solche Methoden der Ausein- 
andersetzung wie Streiks und Proteste vorgesehen. Die Abstufung ist hier 
dieselbe wie beim Arbeitskampf. 

In dem Verfahren, das zur Lösung des kollektiven Konflikts führen soll, wird vor  
allem bezweckt, dass sich die Parteien einigen, dass Streiks vermieden werden  
sollen und dass dementsprechend der Betriebsfrieden aufrechterhalten wird.

Zu Beginn eines kollektiven Konflikts gibt die Gewerkschaft ihre Forderungen  
bekannt. In der Erklärung ist die Forderung konkret zu benennen, es ist auch 
zulässig, schon in dieser Bekanntgabe der Forderungen mit Streik zu drohen, 
sollten die Forderungen nicht erfüllt werden. Kommt der Arbeitgeber dieser 
Forderung nicht innerhalb von drei Tagen nach, so ist er verpflichtet, in Ver- 
handlungen mit den Gewerkschaften einzutreten.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den zuständigen Bezirksarbeitsinspektor über  
den kollektiven Konflikt zu informieren. Dieser nimmt aber an den Verhand-
lungen zur Lösung des kollektiven Konflikts nicht teil. 
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Verständigen sich die Parteien, so enden die Verhandlungen mit Vereinbarung.  
Diese beendet das Verfahren und hat nach dem ArbGB dieselbe Rechtsver-
bindlichkeit wie ein Tarifvertrag. Kommt es hingegen zu keiner Verständigung,  
so wird ein Protokoll über die Meinungsverschiedenheiten und Positionen 
erstellt.

Der weitere Weg zur Lösung der kollektiven Streitigkeit führt dann in eine 
Mediation und / oder in eine Schlichtung (Schiedsgerichtsverhandlung). Erst 
wenn auch diese Mittel zu keiner Einigung geführt haben, ist ein Streik zulässig.  
Zur Mediation und Schiedsgerichtsbarkeit gilt das Gleiche, wie oben ausgeführt. 

Auch vor den Arbeitsgerichten können verschiedene kollektive Ansprüche 
durchgesetzt werden. Dabei kann die Vertretung auch durch eine Gewerk-
schaft erfolgen, da in Sachen aus dem Bereich des Arbeitsrechts und der 
Sozialversicherungen gesellschaftliche Organisationen und die Arbeitsins-
pekteure in gewissem Umfang die Einleitung eines Verfahrens zugunsten der 
Arbeitnehmer und Versicherten veranlassen können. Dabei sind nach der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts nicht nur die einzelnen Betriebsge-
werkschaften zuständig, sondern auch die Föderationen von Gewerkschaften  
können Ansprüche auch einer Vielzahl von Arbeitnehmern geltend machen.
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Das System der sozialen Sicherung in Polen besteht aus dem System der 
Sozialversicherung und der sozialen Sicherheit, dem System der Kranken-
versicherung, den Leistungen bei Arbeitslosigkeit und den Leistungen zur 
Familie.

Die Aufgaben aus dem Bereich sozialer Sicherung werden durch mehrere Trä- 
ger, unter anderen durch Folgende, umgesetzt: 

–  Zakład Ubezpieczeń Społecznych – ZUS (die Sozialversicherungsanstalt): 
Geldleistungen aus der Sozialversicherung

–  Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Społecznego – KRUS (die Kasse Landwirt-
schaftlicher Sozialversicherung): 
Leistungen aus der Sozialversicherung der Landwirte

–  Ministerstwo Pracy i Polityki Społecznej – MPiPS (das Ministerium für Arbeit  
und Sozialpolitik): Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit; Leistungen zur 
Familie und Sozialleistungen (der Sozialhilfe)

–  Narodowy Fundusz Zdrowia – NFZ (der Nationale Gesundheitsfonds):  
Sachleistungen aus der Krankenversicherung

–  Otwarte Fundusze – OFE (der Offene Pensionsfonds):  
Finanzierungen im Rahmen der II. und der III. Rentensäule; betriebliche Alters- 
sicherungspläne 

Die Versicherungspflicht für den Fall bestimmter sozialer Risiken sowie Leis- 
tungsgarantien im Fall des Eintretens des jeweiligen Risikos sind – wie auch 
das Arbeitsrecht – in zahlreichen Rechtsakten festgeschrieben. Regelungen 
befinden sich bereits in der Verfassung der Republik Polen. Die detaillierten 
Regelungen hinsichtlich der einzelnen Bereiche der sozialen Sicherung sind 
in besonderen Gesetzen enthalten. Die Wichtigsten davon sind: 

Das Gesetz über das System der Sozialversicherungen. Dieses enthält allge- 
meine Regelungen. Es kennt folgende Versicherungstypen: 

– Altersrentenversicherung sowie Erwerbsminderungsrentenversicherung 29 
– Krankenversicherung (bei Krankheit und Mutterschaft) 30 
– Unfallversicherung bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten

Leistungen im Fall der Arbeitslosigkeit, die allerdings nicht der Sozialversiche- 
rung unterfallen, stehen nach Maßgabe des Gesetzes über die Beschäftigungs- 
förderung und die Arbeitsmarktträger zu. Daneben bestehen weitere staatliche  
Sozialleistungen, die ebenfalls nicht der Sozialversicherung unterfallen, z. B. 
Leistungen an Familien, Sozialhilfe und andere Unterstützungsleistungen des  
Staates. Regelungen hierzu finden sich im Gesetz über Leistungen zur Familie,  
dem Gesetz über Sozialhilfe, dem Gesetz über die Unterstützung von Unter- 
haltsberechtigten u. a. 

Das Gesetz über das System der Sozialversicherungen enthält die allgemeinen  
Regelungen, die für alle diese Versicherungsarten gelten; u. a. die Grundsätze  
der Versicherungspflicht, die Beiträge, die Regeln eines Verzeichnises der 
Versicherten, die Tätigkeit der Sozialversicherungsanstalt (ZUS) und des Sozial- 
versicherungsfonds. 

Die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) ist die zentrale Einrichtung mit Rechtsper- 
sönlichkeit, die die Verwaltung der Sozialversicherungen leistet. An sie werden  
sämtliche Versicherungsbeiträge abgeführt und dort werden die relevanten 
Daten bearbeitet. Die Sozialversicherungsanstalt verfügt über den Sozialversi- 
cherungsfonds, in ihm werden die Beiträge eingezahlt, mit denen die Leistun-
gen der Sozialversicherung finanziert werden. Die Einzelheiten zu den einzelnen  
Versicherungsarten werden in Polen (s. o.) in speziellen Gesetzen geregelt. 

29  Spezielle Bestimmungen hierzu finden sich im Gesetz über Altersrenten und Erwerbsmin- 
derungsrenten aus dem Sozialversicherungsfonds, dem Gesetz über kapitalgedeckte 
Altersrenten, dem Gesetz über den Aufbau und die Tätigkeit der Pensionsfonds, dem Ge- 
setz über Überbrückungsaltersrenten, dem Gesetz über Vorruhestandsleistungen sowie 
dem Gesetz über die Sozialversicherung der Landwirte.

30  Spezielle Regelungen hierzu finden sich im Gesetz über Geldleistungen aus der Sozialver- 
sicherung im Fall von Krankheit und Mutterschaft, dem Gesetz 2004 über Leistungen der  
gesundheitlichen Fürsorge, die aus den öffentlichen Mitteln finanziert werden.

System der sozialen Absicherung 01
 



166 16701  System der sozialen Absicherung 01  System der sozialen AbsicherungE   Sozialversicherungs-
recht

E   Sozialversicherungs-
recht

Das System der sozialen Sicherung in Polen besteht aus dem System der 
Sozialversicherung und der sozialen Sicherheit, dem System der Kranken-
versicherung, den Leistungen bei Arbeitslosigkeit und den Leistungen zur 
Familie.

Die Aufgaben aus dem Bereich sozialer Sicherung werden durch mehrere Trä- 
ger, unter anderen durch Folgende, umgesetzt: 

–  Zakład Ubezpieczeń Społecznych – ZUS (die Sozialversicherungsanstalt): 
Geldleistungen aus der Sozialversicherung

–  Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Społecznego – KRUS (die Kasse Landwirt-
schaftlicher Sozialversicherung): 
Leistungen aus der Sozialversicherung der Landwirte

–  Ministerstwo Pracy i Polityki Społecznej – MPiPS (das Ministerium für Arbeit  
und Sozialpolitik): Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit; Leistungen zur 
Familie und Sozialleistungen (der Sozialhilfe)

–  Narodowy Fundusz Zdrowia – NFZ (der Nationale Gesundheitsfonds):  
Sachleistungen aus der Krankenversicherung

–  Otwarte Fundusze – OFE (der Offene Pensionsfonds):  
Finanzierungen im Rahmen der II. und der III. Rentensäule; betriebliche Alters- 
sicherungspläne 

Die Versicherungspflicht für den Fall bestimmter sozialer Risiken sowie Leis- 
tungsgarantien im Fall des Eintretens des jeweiligen Risikos sind – wie auch 
das Arbeitsrecht – in zahlreichen Rechtsakten festgeschrieben. Regelungen 
befinden sich bereits in der Verfassung der Republik Polen. Die detaillierten 
Regelungen hinsichtlich der einzelnen Bereiche der sozialen Sicherung sind 
in besonderen Gesetzen enthalten. Die Wichtigsten davon sind: 

Das Gesetz über das System der Sozialversicherungen. Dieses enthält allge- 
meine Regelungen. Es kennt folgende Versicherungstypen: 

– Altersrentenversicherung sowie Erwerbsminderungsrentenversicherung 29 
– Krankenversicherung (bei Krankheit und Mutterschaft) 30 
– Unfallversicherung bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten

Leistungen im Fall der Arbeitslosigkeit, die allerdings nicht der Sozialversiche- 
rung unterfallen, stehen nach Maßgabe des Gesetzes über die Beschäftigungs- 
förderung und die Arbeitsmarktträger zu. Daneben bestehen weitere staatliche  
Sozialleistungen, die ebenfalls nicht der Sozialversicherung unterfallen, z. B. 
Leistungen an Familien, Sozialhilfe und andere Unterstützungsleistungen des  
Staates. Regelungen hierzu finden sich im Gesetz über Leistungen zur Familie,  
dem Gesetz über Sozialhilfe, dem Gesetz über die Unterstützung von Unter- 
haltsberechtigten u. a. 

Das Gesetz über das System der Sozialversicherungen enthält die allgemeinen  
Regelungen, die für alle diese Versicherungsarten gelten; u. a. die Grundsätze  
der Versicherungspflicht, die Beiträge, die Regeln eines Verzeichnises der 
Versicherten, die Tätigkeit der Sozialversicherungsanstalt (ZUS) und des Sozial- 
versicherungsfonds. 

Die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) ist die zentrale Einrichtung mit Rechtsper- 
sönlichkeit, die die Verwaltung der Sozialversicherungen leistet. An sie werden  
sämtliche Versicherungsbeiträge abgeführt und dort werden die relevanten 
Daten bearbeitet. Die Sozialversicherungsanstalt verfügt über den Sozialversi- 
cherungsfonds, in ihm werden die Beiträge eingezahlt, mit denen die Leistun-
gen der Sozialversicherung finanziert werden. Die Einzelheiten zu den einzelnen  
Versicherungsarten werden in Polen (s. o.) in speziellen Gesetzen geregelt. 

29  Spezielle Bestimmungen hierzu finden sich im Gesetz über Altersrenten und Erwerbsmin- 
derungsrenten aus dem Sozialversicherungsfonds, dem Gesetz über kapitalgedeckte 
Altersrenten, dem Gesetz über den Aufbau und die Tätigkeit der Pensionsfonds, dem Ge- 
setz über Überbrückungsaltersrenten, dem Gesetz über Vorruhestandsleistungen sowie 
dem Gesetz über die Sozialversicherung der Landwirte.

30  Spezielle Regelungen hierzu finden sich im Gesetz über Geldleistungen aus der Sozialver- 
sicherung im Fall von Krankheit und Mutterschaft, dem Gesetz 2004 über Leistungen der  
gesundheitlichen Fürsorge, die aus den öffentlichen Mitteln finanziert werden.

System der sozialen Absicherung 01
 



16902  SozialversicherungspflichtE   Sozialversicherungs-
recht

168 01  System der sozialen AbsicherungE   Sozialversicherungs-
recht

Das System beruht auf der Versicherungsmethode. Dies bedeutet, dass die 
Beiträge in einem Fonds getätigt werden und die Versicherungsleistungen aus  
diesem Fonds ausgezahlt werden. Das Sozialversicherungssystem ist getragen  
durch die Grundsätze der Gleichbehandlung, der staatlichen Garantie für die 
Leistungen der Sozialversicherung, den Grundsatz der Pflichtversicherung 
und den Grundsatz der Gegenseitigkeit der Leistungen. Als Versicherte gilt 
eine natürliche Person, wenn sie auch nur in einer der Sozialversicherungen 
versichert ist. Durch das Gesetz über das System der Sozialversicherungen 
wurden Pflichtversicherungen, freiwillige Versicherungen und die Möglichkeit  
der Fortsetzung der Versicherung eingeführt. 

Die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) als Verantwortliche für die Umsetzung 
der Vorschriften über die Sozialversicherungen stellt die Anspruchsberechti-
gung fest und zahlt die Versicherungsleistung sowie andere ihr kraft sonstiger  
Vorschriften zur Ausführung aufgetragene Leistungen aus.

In unterschiedlichen Lebenslagen können folgende Leistungen gewährt werden: 

–  wegen Krankheit und Mutterschaft: Krankengeld- und Mutterschaftsgeld, 
Betreuungsgeld, Übergangsgeld sowie Rehabilitationsleistungen

–  wegen Erwerbsminderung: Erwerbsminderungsrente und eine Ausbildungs-
rente

–  wegen Alters: Altersrente, Rentenpflegezulage
–  im Todesfall des Familienernährers: Hinterbliebenenrente und Vollwaisen-

hinterbliebenenrentenbeihilfe
–  wegen Arbeitsunfällen und wegen Berufskrankheiten: einmalige Entschädi-

gung
–  Leistungen bei Krankheit, Erwerbsminderung und im Todesfall des 

Familienernährers: Leistungen zur Gesundheit im Bereich der Zahnmedizin, 
Schutzimpfungen, Rückerstattung der Kosten für den Kauf orthopädischer 
Hilfsmittel

–  sonstige: Bestattungsbeihilfe, Sozialrente, Vorruhestandsleistung und die 
Überweisung zur Heilbehandlungsrehabilitation im Rahmen der Rentenprä-
vention der ZUS

Es besteht eine Sozialversicherungspflicht. Kraft Gesetzes entsteht mit jedem,  
der in einem Arbeitsverhältnis steht, unabhängig, ob dies durch Arbeitsvertrag  
oder aufgrund einer anderen Rechtsgrundlage begründet wurde, ein Sozialver- 
sicherungsverhältnis. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber  
zudem die Pflicht, den Arbeitnehmer bei der Unfallversicherung zu versichern. 

Sozialversicherungspflicht 02
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Das System beruht auf der Versicherungsmethode. Dies bedeutet, dass die 
Beiträge in einem Fonds getätigt werden und die Versicherungsleistungen aus  
diesem Fonds ausgezahlt werden. Das Sozialversicherungssystem ist getragen  
durch die Grundsätze der Gleichbehandlung, der staatlichen Garantie für die 
Leistungen der Sozialversicherung, den Grundsatz der Pflichtversicherung 
und den Grundsatz der Gegenseitigkeit der Leistungen. Als Versicherte gilt 
eine natürliche Person, wenn sie auch nur in einer der Sozialversicherungen 
versichert ist. Durch das Gesetz über das System der Sozialversicherungen 
wurden Pflichtversicherungen, freiwillige Versicherungen und die Möglichkeit  
der Fortsetzung der Versicherung eingeführt. 

Die Sozialversicherungsanstalt (ZUS) als Verantwortliche für die Umsetzung 
der Vorschriften über die Sozialversicherungen stellt die Anspruchsberechti-
gung fest und zahlt die Versicherungsleistung sowie andere ihr kraft sonstiger  
Vorschriften zur Ausführung aufgetragene Leistungen aus.

In unterschiedlichen Lebenslagen können folgende Leistungen gewährt werden: 

–  wegen Krankheit und Mutterschaft: Krankengeld- und Mutterschaftsgeld, 
Betreuungsgeld, Übergangsgeld sowie Rehabilitationsleistungen

–  wegen Erwerbsminderung: Erwerbsminderungsrente und eine Ausbildungs-
rente

–  wegen Alters: Altersrente, Rentenpflegezulage
–  im Todesfall des Familienernährers: Hinterbliebenenrente und Vollwaisen-

hinterbliebenenrentenbeihilfe
–  wegen Arbeitsunfällen und wegen Berufskrankheiten: einmalige Entschädi-

gung
–  Leistungen bei Krankheit, Erwerbsminderung und im Todesfall des 

Familienernährers: Leistungen zur Gesundheit im Bereich der Zahnmedizin, 
Schutzimpfungen, Rückerstattung der Kosten für den Kauf orthopädischer 
Hilfsmittel

–  sonstige: Bestattungsbeihilfe, Sozialrente, Vorruhestandsleistung und die 
Überweisung zur Heilbehandlungsrehabilitation im Rahmen der Rentenprä-
vention der ZUS

Es besteht eine Sozialversicherungspflicht. Kraft Gesetzes entsteht mit jedem,  
der in einem Arbeitsverhältnis steht, unabhängig, ob dies durch Arbeitsvertrag  
oder aufgrund einer anderen Rechtsgrundlage begründet wurde, ein Sozialver- 
sicherungsverhältnis. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber  
zudem die Pflicht, den Arbeitnehmer bei der Unfallversicherung zu versichern. 
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Die Höhe der Beiträge zu den Sozialversicherungen bestimmt sich nach einem  
Prozentsatz, der für alle Versicherten gleich ist; nur bei der Unfallversicherung  
spielt auch eine Risikoabschätzung eine Rolle. Bemessungsgrundlage für die  
Beiträge sind die monatlichen Einkünfte des Arbeitnehmers. Von ihrem Brutto- 
verdienst müssen Arbeitnehmer in Polen ca. 23 Prozent für die Sozialversiche-
rungen abführen. Dieser Beitrag deckt fast alle Versicherungsbereiche ab: 
Krankheit und Mutterschaft, Unfälle, Alter und Leistungen für Hinterbliebene. 
Eine Beitragsbemessungsgrenze gibt es nur für die beiden Versicherungsbe-
reiche Invalidität und Alter. Sie beläuft sich auf das 30-Fache des nationalen 
Durchschnittslohns – festgelegt im Haushaltsgesetz.

03.1  Krankenversicherung

Pflichtversichert in der Krankengeldversicherung sind Personen, die in der 
Rentenversicherung pflichtversichert sind, und die Arbeitnehmer, Mitglieder 
von Agrar-Produktionsgenossenschaften oder Zivildienstleistende sind. Der 
Krankengeldversicherung können u. a. folgende Personen freiwillig (auf Antrag)  
beitreten, die in der Rentenversicherung pflichtversichert sind: Gewerbetrei-
bende außerhalb der Landwirtschaft und Personen, die ihre Arbeit auf der 
Grundlage eines Auftrags oder Agenturvertrages leisten. 

Die Beiträge zur Krankenversicherung betragen derzeit 2,45 Prozent des Lohns.  
Sie werden zu 100 Prozent vom Arbeitnehmer getragen. 

Die wichtigsten Leistungen der Krankenversicherung sind das Krankengeld 
und das Mutterschaftsgeld. Zudem gibt es auch ein Pflegegeld und andere 
Leistungen. Das Krankengeld wird dem Versicherten zuerkannt, wenn ihm die  
Ausführung der Arbeit unmöglich ist, weil er arbeitsunfähig, d. h. krank ist und  
ihm die Ausführung der Arbeit nicht zuzumuten ist. Es steht ihm auch zu, wenn  
er sich in Quarantäne begeben muss. Unerheblich ist, ob es sich um eine körper- 
liche oder psychische Erkrankung handelt. 

Voraussetzung für den Anspruch auf Krankengeld ist weiter, dass die Versiche- 
rungszeiten vorliegen. Anspruch auf Krankengeld besteht nur, wenn ein Arbeits- 
verhältnis seit mindestens 30 Tagen ununterbrochen besteht, und wirkt auch 
zudem einige Zeit nach Erlöschen des Arbeitsverhältnisses noch fort. 

Während der ersten 33 Tage wegen einer Krankheit in einem Jahr hat der er- 
krankte Arbeitnehmer Anspruch auf eine Lohnzahlung bei Krankheit, danach 
besteht ein Anspruch auf Krankengeld.

Die Lohnzahlung bei Krankheit beträgt i. d. R. 80 Prozent des Lohns. Das Kran- 
kengeld wird für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit zuerkannt, bei einer normalen  
Krankheit jedoch höchstens für 182 Tage und bei Tuberkulose bis zu 270 Tagen.  
Es beträgt zwischen 70 bis 100 Prozent der Bemessungsgrundlage. Weitere Leis- 
tungen der Krankenversicherung sind Reha-Maßnahmen, Pflegegeld und an- 
dere. 

Das Mutterschaftsgeld steht einer Versicherten bei der Geburt eines Kindes 
zu. Außerdem steht es dem Versicherten in anderen Fällen zu; beispielsweise  
wenn ein Kind bis zur Schulpflicht (dem siebten Lebensjahr) in eine Ersatzfa-
milie aufgenommen wurde oder die Mutter gestorben ist oder Ähnliches. 

03.2  Rentenversicherung

Pflichtversichert in der Rentenversicherung sind unter anderem: Arbeitnehmer,  
Mitglieder von Agrar-Produktionsgenossenschaften, Auftragnehmer, Gewerbe- 
treibende außerhalb der Landwirtschaft, Geistliche, Sejm- 31 und Senatsabge-
ordnete, die Bezüge erhalten, Empfänger von Arbeitslosengeld, Personen, die  
im Erziehungsurlaub sind oder Mutterschaftsgeld beziehen. Die in der Renten- 
versicherung pflichtversicherten Personen können nach deren Ablauf diese 
freiwillig fortsetzen. Die Fortsetzung der Versicherungen ist möglich, wenn die  
jeweilige Person keine anderen Ansprüche auf die Mitgliedschaft in den Sozial- 
versicherungen besitzt. Im Jahr 2011 wurden Sozialrenten an 252,0 Tsd. Per- 
sonen ausgezahlt, es gab im gleichen Jahr 15.853,5 Tsd. Versicherte). 

Die Beiträge zur Altersrentenversicherung (19,52 Prozent) werden aus den Mit- 
teln des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers in gleicher Höhe von jeweils 
9,76 Prozent der Bemessungsgrundlage gezahlt. Wenn der Versicherte / der Ar- 
beitnehmer einem offenen Pensionsfonds angehört, wird ein Teil des Beitrags  
zu seiner Altersrentenversicherung, der bis zum 30. April 2011 7,30 Prozent der  
Bemessungsgrundlage betrug, von der ZUS an einen durch den Versicherten  

31 Der Sejm bildet neben dem Senat eine der beiden Kammern des polnischen Parlaments.
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Die Höhe der Beiträge zu den Sozialversicherungen bestimmt sich nach einem  
Prozentsatz, der für alle Versicherten gleich ist; nur bei der Unfallversicherung  
spielt auch eine Risikoabschätzung eine Rolle. Bemessungsgrundlage für die  
Beiträge sind die monatlichen Einkünfte des Arbeitnehmers. Von ihrem Brutto- 
verdienst müssen Arbeitnehmer in Polen ca. 23 Prozent für die Sozialversiche-
rungen abführen. Dieser Beitrag deckt fast alle Versicherungsbereiche ab: 
Krankheit und Mutterschaft, Unfälle, Alter und Leistungen für Hinterbliebene. 
Eine Beitragsbemessungsgrenze gibt es nur für die beiden Versicherungsbe-
reiche Invalidität und Alter. Sie beläuft sich auf das 30-Fache des nationalen 
Durchschnittslohns – festgelegt im Haushaltsgesetz.

03.1  Krankenversicherung

Pflichtversichert in der Krankengeldversicherung sind Personen, die in der 
Rentenversicherung pflichtversichert sind, und die Arbeitnehmer, Mitglieder 
von Agrar-Produktionsgenossenschaften oder Zivildienstleistende sind. Der 
Krankengeldversicherung können u. a. folgende Personen freiwillig (auf Antrag)  
beitreten, die in der Rentenversicherung pflichtversichert sind: Gewerbetrei-
bende außerhalb der Landwirtschaft und Personen, die ihre Arbeit auf der 
Grundlage eines Auftrags oder Agenturvertrages leisten. 

Die Beiträge zur Krankenversicherung betragen derzeit 2,45 Prozent des Lohns.  
Sie werden zu 100 Prozent vom Arbeitnehmer getragen. 

Die wichtigsten Leistungen der Krankenversicherung sind das Krankengeld 
und das Mutterschaftsgeld. Zudem gibt es auch ein Pflegegeld und andere 
Leistungen. Das Krankengeld wird dem Versicherten zuerkannt, wenn ihm die  
Ausführung der Arbeit unmöglich ist, weil er arbeitsunfähig, d. h. krank ist und  
ihm die Ausführung der Arbeit nicht zuzumuten ist. Es steht ihm auch zu, wenn  
er sich in Quarantäne begeben muss. Unerheblich ist, ob es sich um eine körper- 
liche oder psychische Erkrankung handelt. 

Voraussetzung für den Anspruch auf Krankengeld ist weiter, dass die Versiche- 
rungszeiten vorliegen. Anspruch auf Krankengeld besteht nur, wenn ein Arbeits- 
verhältnis seit mindestens 30 Tagen ununterbrochen besteht, und wirkt auch 
zudem einige Zeit nach Erlöschen des Arbeitsverhältnisses noch fort. 

Während der ersten 33 Tage wegen einer Krankheit in einem Jahr hat der er- 
krankte Arbeitnehmer Anspruch auf eine Lohnzahlung bei Krankheit, danach 
besteht ein Anspruch auf Krankengeld.

Die Lohnzahlung bei Krankheit beträgt i. d. R. 80 Prozent des Lohns. Das Kran- 
kengeld wird für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit zuerkannt, bei einer normalen  
Krankheit jedoch höchstens für 182 Tage und bei Tuberkulose bis zu 270 Tagen.  
Es beträgt zwischen 70 bis 100 Prozent der Bemessungsgrundlage. Weitere Leis- 
tungen der Krankenversicherung sind Reha-Maßnahmen, Pflegegeld und an- 
dere. 

Das Mutterschaftsgeld steht einer Versicherten bei der Geburt eines Kindes 
zu. Außerdem steht es dem Versicherten in anderen Fällen zu; beispielsweise  
wenn ein Kind bis zur Schulpflicht (dem siebten Lebensjahr) in eine Ersatzfa-
milie aufgenommen wurde oder die Mutter gestorben ist oder Ähnliches. 

03.2  Rentenversicherung

Pflichtversichert in der Rentenversicherung sind unter anderem: Arbeitnehmer,  
Mitglieder von Agrar-Produktionsgenossenschaften, Auftragnehmer, Gewerbe- 
treibende außerhalb der Landwirtschaft, Geistliche, Sejm- 31 und Senatsabge-
ordnete, die Bezüge erhalten, Empfänger von Arbeitslosengeld, Personen, die  
im Erziehungsurlaub sind oder Mutterschaftsgeld beziehen. Die in der Renten- 
versicherung pflichtversicherten Personen können nach deren Ablauf diese 
freiwillig fortsetzen. Die Fortsetzung der Versicherungen ist möglich, wenn die  
jeweilige Person keine anderen Ansprüche auf die Mitgliedschaft in den Sozial- 
versicherungen besitzt. Im Jahr 2011 wurden Sozialrenten an 252,0 Tsd. Per- 
sonen ausgezahlt, es gab im gleichen Jahr 15.853,5 Tsd. Versicherte). 

Die Beiträge zur Altersrentenversicherung (19,52 Prozent) werden aus den Mit- 
teln des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers in gleicher Höhe von jeweils 
9,76 Prozent der Bemessungsgrundlage gezahlt. Wenn der Versicherte / der Ar- 
beitnehmer einem offenen Pensionsfonds angehört, wird ein Teil des Beitrags  
zu seiner Altersrentenversicherung, der bis zum 30. April 2011 7,30 Prozent der  
Bemessungsgrundlage betrug, von der ZUS an einen durch den Versicherten  

31 Der Sejm bildet neben dem Senat eine der beiden Kammern des polnischen Parlaments.
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ausgewählten offenen Pensionsfonds abgeführt. Die Höhe der Beiträge zum 
offenen Pensionsfonds änderte sich aufgrund einer Gesetzesnovelle und be- 
trägt nun 2,3 Prozent der Bemessungsgrundlage des in der Altersrentenversi-
cherung für den Zeitraum vom 01. Mai 2011 bis zum 31. Dezember 2012 
fälligen Beitrags. In kommenden Jahren wird die Beitragshöhe zum offenen 
Pensionsfonds erneut erhöht und bis zum Jahr 2017 soll er bis auf 3,5 Pro- 
zent steigen. 

Die Beiträge zur Invalidenrentenversicherung betragen derzeit sechs Prozent 
des Lohns. Sie werden zu 75 Prozent vom Arbeitgeber und zu 25 Prozent vom  
Arbeitnehmer getragen. Zudem kann ein Arbeitnehmer freiwillig an einem Alters- 
rentenprogramm teilnehmen. Dadurch kann die spätere Rentenhöhe gesteigert 
werden. Zudem gibt es das sog. individuelle Altersrentenkonto, wo ebenfalls 
durch Zuzahlungen die spätere Rente erhöht werden kann. Diese Programme  
sehen verschiedene Arten von Betriebsrentensystemen vor, in die sowohl der 
Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer einzahlen. 

Mit dem 01. Januar 1999 ist eine Reform des Systems der Altersvorsorge in 
Kraft getreten. Seitdem gibt es in Polen parallel zwei Altersrentensysteme: das  
alte System der Altersvorsorge – es ist verpflichtend für Personen, die vor dem  
01. Januar 1949 geboren wurden und das neue System der Altersvorsorge –  
es ist verpflichtend für Personen, die nach dem 31. Dezember 1968 geboren 
wurden.

Personen, die zwischen dem 31. Dezember 1948 und vor dem 01. Januar 1969  
geborenen wurden, hatten die Wahl, ob sie in dem bisherigen Altersrenten-
system, d. h. dem Umlageverfahren (I. Säule), bleiben möchten, oder ob sie 
sich für die Zugehörigkeit zu dem neuen Altersrentensystem, d. h. für das 
Rentensystem nach Umlageverfahren (I. Säule) und für das kapitalgedeckte 
System (II. Säule) entscheiden wollten. Diese Entscheidung konnte man bis 
zum Ende des Jahres 1999 treffen. 

Anspruch auf Altersrente haben in dem alten System Frauen im Alter von 60 Jah- 
ren, die mindestens 20 Jahre lang Beitragszeiten bzw. beitragsfreie Zeiten vor- 
weisen können sowie Männer im Alter von 65 Jahren, die mindestens 25 Jahre  
an Beitragszeiten und an beitragsfreien Zeiten zurückgelegt haben. Nach dem  
alten Altersrentensystem ist auch eine Altersrente mit verkürzter Versiche- 
rungszeit vorgesehen. Diese Altersrente wird einer Frau bewilligt, wenn sie  
das 60. Lebensjahr vollendet hat und mindestens 15 Jahre an Beitragszeiten  
und an beitragsfreien Zeiten vorweisen kann, und einem Mann, der 65 Jahre 
alt ist und mindestens 20 Jahre an Beitragszeiten und an beitragsfreien Zeiten  

zurückgelegt hat. Diese Altersrenten werden jedoch nicht bis zur Höhe der 
garantierten Mindestrente angehoben. Personen, die zuletzt als Arbeitnehmer  
versichert waren und bis zum 31. Dezember 1953 geboren wurden, können 
Frührente beantragen. Frauen, die im Arbeitsverhältnis standen, können im 
Alter von 55 Jahren die volle Altersrente erwerben, wenn sie 30 Jahre an Bei-
tragszeiten und beitragsfreien Zeiten nachweisen können bzw. wenn sie 20 Jah- 
re Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten nachweisen können und bei ihnen  
gleichzeitig eine volle Erwerbsminderung festgestellt wurde. Männer, die im 
Arbeitsverhältnis standen, können im Alter von 60 Jahren die volle Altersrente  
erwerben, wenn sie mindestens 35 Jahre Beitragszeiten und beitragsfreie 
Zeiten nachweisen können oder sie mindestens 25 Jahre Beitragszeiten und 
beitragsfreie Zeiten nachweisen können und bei ihnen gleichzeitig eine volle  
Erwerbsminderung festgestellt wurde.

Manche Berufsgruppen, Personen, die unter besonderen Bedingungen ar- 
beiten oder die eine Arbeit mit besonderen Anforderungen leisten (z. B. Berg- 
leute, Lehrer) sowie Personen, bei denen eine Erwerbsminderung festgestellt 
wurde (die im Rahmen des Begutachtungsverfahrens von einem ZUS-Gutachter  
oder dem Ärzteausschuss der ZUS für erwerbsunfähig befunden wurden), haben  
bereits vor dem Erreichen des Alters, das normalerweise für die Regelalters-
rente üblich ist, einen Anspruch auf Altersrente.

Diese Möglichkeit der Frührente (bei Auszahlung der vollen Altersrente) führte  
dazu, dass im Jahre 2010 das durchschnittliche Alter von Männern zum Zeit- 
punkt des Renteneintritts bei 60,2 Jahren und von Frauen bei 59,0 Jahren lag.  
Die im Durchschnitt zurückgelegten Beschäftigungszeiten vom Rentenzugang  
waren im Dezember 2011 wie auch in den Vorjahren eindeutig länger als das 
geforderte Minimum und betrugen bei Männern 34,2 Jahre und bei Frauen 
34,8 Jahre.

Eine Altersrente, die nach dem alten System berechnet wird, beträgt 24 Prozent  
des Basisbetrags + 1,3 Prozent der Bemessungsgrundlage für jedes Jahr der 
Beitragszeiten + 0,7 Prozent der Bemessungsgrundlage für jedes Jahr der bei- 
tragsfreien Zeiten, wobei die beitragsfreien Zeiten nur in einer Größenordnung  
von nicht mehr als 1/3 der nachgewiesenen Beitragszeiten berücksichtigt 
werden. 
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ausgewählten offenen Pensionsfonds abgeführt. Die Höhe der Beiträge zum 
offenen Pensionsfonds änderte sich aufgrund einer Gesetzesnovelle und be- 
trägt nun 2,3 Prozent der Bemessungsgrundlage des in der Altersrentenversi-
cherung für den Zeitraum vom 01. Mai 2011 bis zum 31. Dezember 2012 
fälligen Beitrags. In kommenden Jahren wird die Beitragshöhe zum offenen 
Pensionsfonds erneut erhöht und bis zum Jahr 2017 soll er bis auf 3,5 Pro- 
zent steigen. 

Die Beiträge zur Invalidenrentenversicherung betragen derzeit sechs Prozent 
des Lohns. Sie werden zu 75 Prozent vom Arbeitgeber und zu 25 Prozent vom  
Arbeitnehmer getragen. Zudem kann ein Arbeitnehmer freiwillig an einem Alters- 
rentenprogramm teilnehmen. Dadurch kann die spätere Rentenhöhe gesteigert 
werden. Zudem gibt es das sog. individuelle Altersrentenkonto, wo ebenfalls 
durch Zuzahlungen die spätere Rente erhöht werden kann. Diese Programme  
sehen verschiedene Arten von Betriebsrentensystemen vor, in die sowohl der 
Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer einzahlen. 

Mit dem 01. Januar 1999 ist eine Reform des Systems der Altersvorsorge in 
Kraft getreten. Seitdem gibt es in Polen parallel zwei Altersrentensysteme: das  
alte System der Altersvorsorge – es ist verpflichtend für Personen, die vor dem  
01. Januar 1949 geboren wurden und das neue System der Altersvorsorge –  
es ist verpflichtend für Personen, die nach dem 31. Dezember 1968 geboren 
wurden.

Personen, die zwischen dem 31. Dezember 1948 und vor dem 01. Januar 1969  
geborenen wurden, hatten die Wahl, ob sie in dem bisherigen Altersrenten-
system, d. h. dem Umlageverfahren (I. Säule), bleiben möchten, oder ob sie 
sich für die Zugehörigkeit zu dem neuen Altersrentensystem, d. h. für das 
Rentensystem nach Umlageverfahren (I. Säule) und für das kapitalgedeckte 
System (II. Säule) entscheiden wollten. Diese Entscheidung konnte man bis 
zum Ende des Jahres 1999 treffen. 

Anspruch auf Altersrente haben in dem alten System Frauen im Alter von 60 Jah- 
ren, die mindestens 20 Jahre lang Beitragszeiten bzw. beitragsfreie Zeiten vor- 
weisen können sowie Männer im Alter von 65 Jahren, die mindestens 25 Jahre  
an Beitragszeiten und an beitragsfreien Zeiten zurückgelegt haben. Nach dem  
alten Altersrentensystem ist auch eine Altersrente mit verkürzter Versiche- 
rungszeit vorgesehen. Diese Altersrente wird einer Frau bewilligt, wenn sie  
das 60. Lebensjahr vollendet hat und mindestens 15 Jahre an Beitragszeiten  
und an beitragsfreien Zeiten vorweisen kann, und einem Mann, der 65 Jahre 
alt ist und mindestens 20 Jahre an Beitragszeiten und an beitragsfreien Zeiten  

zurückgelegt hat. Diese Altersrenten werden jedoch nicht bis zur Höhe der 
garantierten Mindestrente angehoben. Personen, die zuletzt als Arbeitnehmer  
versichert waren und bis zum 31. Dezember 1953 geboren wurden, können 
Frührente beantragen. Frauen, die im Arbeitsverhältnis standen, können im 
Alter von 55 Jahren die volle Altersrente erwerben, wenn sie 30 Jahre an Bei-
tragszeiten und beitragsfreien Zeiten nachweisen können bzw. wenn sie 20 Jah- 
re Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten nachweisen können und bei ihnen  
gleichzeitig eine volle Erwerbsminderung festgestellt wurde. Männer, die im 
Arbeitsverhältnis standen, können im Alter von 60 Jahren die volle Altersrente  
erwerben, wenn sie mindestens 35 Jahre Beitragszeiten und beitragsfreie 
Zeiten nachweisen können oder sie mindestens 25 Jahre Beitragszeiten und 
beitragsfreie Zeiten nachweisen können und bei ihnen gleichzeitig eine volle  
Erwerbsminderung festgestellt wurde.

Manche Berufsgruppen, Personen, die unter besonderen Bedingungen ar- 
beiten oder die eine Arbeit mit besonderen Anforderungen leisten (z. B. Berg- 
leute, Lehrer) sowie Personen, bei denen eine Erwerbsminderung festgestellt 
wurde (die im Rahmen des Begutachtungsverfahrens von einem ZUS-Gutachter  
oder dem Ärzteausschuss der ZUS für erwerbsunfähig befunden wurden), haben  
bereits vor dem Erreichen des Alters, das normalerweise für die Regelalters-
rente üblich ist, einen Anspruch auf Altersrente.

Diese Möglichkeit der Frührente (bei Auszahlung der vollen Altersrente) führte  
dazu, dass im Jahre 2010 das durchschnittliche Alter von Männern zum Zeit- 
punkt des Renteneintritts bei 60,2 Jahren und von Frauen bei 59,0 Jahren lag.  
Die im Durchschnitt zurückgelegten Beschäftigungszeiten vom Rentenzugang  
waren im Dezember 2011 wie auch in den Vorjahren eindeutig länger als das 
geforderte Minimum und betrugen bei Männern 34,2 Jahre und bei Frauen 
34,8 Jahre.

Eine Altersrente, die nach dem alten System berechnet wird, beträgt 24 Prozent  
des Basisbetrags + 1,3 Prozent der Bemessungsgrundlage für jedes Jahr der 
Beitragszeiten + 0,7 Prozent der Bemessungsgrundlage für jedes Jahr der bei- 
tragsfreien Zeiten, wobei die beitragsfreien Zeiten nur in einer Größenordnung  
von nicht mehr als 1/3 der nachgewiesenen Beitragszeiten berücksichtigt 
werden. 
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Das neue Altersrentensystem besteht aus drei Säulen:

Tabelle 02  

Das polnische Altersrentensystem im Überblick 

Kriterien der  
Klassifizierung I. Säule II. Säule III. Säule

Teilnahme am System Obligatorisch Freiwillig Ergänzend

Gesellschafts- 
politisches Ziel Basisleistungsniveau Basisleistungsniveau

Höheres  
Leistungsniveau

Verwaltung  
des Systems Öffentlich-rechtlich Privatrechtlich Privatrechtlich

Finanzierung
Aus laufenden  

Beiträgen
Kapitaldeckungs- 

verfahren
Kapitaldeckungs- 

verfahren

Berechnung der  
Leistungshöhe

Auf der Grund- 
lage angepasster  

Beiträge

Auf der Grund- 
lage kapitalisierter 

Beiträge

Auf der Grund- 
lage kapitalisierter  

Beiträge

Quelle: Sozialversicherungen in Polen, 2012

Die I. Säule wird vom öffentlich-rechtlichen Träger – der ZUS – verwaltet. 

Ab dem 01. Januar 2009 erwerben die nach dem 31. Dezember 1948 geborenen  
Personen einen Anspruch auf die Altersrente aus dem Sozialversicherungs-
fonds nach den neuen Grundsätzen bei der Erfüllung der einzigen Vorausset- 
zung, nämlich dem Erreichen der allgemeinen Regelaltersgrenze, die 60 Jahre  
für Frauen und 65 Jahre für Männer beträgt. Das im Gesetz festgelegte allge- 
meine Regelrentenalter ist das Mindestalter, ab dem frühestens der Anspruch  
auf die Rente erworben werden kann, sie ist kein obligatorischer Zeitpunkt 
des Ausstiegs aus dem Erwerbsleben.

Frauen, die in den Jahren 2009 bis 2013 das allgemeine Regelrentenalter von 
60 Jahren erreichen und die dem offenen Fonds (II. Säule, s. u.) nicht beige- 
treten sind bzw. die bei der ZUS die Überweisung der auf dem Konto bei of- 
fenen Pensionsfonds angesammelten Mittel an den Fiskus als Einnahme der 
Staatskasse beantragt haben, und die bislang keine Altersrente nach den alten  
Grundsätzen bezogen haben, wurde ein sog. gleitender Übergang von dem 
alten zum neuen System eingerichtet. In ihrem Fall wird eine sog. Mischalters- 
rente, zum Teil nach den alten und zum Teil aber nach den neuen Regeln, fest- 
gestellt. So wird eine Person, die im Jahre 2011 das Rentenalter von 60 Jahren  

vollendet, ihre Leistung zu 55 Prozent nach der alten und zu 45 Prozent nach 
der neuen Regelung beziehen. Für Personen zwischen dem 30. und dem 50. 
Lebensjahr wurde auch die Möglichkeit offengelassen, nach der bisherigen 
Regelung in Rente zu gehen, soweit sie der II. Säule nicht beigetreten sind oder  
einen Antrag auf die Überweisung der auf dem Konto des Offenen Pensions-
fonds gesammelten Mittel an den Fiskus stellten; vorausgesetzt, dass sie bis 
zum 31. Dezember 2008 die Voraussetzungen zur Bewilligung der Altersrente 
laut alter Regelung erfüllten. 

Auf die Altersrente nach der neuen Regelung haben diejenigen Frauen Anspruch,  
die mindestens das 60. Jahr und Männer, die mindestens das 65. Lebensjahr 
vollenden. Den Anspruch auf die neue Altersrente können sowohl diejenigen 
Personen erwerben, die einem offenen Investmentfonds beigetreten sind wie  
auch jene, die diesem Fonds nicht beigetreten sind.

Den Anspruch auf Altersrente erwirbt man nach Erreichen des allgemeinen 
Regelrentenalters. Bei der Feststellung des Rentenanspruchs und bei der Er- 
mittlung der Leistungshöhe bleiben die zurückgelegten Versicherungszeiten 
unberücksichtigt. Die Höhe der zukünftigen Altersrente ist jedoch von der 
Länge des Zeitraums und der Höhe der gezahlten Beiträge abhängig, da sie 
auf der Grundlage des angepassten Betrags des Anfangskapitals und des 
angepassten Betrags der Beiträge zur Altersrentenversicherung, die auf dem 
Konto des Versicherten erfasst sind, berechnet werden. Somit besteht ein An- 
reiz für die Versicherten, möglichst lange auf dem Arbeitsmarkt aktiv zu bleiben. 

In dem neuen System der Altersvorsorge wird die Altersrente vor allem aus 
dem Sozialversicherungsfonds und aus dem offenen Pensionsfonds gezahlt. 
Die Höhe der neuen Altersrente, die vom ZUS gezahlt wird, entspricht nur dem  
Gegenwert des Betrags der nach 1998 eingezahlten und angepassten Beiträge  
in die Altersrentenversicherung und des Betrags des angepassten sog. Anfangs- 
kapitals, geteilt durch die in Monaten ausgedrückte durchschnittliche Lebens- 
erwartung für Personen in dem Alter, das dem tatsächlichen Rentenalter des 
Antragstellers entspricht.

Ab dem Jahr 2009 hat ein Versicherter Anspruch auf die Überbrückungsalters- 
rente (Frührente), wenn er folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt: 

–  der Rentenanwärter hat 15 Jahre lang unter besonderen Arbeitsbedingungen  
gearbeitet bzw. ist einer besonderen Arbeit nachgegangen 

–  der Versicherte hat mindestens das 55. Lebensjahr vollendet (Frauen) bzw. 
mindestens das 60. Lebensjahr (Männer) 
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Tabelle 02  

Das polnische Altersrentensystem im Überblick 
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Klassifizierung I. Säule II. Säule III. Säule
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politisches Ziel Basisleistungsniveau Basisleistungsniveau
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verfahren
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verfahren
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Auf der Grund- 
lage kapitalisierter 

Beiträge

Auf der Grund- 
lage kapitalisierter  

Beiträge

Quelle: Sozialversicherungen in Polen, 2012

Die I. Säule wird vom öffentlich-rechtlichen Träger – der ZUS – verwaltet. 

Ab dem 01. Januar 2009 erwerben die nach dem 31. Dezember 1948 geborenen  
Personen einen Anspruch auf die Altersrente aus dem Sozialversicherungs-
fonds nach den neuen Grundsätzen bei der Erfüllung der einzigen Vorausset- 
zung, nämlich dem Erreichen der allgemeinen Regelaltersgrenze, die 60 Jahre  
für Frauen und 65 Jahre für Männer beträgt. Das im Gesetz festgelegte allge- 
meine Regelrentenalter ist das Mindestalter, ab dem frühestens der Anspruch  
auf die Rente erworben werden kann, sie ist kein obligatorischer Zeitpunkt 
des Ausstiegs aus dem Erwerbsleben.

Frauen, die in den Jahren 2009 bis 2013 das allgemeine Regelrentenalter von 
60 Jahren erreichen und die dem offenen Fonds (II. Säule, s. u.) nicht beige- 
treten sind bzw. die bei der ZUS die Überweisung der auf dem Konto bei of- 
fenen Pensionsfonds angesammelten Mittel an den Fiskus als Einnahme der 
Staatskasse beantragt haben, und die bislang keine Altersrente nach den alten  
Grundsätzen bezogen haben, wurde ein sog. gleitender Übergang von dem 
alten zum neuen System eingerichtet. In ihrem Fall wird eine sog. Mischalters- 
rente, zum Teil nach den alten und zum Teil aber nach den neuen Regeln, fest- 
gestellt. So wird eine Person, die im Jahre 2011 das Rentenalter von 60 Jahren  

vollendet, ihre Leistung zu 55 Prozent nach der alten und zu 45 Prozent nach 
der neuen Regelung beziehen. Für Personen zwischen dem 30. und dem 50. 
Lebensjahr wurde auch die Möglichkeit offengelassen, nach der bisherigen 
Regelung in Rente zu gehen, soweit sie der II. Säule nicht beigetreten sind oder  
einen Antrag auf die Überweisung der auf dem Konto des Offenen Pensions-
fonds gesammelten Mittel an den Fiskus stellten; vorausgesetzt, dass sie bis 
zum 31. Dezember 2008 die Voraussetzungen zur Bewilligung der Altersrente 
laut alter Regelung erfüllten. 

Auf die Altersrente nach der neuen Regelung haben diejenigen Frauen Anspruch,  
die mindestens das 60. Jahr und Männer, die mindestens das 65. Lebensjahr 
vollenden. Den Anspruch auf die neue Altersrente können sowohl diejenigen 
Personen erwerben, die einem offenen Investmentfonds beigetreten sind wie  
auch jene, die diesem Fonds nicht beigetreten sind.

Den Anspruch auf Altersrente erwirbt man nach Erreichen des allgemeinen 
Regelrentenalters. Bei der Feststellung des Rentenanspruchs und bei der Er- 
mittlung der Leistungshöhe bleiben die zurückgelegten Versicherungszeiten 
unberücksichtigt. Die Höhe der zukünftigen Altersrente ist jedoch von der 
Länge des Zeitraums und der Höhe der gezahlten Beiträge abhängig, da sie 
auf der Grundlage des angepassten Betrags des Anfangskapitals und des 
angepassten Betrags der Beiträge zur Altersrentenversicherung, die auf dem 
Konto des Versicherten erfasst sind, berechnet werden. Somit besteht ein An- 
reiz für die Versicherten, möglichst lange auf dem Arbeitsmarkt aktiv zu bleiben. 

In dem neuen System der Altersvorsorge wird die Altersrente vor allem aus 
dem Sozialversicherungsfonds und aus dem offenen Pensionsfonds gezahlt. 
Die Höhe der neuen Altersrente, die vom ZUS gezahlt wird, entspricht nur dem  
Gegenwert des Betrags der nach 1998 eingezahlten und angepassten Beiträge  
in die Altersrentenversicherung und des Betrags des angepassten sog. Anfangs- 
kapitals, geteilt durch die in Monaten ausgedrückte durchschnittliche Lebens- 
erwartung für Personen in dem Alter, das dem tatsächlichen Rentenalter des 
Antragstellers entspricht.

Ab dem Jahr 2009 hat ein Versicherter Anspruch auf die Überbrückungsalters- 
rente (Frührente), wenn er folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt: 

–  der Rentenanwärter hat 15 Jahre lang unter besonderen Arbeitsbedingungen  
gearbeitet bzw. ist einer besonderen Arbeit nachgegangen 

–  der Versicherte hat mindestens das 55. Lebensjahr vollendet (Frauen) bzw. 
mindestens das 60. Lebensjahr (Männer) 
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–  er kann Versicherungszeiten (Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten) von 
mindestens 20 Jahren bei Frauen und von 25 Jahren bei Männern nachweisen 

–  er leistete vor dem 01. Januar 1999 Arbeit unter besonderen Bedingungen 
und im besonderen Charakter 

–  er hat nach dem Jahr 2009 unter besonderen Arbeitsbedingungen gearbeitet  
bzw. ist einer besonderen Arbeit nachgegangen, und

–  er hat das Arbeitsverhältnis aufgelöst

Die Höhe dieser Vorruhestandsrente wird analog zur Höhe der neuen Alters- 
rente festgestellt, wobei immer die durchschnittliche weitere Lebenserwartung  
für Personen im Alter von 60 Jahren unterstellt wird, unabhängig von dem tat- 
sächlichen Alter des Renteneintritts. 

Der Anspruch auf die Überbrückungsaltersrente endet mit dem Tag vor dem 
Tag des Erwerbs des Rentenanspruchs und – wenn der Berechtigte keinen 
Anspruch auf die Altersrente hat – mit dem Vortag des Tages, an dem er das 
allgemeine Regelrentenalter erreicht. Die Überbrückungsaltersrenten (Früh- 
renten) werden zum größten Teil aus dem Staatshaushalt finanziert. Ein Teil 
der Kosten wird von den Arbeitgebern aus dem Beitrag gedeckt, der zum Über- 
brückungsaltersrentenfonds abgeführt wird, der 1,5 Prozent der Bemessungs- 
grundlage der Beiträge zur Rentenversicherung ausmacht.

Im Monatsdurchschnitt wurden 2011 Überbrückungsaltersrenten an rund 
4.300 Rentner gezahlt und die durchschnittliche Höhe der Altersrente belief 
sich auf 2.325,– PLN (ca. 564 Euro). Die Ausgaben für die Auszahlung von 
Überbrückungsaltersrenten beliefen sich 2011 auf 116,4 Millionen PLN (ca. 
28 Millionen Euro)

03.3  Private Rentenversicherungssysteme

Die II. Säule wird durch privatrechtliche Träger, offene Pensionsfonds (Otwarte  
Fundusze Emerytalne – OFE) verwaltet. Ende 2011 gab es 14 dieser Fonds 
und sie hatten rund 15,5 Millionen sog. aktive Mitglieder, d. h. Personen, auf 
deren Konten Beiträge gebucht werden. Auch die III. Säule wird – ähnlich wie  
die II. Säule – durch private Träger verwaltet. Die Zugehörigkeit zur III. Säule 
ist vollständig freiwillig. Nach Absichten der Urheber der Reform soll sie in 
Zukunft höhere Altersrentenleistungen gegen einen zusätzlichen Beitrag sicher- 
stellen. Im Rahmen dieser III. Säule wurden insbesondere betriebliche Alters- 
sicherungspläne (Pracownicze Programy Emerytalne – PPE) verwirklicht. Bis 
zum Jahr 2011 wurden 1.116 solche Pläne aufgelegt, an denen etwa 344.640 
Personen teilnahmen.

Das neue System der Altersvorsorge beruht auf einer engeren Anbindung der  
Höhe der Leistung an die Höhe des tatsächlich gezahlten Beitrags. Es be- 
schränkt die Möglichkeit der Frühverrentung und schafft Anreize, die Rente 
erst zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch zu nehmen. Die Privilegien, die 
für einzelne Berufsgruppen im Rahmen des allgemeinen Systems der Alters- 
vorsorge nach dem alten System hinsichtlich der Bedingungen des Erwerbs 
des Altersrentenanspruchs bestanden, wurden abgeschafft. Eine wichtige 
qualitätsbezogene Änderung des Systems ist die Änderung der Finanzierungs- 
technik, d. h. mit der Kapitalisierung eines Teils des Beitrags für die gesetzliche  
Altersrentenversicherung soll die Rentenzahlung in Zukunft sichergestellt 
werden. Von dem gesamten Altersrentenbeitrag in Höhe von 19,52 Prozent 
werden 2,30 Prozent in die II. kapitalgedeckte Säule der Versicherung abge-
führt.

03.4  Weitere obligatorische oder freiwillige Sozialversicherungsarten

Pflichtversichert in der Unfallversicherung sind Personen, die in der Renten- 
versicherung versichert sind, z. B.: Arbeitnehmer, Auftragnehmer, Mitglieder 
von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, Gewerbetreibende 
außerhalb der Landwirtschaft sowie die mit ihnen zusammenarbeitenden 
Personen. Die Beiträge zur Unfallversicherung betragen derzeit zwischen 
0,40 bis 8,12 Prozent des Lohns. Sie werden vollständig vom Arbeitgeber ge- 
tragen. 

Eine Erwerbsminderungsrente steht dem Versicherten dann zu, wenn er kumu- 
lativ folgende Voraussetzungen erfüllt: wenn er erwerbsunfähig ist, wenn er 
die erforderlichen Beitrags- und beitragsfreien Zeiten vorweisen kann, d. h. 
mindestens fünf Versicherungsjahre (Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten) 
während der letzten zehn Jahre vor Beantragung der Erwerbsminderungsrente  
bzw. vor der Entstehung der Erwerbsunfähigkeit hat. Ist die Erwerbsminderung  
im Alter unter 30 entstanden, sind diese Zeiträume entsprechend kürzer und 
betragen von einem bis vier Jahre, wenn die Erwerbsminderung innerhalb der 
Beitrags- bzw. betragsfreien Zeiten entstanden ist, jedoch nicht später als 
innerhalb von 18 Monaten nach Ablauf dieser Zeit. Diese Voraussetzung be- 
trifft nicht Versicherte, deren Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten mindes-
tens 20 Jahren betragen (Frauen) bzw. 25 Jahre (Männer) und bei denen eine 
volle Erwerbsunfähigkeit vorliegt. 
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–  er kann Versicherungszeiten (Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten) von 
mindestens 20 Jahren bei Frauen und von 25 Jahren bei Männern nachweisen 

–  er leistete vor dem 01. Januar 1999 Arbeit unter besonderen Bedingungen 
und im besonderen Charakter 

–  er hat nach dem Jahr 2009 unter besonderen Arbeitsbedingungen gearbeitet  
bzw. ist einer besonderen Arbeit nachgegangen, und

–  er hat das Arbeitsverhältnis aufgelöst

Die Höhe dieser Vorruhestandsrente wird analog zur Höhe der neuen Alters- 
rente festgestellt, wobei immer die durchschnittliche weitere Lebenserwartung  
für Personen im Alter von 60 Jahren unterstellt wird, unabhängig von dem tat- 
sächlichen Alter des Renteneintritts. 

Der Anspruch auf die Überbrückungsaltersrente endet mit dem Tag vor dem 
Tag des Erwerbs des Rentenanspruchs und – wenn der Berechtigte keinen 
Anspruch auf die Altersrente hat – mit dem Vortag des Tages, an dem er das 
allgemeine Regelrentenalter erreicht. Die Überbrückungsaltersrenten (Früh- 
renten) werden zum größten Teil aus dem Staatshaushalt finanziert. Ein Teil 
der Kosten wird von den Arbeitgebern aus dem Beitrag gedeckt, der zum Über- 
brückungsaltersrentenfonds abgeführt wird, der 1,5 Prozent der Bemessungs- 
grundlage der Beiträge zur Rentenversicherung ausmacht.

Im Monatsdurchschnitt wurden 2011 Überbrückungsaltersrenten an rund 
4.300 Rentner gezahlt und die durchschnittliche Höhe der Altersrente belief 
sich auf 2.325,– PLN (ca. 564 Euro). Die Ausgaben für die Auszahlung von 
Überbrückungsaltersrenten beliefen sich 2011 auf 116,4 Millionen PLN (ca. 
28 Millionen Euro)

03.3  Private Rentenversicherungssysteme

Die II. Säule wird durch privatrechtliche Träger, offene Pensionsfonds (Otwarte  
Fundusze Emerytalne – OFE) verwaltet. Ende 2011 gab es 14 dieser Fonds 
und sie hatten rund 15,5 Millionen sog. aktive Mitglieder, d. h. Personen, auf 
deren Konten Beiträge gebucht werden. Auch die III. Säule wird – ähnlich wie  
die II. Säule – durch private Träger verwaltet. Die Zugehörigkeit zur III. Säule 
ist vollständig freiwillig. Nach Absichten der Urheber der Reform soll sie in 
Zukunft höhere Altersrentenleistungen gegen einen zusätzlichen Beitrag sicher- 
stellen. Im Rahmen dieser III. Säule wurden insbesondere betriebliche Alters- 
sicherungspläne (Pracownicze Programy Emerytalne – PPE) verwirklicht. Bis 
zum Jahr 2011 wurden 1.116 solche Pläne aufgelegt, an denen etwa 344.640 
Personen teilnahmen.

Das neue System der Altersvorsorge beruht auf einer engeren Anbindung der  
Höhe der Leistung an die Höhe des tatsächlich gezahlten Beitrags. Es be- 
schränkt die Möglichkeit der Frühverrentung und schafft Anreize, die Rente 
erst zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch zu nehmen. Die Privilegien, die 
für einzelne Berufsgruppen im Rahmen des allgemeinen Systems der Alters- 
vorsorge nach dem alten System hinsichtlich der Bedingungen des Erwerbs 
des Altersrentenanspruchs bestanden, wurden abgeschafft. Eine wichtige 
qualitätsbezogene Änderung des Systems ist die Änderung der Finanzierungs- 
technik, d. h. mit der Kapitalisierung eines Teils des Beitrags für die gesetzliche  
Altersrentenversicherung soll die Rentenzahlung in Zukunft sichergestellt 
werden. Von dem gesamten Altersrentenbeitrag in Höhe von 19,52 Prozent 
werden 2,30 Prozent in die II. kapitalgedeckte Säule der Versicherung abge-
führt.

03.4  Weitere obligatorische oder freiwillige Sozialversicherungsarten

Pflichtversichert in der Unfallversicherung sind Personen, die in der Renten- 
versicherung versichert sind, z. B.: Arbeitnehmer, Auftragnehmer, Mitglieder 
von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften, Gewerbetreibende 
außerhalb der Landwirtschaft sowie die mit ihnen zusammenarbeitenden 
Personen. Die Beiträge zur Unfallversicherung betragen derzeit zwischen 
0,40 bis 8,12 Prozent des Lohns. Sie werden vollständig vom Arbeitgeber ge- 
tragen. 

Eine Erwerbsminderungsrente steht dem Versicherten dann zu, wenn er kumu- 
lativ folgende Voraussetzungen erfüllt: wenn er erwerbsunfähig ist, wenn er 
die erforderlichen Beitrags- und beitragsfreien Zeiten vorweisen kann, d. h. 
mindestens fünf Versicherungsjahre (Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten) 
während der letzten zehn Jahre vor Beantragung der Erwerbsminderungsrente  
bzw. vor der Entstehung der Erwerbsunfähigkeit hat. Ist die Erwerbsminderung  
im Alter unter 30 entstanden, sind diese Zeiträume entsprechend kürzer und 
betragen von einem bis vier Jahre, wenn die Erwerbsminderung innerhalb der 
Beitrags- bzw. betragsfreien Zeiten entstanden ist, jedoch nicht später als 
innerhalb von 18 Monaten nach Ablauf dieser Zeit. Diese Voraussetzung be- 
trifft nicht Versicherte, deren Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten mindes-
tens 20 Jahren betragen (Frauen) bzw. 25 Jahre (Männer) und bei denen eine 
volle Erwerbsunfähigkeit vorliegt. 
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Die Beurteilung, ob eine Erwerbsminderung vorliegt, wird in Form eines Gut- 
achtens durch einen Gutachter der ZUS ermittelt. Der Gutachter beurteilt die 
Erwerbsminderung nach ihrem Grad.

Als eingeschränkt erwerbsfähig gilt jemand, der teilweise die Erwerbsfähigkeit  
aufgrund der Beeinträchtigung seiner Leistungsfähigkeit eingebüßt hat und 
bei dem nicht erwartet werden kann, dass er seine Arbeitsfähigkeit nach einer  
Umschulung wieder erlangt.

Voll erwerbsunfähig ist eine Person, bei der keine Fähigkeit zur Verrichtung 
irgendeiner Arbeit vorliegt. Teilweise vermindert erwerbsfähig ist eine Person,  
die – im beträchtlichen Maße – ihre Fähigkeit zur Verrichtung einer Arbeit, die  
ihrem Qualifikationsniveau entspricht, verloren hat. Die Erwerbsminderung 
wird für die Dauer von bis zu fünf Jahren oder für eine längere Zeit begutachtet,  
falls es keine positive Prognose über die Wiedererlangung der Erwerbsfähig-
keit vor Ablauf von fünf Jahren gibt. Die Rente steht für den Zeitraum der in der  
Begutachtung festgestellten Erwerbsminderung zu (dieser wird im Bescheid 
der ZUS genannt).

Die Erwerbsminderungsrente infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufs- 
krankheit steht unabhängig von der Länge der in der Unfallversicherung zurück- 
gelegten Versicherungszeiten sowie ungeachtet des Datums der Entstehung 
der Erwerbsminderung infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrank-
heit zu. 

Als Arbeitsunfall wird ein plötzliches Ereignis bezeichnet, das durch eine ex- 
terne Ursache herbeigeführt wurde, das eine körperliche oder psychische 
Verletzung oder den Tod herbeigeführt hat und das sich im Zusammenhang 
mit der Arbeit ereignete. Als Berufskrankheit wird eine Krankheit bezeichnet, 
die im Verzeichnis der Berufskrankheiten enthalten ist, wenn sie durch die Ein- 
wirkung von gesundheitsschädlichen Faktoren, die in der Arbeitsumgebung 
auftreten bzw. durch die Art und Weise der Arbeitsausführung verursacht 
wurde.

Die Erwerbsminderungsrente für eine voll vermindert erwerbsfähige Person 
beträgt 24 Prozent des Basisbetrags. Zudem werden 1,3 Prozent der Bemes- 
sungsgrundlage für jedes Jahr der Beitragszeiten hinzugerechnet sowie 0,7 Pro- 
zent der Bemessungsgrundlage für jedes Jahr der beitragsfreien Zeiten und 
0,7 Prozent der Bemessungsgrundlage für jedes zwischen der Stellung des 
Rentenantrags und dem Zeitpunkt der Vollendung des 60. Lebensjahrs durch  

den Antragssteller verstrichene Jahr des Zeitraums, der bis zu vollen 25 Jah- 
ren der Beitragszeiten und beitragsfreien Zeiten fehlt. 

Die Erwerbsminderungsrente, die aus der Unfallversicherung gezahlt wird, kann  
nicht weniger als 80 Prozent der Bemessungsgrundlage ausmachen, soweit die  
Bemessungsgrundlage der Leistung mit einem Faktor von höchstens 250 Pro- 
zent berechnet wurde. Die Erwerbsminderungsrente für teilweise vermindert er- 
werbsfähige Personen beträgt 75 Prozent der Erwerbsminderungsrente wegen  
voller Erwerbsminderung. Die Rente, die aus der Unfallversicherung gezahlt 
wird, beträgt mindestens 60 Prozent der Bemessungsgrundlage, soweit die 
Bemessungsgrundlage der Leistung mit einem Faktor von höchstens 250 Pro- 
zent berechnet wurde. Wird die erwerbsminderungsrentenberechtigte Person  
zusätzlich pflegebedürftig, so erhält sie zusätzlich zur Erwerbsminderungs-
rente noch eine Pflegezulage. 

Die Ausbildungsrente steht Personen zu, die die Voraussetzungen für die Be- 
willigung der Erwerbsminderungsrente erfüllen und bei denen die Zweckmäßig- 
keit einer Umschulung aufgrund der Erwerbsunfähigkeit in dem bisherigen Be- 
ruf festgestellt wurde. Die Ausbildungsrente wird für den Zeitraum von sechs 
Monaten gewährt. Er kann verkürzt oder verlängert werden. Der Zeitraum wird  
verkürzt, wenn für die betreffende Person keine Umschulungsmöglichkeit vor- 
handen ist oder wenn die Person sich an der Umschulungsmaßnahme nicht 
beteiligt.

Die Verlängerung des Zeitraums kann für die für berufliche Qualifizierungsmaß- 
nahmen erforderliche Zeit, maximal jedoch bis zu 30 Monate erfolgen. Die Aus- 
bildungsrente kann maximal 36 Monate lang bezogen werden.

Die Hinterbliebenenrente steht den Familienangehörigen einer Person zu, die 
zum Zeitpunkt ihres Todes über eine bereits festgestellte Altersrente (darunter  
Überbrückungsaltersrente) oder Erwerbsminderungsrente verfügte bzw. die 
Voraussetzungen zur Erlangung einer dieser Leistungen erfüllte. Bei der Prü- 
fung der Rentenberechtigung wird angenommen, dass die verstorbene Person  
voll vermindert erwerbsfähig war.

Auf die Hinterbliebenenrente haben auch berechtigte Familienangehörige der- 
jenigen Person Anspruch, die zum Todeszeitpunkt Vorruhestandsgeld bzw. 
Vorruhestandsleistungen bezog. In diesem Fall wird unterstellt, dass der Ver- 
storbene die Voraussetzungen für die Bewilligung der Erwerbsminderungsrente  
wegen voller Erwerbsminderung erfüllte. Kein Anspruch auf die Hinterbliebenen- 
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rente besteht aufgrund der Rente aus dem kapitalgedeckten Altersvorsorge-
vermögen. 

Einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente haben die eigenen Kinder, die Kinder  
des anderen Ehegatten, angenommene Kinder bis zur Vollendung des 16. Le- 
bensjahrs bzw. des 25. Lebensjahrs, wenn sie sich noch in einer Ausbildung 
befinden und unabhängig vom Alter, wenn bei ihnen eine volle Erwerbsunfähig- 
keit vor dem 16. Lebensjahr bzw. wenn sie sich noch in der Ausbildung be- 
finden vor der Vollendung des 25. Lebensjahrs festgestellt wurde. Hat ein Kind  
das 25. Lebensjahr während des letzten Studienjahrs an einer Hochschule 
vollendet, so verlängert sich der Rentenanspruch bis zum Ende dieses Studien- 
jahrs. Die Witwe (Witwer) hat einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente, wenn  
sie zum Zeitpunkt des Todes des Ehegatten das 50. Lebensjahr vollendete 
bzw. vermindert erwerbsfähig war, oder mindestens eines der Kinder, Enkel- 
kinder bzw. Geschwister erzieht, die zum Bezug einer Hinterbliebenenrente 
nach dem verstorbenen Ehegatten berechtigt sind, wenn es das 16. Lebens-
jahr nicht vollendet hat bzw. wenn es sich noch in einer Ausbildung befindet, 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, bzw. voll vermindert erwerbsfä-
hig ist.

Im Jahr 2011 bildeten Personen im Alter von über 65 Jahren die größte Gruppe  
der Hinterbliebenenrentenempfänger (etwa 60,1 Prozent), der Prozentsatz von  
Kindern, darunter von Schülern und Studierenden bis zum 24. Lebensjahr, be- 
trug insgesamt etwa 17,1 Prozent. 

Die Hinterbliebenenrente wird folgendermaßen ausgezahlt: Gibt es eine berech- 
tigte Person, so erhält diese 85 Prozent der Leistung, die dem Verstorbenen 
zustehen würde, bei zwei berechtigten Personen werden 90 Prozent der Leis- 
tung, die dem Verstorbenen zustehen würde, ausgezahlt, bei drei und mehr 
Personen 95 Prozent der Leistung, die dem Verstorbenen zustehen würde. 
Dabei steht allen anspruchsberechtigten Familienmitgliedern eine Gesamt- 
hinterbliebenenrente zu, die im Bedarfsfall zu gleichen Teilen unter die Berech- 
tigten geteilt wird. Ist der Anspruchsberechtigte zudem Vollwaise, so besteht 
ein Anspruch auf Vollwaisenbeihilfe. Der Mindestbetrag der Hinterbliebenen-
rente aus der Unfallversicherung beträgt 120 Prozent des Betrags der Min- 
desthinterbliebenenrente. Im Jahr 2011 wurden die Hinterbliebenenrenten an 
1.237,09 Tsd. Personen gezahlt, und die durchschnittliche Höhe der Hinterblie- 
benenrente betrug 1.540,79 PLN (ca. 374 Euro) monatlich.

Eine einmalige Entschädigung wegen eines Arbeitsunfalls steht einem Versi- 
cherten zu, der infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit eine 

bleibende oder anhaltende Beschädigung seiner Gesundheit erlitten hat. Eine  
bleibende Beschädigung der Gesundheit ist eine solche Beeinträchtigung der  
Leistungsfähigkeit des Körpers, die zu einer Behinderung der Körperfunktionen  
führt, wobei keine Prognose über eine Besserung gestellt werden kann. Eine 
anhaltende Beschädigung der Gesundheit ist eine solche Beeinträchtigung 
der Leistungsfähigkeit des Körpers, die zu einer Behinderung der Körperfunk- 
tionen für einen Zeitraum von über sechs Monaten führt, bei der jedoch eine 
Chance auf Besserung besteht. Die Höhe der Entschädigung ist von dem pro- 
zentualen Grad der Gesundheitsbeschädigung abhängig, der vom Gutachter 
von ZUS bzw. von dem Ärzteausschuss der ZUS-Anstalt ermittelt wird.

Im Jahr 2011 wird eine Entschädigung in Höhe von 645,– PLN (ca. 157 Euro) 
für jedes Prozent bleibender oder anhaltender Beschädigungen der Gesund-
heit an den Geschädigten gezahlt. Einer infolge einer Berufskrankheit oder 
eines Arbeitsunfalls voll erwerbsgeminderten und zum selbstständigen Le- 
bensunterhalt unfähigen Person steht eine einmalige Entschädigung in Höhe  
von 11.287,– PLN (ca. 2.740 Euro) zu. Einmalige Entschädigungen werden von  
der ZUS ausgezahlt und aus dem Sozialversicherungsfonds und aus der Staats- 
kasse finanziert. Im Jahr 2011 zahlte die ZUS 79.200 Entschädigungen im 
Gesamtvolumen von 324,5 Millionen PLN (ca. 78,8 Millionen Euro), darunter 
322,9 Millionen PLN (ca. 78,4 Millionen Euro), die aus dem Sozialversicherungs- 
fonds finanziert wurden. Die durchschnittliche Höhe der Entschädigung belief  
sich auf 4.098,32 PLN (ca. 995 Euro).
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Im Jahr 2004 trat das Gesetz über die Beschäftigungsförderung und die Arbeits- 
marktträger in Kraft. Es bestimmt die Aufgaben des Staates im Bereich der 
Beschäftigungsförderung, der sozialen Abfederung, der Folgen von Arbeits- 
losigkeit sowie der Berufsförderung. Die einzelnen Maßnahmen nach diesem 
Gesetz werden konkret auf der Grundlage des vom Ministerrat beschlossenen  
Nationalen Aktionsplans für Beschäftigung gefasst, der auch die Grundsätze 
zur Verwirklichung der Europäischen Beschäftigungsstrategie umsetzt. Zudem  
sind die Initiativen der Gebietskörperschaften auf der Ebene der Gemeinden, 
der Landkreise und der Woiwodschaften sowie die Initiativen der Sozialpartner  
maßgeblich.

Den Entwurf des Nationalen Aktionsplans bereitet der Arbeitsminister zusam- 
men mit dem Wirtschaftminister, dem Bildungsminister und dem Wissenschafts- 
minister vor und legt ihn zur Begutachtung dem Obersten Rat für Beschäftigung  
vor. Das Gesetz sieht eine Reihe von Instrumentarien im Bereich der Beschäfti- 
gungsförderung, der sozialen Abfederung der Folgen von Arbeitslosigkeit und  
der Berufsförderung vor. Dazu gehören u. a. die Arbeitsvermittlung, die Berufs- 
beratung und die Unterstützung bei der aktiven Arbeitssuche, Schulungen, 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, öffentliche Arbeiten, die Rückerstattung 
der Ausstattungskosten, so z. B. die Rückerstattung der Aufwendungen der 
Unternehmer für die Aufrüstung von Arbeitsplätzen für bislang Arbeitslose oder  
einmalige Finanzhilfen für Arbeitslose bei Existenzgründungen, Praktika für 
Schulabgänger, Sonderprogramme, Stipendien, Ausbildungszulagen, Arbeits- 
losengeld. Die Formen der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der Abfederung  
der Folgen von Arbeitslosigkeit werden aus dem Arbeitsfonds finanziert – in 
einer Höhe, die jedes Jahr im Haushaltsgesetz festgelegt wird. Diese beträgt 
seit 1999 unverändert die Höhe von 2,45 Prozent der Beitragsbemessungs-
grundlage der Rentenversicherung. 

Im Jahre 2010 machten diese Beiträge 78,3 Prozent der Einnahmen des Arbeits- 
fonds aus. Er wird weiter durch EU-Gelder finanziert (2010 –> 14,2 Prozent) und  
sonstige Erträge (2010 –> 7,5 Prozent). Die wichtigste Gruppe an Ausgaben in  
der Ausgabenstruktur des Arbeitsfonds bildeten im Jahre 2010 die Program-
me der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (52,7 Prozent) und die Ausgaben für 
das Arbeitslosengeld sowie Berufsförderungszulagen und Integrationsleistun-
gen (40,5 Prozent).

Das Arbeitslosengeld steht einer Person zu, die ihre Arbeit verloren hat, und 
mindestens 365 Tage während der letzten 18 Monate vor der Arbeitslosenmel- 
dung beim Arbeitsamt eine der folgenden Bedingungen erfüllte:

–  sie muss beschäftigt gewesen sein und eine Vergütung wenigstens in Höhe 
des Mindestlohns für die erbrachte Arbeitsleistung erhalten haben, für die 
eine Beitragspflicht zum Arbeitsfonds bestand 

–  die Arbeit aufgrund eines Vertrages über Heimarbeit erbrachte und daraus 
ein Einkommen wenigstens in Höhe des Mindestlohns erzielte

–  die Arbeit aufgrund eines Agenturvertrages oder eines Auftrags bzw. eines 
anderen Vertrages über die Erbringung von Leistungen erbrachte bzw. die 
bei der Ausführung solcher Verträge mitwirkte, wobei die Bemessungs-
grundlage für die Beiträge zu den Sozialversicherungen und zum Arbeits-
fonds wenigstens dem Mindestlohn entsprach

–  die als Gewerbetreibender außerhalb der Landwirtschaft Beiträge zu Sozial- 
versicherungen einzahlte, wobei die Bemessungsgrundlage für die Beiträge  
zu den Sozialversicherungen und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindest- 
lohn entsprach

–  die in Untersuchungshaft bzw. während des Verbüßens der Freiheitsstrafe 
Arbeit leistete, wobei die Bemessungsgrundlage für die Beiträge zu Sozial- 
versicherungen und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindestlohn entsprach

–  die als Mitglied in einer Agrar-Produktionsgenossenschaft Arbeit leistete, 
wobei die Bemessungsgrundlage für die Beiträge zu Sozialversicherungen 
und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindestlohn entsprach

–  die Beiträge zum Arbeitsfonds in Zusammenhang mit einer Beschäftigung 
oder mit der Ausübung einer anderen entgeltlichen Arbeit im Ausland bei 
einem ausländischen Arbeitgeber einzahlte

–  die im Zeitraum von 18 Monaten vor dem Tag der Anmeldung bei dem Kreis- 
arbeitsamt mindestens 365 Tage im Ausland beschäftigt war und nach Polen  
als Spätumsiedler (Repatriant) zurückgekommen ist

–  die in einem Dienstleistungsverhältnis beschäftigt war bzw. die eine andere  
entgeltliche Arbeit erbrachte und eine Vergütung oder ein Einkommen 
erzielte, für das eine Pflicht zur Abführung des Beitrags zum Arbeitsfonds 
besteht.

Vor dem Jahr 2010 wurde Arbeitslosengeld in folgender Höhe gewährt:

– 100 Prozent (Regelsatz) – 595,20 PLN (ca. 145 Euro)
– 80 Prozent (gemindert) – 476,20 PLN (ca. 116 Euro)
– 120 Prozent (angehoben) – 714,30 PLN (ca. 173 Euro)

Arbeitslosenunterstützung 04
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zu den Sozialversicherungen und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindest- 
lohn entsprach

–  die in Untersuchungshaft bzw. während des Verbüßens der Freiheitsstrafe 
Arbeit leistete, wobei die Bemessungsgrundlage für die Beiträge zu Sozial- 
versicherungen und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindestlohn entsprach

–  die als Mitglied in einer Agrar-Produktionsgenossenschaft Arbeit leistete, 
wobei die Bemessungsgrundlage für die Beiträge zu Sozialversicherungen 
und zum Arbeitsfonds wenigstens dem Mindestlohn entsprach

–  die Beiträge zum Arbeitsfonds in Zusammenhang mit einer Beschäftigung 
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Ab dem 01. Juni 2012 gelten neue Sätze für das nach dem 01. Januar 2010 be- 
willigte Arbeitslosengeld, die abhängig von der Beschäftigungszeit sind: 

–  100 Prozent (Regelsatz) bei einer Beschäftigungszeit von fünf bis 20 Jahren –  
794,20 PLN (ca. 193 Euro) während der ersten drei Monate, danach  
623,60 PLN (ca. 151 Euro)

–  80 Prozent (gemindert) bei einer Beschäftigungszeit unter fünf Jahren –  
635,– PLN (ca. 154 Euro) während der ersten drei Monate, danach 498,90 PLN  
(ca. 121 Euro).

–  Über 20 Jahre (angehoben) während der ersten drei Monate 953,10 PLN 
(ca. 231 Euro), danach 748,40 PLN (ca. 182 Euro). 

Die folgende Tabelle bietet einen Überblick über die Arbeitslosenquote in Polen.

Tabelle 03  

Die Arbeitslosenquoten in Polen im Überblick 

Jahr Quote %

2003 20,0

2004 19,1

2005 17,6

2006 14,9

2007 11,2

2008 9,5

2009 11,9

2010 12,3

2011 12,5
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01.1  Pflichten des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber ist nach dem ArbGB verpflichtet, den Arbeitnehmern sichere 
und hygienische Arbeitsbedingungen zu gewähren. Der Arbeitgeber haftet für 
den Stand des Arbeitsschutzes und der Arbeitshygiene in seinem Betrieb. 

Er ist verpflichtet, die Gesundheit und das Leben der Arbeitnehmer durch Gewäh- 
rung gefahrenfreier und hygienischer Arbeitsbedingungen unter entsprechender  
Anwendung der Errungenschaften der Wissenschaft und Technik zu schützen. 
Insbesondere ist der Arbeitgeber verpflichtet: 

–  die Arbeit so zu organisieren, dass gefahrenfreie und hygienische Arbeits-
bedingungen sichergestellt sind

–  sicherzustellen, dass im Betrieb die Vorschriften und Grundsätze des Arbeits- 
schutzes und der Arbeitshygiene beachtet werden, Anweisungen zu erteilen,  
Versäumnisse in diesem Bereich zu beseitigen sowie die Ausführungen die-
ser Anweisungen zu kontrollieren

–  sicherzustellen, dass Anweisungen, Anregungen, Entscheidungen und An- 
ordnungen der für die Überwachung der Arbeitsbedingungen zuständigen 
Organe beachtet werden

–  sicherzustellen, dass die Anweisungen des sozialen Arbeitsinspektors 
beachtet werden

Außerdem sind der Arbeitgeber sowie diejenige Person, welche die Arbeitneh- 
mer leitet, verpflichtet, die Vorschriften des Arbeitsschutzes, darunter die 
Vorschriften und die Grundsätze über die Vermeidung der Gefährdungen am 
Arbeitsplatz und über die Arbeitshygiene in einem zur Erfüllung ihrer Pflichten 
unerlässlichen Umfang zu kennen.

01.2  Pflichten des Arbeitnehmers

Die Beachtung der Vorschriften und der Grundsätze des Arbeitsschutzes und  
der Arbeitshygiene ist eine grundsätzliche Pflicht des Arbeitnehmers. Er hat 

insbesondere auch die Arbeitsordnung zu befolgen, in der die Rechte und 
Pflichten des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer im Betrieb konkretisiert 
werden. In der Arbeitsordnung werden die Pflichten im Bereich der Arbeits- 
sicherheit und -hygiene festgelegt sowie im Bereich des Feuerschutzes, da- 
runter auch die Art und Weise der Benachrichtigung der Arbeitnehmer über 
das Berufsrisiko, das mit der ausgeübten Arbeit im Zusammenhang steht. Wenn  
die Arbeitsbedingungen den Vorschriften über den Arbeitsschutz und der Ar- 
beitshygiene nicht entsprechen und eine unmittelbare Gefährdung für die 
Gesundheit oder das Leben des Arbeitnehmers besteht oder wenn die durch 
ihn geleistete Arbeit diese Gefahren für Dritte verursacht, so hat der Arbeitneh- 
mer das Recht, die Ausführung der Arbeit zu unterlassen, worüber er seine 
Vorgesetzten unverzüglich zu benachrichtigen hat. 

01.3  Rechte und Pflichten staatlicher Behörden

Die Staatliche Arbeitsinspektion übt die Aufsicht und Kontrolle über die Ein- 
haltung des Arbeitsrechts, darunter der Vorschriften und Grundsätze der Ar- 
beitssicherheit und -hygiene, aus.

Die Staatliche Sanitäre Inspektion hingegen übt die Aufsicht und Kontrolle 
über die Einhaltung der Grundsätze, der Vorschriften der Arbeitshygiene und 
der Arbeitsplatzbedingungen aus. 

Die Behörden haben Kontrollrechte in diesem Bereich, u. a. können sie einen 
Betrieb inspizieren. Werden Verstöße festgestellt, so kann die Behörde ein 
Bußgeld verhängen oder weitere Maßnahmen treffen. 
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02.1  Übernahme der EG-Richtlinien zur Arbeitssicherheit

Die EG-Richtlinien zur Arbeitssicherheit wurden in polnisches Recht umge- 
setzt. Dies gilt insbesondere auch für die:

–  EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz – Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 
12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung  
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit.  
Ergänzung durch Richtlinie 89/654/EWG zu Arbeitsstätten und Richtlinie 
89/655/EWG zu Arbeitsmitteln

–  EG-Richtlinie Bildschirmarbeit – Richtlinie 90/270/EWG des Rates vom  
29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des  
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten

–  EG-Richtlinie Chemische Arbeitsstoffe – Richtlinie 2006/15/EG vom 02. Fe- 
bruar 2006 zur Festlegung einer zweiten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenz-
werten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung  
der Richtlinien 91/322/EWG und 2000/39/EG

–  EG-Richtline Dienstleistungen im Binnenmarkt – Richtlinie 2006/123/EG des  
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006

–  EG-Richtlinie Elektromagnetische Felder (Berichtigung) – Richtlinie 2004/40/EG  
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Min- 
destvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer  
vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (elektromagnetische 
Felder)

–  EG-Richtlinie Feinstaub – Richtlinie 1999/30/EG des Rates vom 22. April 1999  
über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, 
Partikel und Blei in der Luft

–  EG-Richtlinie Künstliche Optische Strahlung – Richtlinie 2006/25/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 05. April 2006 über Mindestvor-
schriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor 
der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (künstliche optische 
Strahlung) 

–  EG-Richtlinie Lastenhandhabung – Richtlinie 90/269/EWG des Rates vom 
29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung von Lasten, die für  

die Arbeitnehmer insbesondere eine Gefährdung der Lendenwirbelsäule mit 
sich bringt

–  EG-Richtlinie Lärm – Richtlinie EU 2003/10/EG des Rates vom 06. Februar 
2003 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm)

–  EG Richtlinie Maschinen – Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung 
der Richtlinie 95/16/EG

–  EG-Richtlinie Unterrichtung und Anhörung – Richtlinie 2002/14/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft

–  EG-Richtlinie Vibrationen – Richtlinie EU 2002/44/EG des Rates vom 25. Juni  
2002 über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit 
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen 
(Vibrationen) u. a.

02.2  Sanktionen

Wegen der Nichteinhaltung durch den Arbeitnehmer der Vorschriften über die  
Arbeitssicherheit und -hygiene oder der Feuerschutzvorschriften, der ungerecht- 
fertigten Entfernung vom Arbeitsplatz, des Erscheinens in der Arbeit im Zustand  
der Trunkenheit sowie wegen des Konsums von Alkohol während der Arbeitszeit  
kann der Arbeitgeber auch eine Geldstrafe verhängen.

Die Geldstrafe für eine Überschreitung dieser Regeln darf die Vergütung des 
Arbeitnehmers für einen Arbeitstag und die Gesamtgeldstrafe 1/10 des dem 
Arbeitnehmer zur Verfügung stehenden Gehalts nicht überschreiten. Gleiches  
gilt auch für eine Geldstrafe für einen Tag unentschuldigter Abwesenheit von 
der Arbeit. 

Die Einnahmen aus Geldstrafen sind für die Verbesserung der Bedingungen 
der Arbeitssicherheit und -hygiene zu verwenden.

Auch gegen den Arbeitgeber kann eine Geldstrafe für die Nichteinhaltung der  
sicheren und hygienischen Arbeitsbedingungen verhängt werden. Die einzelnen  
Straftatbestände sind im ArbGB detailliert beschrieben. 

Wer für den Stand der Arbeitssicherheit und -hygiene in einem Betrieb verant- 
wortlich ist oder Arbeitnehmer leitet und dabei die Vorschriften oder Grundsätze  
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Die Einnahmen aus Geldstrafen sind für die Verbesserung der Bedingungen 
der Arbeitssicherheit und -hygiene zu verwenden.

Auch gegen den Arbeitgeber kann eine Geldstrafe für die Nichteinhaltung der  
sicheren und hygienischen Arbeitsbedingungen verhängt werden. Die einzelnen  
Straftatbestände sind im ArbGB detailliert beschrieben. 

Wer für den Stand der Arbeitssicherheit und -hygiene in einem Betrieb verant- 
wortlich ist oder Arbeitnehmer leitet und dabei die Vorschriften oder Grundsätze  
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von Arbeitssicherheit und -hygiene nicht beachtet, wird mit einer Geldstrafe 
bestraft.

Dieselbe Strafe kann gegen einen Arbeitgeber verhängt werden, der nicht mit 
der staatlichen Arbeitsinspektion zusammenarbeitet. Konkret kann diese Strafe  
verhängt werden, wenn pflichtwidrig innerhalb von 30 Tagen nach der Aufnah- 
me der Tätigkeit der zuständige Arbeitsinspekteur und der zuständige Staat- 
liche Sanitärinspekteur nicht über Ort, Art, Umfang der Tätigkeit benachrichtigt  
wird oder wenn keine Mitteilung über die Änderung von Ort, Art und Umfang 
der Tätigkeit, insbesondere über die Ausrichtung der Produktion oder über die  
Änderung der Produktionstechnologie gemacht wird, oder wenn die Änderung  
der Produktionstechnologie eine Vergrößerung der Gesundheitsgefährdung 
für die Arbeitnehmer verursachen kann.

Ebenfalls mit Geldstrafe wird bestraft, wer pflichtwidrig nicht sicherstellt, dass  
der Bau oder der Umbau eines Bauwerks oder seines Teils, in dem Arbeits- 
räume vorgesehen sind, aufgrund von Entwürfen durchgeführt werden, die  
den Anforderungen an die Arbeitssicherheit und -hygiene entsprechen und 
durch die hierzu berechtigten Sachverständigen zustimmend begutachtet 
wurden, oder wer pflichtwidrig Arbeitsplätze mit Maschinen und anderen tech- 
nischen Anlagen ausstattet, die keine erforderliche Zertifizierung haben, oder  
wer pflichtwidrig einem Arbeitnehmer Mittel zum individuellen Arbeitsschutz 
bereitstellt, die keine erforderliche Zertifizierung haben. 

Auch mit Geldstrafe wird bestraft, wer pflichtwidrig Materialien und techno- 
logische Prozesse anwendet, ohne zuvor das Ausmaß der Schädlichkeit für 
die Gesundheit von Arbeitnehmern festzustellen und wer, ohne angemessene 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, chemische Substanzen und Mittel verwendet,  
die nicht so gekennzeichnet sind, dass die Kennzeichnung sichtbar ist und 
ihre Identifizierung ermöglicht wird, ebenso, wer gefährliche chemische Sub- 
stanzen verwendet, die weder eine Karte ihrer Eigenschaften noch Verpa- 
ckungen haben, die vor ihrer schädlichen Wirkung, vor Brand oder Explosion 
schützen.

Außerdem wird mit einer Geldstrafe bestraft, wer pflichtwidrig den zuständigen  
Arbeitsinspekteur, Staatsanwalt oder ein anderes zuständiges Organ über 
einen tödlichen, schweren oder Massenarbeitsunfall oder über jeden anderen  
Unfall, der im Zusammenhang mit der Arbeit steht und die genannten Folgen 
verursacht hat, sofern er als Arbeitsunfall anerkannt werden kann, nicht unter- 
richtet, eine Berufskrankheit oder einen entsprechenden Verdacht nicht meldet,  
einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit nicht offenbart oder wahrheits-

widrige Auskünfte über solche Unfälle oder Krankheiten erteilt oder hierzu wahr- 
heitswidrige Beweise oder Urkunden vorlegt, die Anordnungen des Arbeits- 
inspekteurs nicht innerhalb der festgelegten Frist erfüllt, die Tätigkeit der 
Staatlichen Arbeitsinspektion behindert, und insbesondere die Besichtigung 
des Betriebs verhindert oder die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
Auskünfte verweigert u. a.

02.3  Betriebliche Gesundheitspflege

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, die Berufskrankheiten  
und anderen in Zusammenhang mit der Arbeit stehenden Krankheiten vor- 
beugen. Er ist insbesondere verpflichtet, denjenigen Arbeitnehmern, die unter  
besonders belastenden Bedingungen beschäftigt werden, kostenlose, ange- 
messene Mahlzeiten und Getränke zu gewähren, sofern dies aus Gründen der  
Prophylaxe unerlässlich ist. Der Arbeitgeber ist außerdem verpflichtet, Arbeit- 
nehmern angemessene sanitäre Einrichtungen, die unerlässlichen Mittel der 
persönlichen Hygiene sowie die Mittel für die Erste-Hilfe-Versorgung bereit- 
zustellen. 
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Nützliche Adressen

Botschaft der Republik Polen in der 
Bundesrepublik Deutschland
Konsularabteilung

Richard-Strauss-Straße 11
14193 Berlin-Grunewald

Telefon 030-22 31 30
Telefax 030-22 31 32 12
berlin.amb.wk@msz.gov.pl

www.botschaft-polen.de

Wirtschafts- und Handelsabteilung  
der Botschaft der Republik Polen in 
Deutschland

Telefon 030-229 27 39 
Telefax 030-229 24 51
 
www.wirtschaft-polen.de

Ost- und Mitteleuropa Verein e. V.

Ferdinandstr. 36
20095 Hamburg

Telefon 040-33 89 45 
Telefax 040-32 35 78 
info@o-m-v.org 

www.omv.de

Deutsch-Polnische Juristen- 
Vereinigung e. V.
Geschäftsstelle

Minoritenweg 25
93047 Regensburg

info@dpjv.de

Weiterführende InformationenWeiterführende Informationen

Weiterführende Informationen

Ambasada Republiki Federalnej Niemiec 
(Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in Polen)

ul. Jazdów 12
00-467 Warszawa

Telefon +48 (0)22-584 17 00 
Telefax +48 (0)22-584 17 39
 
www.warschau.diplo.de

Ministerstwo Gospodarki  
(Wirtschaftsministerium)

pl. Trzech Krzyzy 3/5
00-507 Warszawa 

Telefon +48 (0)22-693 50 00 
Telefax +48 (0)22-693 40 48
 
www.mg.gov.pl

Polsko-Niemiecka Izba Przemystowo-
Handlowa (Deutsch-Polnische IHK)

ul. Miodowa 14
00-246 Warszawa

skr. poczt. 62
00-952 Warszawa

Telefon +48 (0)22-531 05 00 
Telefax +48 (0)22-531 06 00 
ib@ahk.pl
 
www.Ihk.pl

Ministerstwo Pracy i Polityki Społecznej 
(Ministerium für Arbeit und Soziales)

ul. Nowogrodzka 1/3/5
00‐513 Warszawa

Telefon +48 (0)22-661 10 00
Telefax +48 (0)22-661 13 36
info@mpips.gov.pl

www.mpips.gov.pl

Panstwowa Inspekcja Pracy  
(Staatliche Arbeitsinspektion)

ul. Krucza 38/42
00-926 Warszawa 

Telefon +48 (0)22-420 34 88 
kancelaria@gip.pl

www.pip.gov.pl

Sąd Okręgowy w Warszawie 
(Arbeitsgericht)

XII Wydzial Pracy
AI. Solidarności 127
00-951 Warszawa 

Telefon +48 (0)22-440 11 29
Telefax +48 (0)22-440 10 39

www.warszawa.so.gov.pl/xii-wydzial- 
pracy.html

Centrala Zakładu Ubezpieczeń 
Społecznych (ZUS) (Zentrale der 
Sozialversicherungsanstalt)

ul. Szamocka 3, 5
01-748 Warszawa

Telefon +48 (0)22-667 10 00
Telefax +48 (0)22-667 14 18 
    +48 (0)22-667 14 19

www.zus.pl/default.asp?p=1&id=1445

Polskie Centrum Badań i Certyfikacji S. A.  
(Polnisches Zentrum für Prüfung und 
Zertifizierung)

ul. Klobucka 23a
02-699 Warszawa

Telefon +48 (0)22-464 52 00

www.pcbc.gov.pl 

Polsko-Niemieckie Towarzystwo 
Wspierania Gospodarki 
(Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft)

ul. Kobylogórska 68
66-400 Gorzów Wlkp.

Telefon +48 (0)95-720 83 40
Telefax +48 (0)95-720 83 41
twg@twg.pl

www.twg.pl

PKPP Lewiatan (Polish Confederation of 
Private Employers Lewiatan)

Warsaw Office
6 Klonowa Street
00-591 Warszawa

Telefon +48 (0)22-845 95 50
Telefax +48 (0)22-845 95 51
lewiatan@pkpplewiatan.pl

www.pkpplewiatan.pl/en
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http://www.warschau.diplo.de/contentblob/ 
3184466/Daten/1355615/AHK_Broschuere_ 
dl.pdf 

–  Franek, J.: Das Arbeitsrecht in Polen. Inter- 
nationale Wirtschafts-Briefe. März 2000, 
Nr. 5, S. 255.

–  Kamphoff, B.: Europäische grenzüberschrei- 
tende Entsendung von deutschen Arbeit- 
nehmern in EU- und Nicht-EU-Staaten. 
Eine allgemeine Darstellung sowie einge- 
hende Erörterung in Bezug auf die Repu- 
bliken Irland und Polen, Schriftenreihe  
arbeitsrechtliche Forschungsergebnisse, 
Hamburg, 2003.

Die folgenden Loseblattsammlungen enthal- 
ten sowohl Übersetzungen polnischer Ge- 
setze als auch systematische Einleitungen zu  
den einzelnen Rechtsgebieten:

Literatur 32 

Zum polnischen Arbeitsrecht liegt eine gewis- 
se Literatur in deutscher Sprache vor. Aktuell,  
wenn auch meist recht speziell in ihrer Frage- 
stellung, sind Aufsätze zum polnischen Ar- 
beitsrecht. Aufsatzliteratur zum polnischen 
Recht findet sich in den einschlägigen ost- 
rechtlichen Fachzeitschriften:

–  JOR – Jahrbuch für Ostrecht (zweimal 
jährlich)

–  Osteuropa Recht (OER) (sechsmal jährlich)
–  Recht in Ost und West (ROW) (zehnmal 

jährlich); zum Jahresende 1998 eingestellt
–  WGO (sechsmal jährlich)
–  WiRO – Wirtschaft und Recht in Osteuropa 

(monatlich)

Kurze Beiträge und Urteilsbesprechungen 
auch zum Arbeitsrecht erscheinen zudem in:

–  eastlex (viermal jährlich)

Speziell für arbeits- und sozialrechtliche Fra- 
gestellungen ist auch von Interesse, wenn- 
gleich nicht mit einem polnischen oder ost- 
europäischen Schwerpunkt:

–  Zeitschrift für ausländisches und 
internationales Arbeits- und Sozialrecht

32 Die angeführte Literatur diente auch als Quelle für den vorliegenden Beitrag.

Quellenverzeichnis

Auch die gängigen Fachzeitschriften zum deut- 
schen Arbeitsrecht bringen bisweilen Aufsätze  
zum polnischen Arbeitsrecht. Eine regelmä- 
ßige Chronik der Rechtsentwicklung, in der 
die wichtigsten Gesetze und Gerichtsentschei- 
dungen kurz vorgestellt werden, bieten:

–  WiRO – Wirtschaft und Recht in Osteuropa  
(monatlich)

–  Osteuropa Recht (OER) (dreimal jährlich in 
den geraden Heftnummern), Chronik 
wurde zum Jahresende 2006 eingestellt

Darüber hinaus enthält der 1. Halbband ei- 
nes jeden Jahrbuchs für Ostrecht (JOR) eine  
Zusammenfassung der wichtigsten rechtlichen 
Entwicklungen des Vorjahrs. Die Chroniken in  
WiRO und JOR sind nach Rechtsgebieten ge- 
gliedert, was das Auffinden speziell arbeits- 
rechtlicher Eintragungen sehr erleichtert.

Die wichtigste deutsch- und englischspra-
chige Literatur zum polnischen Arbeitsrecht:

–  Braun, S.: Polnisches Arbeitsrecht – ein 
Überblick. Stand: aktualisiert, August 2008.

–  Deutsch-Polnische Industrie- und Handels- 
kammer, Broschüre: Beschäftigung von 
deutschen Staatsangehörigen in Polen. 

–  Breidenbach, S. / Brockhuis, J. (Hrsg.): 
Länderteil Polen. In: Breidenbach, S. (Hrsg.):  
Handbuch Wirtschaft und Recht in Ost- 
europa (WiRO-Handbuch), Band 4, Lose- 
blattsammlung, Beck Verlag, München 
seit 1993.

–  Małyszek, S.: Polnisches Arbeits- und So- 
zialversicherungsrecht. Warschau, 2009. 

–  Sieg, R. / Prujszczyk, M.: Arbeitsrecht in 
Polen. 2. Aufl., Heidelberg u. a., 2005.

–  Siporska, A.: Abteilung für Internationale 
Zusammenarbeit der Sozialversicherungs-
anstalt, Sozialversicherung in Polen, Infor- 
mationen, Fakten (Broschüre der polnischen  
Sozialversicherungsanstalt), Zakład 
Ubezpieczeń Społecznych, Warszawa, 2011.
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